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VORWORT 

Die vorliegende Arbeit stellt das Problem der deutschen Zivilverwaltung und 
der Judenverfolgung im Generalgouvernement in den Mittelpunkt. Diese Frage­
stellung ist in der Historiographie des Holocaust und der deutschen Besatzungs­
politik im besetzten Polen ein zentrales Problem, das in der bisherigen For­
schung sehr wenig erfaßt worden ist. Die vorliegende Arbeit schließt diese 
Forschungslücke. 

Die Arbeit hätte nicht erstellt werden können ohne die Unterstützung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung und des Deutschen Historischen Instituts Warschau, 
die mir Promotionsstipendien gewährt haben. Zu Dank bin ich Prof. Dr. Her­
bert Obenaus und Prof. Dr. Rex Rexheuser für die Betreuung der Arbeit ver­
pflichtet. 

Viele Personen halfen mir bei meinen ausgedehnten Quellenrecherchen. Be­
sonders waren die Archivarinnen und Archivare in Deutschland und Polen bei 
der Materialsuche behilflich; stellvertretend für alle sei Dr. Stanisław Biernacki 
genannt, der ehemalige Direktor des Archivs der Hauptkommission zur Unter­
suchung der Verbrechen am Polnischen Volk in Warschau. 

Weitere Hilfe, Anregung und Kritik kamen von Peter Witte (Hemer), Dr. Vol­
ker Rieß (Ludwigsburg), Dr. Dieter Pohl (München), Dr. Thomas Sandkühler 
(Bielefeld) und Michael Alberti (Stuttgart). Dr. Horst Berndt (Alfeld) hat in be­
währter kritischer Weise das ganze Manuskript gelesen. In dieser Hinsicht habe 
ich auch Brigitte und Werner Wölk (Potsdam) sowie Frau Petra Thomas (Berlin) 
viel zu verdanken. 

Für die Aufnahme in die Reihe des DHI „Quellen und Studien" sowie die 
sorgfältige Betreuung der Drucklegung weiß ich mich Prof. Klaus Ziemer und 
Dr. Almut Bues verpflichtet. 

Allen, die zum Gelingen der Arbeit beigetragen haben, sei an dieser Stelle 
noch einmal herzlich gedankt. Dieses Buch widme ich dem Andenken an mei­
nen tragisch verstorbenen Bruder Sławomir. 





EINLEITUNG 

Die internationale Zeitgeschichtsforschung beschäftigt sich seit 1945 nahezu 
ununterbrochen mit der Judenverfolgung während des Zweiten Weltkrieges. 
Ein Merkmal der westlichen, besonders der deutschen Forschung ist ihre eigen­
tümliche Dichotomie. So erschienen und erscheinen zur Geschichte der NS-Ju-
denverfolgung in Deutschland eine Fülle von Arbeiten. Es wurden zahlreiche 
Regionalstudien angefertigt, die sich auch mit kleinsten jüdischen Gemeinden 
beschäftigten. In dieser Fülle und Tiefe sind sie zwar für die regionale Ge­
schichte durchaus von Bedeutung, sie tragen aber wenig zur Gesamtgeschichte 
des Holocaust bei, so daß hier eine Art Leerlauf zu verzeichnen ist. 

Im krassen Gegensatz dazu steht der Wissensstand über die Judenverfolgung 
im Osten wie beispielsweise im besetzten Polen. In Polen haben aber vor 1939 
die meisten Juden Europas gelebt, und dort befanden sich auch alle, insgesamt 
fünf, Vernichtungslager, in denen der Massenmord vollzogen wurde. Über die 
Vorgänge im besetzten Polen, über das Schicksal der dortigen Juden, über die 
Institutionen und ihre Mitarbeiter, die für die Verfolgung der polnischen Juden 
verantwortlich waren, weiß man bis heute erstaunlich wenig, wenn man als 
Maßstab den Stand der Forschung zur Judenverfolgung in Deutschland anlegt. 
Um ein Beispiel zu nennen, es gibt nur einen einzigen, polnischsprachigen Auf­
satz vom Jahre 1957 über die Geschichte der Judenverfolgung im Distrikt Ra­
dom, in dem 1940 etwa 380.000 Juden gelebt haben. Der Distrikt Radom war 
etwa so groß wie das heutige Land Hessen. Hier lebten doppelt so viele Juden 
wie im Reich in den Grenzen von 1937. 

Seit einigen Jahren zeichnet sich eine neue Entwicklung in der deutschen Ho­
locaust-Forschung ab. Eine Reihe vor allem junger Historiker beschäftigt sich 
nun mit der deutschen Besatzungspolitik und der Judenverfolgung in verschie­
denen Regionen Osteuropas. Einige Arbeiten sind bereits erschienen, andere 
werden vorbereitet. Diese empirischen Beiträge bringen neue Impulse in die seit 
Jahrzehnten dauernde wissenschaftliche Diskussion über Ingangsetzung und 
Ablauf des Holocaust sowie über Motivation und Verhalten der Täter. 

Die vorliegende Arbeit fügt sich in den neuen Forschungstrend ein und be­
schäftigt sich mit der Judenverfolgung im besetzten Polen. Die meisten polni­
schen Juden lebten während der deutschen Besatzung auf dem Gebiet des soge­
nannten Generalgouvernements (GG), das sich aus den Gebieten des von 
Deutschland besetzten Polen zusammensetzte, die nicht in das Reich eingeglie-
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dert wurden. Das GG wurde verwaltungsmäßig in vier, ab Juli 1941 in fünf Di­
strikte gegliedert, die jeweils in mehrere Kreise unterteilt waren. Der wichtigste 
Bestandteil des deutschen Besatzungsapparates im GG war neben dem SS- und 
Polizeiapparat und der Wehrmacht die deutsche Zivilverwaltung, die nach einer 
kurzen Periode der Militärverwaltung aufgebaut wurde. Die vorliegende Arbeit 
setzt sich zum Ziel, der antijüdischen Politik der Zivilverwaltung am Beispiel 
des Distrikts Lublin nachzugehen. 

Ziele und Aufbau der Arbeit und methodische Probleme 

Auf der Basis des umfangreichen Quellenmaterials widmet sich die vorliegende 
Untersuchung vorwiegend dem Teil der Judenverfolgung im GG, für den die zi­
vilen Behörden verantwortlich zeichneten. Die Rolle der SS und Polizei wird nur 
insofern erörtert, als es unerläßlich ist. Es geht hier nicht darum, die gesamte 
Geschichte der Judenverfolgung im Generalgouvernement darzustellen, son­
dern den Anteil der deutschen Zivilverwaltung daran, inwieweit sie die antijüdi­
sche Politik beeinflußte und vjor allem inwieweit sich diese Institution an dem 
Massenmord an polnischen Juden beteiligte. 

Die vorliegende Arbeit ist als Regionalstudie konzipiert, weil eine eingehende 
Untersuchung der unteren Instanzen und deren antijüdische Maßnahmen für 
das gesamte GG im vorgegebenen Rahmen undurchführbar wäre. Wenn jedoch 
parallele Entwicklungen in anderen Distrikten auf Grund des in dem Rahmen 
dieser Arbeit ausgewerteten Quellenmaterials festgestellt werden, wird dies 
durchaus thematisiert. 

Die Untersuchung gliedert sich in drei Teile: 
In Teil I werden Aufbau, Struktur, Kompetenzen und Funktionieren der Zivil­
verwaltung im GG untersucht. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf den regiona­
len Instanzen, d. h. der Distrikts- und Kreisebene am Beispiel des Distrikts Lu­
blin, wofür Grundlagenforschung geleistet werden mußte. Diese Analyse liefert 
den biographisch-institutionellen Hintergrund für die nachfolgenden Kapitel. 
Es geht darum festzustellen, welche Instanzen und Personengruppen innerhalb 
der Zivilverwaltung für welche Bereiche der antijüdischen Politik zuständig wa­
ren. Vorrangig wird hierbei die Institution der Kreishauptleute behandelt, weil 
diese maßgeblich die praktische Politik gegenüber den Juden im GG beeinfluß­
ten. 

In Teil II wird auf die antijüdische Politik der Zivil Verwaltung vom Herbst 
1939 bis Ende 1941 eingegangen. Zunächst wird die Ausgangslage und Ent­
wicklung geschildert, die dazu führten, daß die Zivilverwaltung bis zum Som-
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mer 1940 alle Kompetenzen für die Judenangelegenheiten erlangte. Als nächstes 
werden Isolierungsmaßnahmen, Zwangsarbeit, Deportationen, Ausschaltung 
der Juden aus der Wirtschaft und die Instanzen, die hierfür zuständig waren, be­
sprochen. Anschließend werden die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die 
jüdische Bevölkerung und die Reaktion der zivilen Behörden erörtert. Abschlie­
ßend wird in diesem Teil das deutsche Bild des polnischen Juden und das 
„außerdienstliche" Verhalten der im GG eingesetzten Deutschen gegenüber Ju­
den behandelt. 

In Teil III wird die Beteiligung der Zivilverwaltung an dem Massenmord an 
Juden im GG untersucht. Hier liegt auch der Schwerpunkt dieser Untersuchung. 
Zunächst werden hier der Entschluß und die Motive zu diesem Genozid analy­
siert. Als nächstes wird versucht, die Vorbereitungen und die Zusammenarbeit 
der zivilen Behörden mit dem SS- und Polizeiapparat bei den Deportationen in 
die Vernichtungslager im Distrikt Lublin zu rekonstruieren. Dabei ist vor allem 
auf die Rolle der Kreishauptleute und der Abteilung Bevölkerungswesen und 
Fürsorge einzugehen. Anschließend wird der Verlust der Kompetenz der Zivil­
verwaltung für die Judenangelegenheiten im Sommer 1942 abgehandelt. Dem 
folgt die Frage, welche Rolle das „Judenproblem" für die zivilen Behörden 
spielte, nachdem sie die Kompetenzen hierfür verloren hatten und die meisten 
Juden im GG bereits ermordet worden waren. Ein sehr wichtiger Aspekt ist da­
bei die „dienstliche" Haltung der Mitarbeiter der Zivilverwaltung, die an dem 
Massenmord beteiligt waren, sowie die „außerdienstliche" Reaktion der im GG 
eingesetzten Deutschen auf das Genozid. 

Abschließend soll versucht werden, eine Bilanz der antijüdischen Politik der 
deutschen Zivilverwaltung im Distrikt Lublin zu ziehen und noch einmal die 
Motive zu dem Genozid zu diskutieren. Zum Schluß wird auf das Nachkriegs­
schicksal der ehemaligen Beamten und Angestellten aus dem GG, ihre Bestra­
fung und ihre Nachkriegskarrieren, eingegangen. Kurze Biographien der für 
diese Untersuchung wichtigen GG-Beamten bringt ein Anhang, um den eigentli­
chen Text zu entlasten. 

Die vorliegende Arbeit versteht sich als empirischer Beitrag zur deutschen Be­
satzungspolitik und zum Holocaust in Osteuropa. Sie fügt sich in einen seit eini­
gen Jahren andauernden Forschungstrend ein, in dessen Rahmen die einzelnen 
Regionen Osteuropas und ihre Besatzungsgeschichte erforscht werden. Die Un­
tersuchung greift auch die aktuelle Diskussion über Motivation und Verhalten 
der Deutschen auf, die sich an dem Massenmord an Juden entweder direkt oder 
indirekt beteiligten oder Augenzeugen dieses Verbrechens waren. Zum ersten 
Mal wird hier gesondert eine Institution des deutschen Besatzungsapparates im 
Osten und ihre antijüdische Politik untersucht. 
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Der biographisch-institutionelle Aspekt spielt in dieser Untersuchung eine 
sehr wichtige Rolle. So soll zunächst festgestellt werden, welche Institutionen in 
dem zivilen Behördenapparat für welche Bereiche der antijüdischen Politik ver­
antwortlich waren. Der nächste Schritt ist, die personelle Zusammensetzung 
dieser Institutionen möglichst genau zu rekonstruieren. Denn um das Handeln 
der Täter zu begreifen, muß man gleichzeitig die zu dieser Zeit bestehenden 
Rahmenbedingungen rekonstruieren wie auch die Denkweise, die Ideologie und 
die Sozialisierungsmuster der Handelnden. Erst dann hat man die Chance, be­
stimmte Sachfragen zu klären, wenn es gelingt, sich in die Gedankenwelt der 
Handelnden und in die damals herrschenden Verhältnisse hineinzuversetzen. 
Hierbei muß ausdrücklich hervorgehoben werden, daß es darum geht, das Han­
deln der Täter zu erklären, aber nicht, es zu rechtfertigen. Eine verbrecherische 
Handlung gedanklich nachzuvollziehen, bedeutet keinesfalls ihre moralische 
Akzeptanz oder einen Versuch, sie auf irgendwelche Weise zu entschuldigen. 

Mit Hilfe des biographisch-institutionellen Ansatzes soll gezeigt werden, daß 
für die Verbrechen an polnischen Juden bestimmte Personen und Personengrup­
pen verantwortlich waren. Es handelte sich keinesfalls um einen anonymen bü­
rokratischen Apparat, dessen Jvlitarbeiter relativ wenig Spielräume gehabt hät­
ten, um von oben vorgegebene Maßnahmen abzuändern, wie es noch heute 
lebende Verantwortliche glauben zu machen versuchen.1 Es geht darum, Insti­
tutionen und ihre Mitarbeiter zu identifizieren, die für konkrete verbrecherische 
Maßnahmen verantwortlich waren; so „kommen handelnde Menschen ins 
Blickfeld, Menschen mit Namen, Vergangenheiten, politischen und ideologi­
schen Überzeugungen und mit Verantwortung".2 

Da diese Arbeit sich zum Ziel setzt, der organisatorischen und personellen 
Struktur der deutschen Zivilverwaltung im GG und ihrer antijüdischen Politik 
nachzugehen, müssen die jüdischen Opfer zwangsläufig als Objekte dieser 
Politik gesehen werden. Ihr Leben, ihre Erfahrungen und Verhaltensmuster 
während der Besatzung eingehend zu rekonstruieren, wird im Rahmen dieser 
Untersuchung nicht möglich sein. Dies muß zukünftiger Forschung überlassen 
werden. 

Ursprünglich hatte ich im Rahmen meiner Untersuchung geplant, auch die 
polnisch-jüdischen Beziehungen während der deutschen Besatzung im GG zu 
thematisieren, insbesondere die Reaktion der Polen auf die Judenverfolgung. Im 
Laufe meiner Recherchen wurde jedoch für mich erkennbar, daß dies ein sehr 

1 So z. B. Peter Grubbe alias Klaus Volkmann in: Die Zeit vom 13.10.1995. 
2 Ulrich Herbert, Knappe Formeln erklären den Mord an den Juden nicht, in: Frankfurter 

Rundschau vom 25.01.1997. 
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komplexes Thema ist, das eine gründlichere wissenschaftliche Bearbeitung er­
fordert, als ich es im Rahmen meines Projekts leisten konnte. 

Hier seien einige Aspekte genannt, die dabei m.E. unbedingt behandelt wer­
den müssen. 
- Die polnisch-jüdischen Beziehungen vor 1939: Das Judenbild der Polen und 

das Polenbild der polnischen Juden (zum Begriff „polnische Juden" siehe 
S.ll) . 

- Die Lage der polnischen und der jüdischen Bevölkerung (im Vergleich) wäh­
rend der deutschen Besatzungszeit. 

- Die sozialen, wirtschaftlichen und psychologischen Auswirkungen der deut­
schen Besatzungspolitik auf die polnische und die jüdische Bevölkerung - de­
ren Haltung gegenüber den Besatzern und die Beziehungen zwischen diesen 
Bevölkerungsgruppen vom Herbst 1939 bis zum Frühjahr 1942. 

- Der Holocaust: Die Haltung der jüdischen Bevölkerung und die Reaktion der 
Polen darauf. 

- Das Problem der erzwungenen und „freiwilligen" Beteiligung von Polen an 
der Judenverfolgung. 

- Hilfe von Polen für verfolgte Juden. 
Auch scheint es, daß die sowjetische Besatzung und ihre Folgen in Ostpolen 

nicht ohne Auswirkungen auf diese Beziehungen geblieben sind. So stellte Ema­
nuel Ringelblum im Jahre 1941 bzw. 1942 fest: „Diese antisemitischen Strö­
mungen verstärkten sich nach der Rückkehr von Tausenden von Polen aus den 
von den Sowjets okkupierten Gebieten Polens, die später von den Deutschen be­
setzt wurden."3 Alle diese Aspekte müssen einer sozialgeschichtlichen und auch 
psychologischen Analyse unterzogen werden, um erst dann eine Gesamtdarstel­
lung vornehmen zu können, sonst läuft man Gefahr, ein verzerrtes Bild dieser 
Beziehungen zu entwerfen. 

Forschungsstand 

Gemäß dem Ansatz und Aufbau dieser Arbeit sind zwei Aspekte zu untersu­
chen. Es müssen zunächst Struktur, Aufbau und Funktionieren der Zivilverwal­
tung im GG analysiert werden, um erst vor diesem Hintergrund ihre antijüdi­
sche Politik zu rekonstruieren. Für beide Aspekte erschienen bis heute keine 
Monographien, sie wurden jedoch am Rande anderer Arbeiten thematisiert. 

3 Emanuel Ringelblum, Ghetto Warschau. Tagebücher aus dem Chaos, Stuttgart-Degerloch 
1967, S.49. 
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Von der deutschsprachigen Literatur, die sich mit deutscher Besatzungspoli­
tik und der Organisationsstruktur des Besatzungsapparates, so auch der Zivil­
verwaltung in Polen befassen, sind zu nennen Martin Broszats „Nationalsozia­
listische Polenpolitik" von 1961 und Gerhard Eisenblätters Dissertation 
„Grundlinien der Politik des Reiches gegenüber dem Generalgouvernement" 
von 1969. Christoph Kleßmann befaßte sich mit der nationalsozialistischen 
Kulturpolitik im GG (1971) und Hans Umbreit untersuchte die deutschen Mili­
tärverwaltungen in Polen und in der Tschechoslowakei (1977). Diemut Majer 
behandelte in ihrer voluminösen Untersuchung „Fremdvölkische im Dritten 
Reich" (1980) die antipolnische und antijüdische Gesetzgebung und ihre Praxis 
u. a. auch im Generalgouvernement. Zu erwähnen ist die für die vorliegende Ar­
beit sehr wichtige Edition des Diensttagebuches des Generalgouverneurs Hans 
Frank von Wolfgang Präg und Wolfgang Jacobmeyer aus dem Jahre 1975. Im 
Vorwort werden die Grundzüge der Verwaltung im GG und im Anhang kurze 
Biographien der „Führungselite" dargestellt. 

In Polen erschien eine Fülle von Arbeiten und Aufsätzen zu diesem Thema.4 

Hier können nur die für die vorliegende Untersuchung wichtigsten genannt wer­
den. So sind vor allem die Arbeiten von Czesław Madajczyk zu erwähnen, „Ge­
neraina Gubernia w planach hitlerowskich" [Das Generalgouvernement in na­
tionalsozialistischen5 Plänen] von 1961 und das zweibändige Standardwerk 
„Polityka III Rzeszy w okupowanej Polsce" [Politik des Dritten Reiches im be­
setzten Polen], das 1970 veröffentlicht wurde. Im Jahre 1987 erschien eine ge­
kürzte Fassung dieses Werkes in deutscher Sprache. Zu erwähnen ist auch die 
breit angelegte Studie von Cz. Madajczyk „Faszyzm i okupacje 1938-1945. Wy­
konywanie okupacji przez państwa Osi w Europie" [Faschismus und Besatzun­
gen 1938-1945. Die Besatzungspolitik der Achsenmächte in Europa]. Ein ande­
res Standardwerk ist die Studie von Czesław Łuczak „Polityka ludnościwa i 
ekonomiczna hitlerowskich Niemiec w okupowanej Polsce" [Die Bevölke-
rungs- und Wirtschaftspolitik des nationalsozialistischen Deutschland im be­
setzten Polen] von 1979. Zu nennen ist auch die Arbeit von Czesław Rajca, 
„Walka o chleb 1939-1944" [Der Kampf um Brot 1939-1944], der die Ausbeu­
tung der Landwirtschaft im GG untersucht. 

Es erschienen auch zahlreiche Arbeiten zur Geschichte der Region Lublin 
während der Besatzungszeit. Von größerer Bedeutung für diese Untersuchung 
sind zwei Arbeiten: Die Untersuchung von Zygmunt Mańkowski „Między 

4 Vgl. Materiały do bibliografi okupacji hitlerowskiej w Polsce. Piśmiennictwo polskie za 
lata 1944-1968, Ministerstowo Sprawiedliwości, GKBZHwP, informacja wewnętrzna, 
hrsg. von Józef Friejske, Warszawa 1978. 

5 Das Adjektiv „hitlerowski" wird sinngemäß als „nationalsozialistisch" übersetzt. 
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Wisła a Bugiem 1939-1944" [Zwischen Weichsel und Bug 1939-1944] und die 
Studie von Józef Kasperek „Wywóz na przymusowe roboty do Rzeszy z dy­
stryktu lubelskiego w latach 1939-1944" [Verschickung zur Zwangsarbeit aus 
dem Distrikt Lublin ins Reich 1939-1944] (1977). Kasperek geht u.a. ausführ­
lich auf die Organisation und die Aufgaben der Arbeitsämter im Distrikt ein. 

In diesen Arbeiten werden zwar in der Regel Organisationsstruktur und 
Funktionieren der Zivilverwaltung im GG thematisiert, allerdings mehr am 
Rande. Da die vorliegende Arbeit als Regionalstudie konzipiert ist, muß ich zu­
nächst dieses Gebiet weit ausführlicher untersuchen, als es in der bisherigen 
Forschung geschehen ist. Insbesondere geht es um die mittleren und unteren In­
stanzen und um deren personelle Besetzung am Beispiel des Distrikts Lublin. 
Eine solche Untersuchung liegt bisher nicht vor. 

Die internationale und die polnische Forschung beschäftigten sich seit Jahr­
zehnten intensiv mit der Judenverfolgung6, trotzdem gibt es bis heute zum Kom­
plex der Judenverfolgung im GG keine Gesamtdarstellung, obwohl auf dem Ge­
biet des GG vor 1939 die meisten Juden Europas lebten und ermordet wurden. Im 
Jahre 1953 erschien die Arbeit von Artur Eisenach „Hitlerowska polityka za­
głady Żydów" [Nationalsozialistische Politik der Judenvernichtung], die das ge­
samte Gebiet Vorkriegspolens behandelt. Der Distrikt Lublin, wo sich zwei von 
insgesamt fünf NS-Vernichtungslagern befanden, ist dagegen in dieser Hinsicht 
besser erschlossen. Erstmals erschien 1957 ein Aufsatz darüber von Tatjana Be-
renstein. Im Jahre 1993 veröffentlichte Dieter Pohl eine knappe, aber gelungene 
Arbeit über die Judenverfolgung und das Genozid an Juden im Distrikt Lublin. 
Die monographische Studie Pohls ist bis heute die einzige, die einen knappen Ge­
samtüberblick über die Judenverfolgung im Distrikt Lublin bietet. 

Zum Distrikt Galizien erschienen im Jahre 1996 zwei Regionalstudien über 
die Judenverfolgung von Dieter Pohl und von Thomas Sandkühler. In diesen Ar­
beiten wurde zum ersten Mal die Rolle der Zivilverwaltung beim Judenmord 
näher untersucht. Über die Judenverfolgung in den übrigen Distrikten, War­
schau, Radom und Krakau, gibt es je einen Aufsatz, wenn man von den Arbei­
ten zu den Warschauer und Krakauer Ghettos absieht. 

In all diesen Arbeiten wird die Rolle der Zivilverwaltung bei der Judenverfol-

6 Zum Stand der internationalen Forschung vgl. den Aufsatz von Dieter Pohl, Erklärungen 
für die ,Endlösung der Judenfrage'. Die Thesen von Daniel J. Goldhagen im Licht der For­
schungsentwicklung, in: VfZ 45, 1997, S. 1-48; zum Stand der polnischen Forschung vgl. 
Lucjan Dobroszycki, Polska historiografia na temat Zagłady: przegląd literatury i próba 
syntezy, in: Holocaust z perspektywy półwiecza, Warszawa 1993; im Westen rezipierte die 
polnische Forschung erstmals Frank Golczewski, Polen, in: Dimension des Völkermordes, 
hrsg. von Wolfgang Benz, München 1991. 
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gung nicht ausreichend beleuchtet. Ausnahmen sind die Arbeiten von Pohl und 
Sandkühler sowie die Studie von Aly/Heim „Vordenker der Vernichtung". Ihre 
und die übrigen Beiträge konnten allerdings nur begrenzt für die vorliegende Un­
tersuchung verwertet werden, denn sie behandeln diese Frage von der Peripherie 
her. Im Mittelpunkt meiner Studie steht dagegen die Zivilverwaltung, so daß ich 
auf publizierte und vor allem auf archivalische Quellen zurückgreifen mußte. 

Quellenlage 

Die Quellenlage zum Gegenstand ist problematisch. Ein erheblicher Teil der Un­
terlagen der Zivil Verwaltung wurde auf der Flucht 1944/45 vernichtet, der Rest 
befindet sich verstreut in verschiedenen polnischen und deutschen Archiven. Die 
Masse des relevanten Materials liegt in polnischen Archiven. Im einzelnen inter­
essieren die Akten der Regierung des Generalgouvernements, deren Bestände im 
Bundesarchiv, Berlin, und in zwei Archiven in Warschau lagern. Es handelt sich 
dabei um das Archiv Neuer Akten und vor allem das Archiv der Hauptkommis­
sion zur Untersuchung der Verbrechen am polnischen Volk (AGK). 

Im AGK befinden sich u. a. das Original des Diensttagebuches des deutschen 
Generalgouverneurs in Polen 1939-1944 und die Prozeßakten von Josef Bühler, 
dem Stellvertreter des Generalgouverneurs, der 1946 nach Polen ausgeliefert 
wurde und vor ein polnisches Gericht gestellt wurde. Es handelt sich dabei um 
fast 300 umfangreiche Bände, die unzählige Originaldokumente und Kopien, 
Vernehmungsprotokolle und Gutachten enthalten, die von großer Bedeutung 
für das Thema sind. In der bisherigen Forschung wurde diese Quelle vernachläs­
sigt; wenn sie ausgewertet wurde, dann in der Regel selektiv. Im AGK befinden 
sich auch Akten von verschiedenen Regierungsstellen. Leider fehlen sowohl in 
Warschau wie in Berlin Akten der Hauptabteilung Arbeit und der Abteilung Be­
völkerungswesen und Fürsorge, die in der antijüdischen Politik eine wichtige 
Rolle spielten. 

Da diese Untersuchung als eine Regionalstudie konzipiert ist, spielen die Ak­
ten der Distriktverwaltung in Lublin eine Schlüsselrolle. Die meisten erhaltenen 
Dokumente hierfür lagern im Staatsarchiv Lublin, teilweise auch im AGK. In 
Lublin handelt es sich vor allem um die Akten der Inneren Verwaltung, von de­
nen ein Teil erhalten geblieben ist. Problematischer ist die Quellenlage zum Be­
reich der Kreisverwaltungen; hier sind, wenn überhaupt, nur Aktensplitter 
überliefert. Die Lageberichte der Kreishauptleute, die Aufschluß über ihre Tä­
tigkeit geben, sind zum Teil erhalten; sie befinden sich in Lublin, im AGK und 
im Instytut Zachodni in Posen (Westinstitut). 

In deutschen Archiven sind von Bedeutung die bereits erwähnten Akten der 
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Regierung des GGs im Bundesarchiv, Berlin, sowie Akten des ehemaligen Berlin 
Document Center (BDC), die ebenfalls dort gelagert werden. Zu erwähnen sind 
auch die personenbezogenen Unterlagen, die in der Zeit von 1933 bis 1945 bei 
Dienststellen der NSDAP und des Dritten Reiches sowie im Zuge der Entnazifi­
zierung entstanden sind und bis 1989 von dem Staatssicherheitsdienst der DDR 
verwaltet wurden. Sie werden im Bundesarchiv, Zwischenarchiv Dahlwitz-
Hoppegarten, verwahrt. Akten der Wehrmachtsstellen in Krakau und Lublin 
befinden sich im Bundesarchiv, Militärarchiv Freiburg und in Kopie im Institut 
für Zeitgeschichte, München. 

Als zweite Quellengattung neben zeitgenössischen Dokumenten sind die seit 
den fünfziger Jahren entstandenen Ermittlungsakten der bundesdeutschen Ju­
stiz zu nennen. Diese Quellen helfen oft über das Fehlen zeitgenössischer Doku­
mente hinweg und ermöglichen Antworten auf viele Fragen, die sonst nicht zu 
klären sind. Die Ermittlungsakten liegen auszugsweise bei der Zentralen Stelle 
der Landes Justizverwaltungen in Ludwigsburg; vollständige Akten befinden 
sich noch bei den Staatsanwaltschaften selbst, oder sie wurden in Landesarchive 
abgegeben. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden vor allem die in Ludwigs­
burg lagernden Ermittlungsakten ausgewertet. Sie enthalten die wichtigsten 
Vernehmungsprotokolle, alle Urteile und Einstellungsverfügungen. Zu den 
deutschen Ermittlungsakten kommen noch polnische hinzu, die im AGK und im 
Archiv der Bezirkskommission zur Untersuchung der Verbrechen am polni­
schen Volk in Lublin lagern. 

Die dritte Quellengattung für diese Arbeit sind persönliche Aufzeichnungen. 
Besonders Tagebücher und zeitgenössische Notizen haben sehr hohen Authenti­
zitätswert. So ist hier das Tagebuch eines polnischen Arztes aus einer Kleinstadt 
im Distrikt Lublin, Dr. Zygmunt Klukowski, zu nennen. Zahlreicher sind aber 
Aufzeichnungen von Überlebenden, die meistens direkt nach dem Krieg verfaßt 
wurden. Viele von ihnen befinden sich im Archiv des Jüdischen Instituts in War­
schau. Von besonderer Bedeutung für das Thema sind die Memoiren von Mi­
chał Weichert, dem Vorsitzenden der Jüdischen Sozialen Selbsthilfe im GG. 

Eine interessante, allerdings mit großer Vorsicht zu verwertende Quelle sind 
die Selbstdarstellungen damaliger Akteure nach dem Krieg. So habe ich teil­
weise die sogenannte Ost-Dokumentation ausgewertet, die im Sommer 1996 
vom Bundesarchiv in Koblenz in das Bundesarchiv, Lastenausgleichsarchiv Bay­
reuth, verlagert wurde. Diese Quelle ist allerdings wegen ihres apologetischen 
und verschleiernden Charakters7 von geringer Bedeutung für das Thema. Ende 

7 Vgl. dazu Götz Aly/Susanne Heim, The Economics of the Final Solution. A Case Study from 
the General Government, in: Simon Wiesenthal Center Annual 5 (1998), S.3-48, hier S.44. 
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der achtziger Jahre erschien ein Memoirenband des ehemaligen Mitarbeiters 
der Kreisverwaltung im Distrikt Galizien und später der Regierung in Krakau, 
Gerhard von Jordan. Darüber hinaus gibt es in der bisherigen Forschung ver­
nachlässigte Aufzeichnungen, die sich im Institut für Zeitgeschichte, München, 
befinden. Hierbei sind u.a. zu nennen Erinnerungen des Leiters der Zentralen 
Landwirtschaftlichen Stelle im GG, ein Bericht des ehemaligen Stadthaupt­
manns von Krakau, Schmid. Aus diesen Quellen lassen sich, trotz ihres meist 
apologetischen Charakters, oft interessante Erkenntnisse gewinnen. 

Von großer Wichtigkeit für das Thema sind Aufzeichnungen des ehemaligen 
Leiters der Hauptabteilung Innere Verwaltung in der Regierung des GG, Eber­
hard Westerkamp. Er verfaßte sie in den siebziger Jahren unter dem Titel 
„Schach dem König in Krakau. November 1940 bis Januar 1942". Als Grund­
lage dienten ihm u. a. Briefe an seine Eltern, die er während des Krieges geschrie­
ben hatte. Ich halte diese Erinnerungen für glaubwürdig, denn ich konnte deren 
Inhalt zum Teil mit zeitgenössischen Dokumenten vergleichen, die ich in ver­
schiedenen Archiven gesichtet habe. Ich habe dabei erstaunliche, teilweise sogar 
wörtliche Übereinstimmungen festgestellt. Das Original befindet sich im Besitz 
der Familie, Kopien sowie Briefe wurden mir zur Verfügung gestellt. 

Zuletzt sei eine Quellengattung genannt, die in wenigen Jahren nicht mehr 
aktuell sein wird. Es handelt sich dabei um Interviews und Befragungen von 
ehemaligen Mitarbeitern des Besatzungsapparates und ihren Familienangehöri­
gen und von polnischen Augenzeugen. Trotz der großen zeitlichen Distanz und 
daraus resultierender Erinnerungslücken ist diese Quelle sehr wertvoll. 

Für die Entscheidung, von den insgesamt fünf Distrikten im GG den Distrikt 
Lublin zu untersuchen, war die Quellenlage ausschlaggebend. Nach meinen zu­
vor durchgeführten Ermittlungen schien sie mir für den Distrikt Lublin am gün­
stigsten zu sein. Im Laufe meiner Recherchen stellte ich aber fest, daß für die Di­
strikte Warschau und Krakau die Quellenlage ebenfalls relativ günstig ist, was 
man von dem Distrikt Radom dagegen nicht sagen kann. Der Distrikt Galizien 
kam für mich nicht in Frage, weil dort eine besondere Situation (die Verwaltung 
wurde erst nach 1941 aufgebaut) bestand und weil 1996 gleichzeitig zwei Stu­
dien darüber erschienen sind. 

Trotz der eher zufälligen Entscheidung erwies sich der Distrikt Lublin im 
nachhinein als der interessanteste der fünf Distrikte. Denn hier wurden zwei der 
fünf Vernichtungslager eingerichtet, die es im Dritten Reich überhaupt gegeben 
hat. In Lublin befand sich die Einsatzzentrale der „Aktion Reinhardt"; unter 
diesem Tarnbegriff lief die Ermordung der polnischen Juden. Die größte Beson­
derheit des Distrikts Lublin war aber die Person von Odilo Globocnik, der dort 
SS- und Polizeiführer war. Seine volkstumspolitischen Aktivitäten im Distrikt 
Lublin beeinflußten maßgeblich die Besatzungspolitik im allgemeinen und die 
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antijüdische Politik im besonderen nicht nur in diesem Distrikt, sondern im ge­
samten GG. Globocnik war der Mann, der nach meinen vorläufigen Erkennt­
nissen die „Aktion Reinhardt" initiierte und auch tatsächlich leitete. In der bis­
herigen Forschung wird er als Intimus und Befehlsempfänger von Himmler 
geschildert, wobei meistens übersehen wird, daß er durch seine volkstumspoliti-
schen Ideen und Initiativen im Distrikt Lublin, die Entwicklung der Besatzungs­
politik im GG entscheidend beeinflußte. Leider können im Rahmen dieser Un­
tersuchung seine Aktivitäten nur am Rande behandelt werden, insofern sie für 
das Thema relevant sind. Eine eingehende Untersuchung muß hier zukünftigen 
Forschungen überlassen werden.8 

Abschließend noch einige Anmerkungen zur Terminologie und Schreibweise: 
Im Text werden als Täter alle Personen bezeichnet, die sich an der Judenverfol­
gung beteiligten, die Morde ausführten oder sie organisatorisch ermöglichten. 
Ich verwende den Terminus „polnische Juden" und nicht „jüdische Polen" ana­
log zu „jüdische Deutsche". Ich gehe davon aus, daß sich die meisten polnischen 
Juden vor 1939 vor allem als Juden verstanden. Dabei muß ich ausdrücklich 
hervorheben, daß dies keinesfalls als ein Werturteil zu interpretieren ist. 

Die polnischen Quellen und Buchtitel werden von mir frei, aber sinngemäß 
übersetzt und wiedergegeben, ohne daß dies speziell vermerkt wird. 

8 Im Jahre 1997 erschien zwar eine knappe Biographie Globocniks von Siegfried Pucher, 
„ . . . in der Bewegung führend tätig - Kämpfer für den ,Anschluß' und Vollstrecker des Ho­
locaust". Allerdings wird dort Globocniks Zeit in Lublin behandelt, ohne die ausschlagge­
benden bundesdeutschen Gerichtsverfahren gegen seine ehemaligen Mitarbeiter und die in 
Polen lagernden Aktenbestände auszuwerten. Dafür scheint die Zeit vor 1939 relativ gut er­
forscht zu sein. 





ERSTER TEIL: VERWALTUNG 

1 Militärverwaltung und Gründung des Generalgouvernements: Übernahme 
der Verwaltung durch Hans Frank und seinen Apparat am 26, Oktober 
19391 

Der von der Wehrmacht im September 1939 besetzte Teil Polens wurde am 25. 
September 1939 mit dem Erlaß Hitlers vom gleichen Tag unter Militärverwal­
tung gestellt und in vier Militärbezirke aufgeteilt. Das Gebiet, in dem einen Mo­
nat später das Generalgouvernement gebildet wurde, gliederte man in die Mili­
tärbezirke Łódź (Grenzabschnitt Mitte) und Krakau (Grenzabschnitt Süd). Sie 
wurden aus den Bereichen der 8., 10. und 14. Armee gebildet. Der Grenzab­
schnitt Mitte umfaßte Gebietsteile der ehemaligen Wojewodschaften Łódź, 
Kielce, Warschau Stadt, Warschau Land und Lublin. Der Grenzabschnitt Süd 
war wesentlich kleiner und schloß die ehemalige Wojewodschaft Krakau und 
Teile der Wojewodschaft Lemberg ein. Hitler bestimmte Hans Frank zum Ober­
verwaltungschef für das ganze von Deutschen besetzte Polen, Frank wurde zu­
gleich der Verwaltungschef des Militärbezirks Lodsch. Als Verwaltungschef des 
Militärbezirks Krakau wurde Artur Seyß-Inquart eingesetzt. Der Oberverwal­
tungschef und die Verwaltungschefs waren dem Oberbefehlshaber Ost und den 
Befehlshabern der jeweiligen Militärbezirke unterstellt.2 

Bis zum 25. September waren für den Aufbau der Militärverwaltung in den 
besetzten Gebieten die Chefs der Zivilverwaltung (CdZ) bei den einzelnen Ar­
meen zuständig. Die CdZs sollten mit abgeordneten Landräten „Ruhe und Ord­
nung" in den besetzten Gebieten wiederherstellen.3 Mit der Einsetzung der Ver­
waltungschefs änderte sich zunächst nichts. Die jeweiligen CdZs führten ihre 
Tätigkeit fort. In den Grenzabschnitten Mitte und Süd waren das: bei der 10. 
Armee Hans Rüdiger, der von Oppeln aus über Tschenstochau nach Radom 
vorrückte und seine Landräte bis nach Lublin schickte. In Łódź nahm als CdZ 
bei der 8. Armee Harry v. Craushaar seinen Sitz; sein Bereich dehnte sich bis 

1 Ausführlich über die Militärverwaltung im besetzten Polen Hans Umbreit, Deutsche Mili­
tärverwaltungen 1938/1939, Stuttgart 1977. 

2 Umbreit, Militärverwaltungen, S. 85-119. 
3 Ausführlich über die Institution der CdZ ebenda, S. 13-24. 
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nach Warschau aus. Im Bereich der 14. Armee leitete der CdZ Gottlob Dill von 
Krakau aus den Verwaltungsaufbau.4 

Am 13. Oktober übernahm im Bereich der 14. Armee (Grenzabschnitt Süd) 
der Verwaltungschef Seyß-Inquart die Geschäfte des CdZ.5 Der CdZ-Stab beim 
AOK 8 in Lodz unter v. Craushaar führte dagegen seine Geschäfte bis zur Aus­
rufung des GGs. Der bisher selbständige CdZ beim AOK 10, Rüdiger, wurde 
abgelöst, an seine Stelle wurde die CdZ-Außenstelle in Radom errichtet. Dar­
über hinaus richtete man Außenstellen in Kielce, Warschau und Lublin ein, die 
dem CdZ in Łódź unterstellt waren. Am 20. Oktober wurde in Łódź bekannt, 
daß der CdZ-Stab aufgelöst werden sollte. Am 26. Oktober stellte der CdZ v. 
Craushaar endgültig seine Tätigkeit ein. 

Von der Einrichtung der Militärverwaltung am 25.9.1930 bis zur Ausrufung 
des GGs am 26.10.1939 befand sich die deutsche Verwaltung in einem „Schwe­
bezustand". Der Verwaltungschef Hans Frank unternahm praktisch nichts und 
ließ den CdZ von Craushaar agieren, bis die Militärverwaltung durch die Zivil­
verwaltung im GG abgelöst wurde. In der Praxis gelang es in dieser Zeit nicht, 
eine geordnete Verwaltung auf dem Gebiet des späteren GGs aufzubauen. Der 
eigentliche Verwaltungsaufbau spielte sich zunächst auf der unteren Ebene 
(Land- und Stadtkreise) ab.6 

1.1 Die Tätigkeit der Chefs der Zivilverwaltung und der Landräte 

Die wichtigsten Aufgaben der CdZs waren, eine im deutschen Sinne ordnungs­
mäßige Verwaltung auf der Kreis- und Stadtebene wiederherzustellen, das Wirt­
schaftsleben in Gang zu bringen und das Gebiet zu befrieden. Diese Aufgaben 
waren nicht nur durch das allgemeine Kriegschaos erschwert, sondern auch 
durch den Umstand, daß in den meisten Fällen der bisherige polnische Verwal­
tungsapparat aufgelöst und evakuiert worden war. Es mußte schnell gehandelt 
werden, denn das Land versank im allgemeinen Chaos: Betriebe arbeiteten 
nicht, die Lebensmittelversorgung für die Großstädte blieb weitgehend aus, 
Plünderungen und Raubüberfälle waren an der Tagesordnung, da Gefängnisse 
geöffnet und alle Straftäter von polnischen Behörden freigelassen worden wa­
ren. Post und Bahn funktionierten nicht. Besonders die Großstädte wie War­
schau, Krakau oder Lublin litten unter diesen Verhältnissen. 

4 Ebenda, S. 85-119, 
5 Ebenda, S.l 95, 106. 
6 Ebenda, S. 85-119. 



Das Gebiet des zukünftigen Distrikts Lublin 15 

Die CdZs bekamen reichsdeutsche Landräte, die über einen Verwaltungs­
trupp verfügten, den die Wehrmacht bereitstellte. Der Verwaltungstrupp setzte 
sich in der Regel aus einem Truppenführer, zwei Schreibkräften sowie zwei Fah­
rern zusammen und war mit einem PKW und zwei Schreibmaschinen ausgestat­
tet. Die Landräte hatten für den praktischen Aufbau der Verwaltung in den 
Stadt- und Landkreisen zu sorgen. Zuerst bauten sie in der Regel die allgemeine 
Verwaltung auf, stellten die Lebensmittelversorgung sicher und richteten das 
Gesundheits- und Veterinärwesen ein. Sie setzten Preise fest, bemühten sich 
darum, die Straßen auszubessern, und ließen Kraftfahrzeuge erfassen. Richtli­
nien, welche die Landräte von ihrem CdZ erhielten, erwiesen sich in der Praxis 
als unzureichend, weil die Verhältnisse in den einzelnen Kreisen sehr unter­
schiedlich waren. Daher waren die Landräte genötigt, zu improvisieren. Die 
CdZs wie später die Verwaltungschefs konnten die Landräte in ihrer Tätigkeit 
nicht sonderlich unterstützen.7 

Eine der vordringlichsten Aufgaben der Besatzungsverwaltung war es, die be­
setzten Gebiete „polizeilich zu durchdringen" und „zu befrieden", was mit den 
ihr zur Verfügung stehenden Kräften sehr schwierig war. Um das durchzusetzen, 
zogen die Landräte Waffen, Munition und Rundfunkgeräte ein, ließen Geiseln 
festnehmen und sogar standrechtliche Erschießungen sowie öffentliche Exeku­
tionen durchführen.8 Ludwig Losacker, der im Oktober 1939 als Landrat in 
Jaslo eingesetzt wurde, schrieb an seinen Bekannten im Reich: „Das Durchgrei­
fen ist äußerst scharf. Falsche Milde kann für uns die schwersten Folgen ha-
ben."9 

1.2 Das Gebiet des zukünftigen Distrikts Lublin 

Die eingesetzten zivilen Landräte und Stadtkommissare lösten die örtlichen mi­
litärischen Ortskommandanten und Truppenführer ab. Diese Überleitung der 
Zuständigkeiten lief auf dem späteren Gebiet des GGs im allgemeinen ohne grö­
ßere Schwierigkeiten ab. Eine Ausnahme stellte das Gebiet östlich der Weichsel-
San-Linie bis zum Bug dar, das die deutsche Wehrmacht zunächst besetzte und 
dann wieder räumte, um es nach der Aufteilung Polens zwischen dem Reich und 
der UdSSR erneut zu besetzen. Die Truppe nahm irrtümlich an, dort werde zu­
nächst keine deutsche Zivilverwaltung eingerichtet. Man sah diesen Bereich als 

7 Ebenda, S. 120-137. 
8 Ebenda, S. 120-137. 
9 Brief Losackers vom 16.10.1939: BA D-H ZR 581A.13. 
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„Gefechtsgebiet" an, in dem Ortskommandanten und Truppenführer die polni­
schen Institutionen aktivieren und überwachen sollten. Die deutschen Landräte 
hatten dort einige Schwierigkeiten, sich gegenüber den örtlichen Wehrmacht­
dienststellen durchzusetzen, die eine „reine Militärverwaltung" betreiben woll-
ten.10 

Die ersten Landräte trafen in der Wojewodschaft Lublin in der ersten Okto­
berhälfte 1939 ein. Im Gegensatz zu den östlichen Teilen des späteren Distrikts 
Lublin wurden die westlichen Teile von der Roten Armee nicht besetzt, genau­
sowenig wie die Stadt Lublin, die bereits am 18. September von der Wehrmacht 
besetzt worden war. Der Ortskommandant der Stadt Lublin unternahm die er­
sten Maßnahmen, um „Ruhe und Ordnung" in der Stadt wiederherzustellen. 
Die polnische Stadtverwaltung nahm am 20./21. September 1939 ihre Tätigkeit 
wieder auf.11 

Erst am 4. Oktober traf in Lublin der Landrat Emil Ziegenmeyer ein, der vom 
CdZ beim AOK 10 nach Lublin in Marsch gesetzt worden war. Einen Tag später 
nahm er seine Tätigkeit auf. Ziegenmeyer verfügte über einen Verwaltungs­
trupp, der sich aus 2 Soldaten, einem Kraftfahrer, einem Schreiber und circa 25 
Mann Schutzpolizei zusammensetzte. Am 8. Oktober trafen die ersten zwei 
deutschen Beamten ein, die Ziegenmeyer unterstützen sollten. Zunächst er­
streckte sich sein Arbeitsbereich auf die Stadt und den Kreis Lublin. Erst am 16. 
Oktober kam der SS-Oberführer Krüger nach Lublin, der die Verwaltungsge­
schäfte der Stadtverwaltung als Oberbürgermeister übernahm. Seitdem konnte 
sich Ziegenmeyer ausschließlich um den Landkreis Lublin kümmern.12 Die vor­
dringlichsten Aufgaben in der Stadt Lublin waren, die Ernährung zu gewährlei­
sten, das städtische Gas- und Elektrizitätswerk in Betrieb zu setzen, sowie die 
Wasserversorgung und die ärztliche Versorgung der Bevölkerung zu sichern. Ei­
nen Teil dieser Aufgaben hatte bereits die polnische Stadtverwaltung mit der 
Ortskommandantur gelöst, bevor Ziegenmeyer eintraf.13 

Etwa zeitgleich nahmen die Landräte Trampedach in Puławy, Hennig von 
Winterfeld in Lubartów und Otto Stössenreuther in Kraśnik ihre Tätigkeit auf. 
Am 15.10.1939 trafen sich die Landräte von Lublin, Puławy, Kraśnik und Lu­
bartów, um die Festsetzung der Höchstpreise auf der überregionalen Ebene zu 

10 Umbreit, Miltärverwaltungen S. 124. 
11 Józef Kasperek, Kronika wydarzeń w Lublinie w okresie okupacji hitlerowskiej, Lublin 

1989, S. 20-22. 
12 Ziegenmeyer über den Beginn der ersten deutschen Verwaltung in Lublin, 25.10.1940: 

APL Archivamt 19, ß l .31; CdZ bei AOK 10. Tagesbefehl Nr.22 vom 7.10.1939: AGK 
NTN 270, Bl. 84. 

13 Lagebericht Ziegenmeyers vom 15.10.1939: APL Archivamt 19, Bl. 33-37. 
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koordinieren.14 Dies ist die erste quellenmäßig überlieferte Maßnahme der 
deutschen Verwaltung in dem späteren Distrikt Lublin, die auf überregionaler 
Ebene koordiniert und vorgenommen wurde. Dadurch versuchten die Land­
räte, den kriegsbedingten Anstieg der Preise zu stoppen - als Folge davon ent­
stand der Schwarzmarkt. 

Am 13. Oktober 1939 richtete man in Lublin die Außenstelle der Zivilverwal­
tung des AOK 8 ein. Der CdZ beim AOK 10 in Radom, Rüdiger, der bisher für 
die ehemalige Wojewodschaft Lublin zuständig gewesen war, stellte seine Tätig­
keit am 12.10.1939 ein. Seine Dienststelle wurde in die Außenstelle in Radom 
umgebildet und dem AOK 8 unterstellt.1^ Die Außenstelle in Lublin leitete Dr. 
Keßler, ein Reg.-Vizepräsident a.D., dem etwa 20 Mitarbeiter zur Verfügung 
standen. Diese Außenstelle konnte ihre Tätigkeit bis zur offiziellen Einrichtung 
des GGs am 26.10.1939 nicht richtig entfalten, denn noch am 21.10.1939 be­
fanden sich einige Mitarbeiter der Außenstelle in Radom oder in Łódź. So gab 
es in der Außenstelle Lublin am 21.10. keine Referenten für gewerbliche Wirt­
schaft, Energiewirtschaft, Arbeitseinsatz, Finanz- und Kreditwesen, Preisange­
legenheiten und Gesundheitswesen. Lediglich Mitarbeiter, die für allgemeine 
Verwaltung, Veterinär- und Verkehrswesen, Landbewirtschaftung, Forst- und 
Holzwirtschaft sowie für „allgemeine polizeiliche Sicherung" zuständig waren, 
befanden sich in Lublin.16 Somit mußten die jeweiligen Landkommissare 
(Landräte) improvisieren, da die Außenstelle zunächst mit sich selbst beschäf­
tigt war. 

In die östlichen Kreise der Wojewodschaft Lublin wurden Landkommissare 
erst in der zweiten Oktoberhälfte 1939 und in einem Fall sogar noch später ent­
sandt, da die Rote Armee diese Gebiete erst um den 10. Oktober geräumt hatte. 
In Biała Podlaska rückte die Wehrmacht am 11.10.1939 ein. Das Arbeitsamt 
nahm dort seine Tätigkeit bereits am 13. Oktober auf und blieb bis Anfang De­
zember 1939 die einzige deutsche Behörde vor Ort, bis der Kreishauptmann Hu­
bert Kühl mit zwei Mitarbeitern eintraf. Der Leiter des Arbeitsamtes Godau 
nahm bis dahin kommissarisch die Geschäfte des Kreishauptmannes wahr. l7 

14 Ebenda, BL 35; CdZ beim AOK 10. Tagesbefehl Nr. 22 vom 7.10.1939: AGK NTN 270, 
Bl. 84; Vermerk vom 26.9.1966: ZStL 208 AR 1444/66, Bl. 44-45. 

15 AOK 8, CdZ, Außenstelle Radom: Tagesbefehl Nr. 1: AGK NTN 270, Bl. 101-102; CdZ 
Rüdiger an alle Angehörigen des Stabes, 12.10.1939: Ebenda, Bl. 100. 

16 Verwaltungschef im Militärbezirk in Lodz, Außenstelle Lublin, Geschäftsverteilungsplan 
vom 21.10.1939: APL GDL 1, B1.47f. 

17 Bericht über die Errichtung des Arbeitsamtes in Biała Podlaska vom 16.10.1940: APL 
GDL 691, BL 1-4; Personalakte Kühl: AGK Reg GG 1/3157; in der ersten Phase wurde sein 
Name fälschlicherweise Kiehl geschrieben: APL GDL 332, Bl. 9 sowie ebenda 83, Bl. 2. 
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Die übrigen Landräte trafen in ihren neuen Dienstorten Ende Oktober 1939 
ein.18 Der Landrat Helmuth Weihenmaier nahm seine Geschäfte in Zamość 
Ende Oktober auf, wobei er zunächst keine Mitarbeiter hatte.19 Auch die übri­
gen Land- bzw Stadtkommissarposten wurden um die gleiche Zeit besetzt: Wer­
ner Ansei in Tomaszów Lubelski, später Kreis Biłgoraj, Dr. Behrend in Hrubie­
szów, Werner Kalmus im Kreis Chełm, Gerhard Hager in der Stadt Chełm und 
Hartmut Gerstenhauer in Krasnystaw.20 Diese Landräte, seit Ausrufung des 
GGs hießen sie Kreishauptleute, nahmen ihre Geschäfte in den Kreisen etwa 
zeitgleich mit der Ausrufung des GGs oder kurz danach auf. 

Als das GG am 26.10.1939 offiziell errichtet wurde, gab es demnach erste An­
sätze der deutschen Verwaltung im Distrikt Lublin lediglich in den westlichen 
Kreisen (Puławy, Radzyń, Kraśnik und Kreis Lublin) und in der Stadt Lublin 
selbst. In den übrigen Kreisen begann der Aufbau der deutschen Verwaltung erst 
ab Ende Oktober 1939, weil diese erst von der Roten Armee geräumt werden 
mußten. Ähnlich erging es der Außenstelle der deutschen Verwaltung Lublin, 
die im späteren Distrikt Lublin die Besatzungsverwaltung aufbauen sollte und 
die bis zum 26.10.1939 über ein Organisationsstadium nicht hinauskam. Somit 
waren die ersten Landräte, die späteren Kreishauptleute auf sich selbst und ihr 
Improvisationstalent angewiesen. 

1.3 Gründe für die Ablösung der Militärverwaltung 

Die Militärverwaltung, die auf dem Territorium des besetzten Polen errichtet 
wurde, war nur von kurzer Dauer. Am 15.9.1939 beauftragte Hitler Hans 
Frank, die gesamte Besatzungsverwaltung im besetzten Polen zu übernehmen 
und informierte diesen gleichzeitig, daß die „zunächst notwendige Unterstel­
lung unter den Militäroberbefehlshaber baldmöglichst aufgehoben werden 

18 Seyß-Inquart meldete Frank am 29.10.1939, daß dort bereits 9 Landräte eingesetzt seien. 
Wolfgang Präg/ Wolfgang Jacobmeyer (Hrsg.), Das Diensttagebuch des deutschen Gene­
ralgouverneurs in Polen 1939-1945, Stuttgart 1975, S.49. 

19 Niederschrift einer Tonbandaufnahme zur Dokumentation des Kreises Zamość vom 
19.7.1961: BA (Koblenz) Ost-Dok. 13 GG I d/17 (alte Signatur). 

20 Personalakte Ansei: BA D-H, ZJ 85, A. 10; am 1.11.1939 amtierte in Hrubieszów bereits 
der Landrat. Bericht über die Übernahme des Steueramts Hrubieszów vom 9.11.1939: 
APL GDL 341, Bl 7; Vern. Leonard L., 1.3.1966: HStA. Nds. 721 Hild., Acc 39/91 Nr. 28/ 
73, Bl. 149; Vern. Werner Kalmus, 8.8.1962: ZStL 208 AR-Z 268/59, BL 3962; Vern. Hart­
mut Gerstenhauer, 16.1.1962: Ebenda, Bl. 2845-2849; Personalakte Gerstenhauer: BA 
D-H, ZA Vl/286, A. 9. 
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[sollte]".21 Daher hatte Frank es nicht eilig, die Geschäfte des Oberverwal­
tungschefs, der dem Oberbefehlshaber Ost unterstand, zu übernehmen und 
wartete eine für ihn günstigere Entwicklung ab, bevor er seine Tätigkeit auf­
nahm: Er wollte sich die „Schwierigkeiten infolge nicht idealer Zusammenstel­
lung von verschiedenen Bereichen" ersparen.22 In der Praxis nahm Frank sein 
Amt als Verwaltungschef des Oberabschnitts Mitte kaum und bis zum Ende der 
Militärverwaltung das des Oberverwaltungschefs noch weniger wahr. Der 
CdZ-Stab in Łódź, den Frank Anfang Oktober hätte ablösen sollen, stellte seine 
Tätigkeit erst am 26.10.1939 ein. 

Die Ursache für die überstürzte Ablösung der Militärverwaltung lag in dem 
völlig neuen Charakter des Krieges gegen Polen. Dieser Krieg war in den Augen 
Hitlers und seiner Schergen kein „klassischer" Krieg, sondern ein „volkstums-
politischer" Kampf, ein Rassenkrieg, „der keine gesetzlichen Bindungen 
gestattet. Die Methoden werden mit unseren [so Hitler, B. M.] sonstigen Prinzi­
pien unvereinbar sein."23 Das Ende der Militärhandlungen bedeutete keines­
falls ein Ende des Krieges. Vielmehr mußte dieser fortgesetzt werden! Es ging 
vor allem darum, die polnische Führungselite systematisch auszurotten, wofür 
die Wehrmacht im Herbst 1939 wenig „Verständnis" aufbrachte. Das Heer 
dachte vor allem daran, Polen wirtschaftlich auszubeuten, um das Kriegspoten­
tial des Reiches zu stärken.24 Hierbei war es dem Heer wichtig, „daß das neue 
Territorium Polen [GG, B. M.] nicht ein Elendsstaat wird, sondern ein Bollwerk 
gegen den Bolschewismus".25 Man sprach sich auch ausdrücklich gegen „den 
doktrinären SS-Kurs einer Versklavungspolitik" im besetzten Polen aus.26 An­
sonsten dachte man an eine Besatzungsverwaltung, die in etwa den geltenden 
internationalen Normen entsprechen sollte. Die NS-„Prinzipien" des Volks-
tumskampfes waren damit aber unvereinbar. Daher mußte dem Militär jede 
Kompetenz für die Besatzungsverwaltung in Polen entzogen werden. 

21 Prag/ Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 45. 
22 Ausführungen Franks auf der 1. Arbeitssitzung des Reichsverteidigungsausschusses für 

Polen in Warschau am 2.4.1940. Zitiert nach Umbreit, S. 110. 
23 Aufzeichnungen aus dem OKH vom 17.10.1939 u. a. in: IMT, Bd. XXVI, S. 378 f., PS-864; 

Werner Röhr (Hrsg.), Europa unterm Hakenkreuz. Die faschistische Okkupationspolitik 
in Polen (1939-1945), Berlin 1989, S. 133f.; Documenta Occupationis, Bd. VI, S.27ff. 

24 Vgl. dazu Umbreit, Militärverwaltungen, S. 116-117; Gerhard Eisenblätter, Grundlinien 
der Politik des Reiches gegenüber dem Generalgouvernement 1939-1945, Diss. phil. 
Frankfurt a. M. 1969, S. 64-65. 

25 Bericht des Grenzabschnittskommandos Süd vom 10.11.1939. MA RH 53-23/14a, B1.50. 
26 Bericht des Grenzabschnittskommandos Süd vom 30.11.1939. Ebenda, B1.203. 



20 Erster Teil: Verwaltung 

1.4 Die Errichtung des Generalgouvernements - Weisungen Hitlers vom 
17.10.1939 

Am 17. Oktober 1939 fand in der Reichskanzlei eine für die Zukunft des Gene­
ralgouvernements entscheidende Besprechung statt. In dieser Besprechung teilte 
Hitler Wilhelm Keitel das Ende der Militärverwaltung im besetzten Polen mit 
und erläuterte in groben Zügen die Zielsetzung, die mit der Errichtung des GGs 
beabsichtigt sei.27 Gemäß den ideologischen Vorstellungen Hitlers hatte dabei 
die Volkstumspolitik absoluten Vorrang; erst danach folgten die militärischen 
Aufgaben und die wirtschaftliche Ausbeutung.28 

So sollte es die Errichtung des GGs dem Reich ermöglichen, eine „aktive" 
Volkstumspolitik einzuleiten, d.h., aus dem Reich und den eingegliederten Ge­
bieten sollten „unerwünschte Elemente" dorthin deportiert werden. Hitler 
führte dazu aus: „Die Führung dieses Gebietes muß es uns ermöglichen, auch 
das Reichsgebiet von Juden und Polacken zu reinigen" - die sogenannte „ethni­
sche Flurbereinigung". Gleichzeitig sollte aber verhindert werden, „daß eine 
polnische Intelligenz sich als Führungsschicht aufmacht". Polen sollen zwar zur 
Verwaltung des Landes eingesetzt werden, „eine nationale Zellenbildung darf 
aber nicht zugelassen werden". 

Militärisch hatte das GG die Funktion eines „vorgeschobenen Glacis" zu er­
füllen, das für den geplanten Aufmarsch gegen die Sowjetunion benutzt werden 
konnte. „Dazu müßten die Bahnen, Straßen und Nachr. Verbindungen für un­
sere Zwecke in Ordnung gehalten und ausgenutzt werden." 

In wirtschaftlicher Hinsicht maß Hitler dem GG keine größere Bedeutung zu. 
Die einzige wirtschaftliche Funktion sah er darin, daß dieses Gebiet dem Reich 
als Reservoir billiger Arbeitskräfte dienen sollte: „Wir wollen dort nur Arbeits­
kräfte schöpfen." Daher sollte im GG ein niedriger Lebensstandard bestehen. 
„Alle Ansätze einer Konsolidierung der Verhältnisse in Polen müssen beseitigt 
werden. Die ,polnische Wirtschaft' muß zur Blüte kommen."29 Entsprechend 
dieser Zielsetzung erteilte Hermann Göring am 19.10.1939 eine Anweisung, 
wie das auf dem Gebiet des GGs vorhandene wirtschaftliche Potential zu behan­
deln sei: 

27 Ausführlich Eisenblätter, Grundlinien, und Czesław Madajczyk, Generalna Gubernia w 
planach hitlerowskich, warszawa 1961. 

28 Aufzeichnungen aus dem OKH vom 17.10.1939: IMT, Bd. XXVI, S.378f., PS-864; Röhr, 
Europa unterm Hakenkreuz, Polen, S. 133 f.; Documenta Occupationis, Bd. VI, S.27f. 

29 Aufzeichnungen aus dem OKH vom 17.10.1939: IMT, Bd. XXVI, S.378f., PS-864. 
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„Aus den Gebieten des Generalgouvernements [müssen] alle für die deutsche Kriegswirt­
schaft brauchbaren Rohstoffe, Altstoffe, Maschinen usw. herausgenommen werden. Be­
triebe, die nicht für die notdürftige Aufrechterhaltung des nackten Lebens der Bewohner­
schaft unbedingt notwendig sind, müssen nach Deutschland überführt werden."3 0 

Als Hitler diese Zielsetzung formulierte, leitete er diese vor allem aus seiner 
„Weltanschauung" ab. Andere „rationale" Gesichtspunkte, wie z.B. „klassi­
sche" wirtschaftliche Ausbeutung nach kolonialer Art spielten dabei höchstens 
eine untergeordnete Rolle. Zu den Elementen dieser Ideologie gehörten u. a. ak­
tive Volkstumspolitik („ethnische Flurbereinigung"), Eroberung des Ostraumes 
(Vorbereitung des Aufmarschs gegen die Sowjetunion) und Rassenhierarchie 
(Polen als Sklaven der Deutschen). Die Verwendung von Polen als billige Ar­
beitskräfte kann man auch als „klassische" Ausbeutung bezeichnen. 

1.5 Das Gebiet und die Bevölkerung des Generalgouvernements und 
des Distrikts Lublin 

Das Gebiet, auf dem die von Hitler am 17.10.1939 in groben Zügen umrissene 
Besatzungspolitik realisiert werden sollte, umfaßte 95 743 km2, das sind 24,6 % 
des polnischen Territoriums. Nach dem Überfall auf die UdSSR wurde dem GG 
Ostgalizien zugeschlagen, so daß die Gesamtfläche 145 180 km2 erreichte, was 
37,6% Vorkriegspolens ausmachte.31 Die Einwohnerzahl ergibt sich aus der 
folgenden Aufschlüsselung: 

Tabelle 1: Einwohnerzahl im GG in den Jahren 1939-1943 (in Tausend) 

Datum 

XII 1939 
III 1940 
II 1942 
III 1943 

ohne Distrikt Galizien 

11.380 
12.100 

10.383 

mit Distrikt Galizien 

17.776 
15.423 

30 Göring an Hans Frank, 19.10.1939, u.a. in: Röhr, Europa unterm Hakenkreuz, S. 132. 
31 Czesław Łuczak, Polityka ludnościowa i ekonomiczna hitlerowskich Niemiec w okupo­

wanej Polsce, Poznań 1979, S. 13-15; Czesław Madajczyk, Polityka III Rzeszy w okupo­
wanej Polsce. Warszawa 1970, Bd. 1, 93 f. 

32 Łuczak, Polityka, S. 209. 
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Etwa 65 % der Gesamtbevölkerung lebte auf dem Lande, nur 35 % in den Städ­
ten.33 Über die ethnische Bevölkerungsstruktur gibt es keine gesicherten Werte. 
Hier werden zur Orientierung die offiziellen Angaben vom Juni 1940 (ohne den 
Distrikt Galizien) über die konfessionelle Zusammensetzung angeführt. In Vor­
kriegspolen wie im GG verliefen die konfessionellen Grenzen in der Regel ent­
sprechend den ethnischen. Der Anteil der einzelnen Konfessionen an der Ge­
samtbevölkerung ist in der folgenden Aufstellung zu ersehen:34 

1. Römisch-katholisch (Polen) 9.900.000 = 81,0 % 
2. Griechisch-orthodox und griechisch-katholisch 700.000= 5,7% 

(Ukrainer) 
3. Evangelisch (Deutsche) 100.000= 0,82% 
4. Altkatholisch 100.000 = 0,82 % 
5. Glaubensjuden 1400.000 =11,5 % 

Der Distrikt Lublin wurde im wesentlichen auf dem Gebiet der ehemaligen Wo­
jewodschaft Lublin gebildet und umfaßte ca. 26.600 km2. Es wird geschätzt, 
daß im Jahre 1940 dort etwa 2.400.000 Menschen lebten.35 Im Jahre 1931 
setzte sich die Bevölkerung aus folgenden konfessionellen (= ethnischen) Grup­
pen zusammen:36 

1. Römisch-katholisch (Polen) 71,8% 
2. Griechisch-katholisch und griechisch-orthodox (Ukrainer) 14,0 % 
3. Evangelisch (Deutsche) 0,9% 
4. Glaubensjuden 12,6 % 

Der Distrikt Lublin war ein sehr stark landwirtschaftlich geprägtes Gebiet mit 
einem großen Anteil an kleinbäuerlicher und landloser Bevölkerung. Nach sta­
tistischen Angaben aus dem Jahre 1940 machte die Landbevölkerung etwa 
83 % der Gesamtbevölkerung aus. In der Landwirtschaft überwogen kleine und 
mittlere Betriebe, die meist rückständig waren. Dies war die Ursache für die 
niedrige Produktivität in der Landwirtschaft.37 Industrie gab es kaum. 

33 Peter Heinz Seraphim, Die Wirtschaftsstruktur des Generalgouvernements, Krakau 1941, 
S.23. 

34 Bericht über den Aufbau im GG bis 1.7.1940: NTN 277, Bl. 117. 
35 Józef Kasperek, Wywóz na przymusowe roboty do Rzeszy z dystryktu lubelskiego w la­

tach 1939-1944, Warszawa 1977, S. 12-15. 
36 Konfessionelle Gliederung der Bevölkerung nach dem Stande 9.12.1931 (Schätzung): APL 

GDL728, B1.8. 
37 Kasperek, Wywóz, S. 17. 
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2 Die Deutsche Zivilverwaltung im Generalgouvernement: Aufbau, 
Aufgaben und Kompetenzen 

Mit dem eigentlichen Aufbau der Zivilverwaltung im Generalgouvernement be­
gann Hans Frank, nachdem er von Łódź, wo er vom 26.10. bis 6.11.1939 seinen 
Dienstsitz hatte, nach Krakau umgezogen war. Warschau wurde auf Wunsch 
Hitlers zur Distrikthauptstadt degradiert, da sie als Hort des polnischen Wider­
standes galt. Hitlers Pläne bezüglich Warschaus waren ursprünglich radikaler, 
wie Goebbels in seinem Tagebuch am 4.10.1942 festhielt: 

„Ich erzählte ihm [dem Führer, B. M.] von dem Wiederaufbau Warschaus, von dem er selbst 
schon gehört hat. Er sagte mir mit einer gewissen Bitterkeit, daß er eigentlich den Plan ge­
habt habe, Warschau dem Erdboden gleichzumachen, daß der Generalgouverneur Frank 
dagegen seinen Plan verfolgt habe, Warschau wieder als Großstadt aufzurichten. Frank 
habe sich also gegen ihn durchgesetzt."38 

Der Plan, Warschau dem Erdboden gleichzumachen, wurde im Sommer 1944 
noch einmal aufgegriffen und diesmal konsequent ausgeführt. 

Der von Hitler vorgegebene Grundsatz, keine polnische Elitenbildung zuzu­
lassen, schloß von vornherein die Option aus, eine Aufsichtsverwaltung zu 
errichten, wie dies später im westlichen Europa wie in Frankreich, den Nieder­
landen oder Norwegen praktiziert wurde.39 Polen durften keine leitenden Posi­
tionen bekleiden, und es durfte auch keine polnische Autonomie geben. 

Daher entschlossen sich Frank und die Zentrale in Berlin, im GG eine reine 
deutsche Verwaltung im klassischen Sinne aufzubauen, die dreistufig, durchor­
ganisiert und personell umfangreich war. Sie war eine Mischform zwischen ei­
ner „Regierungsverwaltung" und einer „Kolonialverwaltung".40 Unterhalb der 

38 Die Tagebücher von Josef Goebbels, hrsg. von Elke Fröhlich. Teil II: Diktate 1941-1945, 
Bd.6, München u.a. 1996, S.64. 

39 Präg und Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.25, gehen davon aus, Hitler habe im GG eine 
reine Aufsichtsverwaltung gewünscht. Sie stützen sich dabei offensichtlich auf den 
Wunsch Hitlers, den er am 17.10.1939 Keitel gegenüber äußerte: „Zur Verwaltung des 
Landes sollen auch Polen eingesetzt werden. Eine nationale Zellenbildung darf aber nicht 
zugelassen werden." Dieser Wunsch darf m. E. keinesfalls dahingehend interpretiert wer­
den, Hitler habe im-GG eine Aufsichtsverwaltung gewünscht. Sonst hätte man polnische 
Fachkräfte (Führungseliten) in höheren Instanzen beschäftigen müssen. 

40 „Regierungsverwaltung": Die wichtigsten Stellen werden durch das „Führervolk" besetzt, 
untere Verwaltungsaufgaben werden durch einheimische Selbstverwaltung wahrgenom­
men. „Kolonialverwaltung": Sämtliche Positionen werden durch das „Führervolk" wahr­
genommen, das Leben der einheimischen Bevölkerung wird total beaufsichtigt. „Auf­
sichtsverwaltung": Einheimische Verwaltung wird beibehalten und unter deutsche Auf-
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dreistufigen deutschen Verwaltung gab es die sogenannte polnische Selbstver­
waltung mit Gemeindevorstehern und Bürgermeistern in kleineren Städten so­
wie Dorfschulzen. 

An der Spitze dieses dreistufigen Verwaltungsapparates stand Generalgou­
verneur Dr. Hans Frank, der dem Führer unmittelbar unterstellt war. Sein Stell­
vertreter war bis zu dessen Ernennung zum Reichskommissar für die besetzten 
Niederlande im Mai 1940 Seyß-Inquart. An seine Stelle als Stellvertreter rückte 
Josef Bühler, der keine besonderen Verdienste um die NS-Bewegung aufweisen 
konnte, dafür aber ein alter und getreuer Mitarbeiter Franks war. Bühler leitete 
auch das Amt des Generalgouverneurs, das in Fachabteilungen und Ämter, die 
sachlich den Reichsressorts entsprachen, gegliedert war. Im Sommer 1940 
wurde das Amt zur Regierung des Generalgouvernements aufgewertet. 

Die mittlere Instanz bildete Distriktsverwaltung, die von einem Gouverneur 
(Distriktschef) geleitet wurde, der dem Generalgouverneur direkt unterstand. 
Das wesentliche Instrument der Machtausübung auf mittlerer Ebene war das 
Amt des Distrikts, das sich in Fachabteilungen gliederte, ähnlich dem Amt des 
Generalgouverneurs. 

Die dritte Instanz stellten Kreis- und Stadthauptmannschaften dar. Diese hat­
ten die Kreis- bzw. Stadthauptleute zu führen, die wiederum dem jeweiligen 
Gouverneur unterstanden. Die Kreisverwaltung war, entsprechend der Auftei­
lung in der zentralen und mittleren Instanz, in Ämter und Referate gegliedert. 

Die Kreishauptleute mit ihren Ämtern waren das Rückgrat der deutschen Zi­
vilverwaltung im GG und die Vollstrecker der deutschen Besatzungspolitik vor 
Ort. Sie stellten nominell die letzte Stufe der deutschen Verwaltung im GG dar; 
tatsächlich gab es noch die Land- und Stadtkommissariate, die jedoch offiziell 
als Außenstellen der Kreisverwaltung galten. 

2.1 Die Stellung des Generalgouverneurs 

Mit dem Erlaß vom 12. Oktober 1939 bestellte Hitler Dr. Hans Frank zum Ge­
neralgouverneur und wies ihm alle Verwaltungskompetenzen im GG zu. Der 

sieht gestellt. Vgl. dazu Werner Best, Grundfragen einer deutschen Großraum-Verwal­
tung, in: Festgabe für Heinrich Himmler, Darmstadt 1941, S. 33-60; Diemut Majer, 
„Fremdvölkische" im Dritten Reich. Ein Beitrag zur nationalsozialistischen Rechtsset­
zung und Rechtspraxis in Verwaltung und Justiz unter besonderer Berücksichtigung der 
eingegliederten Ostgebiete und des Generalgouvernements, Boppard a.Rh. 1981, S.483-
486. 
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Generalgouverneur unterstand dem Führer unmittelbar.41 Diese Regelung ent­
sprach der Anweisung Hitlers: „Die Verwaltung muß mit eigenen klaren Be­
fehlskompetenzen arbeiten und darf nicht von Berlin abhängig sein. [...] Die 
Verantwortung tragen nicht die Berliner Ministerien, da es sich nicht um eine 
deutsche Verwaltungseinheit handelt."42 In der Praxis mußte sich jedoch Hans 
Frank die Verwaltungsautonomie, die er von Hitler zugesichert bekam, von den 
Reichsinstanzen erst erkämpfen, was ihm nur teilweise gelang. 

Bereits der Erlaß vom 12. Oktober 1939 bot Ansätze zur Einschränkung der 
Verwaltungsautonomie im GG durch die Reichsinstanzen. In § 5 hieß es: „Der 
Ministerrat für die Reichsverteidigung, der Beauftragte für den Vierjahresplan 
und der Generalgouverneur können durch Verordnungen Recht setzen."43 Die­
ser Paragraph verlieh Göring die weitgehende Befugnisse, das Regieren im GG, 
insbesondere im Bereich der Wirtschaft, zu beeinflussen. Es gelang Frank, diese 
Gefahr, wenigstens formal, einzudämmen, als ihn Göring zum Leiter der 
„Dienststelle für den Vierjahresplan" auf dem Gebiet des GGs ernannte. In der 
Praxis beeinflußten jedoch Göring und seine Dienststellen den wirtschaftlichen 
Bereich genauso wie die Wehrmacht, die mit ihrer Rüstungsinspektion die Rü­
stungsbetriebe im GG verwaltete. Sonst hatte aber die Wehrmacht keine forma­
len Eingriffsmöglichkeiten, die Politik im GG mitzugestalten.44 

In anderen Bereichen war Frank erfolgreicher. So gelang es ihm, den Vorstoß 
der Haupttreuhandstelle (HTO),45 sich die Beschlagnahmekompetenz im GG 
zu sichern, abzuwehren. Statt dessen richtete Frank mit Görings Einverständnis 
eine eigene Treuhandstelle ein, die im Amt des Generalgouverneurs angesiedelt 
wurde. Ihre Aufgabe war es, das polnische Staatsvermögen und später auch das 
jüdische zu erfassen und zu verwalten. Auch Versuche der anderen Reichsbe­
hörden wie z. B. des Reichspropagandaministeriums, die Verwaltungsautono­
mie im GG zu unterlaufen, gelang es Frank, bis zum Sommer 1940 zu verei­
teln.46 

41 RGBl. 1,1939, S.2077f. 
42 Hitler über Besatzungsziele im GG gegenüber Keitel am 17.10.1939. Abgedruckt u.a. in: 

IMG Bd. XXVI, S.378, Dok. PS-864. 
43 RGBL 1,1939, S. 2077 f. 
44 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 23-30; Czesław Madajczyk, Faszyzm i okupacje 

1938-1945. Wykonywanie okupacji przez państwa osi w Europie, Poznań 1983, Bd. 1, 
S. 154-163. 

45 Die Haupttreuhandstelle Ost war am 19.10.1939 eingerichtet worden. Sie sollte die be­
schlagnahmten staatlichen und privaten Vermögen in Polen verwalten. Vgl. Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 260/1939; auch Präg/Jacobmeyer, 
Diensttagebuch, S.56. Anm.24. 

46 Ebenda. 
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Ähnlich erfolgreich war Frank bei der Festigung seiner Macht als General­
gouverneur innerhalb des eigenen Verwaltungsapparates. Hierbei ging es vor al­
lem um die Person von Seyß-Inquart, den Hitler in dem Erlaß vom 12. Oktober 
1939 zum Stellvertreter des Generalgouverneurs bestellt hatte. Seyß-Inquart, 
der sich beim Anschluß Österreichs große Verdienste erworben hatte,47 hatte ei­
genes politisches Gewicht innerhalb der NS-Bewegung und war keinesfalls ein 
williger Gefolgsmann von Frank. Hinzu kam, daß Seyß-Inquart ein Exponent 
der SS und ein Verfechter der radikalen SS-Gewaltpolitik gegenüber Polen war, 
von der Frank seit Anfang 1940 teilweise abrückte. Als im April 1940 eine fünf­
köpfige Volksdeutsche Familie in Józefów im Distrikt Lublin von Banditen be­
raubt und ermordet wurde, ordnete Seyß-Inquart auf Antrag des SSPF in Lu­
blin, Odilo Globocnik, an, als Vergeltung 180 Polen aus diesem Dorf zu erschie­
ßen. Nach dem Massaker, das die SS und der Selbstschutz48 aus Lublin durch­
führten, machte Frank der SS Vorwürfe, weil er die „Aktion" für unangemessen 
hart hielt.49 

Als Seyß-Inquart im Mai 1940 zum Reichskommissar in den Niederlanden 
ernannt wurde, bestellte Frank zum neuen Stellvertreter, zunächst kommissa­
risch, seinen Amtschef, Dr. Josef Bühler. Bühler, der kein eigenes politisches 
Gewicht hatte, verdankte seine Karriere ausschließlich Hans Frank und war 
diesem bis zum Ende des Krieges bedingungslos ergeben und loyal. Bühler entla­
stete Frank von der trockenen Verwaltungsroutine; damit konnte sich Frank 
stärker auf die von ihm bevorzugten Repräsentationsaufgaben konzentrie­
ren. 

Die NSDAP spielte im GG im Gegensatz zum Reich eine untergeordnete 
Rolle. Eine eigentliche Parteiorganisation wurde nie aufgezogen. Statt dessen 
richtete man den „Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP" ein, des­
sen Leiter der Generalgouverneur selbst war. Diese Personalunion wurde auch 
auf Distrikts- und Kreisebene praktiziert. In den Distrikten war der jeweilige 
Gouverneur meistens der Distriktsstandortführer. Eine Ausnahme stellte hier 
der Distrikt Lublin dar, wo der SSPF Globocnik der Distriktsstandortführer 

47 Vgl. Gerhard Botz, Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich. Planungen und 
Verwirklichung des politisch-administrativen Anschlusses 1938-1944, Wien 1988, passim. 

48 Eine Formation, die im Herbst 1939 aus Volksdeutschen gebildet wurde, um dem Namen 
nach die deutsche Minderheit vor polnischen Übergriffen zu schützen. In der Praxis stellte 
sie sich jedoch als Instrument des NS-Terrors gegen die polnische Bevölkerung dar wie bei­
spielsweise in Józefów. Vgl. dazu C. Jansen/A. Weckbecker, Der „Volksdeutsche Selbst­
schutz" in Polen 1939/1940, München 1992. 

49 Seyß-Inquart an Himmler, 7. Mai 1940: IfZ MA 290, fr. 1056 f.; Vern. Gustav S., 
11.5.1966: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 7608-7498; Vern. Reinhard T., 14.9.1966: Ebenda, 
Bl. 7726-7732. 
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war. In den Kreisen waren meistens die Kreishauptleute Standortführer. Durch 
diese „Personalunion" wurde der Gegensatz zwischen Partei und Staatsverwal­
tung, der im Reich so viele Konflikte verursachte, weitgehend vermieden. 

In einem sehr wichtigen Bereich jedoch, der für jede selbständige Politik im 
GG von entscheidender Bedeutung war, nämlich im Bereich der SS und Polizei, 
gelang es Frank von vornherein nicht, sich durchzusetzen. Diese Frage hing eng 
mit der Sicherheitspolitik zusammen. Bis zum Ende der Besatzung lag hier der 
Stoff für andauernde Konflikte zwischen der Zivilverwaltung und der SS und 
Polizei. 

2.1.1 Der SS- und Polizeiapparat 

Himmler, der am 17. Juni 1937 zum Reichsführer-SS und Chef der Deutschen 
Polizei ernannt worden war, arbeitete schon ab Mitte der dreißiger Jahre ziel­
strebig daran, die Polizei von der Bindung an die innere Verwaltung zu lösen 
und sie mit der SS zu verschmelzen. Als wichtiges Instrument hierzu diente ihm 
die Einrichtung des Höheren SS- und Polizeiführers, dessen Aufgabe es war, die 
Verbindung der Polizei mit der SS zu konsolidieren und zu festigen.50 Den Krieg 
und die nachfolgende Besetzung Polens nutzte Himmler dazu aus, seinen SS-
und Polizeiapparat weiter auszubauen, von der inneren Verwaltung zu lösen 
und zugleich seine Macht auszuweiten. 

Auf dem Gebiet des GGs setzte Himmler einen Höheren SS- und Polizeiführer 
Ost (HSSPF), den SS-Obergruppenführer Friedrich-Wilhelm Krüger, ein. Dem 
HSSPF waren unterstellt der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD 
(BdS), der Befehlshaber der Ordnungspolizei (BdO) sowie SS- und Polizeiführer 
(SSPF) in den jeweiligen Distrikten. Die Aufgabe des HSSPF war es, die Tätig­
keit der Polizei im GG zu koordinieren und zu steuern. Formal gesehen war der 
HSSPF dem Generalgouverneur „persönlich und unmittelbar" unterstellt, zu­
gleich aber war Krüger dem RFSS unterstellt, dessen gesamten Befehlsbereich er 
im GG vertrat. Himmlers Befehle als RFSS hatten für Krüger den Vorrang. Die­
ses Unterstellungsverhältnis vereitelte die Versuche Franks, den HSSPF in seine 
Dienststelle fest einzubinden. Folglich entwickelte sich der SS- und Polizeiap­
parat im GG von vornherein zu einer Sonderbehörde, die enge Bindungen an die 
Reichsinstanzen, an Himmler und seinen Apparat hatte und deren Politik sie im 

50 Ausführlich über die Institution der HSSPF Ruth Bettina Birn, Die Höheren SS- und Poli­
zeiführer. Himmlers Vertreter im Reich und in den besetzten Gebieten, Düsseldorf 1986. 
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GG zu realisieren versuchte. Mit einem Wort: Der HSSPF Ost war der Vertreter 
Himmlers und seiner Interessen auf dem Gebiet des GGs. 

Analog zur Institution des HSSPF richtete Himmler die Institution der SSPF 
in den Distrikten ein, welche die verschiedenen Polizeisparten in ihrer Dienst­
stelle zusammenfaßten. Sie, die SSPF, unterstanden direkt dem HSSPF und wa­
ren den zivilen Distriktschefs als Berater beigegeben, an deren Weisungen sie 
nur insoweit gebunden waren, als diese nicht denen des HSSPF entgegenstan­
den. Zum SSPF im Distrikt Lublin ernannte Himmler SS-Brigadeführer Odilo 
Globocnik, den ehemaligen Gauleiter von Wien.51 

Von entscheidender Bedeutung für die spätere Entwicklung im GG war die 
Tatsache, daß am 7. Oktober 1939 Himmler von Hitler mit den „Aufgaben zur 
Festigung deutschen Volkstums" betraut wurde. Den Titel „Reichskommissar 
zur Festigung deutschen Volkstums" (RKF) legte sich Himmler selbst zu. In sei­
ner Eigenschaft als RKF ernannte Himmler Krüger zu seinem Beauftragten im 
GG; dieser war nur ihm unterstellt. Von Anfang an spielte Himmler in der Funk­
tion als RKF auf dem Gebiet des GGs eine wichtige Rolle. Denn die Vertreibun­
gen der Polen und Juden aus den eingegliederten Ostgebieten in das GG fanden 
im Rahmen des Programms zur „Festigung deutschen Volkstums" statt - die so­
genannte „ethnische Flurbereinigung". Das GG hatte die Aufgabe, diese Ver­
triebenen aufzunehmen. 

In den ersten Wochen der Besatzung kam es zu keinen größeren Auseinander­
setzungen zwischen Frank und dem SS- und Polizeiapparat. Frank akzeptierte 
das brutale Vorgehen der SS und Polizei gegen die polnische Intelligenz als not­
wendig, um das Land zu „befrieden". So unterschrieb er die Verordnung vom 
31.10.1939 über die „Bekämpfung von Gewalttaten im Generalgouverne­
ment", die der SS und der Polizei die „gesetzliche Grundlage" für ihre Morde 
lieferte, und zwar durch Einrichtung der Polizeistandgerichte.52 

Diese relative Harmonie ging aber zu Ende, als sich die Verwaltung im GG zu 
etablieren begann. Entscheidend dafür war die Tatsache, daß Frank eine Ände­
rung in der bisherigen Politik im GG anvisierte und teilweise auch durchsetzte. 
Es ging hierbei vor allem um Wirtschaftspolitik (von einseitiger und kurzfristi­
ger Plünderung - „schlachte die Kuh" - zu allseitiger und langfristiger Ausbeu­
tung - „melke die Kuh"), bessere Behandlung der arbeitenden Polen, Kulturpo­
litik aber auch Sicherheitspolitik.53 Mit der SS und Polizei geriet Frank gleich-

51 Ebenda, S. 197-204. 
52 VOB1GG vom 30.10.1939. 
53 Ausführlich hierzu Eisenblätter, Grundlinien, S. 110-200. 
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zeitig auf drei Gebieten in Konflikt, und zwar in den Fragen der Umsiedlungen, 
der Erschießungen und des Aufbaus der Polizei. 

Umsiedlungen: Ursprünglich war geplant, etwa 8 Millionen Menschen aus 
den eingegliederten Ostgebieten in das GG zu vertreiben, wie sich Hitler dies 
wünschte. Diese Pläne wurden aber bald modifiziert. Die ersten ungeregelten, 
„wilden" Aussiedlungen aus den eingegliederten Gebieten riefen sofort die Pro­
teste der Zivilverwaltung im GG hervor. Bald einigte man sich darauf, daß alle 
Aussiedlungen mit den örtlichen Behörden zu koordinieren seien. Es wurden 
insgesamt drei sogenannte Nahpläne ausgearbeitet, nach denen diese Vertrei­
bungen ablaufen sollten. Sie wurden allerdings nur teilweise verwirklicht. Insge­
samt vertrieb man in das GG vom Herbst 1939 bis Frühjahr 1941 etwa 460.000 
Polen, darunter einige Zehntausend Juden. Dies war „nur" ein Bruchteil der ge­
planten Millionen.54 

Hans Frank, der anfangs mit diesen Aussiedlungen einverstanden war, lei­
stete seit der Jahreswende 1939/40 mit seinem Apparat heftigen Widerstand ge­
gen die von der SS und Polizei geleiteten Aussiedlungen, weil die Unterbringung 
und Verpflegung dieser großen Zahl von Vertriebenen im GG äußerst schwierig 
war. Das GG drohte im wirtschaftlichen und sozialen Chaos zu versinken und 
dies mit schwerwiegenden Folgen für das Reich. Frank erhielt Unterstützung 
seitens Görings, der Wehrmacht, der Wehrwirtschaftsstellen und Reichsmini­
sterien, weil der Gegensatz der kriegswirtschaftlichen Interessen zu dieser Art 
Volkstumspolitik eklatant war. Von den drei Nahplänen wurde nur der erste 
realisiert, den zweiten und den dritten mußte Himmler frühzeitig abbrechen, 
weil der Widerstand Franks und seines Apparates zu stark war. Hierbei war die 
Unterstützung Görings entscheidend.55 

Erschießungen: Im Frühjahr 1940 geriet Frank in der Frage der Erschießun­
gen in einen Konflikt mit der SS und der Polizei. Frank, der zu der Überzeugung 
kam, daß man mit der Methode des ungezielten Terrors das Land dauerhaft 
nicht „befriedigen" könne, versuchte, die Erschießungen der SS und Polizei ein­
zudämmen, denen er selbst mit seiner VO vom 30.10.1939 und der Einrichtung 
der Polizeistandgerichte Vorschub geleistet hatte. Durch die Sicherung des Gna­
denrechtes bei Todesurteilen der Polizeistandgerichte für sich im Januar 1940 

54 Łuczak, Polityka, S. 117-128; Eisenblatter, Grundlinien, S. 193 nennt die Zahl von 
385.000 bis 450.000. Es sind jedoch Łuczaks Angaben vorzuziehen, der die Zahl auf 
460.000 schätzt; nach Bericht der Abteilung BuF vom Oktober 1941 betrug die Zahl der 
ins GG Vertriebenen 468.000 plus 64.000 Personen, die im Rahmen der deutsch-russi­
schen Austauschaktion von 1939/40 ins GG kamen: AGK NTN 282, Bl. 90. 

55 Ausführlich Eisenblätter, Grundlinien, S. 178-194. 
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gelang es Frank nach und nach, die willkürlichen Erschießungen der SS und Po­
lizei wenigstens teilweise einzuschränken.56 

Aufbau der Polizei: Die Frage des organisatorischen Aufbaus der Polizei und 
ihrer Arbeitsmethoden im GG führte ebenfalls zu Auseinandersetzungen zwi­
schen Frank und dem SS- und Polizeiapparat. Die SS und die Polizei vertraten 
den Standpunkt, daß man durch exemplarische Anwendung von Gewalt und 
ungezieltem Terror die Bevölkerung einschüchtern sollte, so daß diese allen For­
derungen der Behörden „freiwillig" nachkäme. Dieser Konzeption entsprang 
auch die Organisationsform der Polizei im GG - „konzentriert und kaserniert". 
Frank, der prinzipiell gegen Gewaltmaßnahmen nichts einzuwenden hatte, kam 
dagegen zu der Überzeugung, daß Gewalt gezielt eingesetzt werden müsse, um 
erfolgreich zu sein. Er wollte die Maßnahmen seiner Verwaltung mit „klassi­
schen" Mitteln durchsetzen, d.h. durch Einsatz von Einzeldienstbeamten, wo­
für eine Dislozierung der Polizei erforderlich war. In dieser Frage konnte sich 
Frank gegen die SS und Polizei nicht durchsetzen. Daher schuf er im Sommer 
1940 eigene Exekutivkräfte in Gestalt des Sonderdienstes, der sich aus Volks­
deutschen zusammensetzte.57 

2.1.2 Höhepunkt und Zerfall der Machtposition Franks 
als Generalgouverneur 

Bis zum Sommer 1940 gelang es Hans Frank, nicht nur seine persönliche Stel­
lung zu festigen, sondern auch eine weitgehende Autonomie seiner Verwaltung 
gegenüber den Reichsbehörden durchzusetzen. Eine Ausnahme bildete hier der 
SS- und Polizeiapparat, der faktisch als Außenstelle der Reichszentrale fun­
gierte. Nichtsdestoweniger stellte die Zeit vom Frühjahr 1940 bis zum Ende 
1941 den Höhepunkt der Machtposition des Generalgouverneurs dar. Seit dem 
Überfall auf die UdSSR begann aber diese Machtposition zu bröckeln, was eng 
mit der veränderten Stellung des Generalgouvernements zum Reich zusammen­
hing. Bis zum Überfall auf die UdSSR lag das GG an der östlichen Peripherie des 
Reiches, der keine größere wirtschaftliche und strategische Bedeutung zu­
kam. 

Der Krieg gegen die Sowjetunion änderte diese Konstellation sowohl im stra­
tegischen als auch im rassenpolitischen Sinne schlagartig. Strategisch wurde das 
GG zum wichtigen Hinterland für die Ostfront; über dieses Gebiet lief zum 

56 Vgl. dazu ebenda, S. 164-177. 
57 Ebenda, S. 135-154. 
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größten Teil der Frontnachschub - das GG wurde von einer strategischen Peri­
pherie zu einer militärischen Brücke. Ähnlichem Wandel unterlag dieses Gebiet 
auch im rassenpolitischen Sinne. Ursprünglich sollte es als eine Art Reservat für 
rassisch unerwünschte Bevölkerungselemente dienen und als Abschiebegebiet 
die Germanisierung der eingegliederten Ostgebiete ermöglichen. Mit dem Über­
fall auf die Sowjetunion verschob sich die Grenze des Gebietes, das in der nahen 
Zukunft germanisiert werden sollte, um Hunderte von Kilometer nach dem 
Osten. Damit schlug die Stunde Himmlers in seiner Eigenschaft als RKF und sei­
nes Intimus Odilo Globocnik im GG. NS-„Rassenpolitiker" mit Hitler und 
Himmler an der Spitze glaubten nun, ihre utopischen und zugleich mörderi­
schen rassenpolitischen Visionen im GG und im Osten verwirklichen zu kön­
nen. Diese „Visionen" wurden in dem sogenannten Generalplan Ost zusam­
mengefaßt.58 

Dieser Paradigmenwechsel war die Ursache für den Zerfall der Machtposi­
tion Franks, der effektiv im Herbst 1941 einsetzte. Die militärischen und kriegs­
wirtschaftlichen Erfordernisse führten dazu, daß das Ministerium Speer ( = 
Ministerium für Bewaffnung und Munition) weitestgehende Kompetenzen im 
GG erhielt. Ebenfalls wurde Frank die Aufsicht der Ostbahn entzogen und der 
Zentrale in Berlin unterstellt. Aber auch andere Reichsbehörden wie die Reichs­
post unternahmen erfolgreiche Vorstöße, um ihren Einflußbereich auf das GG 
auszudehnen.59 

Am schwerwiegendsten war der Zerfall der Machtposition Franks gegenüber 
der SS und Polizei. Himmler, der von Bormann und Lammers unterstützt 
wurde, betrieb eine regelrechte Demontage Franks. In seiner Eigenschaft als 
RKF sah er nun das Gebiet des GGs als direkten Einflußbereich an, weil es mit 
dem Ziel „Festigung deutschen Volkstums" noch während des Krieges germani­
siert werden sollte - und zwar zunächst Lublin und das Gebiet von Zamość. 
Franks Machtverlust kulminierte in der Ernennung des HSSPF Krüger zum 
Staatssekretär für Sicherheitswesen im GG. Im Sommer 1942 hatte Frank, der 
zu dieser Zeit Hitler mehrmals bat, ihn von seinem Posten abzulösen, den abso­
luten Tiefpunkt seiner Stellung. Im Herbst 1942, als die meisten Juden im GG 
bereits ermordet worden waren, ließ Himmler gegen den heftigen Widerstand 
Franks die Pläne zur Besiedlung des Distrikts Lublin in Angriff nehmen. 

58 Vgl. dazu u.a. Czesław Madajczyk (Hrsg.), Zamojszczyzna - Sonderlaboratorium SS. 
Zbiór dokumentów polskich i niemieckich z okresu okupacji hitlerowskiej, 2 Bde., War­
szawa 1979; derselbe (Hrsg.), Vom Generalplan Ost zum Generalsiedlungsplan, München 
1994; Bruno Wasser, Hitlers Raumplanung im Osten. Der Generalplan Ost in Polen 1940-
1944, Berlin u.a. 1993. 

59 Madajczyk, Faszyzm i okupacje, Bd. 1, S. 167-171. 
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Die Niederlagen an der Ostfront, insbesondere bei Stalingrad, führten jedoch 
dazu, daß Frank seine Position gegenüber der SS und Polizei allmählich wieder 
stärken konnte. So wurden im Sommer 1943 seine Widersacher Krüger und 
Globocnik aus dem GG abberufen und das Siedlungsvorhaben im Distrikt Lu­
blin abgebrochen. Zu diesem Zeitpunkt sahen auch Hitler und Himmler ein, 
daß es wichtiger sei, den Krieg zu gewinnen, als sofort deutsche Siedlungsge­
biete im Osten zu gründen. Trotzdem blieb Franks Position angeschlagen, und 
es gelang ihm nie wieder, die Machtposition der Jahre 1940/41 zu erlangen. 
Auch seine sogenannte „elastische Polenpolitik", den Versuch, Polen als Ver­
bündete zu gewinnen oder wenigstens zu neutralisieren, konnte er in der Praxis 
nicht umsetzen.60 

2.2 Das Amt des Generalgouverneurs - die Regierung 
des Generalgouvernements 

Die Zentralbehörde im GG war das Amt des Generalgouverneurs, das am 30. 
Juli 1940 in Regierung des Generalgouvernements umbenannt und damit auf­
gewertet wurde.61 Zum Chef des Amtes ernannte Hans Frank seinen langjähri­
gen Mitarbeiter Dr. Josef Bühler, der die Aufgabe erhielt, die Tätigkeiten der 
verschiedenen Fachbehörden, die in diesem Amt zusammengefaßt waren, zu lei­
ten und zu koordinieren. Bühler bekleidete dieses Amt bis zum Ende der Besat­
zung. Frank sorgte dafür, daß Bühler am 3.3.1940 die Amtsbezeichnung 
„Staatssekretär" verliehen wurde, um seiner Stellung die notwendige Autorität 
zu verleihen.62 

Die Regierung des GGs gliederte sich in 12 Hauptabteilungen (zunächst hie­
ßen sie Abteilungen im Amt des Generalgouverneurs) und das Staatssekreta­
riat.63 Im Staatssekretariat waren sechs Behörden zusammengefaßt: Amt für 
Außenhandel, Kanzlei des Generalgouverneurs, Regierungskanzlei (mit Presse­
chef der Regierung), Amt für Gesetzgebung, Amt für Preisbildung, Amt für 
Raumordnung, Personalamt, Betriebsamt und Direktion der Archive des Gene­
ralgouvernements. Hinzu kamen der Bankdirigent, der Bankaufsichtsbehörde 

60 Vgl. dazu ebenda, S. 152-186; Eisenblätter, Grundlinien, S. 235-303, 361-386. 
61 Erlaß über organisatorische Neuregelungen im GG vom 31.7.1940: AGK NTN 262, 

BI. 172. Im Folgenden wird vorwiegend der Begriff Regierung verwendet. In Zusammen­
hängen, die sich auf die Zeit vor dem 31.7.1940 beziehen, wird der Begriff „das Amt des 
Generalgouverneurs" benutzt. 

62 BAD-H, ZA V 217, Bl. 409-411. 
63 Nach dem Stand vom 1.12.1941: AGK SAKr 12. 
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war und gleichzeitig die Emissionsbank leitete, sowie das Oberste Rechnungs­
prüfungsamt. 

Die Hauptabteilungen (HA) gliederten sich in Abteilungen (zunächst nur Un­
terabteilungen), Unterabteilungen, Hauptreferate und Referate. Ihre Leiter 
führten den Titel „Präsident" (zunächst Abteilungsleiter). Es gab folgende 
Hauptabteilungen: Innere Verwaltung, Finanzen, Justiz, Wirtschaft, Ernährung 
und Landwirtschaft (EuL), Forsten, Arbeit, Propaganda, Wissenschaft und 
Unterricht, Bauwesen, Eisenbahnen und Post. Diese Einteilung, die nach dem 
Muster der Reichsressorts vorgenommen wurde, förderte geradezu das „Hin­
einregieren" der Berliner Zentralen, denn sie begünstigte die Tendenzen, den di­
rekten Verkehr der Hauptabteilungen mit den sachlich entsprechenden Reichs­
behörden aufrechtzuerhalten. Frank versuchte, dies von Anfang an zu unterbin­
den.64 

Die dominierende Rolle in der Regierung spielte die HA Innere Verwaltung, 
obwohl sie durch Herauslösung der Polizei als Verwaltungsexekutive, die in den 
SS- und Polizeiapparat eingebunden worden war, geschwächt wurde. Die In­
spektion des Sonderdienstes, die in der HA Innere Verwaltung angesiedelt war, 
war kein gleichwertiger Ersatz hierfür. Die HA Innere Verwaltung, die sachlich 
dem Innenministerium entsprach, gliederte sich in 9 Abteilungen. Diese Be­
hörde leitete und koordinierte den eigentlichen Verwaltungsaufbau mit den ihr 
unterstellten Abteilungen Allgemeine Staatsverwaltung und Kommunalverwal­
tung. Somit beeinflußte die HA Innere Verwaltung entscheidend den Aufbau 
und das Funktionieren der Verwaltung im GG. 

Auch für die vorliegende Untersuchung spielt die HA Innere Verwaltung eine 
maßgebende Rolle, denn ihr waren außer der Inspektion des Sonderdienstes die 
Abteilungen Gesundheitswesen und vor allem die Abteilung Bevölkerungswe­
sen und Fürsorge (BuF) unterstellt. Insbesondere die Abteilung BuF spielte eine 
wichtige Rolle in der antijüdischen Politik und bei dem Massenmord an Juden 
im GG, worauf noch zu kommen sein wird. Die Abteilung Gesundheitswesen 
kam in direkte Berührung mit der antijüdischen Politik, weil sie u. a. für die Seu­
chenbekämpfung zuständig war. 

Darüber hinaus hatten noch folgende Behörden in der Regierung mit der 
antijüdischen Politik direkt zu tun: Die HA Wirtschaft, welche die „Entjudung" 
der polnischen Wirtschaft vorantrieb und mit der ihr unterstellten Abteilung 
Treuhandverwaltung die jüdischen Betriebe und Immobilien verwaltete und 
verwertete. Die HA Arbeit leitete ab Sommer 1940 bis zum Sommer 1942 den 
Arbeitseinsatz der Juden. Die HA Ernährung und Landwirtschaft legte die 

64 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 10-23. 



34 Erster Teil: Verwaltung 

Lebensmittelrationen auch für Juden fest. Die HA Propaganda organisierte die 
antisemitische Propaganda. Die HA Finanzen trieb die Steuern von den Juden 
ein. Die HA Justiz war für die antisemitische „Rechtsprechung" zuständig. Das 
Amt für Gesetzgebung erarbeitete antijüdische Verordnungen. Mit einem Wort: 
Die meisten Behörden in der Regierung des GGs hatten direkt mit der antijüdi­
schen Politik zu tun. Die Hauptabteilungen Bauwesen oder Eisenbahnen hatten 
insofern mit den Judenangelegenheiten zu tun, als sie für ihre Projekte auch jü­
dische Arbeitskräfte beschäftigten. 

2.3 Distriktsverwaltung - der Distrikt Lublin 

Die Mittelinstanz der Zivilverwaltung im GG war die Distriktsverwaltung, die 
der Gouverneur (Distriktschef) leitete.65 Ein wesentliches Instrument der 
Machtausübung auf Distriktsebene war das Amt des Distrikts. Der Chef des 
Amtes vertrat zugleich den Gouverneur. Aus der Distriktsverwaltung wurde die 
Exekutive, d.h. die Polizei, herausgelöst und durch den SS- und Polizeiführer 
mit der SS zusammengefaßt und von diesem geführt. Die Stellung des SSPF im 
Distrikt entsprach derjenigen des HSSPF im GG: Der SSPF unterstand nominell 
dem Gouverneur, in Wirklichkeit jedoch war der HSSPF und somit der RFSS 
sein Vorgesetzter, an dessen Befehle und Anordnungen er gebunden war. In der 
Dienststelle des SSPF waren der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD 
(KdS) sowie der Kommandeur der Ordnungspolizei (KdO) zusammengefaßt. 

2.3.1 Die Gouverneure im Distrikt Lublin 

Die Stellung eines Gouverneurs unterschied sich wesentlich von der eines Regie­
rungspräsidenten in Preußen. Einerseits war ein Distrikt erheblich größer als ein 
Regierungsbezirk. Andererseits war der Zuständigkeitsbereich eines Gouver­
neurs viel größer als der eines Regierungspräsidenten, der nur für die innere Ver­
waltung zuständig war. Der Gouverneur besaß dagegen - wenigstens theore­
tisch - alle administrativen und wirtschaftlichen Kompetenzen in seinem 
Bereich, einschließlich der Wirtschaftsverwaltung. In der Rangordnung befan-

65 Am 10.11.1939 ordnete Frank an, daß für jeden Distriktschef der Titel Gouverneur einzu­
führen sei. Allerdings erst am 25.9.1941 wurde diese Amtsbezeichnung offiziell einge­
führt, bis dahin galt die Amtsbezeichnung Distriktschef, obwohl der Titel Gouverneur 
auch oft verwendet wurde. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.65; VOB1GG 1941 
(25.9.1941), S. 561. 
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den sich die Gouverneure über den Hauptabteilungspräsidenten und unterstan­
den direkt dem Chef der Regierung und dem Generalgouverneur. 

In der fast fünfjährigen Besatzungsgeschichte Polens amtierten im Distrikt 
Lublin vier Distriktschefs (Gouverneure). Der erste Distriktschef war der Leiter 
des Hauptschulungsamtes der NSDAP, SS-Brigadeführer Friedrich Schmidt, 
den Seyß-Inquart am 26. Oktober 1939 in das neue Amt einführte. Schmidt 
wurde im September 1939 als Beauftragter der NSDAP und der DAF in den Stab 
des Obersten Verwaltungschefs im besetzten Polen abkommandiert.66 Er am­
tierte als Distriktschef bis zur seiner Abberufung Ende Januar 1940, weil er grö­
ßeres Interesse für die Parteiarbeit im Reich als für die Tätigkeit als Distriktschef 
in Lublin zeigte.67 Hinzu kam, daß er innerhalb der Verwaltung als Exponent 
der SS und der Partei galt. 

So berief Schmidt am 13.12.1939 den SSPF Globocnik zu seinem Vertreter. 
Globocnik nahm seine Aufgabe als Leiter der zivilen Verwaltung während 
Schmidts Abwesenheit in Lublin sehr ernst und strebte an, selbst der Nachfolger 
von Schmidt zu werden.68 Am 20.1.1940 veröffentlichte Schmidt als Gouver­
neur des Distrikts Lublin den Erlaß Himmlers als RFSS und RKF über das Be­
schlagnahmerecht in den eingegliederten Ostgebieten und den besetzten polni­
schen Gebieten (GG) vom 10.11.1939. Danach waren ausschließlich der RFSS 
mit seinen Dienststellen, der RKF sowie die HTO befugt, Beschlagnahmen aus­
zusprechen.69 

Dies stand im krassen Gegensatz zu dem erklärten Ziel Franks, Verwaltungs­
autonomie gegenüber den Reichsstellen zu bewahren und, was damit eng zu­
sammenhing, das gesamte Beschlagnahmerecht im GG an sich zu ziehen. Frank 
tat dies mit den Verordnungen vom 15.11.1939 über „Beschlagnahme des Ver­
mögens des früheren polnischen Staates" und vom 24.1.1940 (!) über „Be­
schlagnahme von privatem Vermögen".70 Mit dem Erlaß vom 24.1.1940 hob 
Frank den entsprechenden Erlaß Himmlers auf, den Schmidt am 20.1.1940 ver-

66 BA BDC (Friedrich Schmidt); Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 952; Kasperek, Kro­
nika, S. 29. 

61 Unterredung zwischen Frank und Schmidt, 27.1.1940: AGK Diensttagebuch Bd.III/1, 
B1.60. 

68 Schmidt an alle Behördenleiter, 13.12.1939: APL GDL 677, Bl. 23; Globocnik setzte wäh­
rend der Abwesenheit Schmidts den Aufbau der Distriktsverwaltung fort. Vgl. mehrere 
Anweisungen vom Dezember 1939 und Anfang 1940, ebenda; zu Absichten Globocniks, 
selbst Gouverneur in Lublin zu werden, vgl. ebenda, 29, Bl.5-27. 

69 Mitteilungsblatt des Chefs des Distrikts Lublin, 20.1.1940: APL GDL 58, BL 8-12. 
70 VOB1GG 1939 (15.11.1939) S.37 und ebenda 1940 (24.1.1940) S.23; Präg/Jacobmeyer, 

Diensttagebuch, S. 55-58; vgl. auch Bericht über den Aufbau im GG, Bd. III, S. 74-80: AGK 
NTN 279 
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öffentlicht hatte.71 Darüber hinaus erließen Schmidt bzw. Globocnik als dessen 
Vertreter mehrere Anordnungen, die nicht „im Einklang" mit den Erlassen des 
Generalgouverneurs standen.72 

Schmidt wurde dadurch als Distriktschef für Hans Frank untragbar. Am 
27.1.1940 kam es zu einer Aussprache zwischen Schmidt und Frank, in der 
Frank das Ultimatum stellte, Schmidt müsse seine Parteiarbeit im Reich aufge­
ben, wenn er als Gouverneur in Lublin arbeiten wolle: Beides gleichzeitig zu tun, 
hielt Frank für ausgeschlossen. Um diese Frage zu klären, beurlaubte Frank 
Schmidt vom 4. bis zum 18. Februar. Zugleich beauftragte der Generalgouver­
neur Ernst Zörner, die Geschäfte des Distriktschefs in Lublin während der Ab­
wesenheit Schmidts wahrzunehmen.73 Schmidt entschied sich für die Parteiar­
beit im Reich.74 

Am 21.2. 1940 vereidigte Frank Zörner als neuen Distriktschef in Lublin.75 

Zörner war ein alter Parteigenosse mit der Mitgliedsnummer 3218. Als Land­
tagspräsident in Braunschweig trug er entscheidend dazu bei, daß am 25.2.1932 
Hitler durch die Ernennung zum Regierungsrat eingebürgert wurde.76 Diese 
Verdienste verliehen ihm das nötige politische Gewicht gegenüber Globocnik. 
Nach der Machtübernahme gelang es Zörner jedoch nicht, sich im Kampf um 
Posten und Pfründen, der unter den Parteigenossen einsetzte, durchzusetzen 
(siehe biographischen Anhang). Ende September 1939 kam Zörner nach Kra­
kau, wo er zum Stadtkommissar von Krakau ernannt wurde, bis ihn Frank zum 
Distriktschef in Lublin bestimmte. 

71 Rundverfügung des Chef des Distrikts Lublin vom 1.3.1940: APL GDL 678, Bl. 117. 
72 Dr. Weh an Chefs der Distrikte, 23.2.1940: APL GDL 678, B1.239. 
73 AGK Diensttagebuch Bd.III/1, B1.60. 
74 Krakauer Zeitung vom 22.2.1940: „Auf dringenden Wunsch des Reichsorganisationslei­

ters Dr. Ley, den in Lublin als Distriktschef tätigen Reichshauptsamtsleiter der NSDAP 
stellvertretenden Gauleiter Schmidt wieder in seiner alten Aufgabenstellung im Reich zu 
verwenden, hat der Generalgouverneur Frank [...] den Distriktschef von Lublin aus dem 
Amtsbereich des Generalgouvernements entlassen." 

75 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 115. 
76 Frank am 4.3.1940: AGK Diensttagebuch Bd. 111/2, BL 160; Morsey, Hitler als braun-

schweigerischer Regierungsrat, in: VfZ 8 (1960), S. 419-448. Morsey unterschätzt offen­
sichtlich die „Verdienste" Zörners um die Einbürgerung Hitlers. Frank, der zu dieser Zeit 
Hitlers Rechtsberater war, dürfte dagegen über die „Verdienste" Zörners gut informiert 
gewesen sein; im September 1939 erzählte Zörner mit Stolz seinen Kameraden, er habe die 
Regierungsratstelle für Hitler im „braunschweigischen Staatssenat durchlanciert". IfZ ED 
366/4 (C. Schmid); ähnlich der ehemalige KdG in Lublin, Ferdinand Hahnzog, im Juli 
1962. HStA Nds 721 Hild., Acc 39/91, Nr. 28/113, B1.240; keine Zweifel in dieser Hin­
sicht lassen biographische Angaben über Zörner in: Degners Wer ist's? aus dem Jahre 
1935, dort heißt es: „maßgeb. beteil. a.d. Einbürgerung d. Führers i. Braunschweig." 
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Nach seinem Eintreffen in Lublin machte sich Zörner energisch daran, den 
Einfluß der SS und namentlich Globocniks auf die Verwaltung im Distrikt Lu­
blin einzudämmen. Er berief am 15.2.1940 den Leiter der Abteilung Innere Ver­
waltung, Schmiege, einen Berufsbeamten, zum Chef des Amtes des Distrikts 
und ernannte ihn zugleich zu seinem Stellvertreter.77 Die letztere Funktion hatte 
bisher Globocnik bekleidet. Zörner versuchte auch, den alleinigen Anspruch 
der Zivilverwaltung auf das Beschlagnahmerecht im Distrikt durchzusetzen, 
was ihm nie so richtig gelang.78 Ein anderer wichtiger Streitpunkt war die Frage 
des „Selbstschutzes", den Globocnik Ende 1939 organisierte und für blutige 
Terrormaßnahmen gegen Polen und gegen Juden einsetzte. Im Sommer 1940 
wurde der Selbstschutz aufgrund der Intervention Franks aufgelöst.79 

Die Stellung des SSPF wertete Zörner nominell zu der eines Abteilungsleiters 
im Amt des Distriktschefs ab, mit dem Unterschied, daß der SSPF dem Chef des 
Distrikts unmittelbar unterstellt wurde.80 Dieses Unterstellungsverhältnis 
konnte Zörner aber in der Praxis nie durchsetzen. Denn Globocnik realisierte 
tatsächlich seine eigene Politik - vor allem die Volkstumspolitik im Distrikt 
Lublin - , ohne sich um die ihm vom Generalgouverneur oder Gouverneur ein­
geräumten Zuständigkeiten zu kümmern. Hierbei erhielt Globocnik starke 
Rückendeckung von Himmler, der von Globocniks volkstumspolitischem Akti­
vismus und seinen Visionen tief beeindruckt war. Globocniks volkstumspoliti-
sche Aktivitäten, seine „unorthodoxen" Methoden (Mißachtung jeglicher 
Kompetenzen) sowie der ungezielte Terror gegen die einheimische Bevölkerung 
führten zwangsläufig zu einem Dauerkonflikt mit Zörner und Frank.81 

Zörner selbst war Anhänger der neuen Politik im GG, die Frank unter ande­
rem mit Unterstützung Görings Anfang 1940 einleitete. Zörner wie Frank ging 
es darum, den Distrikt maximal aber auch „rational" für die Kriegswirtschaft 
des Reiches auszubeuten. Im Verlauf des Jahres 1940 gelang es Zörner, seine 
Stellung als Gouverneur in Lublin einigermaßen zu konsolidieren. Allerdings 

77 Anordnung Zörners vom 15.2.1940: APL GDL 678, B1.26. 
78 Anordnung des Distriktschefs vom 7.2.1940: APL GDL 678; Rundverfügung vom 

1.3.1940. Ebenda, B1.117; Rundverfügung vom 4.6.1940: APL KH Lublin-Land 4, 
Bl. 111. 

79 Vgl. dazu Peter Black, Rehearsal for „Reinhard"?: Odilo Globocnik und the Lublin Selbst­
schutz, Central European History 22 (1992), S. 204-226. 

80 Leitung und Gliederung der Distriktsverwaltung, 30.4.1940: APL GDL 1, Bl. 1. 
81 Im Rahmen dieser Arbeit muß auf die eingehende Rekonstruktion dieses Konflikts ver­

zichtet werden. 
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war Zörners Stellung insofern geschwächt, als es Globocnik gelang, zum Di­
striktsstandortführer der NSDAP in Lublin ernannt zu werden.82 

Eine Zäsur in dem Machtkampf zwischen Globocnik und Zörner ist der 
Überfall auf die UdSSR. Am 17. Juli 1941 ernannte Himmler Globocnik zu sei­
nem „Beauftragten für die Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen 
Ostraum". Drei Tage später, am 20. Juni 1941 beauftragte Himmler Globoc­
nik, in der Stadt Lublin ein SS- und Polizeiviertel unter Einbeziehung „der deut­
schen Altstadt" und „ein Großsiedlungsgebiet in den deutschen Kolonien bei" 
zu schaffen.83 Diese Pläne wurden in den nächsten Monaten erweitert, und am 
12.11.1942 erklärte Himmler die Kreishauptmannschaft Zamość „zum ersten 
deutschen Siedlungsbereich im Generalgouvernement".84 

Zörner wie Frank lehnten dagegen die Ansiedlung von Deutschen in diesen 
Gebieten noch während des Krieges ab, weil das unnötige Unruhe ins Land 
bringe. Die kriegswirtschaftlichen Leistungen für das Reich waren für sie wich­
tiger als volkstumspolitische Fernziele. Ende 1942, nach einjähriger Vorberei­
tungsphase, begann die SS, die Ansiedlungspläne im Distrikt Lublin tatsächlich 
zu verwirklichen. Wie befürchtet wurde, rief die Vertreibung von Polen aus den 
zur Besiedlung vorgesehenen Gebieten eine regelrechte Aufstandsbewegung 
hervor, die weite Kreise des Distrikts Lublin erfaßte: Das Land wurde praktisch 
unregierbar. Es kam zu einer heftigen Auseinandersetzung zwischen der deut­
schen Zivilverwaltung im GG, die dieses Vorhaben für die Dauer des Krieges 
stoppen wollte, und der SS, die auf Fortsetzung bestand.85 Zörner verfaßte im 
Februar 1943 eine Denkschrift über die katastrophalen Folgen, welche diese 
Umsiedlung mit sich brachte: 

„Die beiden wichtigsten Aufgaben des Distrikts Lublin im Kriege liegen in der Gewährlei­
stung der Sicherheit als Nachschubgebiet für das Ostheer und in der höchstmöglichen Ern­
teerzeugung und Erfassung im Interesse der Ernährungslage des Reiches. [...] Unter diesen 
Umständen bitte ich dringendst und mit allem Nachdruck, die bislang vorübergehend abge­
stoppte Umsiedlung sofort und endgültig einzustellen und bekanntzugeben."86 

82 Himmler an Globocnik, 13.8.1942: „Sie (hätten) persönlich Wert daraufgelegt, Distrikts-
Standortführer der NSDAP in Lublin zu werden.": BA BDC (Globocnik). 

83 Himmler an Globocnik, 17.7.1941: BA BDC (Globocnik); Vermerk vom 21.7.1941: 
Ebenda; Bericht Weihenmaiers u. a. über Befehle Himmlers zur Germanisierung der Stadt 
Zamość vom Ende Juli 1941: BA Ost-Dok 13 GG Id/17. 

84 Anordnung des RFSS vom 12.11.1942, abgedruckt in: Czesław Madajczyk (Hrsg.), Gene­
ralny Plan Wschodni, S. 214-216; ausführlich Eisenblätter, Grundlinien, S. 201-235; 
Bruno Wasser, Hitlers Raumplanung im Osten. 

85 Ebenda. 
86 Denkschrift Zörners vom 23.2.1943 über „Auswirkungen der Umsiedlung im Kreise": 

AGK NTN 255, Bl.225-235. U.a. abgedruckt in Madajczyk, Zamojszczyzna, S.415-427. 
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Daraufhin wurde Zörner - auf Druck von Himmler - am 10.4.1943 seines Po­
stens enthoben. Zum kommissarischen Gouverneur in Lublin wurde Ludwig Fi­
scher berufen, der gleichzeitig Gouverneur des Distrikts Warschau war.87 Die 
Amtszeit Fischers war aber nur von kurzer Dauer. Globocnik wünschte sich als 
Gouverneur in Lublin statt Fischer den amtierenden Gouverneur des Distrikts 
Krakau, den SS-Brigadeführer Richard Wendler.88 Am 28.5.1943 wurde dieser 
auch tatsächlich durch Frank zum Gouverneur in Lublin ernannt.89 Wendler 
war ein enger Vertrauter und auch ein Verwandter Himmlers: Wendlers Schwe­
ster war mit dem Bruder von Himmler verheiratet.90 

Die Hoffnung Globocniks, Wendler werde seine Germanisierungsmaßnah-
men unterstützen, erwies sich als falsch. Denn die näherrückende Ostfront und 
die wachsende Widerstandsbewegung im Distrikt Lublin zwangen die SS dazu, 
die Ansiedlung im Distrikt Lublin vorläufig zu stoppen, was Frank immer wie­
der gefordert hatte. Dabei verlangte er vor allem die Ablösung Globocniks, den 
er für den Initiator dieses Vorhabens hielt. Im Mai 1943 wurde Frank von Hitler 
empfangen und fand sogar Verständnis bei ihm. Im Juni 1943 sagte Himmler 
schließlich zu, Globocnik aus Lublin abzuberufen.91 Auch Wendler, der noch 
im Juni 1943 zum Gruppenführer der SS befördert worden war, schloß sich bald 
Franks Forderungen an.92 Als Nachfolger von Globocnik wurde am 7.7.1943 
der SS-Gruppenführer Jakob Sporrenberg ernannt, der im September 1943 end­
gültig die Dienstgeschäfte von Globocnik übernahm. Von diesem Zeitpunkt an 
bis zum Ende der Besatzung gab es keine erwähnenswerten Konflikte mehr im 
Distrikt Lublin zwischen der Distriktsverwaltung und dem SS- und Polizeiap­
parat.93 Sporrenberg und Wendler blieben in ihren Ämtern bis zur Evakuierung 
des Besatzungsapparates. 

87 Vermerk vom 10.4.1943: APL GDL 5, B1.7. 
88 Globocnik an Brandt, 19.3.1943: „Ich bitte, den Reichsführer darauf aufmerksam zu ma­

chen, ob er nicht von sich aus veranlassen könnte, daß Wendler nach Lublin kommt. Mit 
Fischer würde auch schwierige Zusammenarbeit sein.": IfZ iVIA-300, fr. 3686 f. 

89 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 666. 
90 Zentralberufungskammer XIII Ludwigsburg. Spruch in der Sache des Dr. Richard Wend­

ler vom 20.12.1948: AGK BD Nr. 306, Bl. 168-172. 
91 Eisenblätter, Grundlinien, S. 294-300. 
92 Wendler an Himmler, 27.7.1943: BA BDC (Globocnik). 
93 AGK SAL 193 Bd. 1-8 {Sporrenberg-Prozeß). 
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2.3.2 Das Amt des Gouverneurs 

Ein sehr wichtiges Instrument zur Machtausübung auf Distriktsebene war das 
Amt des Gouverneurs. Die Arbeit dieses Amtes zu koordinieren und zu leiten, 
war die Aufgabe des Chefs des Amtes - analog dem Chef der Regierung des 
GGs. Das Amt gliederte sich in Fachabteilungen, die denen in der Regierung des 
GGs entsprachen. Die Abteilungen waren in Unterabteilungen und Referate un­
terteilt. Sie hatten ihre jeweiligen Aufgabenbereiche nach Richtlinien zu bear­
beiten, die in der Zentrale oder durch den Gouverneur festgelegt wurden. 
Dienstlich waren die Fachabteilungen aber nur dem Gouverneur unterstellt. 
Jede Korrespondenz zwischen Abteilungen in der Regierung und denen eines 
Distrikts durfte nur über den Gouverneur bzw. über den Chef des Amtes laufen, 
worauf die Gouverneure großen Wert legten. So ordnete Schmidt in Lublin 
beispielsweise am 22.1.1940 an, „daß alle Berichte und Anfragen an das GG 
mir vorher vorzulegen sind. Anordnungen, die von den Referenten an die 
Kreishauptleute hinausgegeben werden, bedürfen vorher meiner Genehmi-
gung."94 

Der Aufbau des Amtes des Distriktschefs in Lublin ging nur schleppend 
voran. Erst im Dezember 1939 stand das Skelett der inneren Struktur. So gab es 
9 Fachabteilungen: Allgemeine und Innere Verwaltung, Justiz, Finanzen, Wirt­
schaft, Ernährung und Landwirtschaft, Forsten, Arbeit, Volksaufklärung und 
Propaganda. Hinzu kamen Registratur und Kanzlei.95 Das Amt war aber noch 
nicht funktionsfähig, denn es fehlte das Personal und der organisatorische Un­
terbau. Das Personal setzte sich am 8.12.1939 aus 34 abgeordneten Beamten 
und Angestellten der Reichsverwaltungen zusammen. Hinzu kamen 17 Kraft­
fahrer und Stenotypistinnen.96 Es handelte sich dabei um das Personal der Mili­
tärverwaltung. Ende Dezember 1939 hatten noch nicht alle Abteilungen ihren 
eigenen Telefonanschluß.97 

Eine Ausnahme stellten hier die Steuerverwaltung und die Arbeitsämter dar. 
Bereits im November 1939 wurden alle Steuerämter im Distrikt eröffnet. Aller­
dings griff man hier auf die bestehende polnische Finanzverwaltung und ihr Per­
sonal zurück. Die Finanzverwaltung war im GG nach dem Aufsichtsprinzip 
aufgebaut. Im Jahre 1942 arbeiteten im Distrikt Lublin 800 polnische Beamte, 
die von 12 Steuerbeamten aus dem Reich beaufsichtigt wurden. Bereits im Ja-

94 Der Chef des Distrikts Lublin, 22.1.1940: APL KH Lublin-Land 4, Bl. 5. 
95 Kasperek, Wywóz, S.22. 
96 Urlaubseinteilung vom 8.12.1939: APL GDL 677, BL 18-20. 
97 Globocnik an alle Behördenleiter des Distrikts Lublin: Ebenda, Bl.26. 
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nuar 1940 wurden 2,2 Mili. Złoty und im Juni 1940 3,4 Millionen an Steuern 
eingenommen/0 

Ähnlich schnell wurde im Distrikt die Arbeitsverwaltung mit Arbeitsämtern 
aufgebaut; dies hing eng mit dem akuten Bedarf an landwirtschaftlichen Arbei­
tern im Reich zusammen. Die Arbeitsämter waren meist die ersten zivilen 
Dienststellen in ihren Einsatzorten. Bereits im Oktober 1939 wurden im Di­
strikt (in den Städten Lublin, Zamość, Biała Podlaska, Łuków und Chełm) Ar­
beitsämter aufgebaut, die ihrerseits bald Außenstellen einrichteten. Das ge­
samte Personal stellte das Landesarbeitsamt Schlesien. Anfang 1940 konnte die 
Arbeitsverwaltung ihre Tätigkeit voll aufnehmen." 

Der eigentliche Aufbau des Amtes des Distrikts erfolgte dagegen erst ab Ja­
nuar 1940; es entstanden neue Abteilungen, Unterabteilungen und Referate, die 
nach und nach mit nachkommenden Führungskräften und Personal besetzt 
wurden. So ernannte Schmidt am 22.1.1940 den Landwirtschaftsrat Dr. Claus 
zum Abteilungsleiter der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft (EuL), der 
bis zum Frühjahr 1940 eine funktionsfähige Verwaltung aufbaute. Von den 23 
Mitarbeitern hatten 7 einen Doktorgrad und 2 waren Diplomlandwirte. Auch 
alle Stellen der Kreislandwirte waren mit einer Ausnahme besetzt.100 Dr. Claus, 
der Abteilungsleiter, war zuvor Direktor der Landwirtschaftsschule in Rochlitz 
(Sachsen). Der stellvertretende Abteilungsleiter, Dr. Josef Efferez, war in den 
fünfziger Jahren Landwirtschaftsminister in Nordrhein-Westfalen.101 Bei den 
Angehörigen der Abteilung EuL in Lublin handelte es sich durchaus um hoch­
qualifizierte Fachkräfte. Es sei aber erwähnt, daß gerade der Distrikt Lublin als 
„landwirtschaftliches Rückgrat" des Generalgouvernements galt. 

Ähnlich wie bei der Abteilung EuL dürfte der Aufbau in anderen Sparten er­
folgt sein, so daß bis zum 1. Juni 1940 der Aufbau der Distriktsverwaltung in 
Lublin im wesentlichen als vollzogen zu betrachten ist. Zu dieser Zeit gab es 15 
Abteilungen, die durchweg von Fachleuten geleitet wurden. Der Leiter der Ab­
teilung Innere Verwaltung, Landrat Dr. Schmiege, war ein Berufsbeamter, er 
war zugleich Chef des Amtes. Die Abt. Veterinärwesen leitete Reg. Vet. Rat Dr. 

98 Max Freiherr Du Prel, Das Generalgouvernement, Würzburg 1942, S.303; Bericht über 
Aufbau der Finanzverwaltung vom 9.12.1939: APL GDL 341, Bl.6-9; Bericht über Er­
richtung des Finanzamtes in Janów Lubelski vom 16.12.1939: Ebenda, 342, Bl. 32-33. 

99 Ausführlich dazu die detaillierte und sehr gute Untersuchung über Arbeitsämter von Jó­
zef Kasperek, Wywóz, S. 50-77. 

100 Der Chef des Distrikts Lublin, 22.1.1940: APL KH Lublin-Land 4, BL. 5; Stand und Ent­
wicklung der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft beim Chef des Distrikts Lublin. 
Zusammengestellt von Dr. Claus. Sommer 1940: AGK NTN 353, Bl. 285-321. 

101 Vern. Josef E., 10.12.1962: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl.2905-2907; Vern. Alfred K., 
18.10.1961: Ebenda, 268/59, B1.2582. 
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Blasse, die Abt. Finanzen Oberregierungsrat Dr. Hass, die Abt. Wirtschaft 
Direktor Müller, Abt. Forsten Oberforstmeister Scheller, Abt. Arbeit Ober­
regierungsrat Jache, Abt. Justiz Kammergerichtsrat Dr. Zippel, Abt. Gesund­
heitswesen Medizinalrat Dr. med. Reichel, Abt. Bauwesen Baurat Muth, Abt. 
Post Postrat Müller, Abt. Eisenbahn Oberreichsbahnrat Heinzemann, Abt. 
Preisüberwachung Regierungsassessor Dr. Piotrowski. Abt. Wissenschaft und 
Volksbildung sowie Abt. Volksaufklärung und Propaganda leitete ebenfalls ein 
„Fachmann", und zwar Gaupresseamtswalter Oberheiden. Das Personalamt 
wurde von einem Parteigenossen, Stabsleiter Urbasch, geleitet.102 

Diese Struktur blieb jedoch nicht bestehen, sondern wurde vor allem im Rah­
men der sogenannten „Einheit der Verwaltung" modifiziert (siehe S. 69-73 un­
ten). Ende 1941 gliederte sich das Amt des Chefs des Distrikts nur noch in 10 
Abteilungen. Die Abteilungen Gesundheitswesen und Veterinärwesen wurden 
als Unterabteilungen in die Abteilung Innere Verwaltung eingegliedert. Die Abt. 
Überwachung wurde ins Amt für Preisüberwachung umgewandelt. Die Abtei­
lungen Post und Eisenbahn fielen weg, statt derer gab es einen Verbindungsbe­
amten der Ostbahn sowie einen der Deutschen Post Osten. Hinzu kamen Präsi­
dialbüro, Amt für Raumordnung und Archivamt.103 Bis zur Evakuierung blieb 
diese Grundstruktur im wesentlichen bestehen. 

2.3.3 Die Chefs des Amtes des Distrikts 

Große Bedeutung kam der Stellung des Chefs des Amtes des Distrikts zu, der die 
gesamte Tätigkeit dieses Amtes zu koordinieren und zu leiten hatte und zugleich 
als Stellvertreter des Gouverneurs fungierte. Dieser sollte nach Möglichkeit eine 
Vertrauensperson des Gouverneurs sein. Der erste Amtschef in Lublin war Re­
gierungsrat Hass. Zu seinem Nachfolger ernannte Zörner am 15.2.1940 zu­
nächst kommissarisch und dann am 16.4.1940 endgültig den Landrat Dr. Fritz 
Schmiege.104 Wegen der im GG betriebenen Politik (Liquidierung der polni­
schen Intelligenz sowie Verfolgung der jüdischen Bevölkerung) beantragte 
Schmiege jedoch bald seine Rückversetzung ins Reich, wie er in den sechziger 
Jahren aussagte. Im Sommer 1940 wurde er vorübergehend als Kreishaupt-

102 Dienststellen des GGs und ihre Leiter. Stand: 1.6.1940: AGK NTN 258, B1.224. 
103 Organisationsstruktur nach dem Stand vom 1.12.1941: AGK SAKr 12. 
104 Urlaubseinteilung vom 8.12.1939: APL GDL 677, Bl. 19; Chef des Distrikts Lublin, 

15.2.1940 und 16.4.1940: APL KH Lublin-Land 4, B1.23, 69. 
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mann nach Radzyń versetzt, und im Oktober 1941 ging er in das Sudeten-
land.105 

Sein Amt übernahm am 16. August 1940 der Oberbürgermeister Dr. jur. Hans 
Damrau, ein besonders aktives Mitglied der NSDAP und Angehöriger der SS. 
Dieser erwies sich bald als Bedrohung für die Stellung Zörners, da er gegen die­
sen mit Globocnik intrigierte. Zörner beurlaubte Damrau deswegen am 
11.11.1940, um ihn dann endgültig des Postens zu entheben. Bis zur Ernennung 
eines neuen Chefs des Amtes verwaltete Dr. Kipke, der Leiter der Abteilung In­
nere Verwaltung, kommissarisch dieses Amt.106 

Am 15. Januar 1941 trat der SS-Sturmbannführer und ehrenamtliche Mitar­
beiter der SD, Dr. Ludwig Losacker, den Dienst als Amtschef in Lublin an. Er 
hatte seit Oktober 1939 als Kreishauptmann in Jasło (Distrikt Krakau) amtiert. 
Losacker hatte zwar enge Bindungen an die SS, scheute aber eine Konfrontation 
mit Globocnik nicht, von dessen Ost-Visionen er aber offensichtlich tief beein­
druckt war. Im Jahre 1942 schilderte Losacker diesen als „einen lauteren Ideali­
sten, der zwar völlig stur und unberechenbar sei, aber über große und schöpferi­
sche Ideen verfüge".107 Losacker blieb in Lublin bis Ende Juli 1941, als er zum 
Amtschef im Distrikt Galizien ernannt wurde. 

Zu Losackers Nachfolger wurde am 18.8.1941 der Oberregierungsrat Dr. 
Wilhelm Engler berufen, der zuvor die Abteilung Innere Verwaltung im Distrikt 
Krakau geleitet hatte. Wie es scheint, blieb Engler durchaus ein loyaler Mitar­
beiter Zörners, bis er auf massiven Druck der SS im Mai 1943 ausscheiden 
mußte. Als Vorwand hierzu diente der SS Englers frühere Zugehörigkeit zum 
Reichsbanner.108 Englers Nachfolger wurde der Jurist Ernst Schlüter, ein Ver­
trauter des neuen Gouverneurs Wendler und engagiertes Parteimitglied. Schlü­
ter amtierte zuvor als Kreishauptmann in Dębica (Distrikt Krakau). Er blieb bis 
zur Evakuierung Amtschef in Lublin.109 

105 Vern. Fritz Schmiege, 1.3.1966: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 7495-7498; Präg/Jacobmeyer, 
Diensttagebuch, S. 952; siehe Biographischer Anhang. 

106 BA BDC (Damrau); Verfügung Zörners vom 11.11.1940: APL GDL 678, BI.74; Einver­
nahme von Dr. Damrau durch Unterstaatssekretär Kundt (o.D.): Ebenda 27, Bl.5-37; 
Personalamt an Bühler, 12.11.1940: Ebenda, Bl.61. 

107 BA BDC {Losacker); Losacker an Globocnik, 13.5.1941: APL GDL 892, B1.446; Bericht 
Hofmanns vom 15.9.1942: IfZ Fb 106/59, T.I. 

108 Personalakte Engler: AGK Reg GG 1/1705; Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, Bund 
Deutscher Kriegsteilnehmer und Republikaner, wurde 1924 gegründet und war geplant 
als Wehrverband der zur Verteidigung der Weimarer Republik entschlossenen Parteien 
und Gruppen. 

109 Vorschlag zur Ernennung des KH Schlüter zum Vizegouverneur vom 14.7.1944: BA D-
H, ZA 217 V, Bl. 509-511; Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 951. 
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2.4 Die Kreis- und Stadthauptmannschaften - der Distrikt Lublin 

Die unterste Stufe der deutschen Zivilverwaltung im GG bildeten die Kreis- und 
Stadthauptmannschafen. Zunächst war geplant, die polnischen Landkreise in 
ihrer Größe zu übernehmen und zu verwalten. Die Personalknappheit zwang je­
doch die Zentrale in Krakau, die Zahl der Kreise zu vermindern und sie gleich­
zeitig zu vergrößern. So entstanden anstelle von 72 polnischen Kreisen mit dem 
1. Januar 1940 40 Kreis- und 7 Stadthauptmannschaften.110 

Der Distrikt Lublin wurde verwaltungsmäßig in 10 Kreishauptmannschaften 
geteilt: Radzyń, Puławy, Biała Podlaska, Lublin-Land, Janów Lubelski, Krasny­
staw, Chełm (Cholm),111 Zamość, Biłgoraj und Hrubieszów. Hinzu kam die 
Stadthauptmannschaft Lublin. Die Kreise umfaßten in der Regel 2.200 bis 
3.000 km2. Der kleinste Kreis war Krasnystaw mit 1.520 km2, der größte Ra­
dzyń mit 4.500 km2 und der zweitgrößte Chełm/Cholm mit 3.330 km2. Die 
Zahl der Bewohner in den meisten Kreisen variierte von 200.000 bis 300.000. 
In den Kreisen Krasnystaw lebten 145.000, in Biała Podlaska 150.000 und in 
Radzyń 350.000 Einwohner. Die Stadthauptmannschaft Lublin zählte etwa 
150.000 Bewohner.112 

An der Spitze eines Kreises stand der Kreis- bzw Stadthauptmann. Nach der 
4. Verwaltungsanordnung gliederte sich die Behörde des Kreishauptmannes in 
folgende Ämter: Innere Verwaltung, Wirtschaft (mit Treuhandwesen), Ernäh­
rung und Landwirtschaft, Schulamt. Hinzu kamen Sonderdienstführer und 
Baudienstführer113. Im Amt für Innere Verwaltung sollten folgende Sachgebiete 
bearbeitet werden: Hoheitsangelegenheiten, Grundstücks verkehr, Kirchen­
wesen, Standesamt, Bevölkerungswesen und Fürsorge, Gesundheitswesen 
(Amtsarzt), Veterinärwesen (Amtstierarzt), Preisüberwachung, Wohnungsamt, 
Straßenverkehrsamt, Haushalts- und Kassenwesen, Gemeindeaufsicht, Spar-

110 Bericht über den Aufbau der Verwaltung im GG, Bd. 1,1.7.1940: AGK NTN 277, Bl. 51. 
111 Im September 1940 wurde Chełm in Cholm (ukrainische Schreibweise) umbenannt. An­

ordnung Zörners vom 30.9.1940: APL GDL 102, Bl. 92. 
112 Du Prel, Das Generalgouvernement, S. 315-328. 
113 Der Baudienst ähnelte dem Arbeitsdienst. Er wurde, ebenso wie der Arbeitsdienst, vor al­

lem für Entwässerungsarbeiten, Damm-, Wege- und Straßenarbeiten eingesetzt. Dazu 
wurde die polnische und ukrainische männliche Jugend zwangsverpflichtet. Die oberste 
Leitung des Baudienstes hatte die Abteilung Baudienst in der HA Innere Verwaltung. Vgl. 
dazu Monographie von Mścisław Wróblewski, Służba Budowlana (Baudienst) w Gene­
ralnym Gubernatorstwie 1940-1945, Warszawa 1984. 
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kassenaufsicht, Leitung des Gemeindeverbandes in Vertretung des Kreishaupt­
mannes.114 

Dieser durchorganisierte und komplexe Aufbau erforderte aber einen hohen 
Personalaufwand, so daß dieses Modell erst zu einem späteren Zeitpunkt und 
nur in wenigen Kreisen des Distrikts verwirklicht werden konnte. In den mei­
sten Fallen scheiterte man an akuter Personalknappheit und an der schlechten 
Qualität des vorhandenen Personals, worauf noch zu kommen sein wird. Die 
Kreishauptleute, die im Oktober 1939 zu ihren Einsatzorten abkommandiert 
wurden, verfügten zunächst nur über einzelne Mitarbeiter.115 Dieser Zustand 
änderte sich bis zum Frühjahr 1940 kaum. In einer Abteilungsleitersitzung, die 
am 19.1.1940 in Krakau stattfand, erklärte Siebert, der Leiter der Abt. Innere 
Verwaltung in Krakau: „In Lublin beispielsweise muß ein Kreishauptmann mit 
zwei oder drei Männern die gesamte Verwaltungsarbeit bewältigen."116 Erst 
nach und nach wurden die einzelnen Kreishauptmannschaften mit Personal be­
schickt, das jedoch ungenügend an der Zahl und vor allem fachlich kaum vorge­
bildet war.117 

Exemplarisch hierfür ist die Situation im Kreis Radzyń im August 1940, dem 
größten Kreis des Distrikts sowohl in bezug auf die Fläche als auch auf die Ein­
wohnerzahl. Die Behörde des Kreishauptmanns in Radzyń gliederte sich in zwei 
Abteilungen. In der Abteilung I wurden „sämtliche staatlichen Angelegenhei­
ten" sowie auch Kasse, Registratur und „kleinere Sachbereiche" bearbeitet. In 
der Abteilung II wurden „sämtliche kommunalen Angelegenheiten erledigt". 
Diese Abteilungen wurden von zwei Sachbearbeitern verwaltet. Der wirtschaft­
liche Bereich wurde teils von der Abteilung I, teils von der Abteilung II beauf­
sichtigt. Die Tätigkeit eines Mitarbeiters, der in diesem Bereich beschäftigt war, 
beschränkte sich im wesentlichen auf „die Ausstellung von Bedarf scheinen für 
Textilwaren, Schuhen, Leder und Mineralöl für die Tankausweiskarten". Ein 
anderer Mitarbeiter beschäftigte sich ausschließlich mit Kennkarten. Insgesamt 
waren in der Behörde des Kreishauptmannes beschäftigt: 2 Sachbearbeiter 

114 Verwaltungsanordnung Nr. 4 vom 18.4.1941 zur Verordnung über die Einheit der Ver­
waltung vom 1.12.1940: AGK NTN 263, Bl. 93-95. 

115 Siehe S. 15-18. 
116 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 97. 
117 Klagen der Kreishauptleute darüber rissen während der Besatzungszeit im gesamten GG 

nicht ab. So z.B. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.414f.; Bericht des Finanzinspek­
teurs Zamość vom 29.5.1941: APL GDL 346, BL 163; KH Radzyń an Amtschef, 
5.10.1940: Ebenda 109, Bl.21; Vermerk Türks vom 5.2.1941: Ebenda, Bl.419f.; Preis­
überwachung an Personalreferent beim Distriktschef, 28.9.1940: Ebenda 23, BL 35; La­
geberichte für die Monate März, April und Mai 1943: Ebenda 68. 
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(fachlich vorgebildet), 3 Mitarbeiter (nicht vorgebildet) und ein polnischer Re­
ferendar als Hilfskraft.118 

Dieser Zustand änderte sich zwar im Laufe der Jahre 1941 und 1942, als die 
Kreishauptleute mehr Personal zugewiesen bekamen. Allerdings ließ die fachli­
che Qualität dieses Personals auch dann noch viel zu wünschen übrig. Hinzu 
kam, daß der Aufgabenbereich der Kreisverwaltung kontinuierlich wuchs: Im­
mer mehr Bereiche wurden vom Kreishauptmann und seiner Behörde geregelt, 
bewirtschaftet oder verwaltet, was eng mit dem fortschreitenden Aufbau der 
Fachabteilungen auf Regierungs- und Distriktsebene zusammenhing.119 Ein 
Kreishauptmann klagte im Oktober 1941 stellvertretend für alle seinen Kolle­
gen: 

„Momentan sei es so, daß kaum ein Beamter oder Angestellter in der Lage sei, dem Kreis­
hauptmann auf dem Gebiet der inneren Verwaltung und des Finanzwesens die Verantwor­
tung abzunehmen, der Kreishauptmann müsse sich daher um alles kümmern. (...] In der 
Praxis sei es so, daß es eine ganze Reihe von genau geregelten Gebieten gäbe, deren Rege­
lung bis ins kleinste wohl vielleicht vom Standpunkt der Regierung wünschenswert er­
scheine, bei denen aber von vornherein feststehe, daß die Regelung mit den zur Verfügung 
stehenden Kräften nicht durchgeführt werden könne. Dieser Zustand zwinge die Kreis­
hauptleute, grundsätzlich nicht jede Verfügung der Regierung bis ins kleinste als verbind­
lich anzusehen."120 

Nach 1942 verschlechterte sich die personelle Besetzung zusehendes wegen der 
Einberufung zur Wehrmacht. Die jüngeren Angehörigen der Verwaltung muß­
ten durch ältere und ausgemusterte Mitarbeiter ersetzt werden. Hinzu kamen 
ab 1942 gezielte Partisanenüberfälle auf Verwaltungseinrichtungen und -perso­
nal, die in weiten Gebieten des Distrikts jede geordnete Verwaltungstätigkeit 
unmöglich machten oder erschwerten.121 So wurden beispielsweise insgesamt 
drei Kreishauptleute im Distrikt Lublin von Partisanen erschossen. Unter diesen 
Zuständen kam es vor allem auf die Person und das Geschick des jeweiligen 
Kreishauptmannes an, wie gut die jeweilige Kreisverwaltung funktionierte. 

118 KH in Radzyń: Geschäftsverteilung, 17.8.1940: APL GDL 23, Bl.26-28. 
119 KH Łowicz an die Regierung des GGs, 17.9.1941: APL GDL 332, Bl. 291-299. 
120 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.415. Diese Klage führte zwar ein Kreishauptmann 

aus dem Distrikt Warschau an, für seine Kollegen aus dem Distrikt Lublin galt aber das 
gleiche. Vgl. dazu z. B. Kipke an Regierung des GGs, 3.2.1941: APL GDL 23, BL 87; Be­
richt des Finanzinspekteurs Zamość, 29.5.1941: Ebenda 346, Bl. 163; KH Radzyń an 
Amtschef, 5.10.1940: Ebenda, B1.109, B1.21; Vermerk Türks vom 5.2.1941: Ebenda, 
Bl. 419 f.: Preisüberwachung an Personalreferent beim Distriktschef, 28.9.1940: Ebenda 
23, B1.35; Lageberichte für März, April und Mai 1943: Ebenda, B1.68. 

121 Vgl. dazu Mańkowski, Między Wisła a Bugiem, passim. 
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2.4.1 Die Besondere Stellung der Kreishauptleute im Gefüge der Verwaltung 

Im Gefüge der deutschen Zivilverwaltung nahmen die Kreishauptmannschaften 
mit den Kreishauptleuten122 als die unterste Verwaltungsstufe eine besondere 
Stellung ein. Denn diese befanden sich genau an der Schnittschnelle zwischen 
der einheimischen Bevölkerung und der deutschen Verwaltung. Die Kreishaupt­
leute waren die „Vollstrecker des deutschen Willens" l23 gegenüber der „fremd­
völkischen" Bevölkerung, die es zu beherrschen und zu unterdrücken galt. Die 
Stellung eines Kreishauptmanns entsprach formal gesehen der eines Landrats 
im Reich. In der Praxis unterschieden sie sich jedoch beachtlich voneinander. So 
war beispielsweise der Arbeitsbereich eines Kreishauptmannes viel größer: Dies 
bezog sich sowohl auf Fläche und Einwohnerzahl der Bezirke als auch auf seine 
Zuständigkeiten. 

Die wichtigsten Aufgaben eines Kreishauptmannes waren, die deutsche Herr­
schaft zu sichern und zu festigen, Kontingente und Arbeitskräfte zu erfassen, 
vorhandene Rohstoffreserven zu erschließen, dafür zu sorgen, daß die Wirt­
schaft funktioniert, sowie die sogenannte einheimische Selbstverwaltung - sei es 
polnische, sei es ukrainische, sei es jüdische - zu beaufsichtigen.124 Ein Kreis­
hauptmann verfügte auch über viel mehr Vollmachten als ein Laudrat im Reich, 
die ihm teils verliehen wurden, die er sich teils selbst anmaßte. Die Kreishaupt­
leute verwalteten nicht, sondern „herrschten" oft selbstherrlich und willkürlich 
als „kleine Könige" in ihren „Kreiskönigtümern".125 Ihre tatsächliche Macht 
ging so weit, daß sie sich die Entscheidung über Leben und Tod der einheimi­
schen Bevölkerung anmaßten. 

Frank legte großen Wert darauf, die Stellung der Kreishauptleute gegenüber 
der Fachverwaltung und auch gegenüber den Gouverneuren zu stärken, da er 
diese als Rückgrat der deutschen Verwaltung im GG betrachtete. Das Prinzip 
der Einheit der Verwaltung, das ab Ende 1940 im GG offiziell galt, stärkte die 

122 Am 10.11.1939 ordnete Frank die Einführung der Amtsbezeichnung Kreishauptmann 
anstelle der bisherigen offiziellen Bezeichnung Landeshauptmann an. Präg/Jacobmeyer, 
Diensttagebuch, S.64. Den Begriff Kreishauptleute gab es in Galizien seit der 1. polni­
schen Teilung (1772), als Galizien an Österreich fiel. Majer, Fremdvölkische, S.491, 
Anm.171. 

123 Der Staatssekretär der Regierung des GGs, 6.3.1942: AGK NTN 264, Bl. 65. 
124 Die Verwaltung einer Kreishauptmannschaft: Manuskript eines Vortrages von KH Alb­

recht, Juli 1942: AGK NTN 381, Bl. 111-133. 
125 Ein Reichsdeutscher schilderte den KH Busse: „Er war in Hrubieszów geradezu ein klei­

ner König". Vern. Rolf B., 6.11.1962: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 800. Den Begriff „Kreis­
königtum" für Verhältnisse, die in Kreisen herrschten, verwendete v. Burgsdorff, der 
letzte Gouverneur des Distrikts Krakau: AGK SOK 705, Bl. 35. 
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Stellung der Kreishauptleute enorm: Dadurch sollte das Ressortprinzip abge­
schafft werden und die Gesamtverwaltung unter einheitliche Führung im jewei­
ligen Amtsbezirk gestellt werden.126 

Als großen Nachteil empfanden die Kreishauptleute die finanzielle Abhängig­
keit von der Zentrale. Alle Ausgaben mußten im vorab von der HA Finanzen be­
willigt werden. Die Kreishauptleute suchten dies zu umgehen, indem sie soge­
nannte „schwarze Fonds" oder „Sonderfonds" einrichteten. Die Mittel hierfür 
beschafften sie sich, indem sie beispielsweise der Bevölkerung (vorzugsweise der 
jüdischen) Kontributionen auferlegten, Strafgelder verhängten oder nicht regi­
strierte und beschlagnahmte Gegenstände auf eigene Rechnung verkauf-
ten.127 

Ein anderer noch größerer Nachteil war die Stellung eines Kreishauptmannes 
gegenüber der Gendarmerie im Kreis. Es gelang Frank nicht, diese dem Kreis­
hauptmann unterzuordnen, was Kreishauptleute immer wieder verlangten. 
Diese Frage wurde endgültig am 17.10.1941 geregelt, indem festgelegt wurde, 
daß der Kreishauptmann „unbedingte Weisungsbefugnis gegenüber dem Gen­
darmerie-Kreisführer seines Kreises" habe.128 Als Ersatz für die nur bedingte 
Verfügungsgewalt über die Gendarmerie standen dem Kreishauptmann ein 
Sonderdienstkommando (etwa 20-25 Mann) und polnische oder ukrainische 
Polizei zur Verfügung. Diese Kräfte sollten dafür sorgen, daß Anordnungen und 
Maßnahmen der deutschen Verwaltung durchgesetzt wurden. 

Die Stellung, die Tätigkeit und die Verbrechen der Kreishauptleute eingehend 
zu untersuchen, würde zwangsläufig den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Um 
jedoch diesen Aspekt zu veranschaulichen, werde ich exemplarisch das Vorge­
hen der Kreishauptleute im Bereich der Strafmaßnahmen gegenüber der einhei­
mischen Bevölkerung darstellen: In diesem Bereich treten Anmaßung, Selbst­
herrlichkeit, Willkür und tatsächliche Macht der Kreishauptleute in ihren Krei­
sen besonders kraß und anschaulich hervor. 

126 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 16; ausführlich Majer, Fremdvölkische, S.483-
505. 

127 Mehrere Schreiben dazu von 8.8.1940, 15.3.1941, 26.8.1942, 14.11.1942, 27.11.1943: 
AGK NTN 342, Bl. 85 f, 193, 233, 245, 270 f. 

128 AGK Diensttagebuch Bd. XII 1, Bl. 951; ausführlich dazu Ausarbeitung der ZStL: Die Be­
teiligung der Kreis- und Stadthauptleute an nationalsozialistischen Verbrechen. Teil 21 . 
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2.4.1.1 Herren über Leben und Tod - „Todesstrafen" 

In der Anfangsphase der Besatzung im Distrikt Lublin wie auch im ganzen GG 
ging es den Kreishauptleuten vor allem darum, ihre Amtsbezirke zu „befrie­
den". Hierfür wurden vor allem Truppenpolizei und Gendarmerie eingesetzt, 
die der jeweilige Kreishauptmann je nach Bedarf anforderte.129 Bereits zu dieser 
Zeit wandte man oft und gern die Todesstrafe als Abschreckung an, um die 
deutsche Herrschaft zu festigen. Die Kreishauptleute hatten allerdings offiziell 
keine Befugnis, die Todesstrafe zu verhängen. Dies ließ sich aber umgehen, in­
dem sie die deutsche Polizei mit ihren polizeilichen Standgerichten beauftrag­
ten, Todesstrafen zu verhängen. In Krasnystaw verurteilte ein polizeiliches 
Standgericht „auf Ersuchen des Landrats" Gerstenhauer zwei Polen zum Tode, 
„weil sie gegen deutsches Militär gehetzt haben."130 Der Kreishauptmann in Ja­
nów Lubelski, Stössenreuther, veranlaßte, daß Polizei als „Sühnemaßnahme" 
am 22.1.1940 einen polnischen Bauern erschoß, sein Anwesen niederbrannte 
und sechs Personen als Geiseln nahm, die dann dem Kreishauptmann „zur Ver­
fügung" gestellt wurden.131 

Manchen Kreishauptleuten war aber dieser Umweg zu umständlich. Der 
Kreishauptmann von Winterfeld im Kreis Lubartów (später in Kreis Radzyń 
umbenannt), „verurteilte" am 7.11.1939 vier Polen zum Tode „wegen uner­
laubten Waffenbesitzes" und in einem Fall wegen „gemeingefährlichen Bandi­
tentums". Die „Urteile" wurden am gleichen Tag vollstreckt.132 Am 9. Februar 
1940 verurteilte „das Standgericht des Kreishauptmannes in Radzyń" (eine sol­
che Einrichtung gab es nicht!) einen Juden und vier Polen zum Tode. Den Juden 
ließ von Winterfeld erhängen, da dieser u.a. „an Gewalttaten gegen Volksdeut­
sche" teilgenommen habe. Die Polen ließ er wegen „unerlaubten Waffenbesit­
zes" und „gemeingefährlichen Banditentums" erschießen.133 Am 22.2.1940 
meldete das Polizeibataillon 104, daß die vier Polen „auf Anordnung des Kreis­
hauptmanns auf dem Friedhof in Lubartów durch ein Kommando von 1/11 der 
1/104 standrechtlich erschossen" wurden.134 

Diese selbstherrliche Vorgehensweise war zu dieser Zeit im ganzen GG gang 

129 Polizei-Bataillon 102: Bericht vom 13.11., 5.12., und 14.12.1939: APL Polizei-Bataillon 
Zamość 17, Bl. 10, 36 f, 40 f. 

130 Polizeiregiment Lublin: Lagebericht vom 9.12.1939: Ebenda, BL 23. 
131 Lagebericht vom 24.1.1940: Ebenda, Bl. 151453. 
132 AGK Afisze i Plakaty, 115/2; Obwieszczenia śmierci w dystrykcie lubelskim, hrsg. von 

Zofia Leszczyńska, Lublin 1994, S.33. 
133 AGK Afisze i Plakaty, 115/4; Obwieszczenia śmierci, S.40f. 
134 Lagebericht, 22.1940: APL Polizei-Bataillon Zamość 104, BL 26-29. 
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und gäbe. So drohte der Kreishauptmann Dr. Losacker am 3.11.1939 in einer 
Bekanntmachung den Einwohnern des Kreises Jasło, die die Steuern nicht be­
zahlen wollten: „Wer seine Pflicht nicht erfüllt, stellt sich damit außerhalb der 
Gemeinschaft und wird als ihr Gegner behandelt, ja gegebenenfalls sogar ver­
nichtet [Herv. B.M.]." Daß Dr. Losacker vor der „Vernichtung" nicht zurück­
schreckte, läßt sich aus seinem Brief vom Oktober 1939 an einen Ex-Mitarbeiter 
im Reich entnehmen: „Das Durchgreifen ist äußerst scharf. Falsche Milde kann 
für uns die schwersten Folgen haben."135 Wie weit diese Praktiken verbreitet 
waren, darauf weist ein Schreiben des Oberbefehlshabers Ost an den General­
gouverneur vom 16.11.1939 hin, in dem es hieß: 

„Von einer Reihe von militärischen Dienststellen liegen Meldungen vor, daß in letzter Zeit 
von zivilen Dienststellen oder sonstigen Behörden, ohne Wissen der für den betreffenden 
Bereich zuständigen Wehrmachtsdienststellen, Geiseln festgesetzt worden sind und Erschie­
ßungen vorgenommen wurden ." U 6 

Nun überlegte man sich in Krakau, ob man diese selbstherrliche Vorgehens­
weise der Kreishauptleute nicht legalisieren sollte. Der Gouverneur des Distrikts 
Krakau, Wächter, legte im Frühjahr 1940 den Entwurf einer Verordnung „zur 
Ergänzung der Verordnung zur Bekämpfung von Gewalttaten im Generalgou­
vernement" 137 vor mit dem Wortlaut: „Das Standgericht kann sich auch zusam­
mensetzen aus dem Kreishauptmann und zwei Verwaltungsbeamten oder Ange­
hörigen des in seinem Verwaltungsbereich tätigen Gendarmeriezuges." Wäch­
ter stieß aber auf Widerstand; so wandten sich u.a. Zörner und die Abteilung 
Justiz dagegen. Folglich wurde der Entwurf abgelehnt mit der Begründung: „Im 
Interesse der anzustrebenden ordentlichen Rechtspflege muß es im Gegenteil 
liegen, die Befugnisse der Polizei-Standgerichte einzuschränken, statt den Um­
fang der Standgerichte zu erweitern."138 

Bald sollte es aber für die Kreishauptleute, freilich aus deren Sicht, noch 
schlimmer kommen. Am 13. September 1940 erging die Verordnung über die 
Verwaltungsstrafverfahren im GG, wonach Kreis- und Stadthauptleute wie 
auch Gouverneure lediglich Verwaltungsstrafen verhängen durften. Entschei­
dend war dabei die Höhe der Strafen, die von ihnen nach dieser VO ausgespro-

135 Losacker an Klee, 16.10.1939, 8.12.1939: BA D-H, ZR 581, A. 13. 
136 Oberbefehlshaber Ost an Generalgouverneur, 16.11.1939: AGK NTN 316, Bl.4. 
137 Nach der Verordnung vom 30.10.1939 hatte nur die Polizei das Recht zur Standgerichts­

barkeit: VOB1GG 1939, S. 10. 
138 Entwurf der Verordnung mit Begründung: AGK NTN 314, B1.49f.; Stellungnahme des 

Leiters der Abt. Justiz in Lublin, 1.3.1940: Ebenda, Bl. 46-48; Vermerk vom 28.3.1940: 
Ebenda, Bl.51. 
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chen werden durften. In § 2 Abs. 1 der VO hieß es: „Im Verwaltungsstrafverfah­
ren kann auf Geldstrafe bis zu 1.000 Zloty erkannt werden"; und im Absatz 2 
stand: „An Stelle der Geldstrafe ist für den Nichtbeitreibungsfall Haft bis zur 
Höchstdauer von 3 Monaten festzulegen."139 Für die ordentliche Gerichtsbar­
keit war die deutsche Justiz mit ihren Sondergerichten und deutschen Gerichten 
zuständig, auf welche die Kreishauptleute formal keinen direkten Einfluß hat­
ten.140 Denn Franks Ziel war es, „eine nationalsozialistische Ordnung" aufzu­
bauen, in der die nationalsozialistische Justiz eine Schlüsselrolle spielte.141 

Im Rahmen dieser „nationalsozialistischen Rechtspflege" im GG waren Ver­
waltungsstrafen alles, was man den Kreishauptleuten und Gouverneuren zu­
stand. Dies wurde bis zum Ende der Besatzung nicht geändert, obwohl es ent­
sprechende Vorstöße gab. Die Enttäuschung der Kreishauptleute, die bereits in 
der Praxis Todesurteile gegen „widersetzliche" Polen und Juden „fällten" und 
„vollstrecken" ließen, muß groß gewesen sein. Sie fanden sich mit dieser Rege­
lung nie ab, sondern schafften ihr eigenes „Rechtssystem" mit eigenen „Nor­
men", die dann zwangsläufig von Kreis zu Kreis variierten und Tür und Tor für 
Willkür und Selbstherrlichkeit der einzelnen Kreishauptleute öffneten. Im Di­
strikt Lublin hielt sich kein Kreishauptmann an die geltenden „Rechtsnor­
men". 

So maßten sich die Kreishauptleute weiterhin das Recht an, Polen und Juden 
töten zu lassen. Der Kreishauptmann Stitzinger in Tarnów, ab Januar 1942 in 
Radzyń, „ersuchte [im Dezember 1940, B.M.] den örtlichen Leiter der SD, die 
alsbaldige Durchführung schärfster Sühnemaßnahme zu beantragen", weil ein 
Volksdeutscher ermordet worden war. Stitzinger berichtete: „Inzwischen sind 
50 Geiseln festgenommen worden."142 Unter „schärfsten Sühnemaßnahmen" 
ist Erschießung zu verstehen. Der Ausgang dieses Antrages konnte nicht ermit­
telt werden. Die Bereitschaft und der Wille zum Mord an unschuldigen Men­
schen war bei Stitzinger aber da, obwohl die Täter inzwischen bekannt waren. 
In Biłgoraj wurde am 26.7.1940 ein deutscher Gendarmerie-Wachtmeister bei 
einem Überfall auf das dortige Gefängnis erschossen. Der Kreishauptmann An­
sei berichtete: 

„Um eine Vergeltungsmaßnahme auf dem Fuße folgen zu lassen, habe ich fernmündlich die 
Genehmigung darüber eingeholt, die im Polizeigefängnis in Biłgoraj wegen unbefugten 

139 VOB1GG 1940, S.300f. 
140 VO über Sondergerichte im GG vom 15.11.1939: VOB1GG 1939, S.34; VO über die 

deutsche Gerichtsbarkeit im GG vom 19.2.1940: Ebenda 1940, S. 57-64; vgl, dazu Ma­
jer, Fremdvölkische, passim. 

141 Ausführlich Majer, Fremdvölkische, S. 514-517, 847-903. 
142 Kreis Tarnów: Lagebericht für den Monat Dezember 1940: AGK NTN 276, Bl. 137. 
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Waffenbesitzes und Raubüberfalles einsitzenden Personen erschießen lassen zu dürfen. Die 
Genehmigung hierzu wurde erteilt. Es sind am 27. Juni gegen 20.30 Uhr 7 Personen er­
schossen worden." m 

Ein ehemaliger Angehöriger der Kreishauptmannschaft Biłgoraj konnte sich in 
den sechziger Jahren erinnern, daß der Kreishauptmann Augustin im Sommer 
1942 im Rahmen der Ernteerfassungsaktion befahl, ein Standgericht einzuberu­
fen, das „ca. drei polnische Bauern" zum Tode „verurteilte". Die „Urteile" voll­
streckte die Polizei.144 Der Landkommissar Oskar Ulrich im Kreis Puławy er­
schoß eigenhändig einen Polen wegen Schwarzhandel und einen anderen wegen 
angeblichem Überfall auf die Post. Er soll auch zwei Bauern bei der Eintreibung 
von Kontingenten getötet haben.145 

Besonders gegenüber Juden hatten die Kreishauptleute und ihre Mitarbeiter 
große Spielräume, um sich als Herren über Leben und Tod aufspielen zu kön­
nen, und zwar besonders ab Frühjahr 1942, als die „Aktion Reinhardt" anlief. 
So setzte im Sommer 1942 der Kreishauptmann Augustin in Biłgoraj zwei Ju­
denratsmitglieder ab und ließ sie nach übereinstimmenden Zeugenaussagen von 
der Polizei erschießen, weil sie nach Augustins Auffassung bestechlich gewesen 
seien und zum Schaden des deutschen Staates gehandelt hätten.146 Der Land­
kommissar Panzer in Tomaszów Lubelski, Kreis Zamość, verschickte eine jüdi­
sche Familie, die von der Gendarmerie wegen Schwarzhandel verhaftet worden 
war, in das Vernichtungslager Bełżec.147 

In dieser Zeit machten sich viele Kreishauptleute wenig aus dem Leben der Ju­
den, da diese ohnehin ermordet werden sollten. Von Jordan, ein ehemaliger Be­
amter im GG, schildert, wie man damals mit dem Leben der Juden umging. Ein 
jüdischer V-Mann sammelte im Auftrag der Gestapo Belastungsmaterial über 
eine deutsche Angestellte, die in wirtschaftliche Machenschaften verwickelt 
war. Die Frau erfuhr dies, ging zu einem Gendarmerieposten und erklärte, der 
Jude Silberzweig, der V-Mann, sei auf Befehl des Kreishauptmannes zu erschie­
ßen, was nicht stimmte. Die Gendarmen führten den Befehl ohne weiteres 
aus!148 Dies geschah im Kreis Złoczów, Distrikt Galizien. Es reichte eine münd­
liche Anweisung, die über eine dritte Person mitgeteilt wurde, und der Jude 
wurde von der Gendarmerie ermordet. Dies ist ein Indiz dafür, daß solche An-

143 KH Biłgoraj: Lagebericht für den Monat Juni 1940: AGK NTN 273, Bl.79f. 
144 Vern. Hans W., 19.3.1968: ZStL 208 AR-Z 38/2, Bl. 1053. 
145 Bericht: Wójt Gminy Kurów, St. Salek, 28.2.1946: APL OKL 138, Bl. 1. 
146 ZStL 208 AR-Z 38/62, BL 1125-1127, 1863. 
147 Vern. Stanisław Kowal, 10.2.1968: OKL Ds 36/67, BL 30-31. 
148 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 134 f. 
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Weisungen vom Kreishauptmann keinesfalls ungewöhnlich waren, und jeder 
wußte davon. 

Die aufgeführten Beispiele sind nur die Spitze des Eisbergs, denn solche Fälle 
wurden nur selten in den Akten überliefert, da sie formal gesehen gegen die gel­
tenden „Rechtsnormen" verstießen. Die Kreishauptleute wollten sich nach 
1945 aus nachvollziehbaren Gründen selbst nicht belasten. Die Opfer dagegen, 
falls sie überlebten, wußten meistens nicht, wer die konkrete Anweisung zur Er­
schießung ihrer Leidensgenossen erteilt hatte. 

Weniger spektakulär als „Todesstrafen", dafür aber massenhaft angewandt 
war die Bestrafung der einheimischen Bevölkerung, insbesondere der Bauer 
aber auch der Juden, indem Kreishauptleute und ihre Mitarbeiter die „Straffäl­
ligen" in Straflager einwiesen, sie enteigneten, Kollektivstrafen verhängten, 
Strafexpeditionen organisierten oder sie einfach auspeitschten. Auch dafür hat­
ten die Kreishauptleute keine „gesetzliche" Grundlage. 

2.4.1.2 Straflager und Enteignungen 

Im Laufe der Besatzungszeit entstand im Distrikt Lublin eine Reihe von Strafla­
gern, in die Kreishauptleute oder ihre Mitarbeiter „widerspenstige" Polen und 
Juden einwiesen. Bereits im März 1940 erklärte sich Globocnik bereit, „in jeder 
Kreisstadt ein Zwangs-Arbeitslager" zu errichten.149 Im Frühjahr 1940 ent­
standen auch die ersten Straflager im Distrikt Lublin und wahrscheinlich im GG 
überhaupt. Allerdings wurden sie nicht von Globocnik und seinem Apparat ein­
gerichtet, sondern von den einzelnen Kreishauptleuten in Eigenregie. So richtete 
der Kreishauptmann in Biłgoraj, Dr. Ansei, bereits im Mai 1940 ein Arbeitslager 
in Bukowa ein, das „zur Unterbringung von Häftlingen, die den Anforderungen 
der Behörden nicht [folgten], und von arbeitsscheuen Juden dientfe] [...] Am 
10.9.1941 betrug die Anzahl der Häftlinge 168 Mann einschl. 93 Juden".150 

Ebenfalls im Frühjahr errichtete der Kreishauptmann in Hrubieszów, Beh-
rend, ein Straflager in Oszczów, das im Sommer 1941 nach Werbkowice verlegt 
wurde.151 Im Kreis Biała Podlaska gab es bereits ab Herbst 1940 ein Straflager 
in Biała an der Krzna.152 Der Kreishauptmann in Puławy, Brandt, gründete ein 
Straflager im September 1940. Am 7.10.1940 berichtete er: 

149 SSPF an Chef des Distrikts Lublin, 6.3.1940: APL 755, B1.4. 
150 Biłgoraj, den 29.9.1941: APL GDL 148, Bl. 17. 
151 KH Hrubieszów an Amt des Distriktschefs, 28.8.1941: Ebenda, B1.23. 
152 Czesław Rajca, Wałka o chleb 1939-1944. Eksploatacja rolnictwa w Generalnym Guber­

natorstwie, Lublin 1991, S. 124. 
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„Da die Arbeitsverweigerung größere Ausmaße annahm, habe ich im Einvernehmen mir 
der Abteilung Arbeit Lublin ein Zwangsarbeitslager in Kazimierz eingerichtet, das etwa 120 
arbeitsscheuen Polen Platz bietet. Die Stacheldrahteinzäunung des Lagers und das Lager 
selbst ist soeben fertiggestellt, so daß nunmehr die Belegung beginnen wird."1 5 

Einen Monat später berichtete KH Brandt über die ersten positiven Erfahrun­
gen mit dem Straflager in Kazimierz: „In das Zwangsarbeitslager wurden von 
jeder Gemeinde etwa 3-10 widerspenstige Bauern gebracht, f...] Es hat sich her­
ausgestellt, daß diese Maßnahme außerordentlich dazu beigetragen hat, den 
Ablieferungswillen der bäuerlichen Bevölkerung zu heben."154 Durch die „po­
sitiven" Erfahrungen ermutigt, ließ Brandt am 3.7.1941 noch ein weiteres Straf­
lager in seinem Kreis, in Irena, einrichten.155 

Dem Kreishauptmann des Kreises Cholm, Hager, diente ab März 1941 das 
Lager Krychów als Straflager; im September 1941 war dieses Lager mit 200 Ju­
den und „Kontingentsträflingen" belegt.156 Im Kreis Janów Lubelski richtete 
der Kreishauptmann Asbach im März 1941 ein Straflager in der Stadt Janów 
Lubelski ein. In das Lager wurden „vor allen Dingen arbeitsscheue und alle son­
stigen Personen eingewiesen, die Anordnungen nicht erfüllen und ihren Pflich­
ten nicht nachkommen (Nichtablieferung von Kontingenten, Weigerung zur Er­
füllung von Gespanndienstpflicht usw.)". Im August 1942 befanden sich dort 
50 Polen und 58 Juden.157 

Der kommissarische stellvertretende Kreishauptmann in Krasnystaw, Claus 
Volkmann, richtete ein Straflager in Żółkiewka für „straffällige" Polen (Juni 
1941) und eines in Augustówka für „straffällige" Juden (Juli 1941) ein.158 Der 
Kreishauptmann Weihenmaier in Zamość verschickte zunächst seine „straffälli­
gen" Polen und Juden in das Lager Bełżec, das dem SSPF in Lublin unterstand. 
Als Globocnik im Oktober 1941 dazu überging, in Bełżec das Vernichtungslager 
zu bauen, richtete der Kreishauptmann Weihenmaier am 19.11.1941 ein eigenes 
Straflager in Zarudzie ein.[59 

In der Stadt Lublin befand sich seit dem 9.4.1941 ein Zwangsarbeitslager für 

153 KH Puławy: Lagebericht für Monat September 1940, 7.10.1940: AGK NTN 275, 
B1.129f. 

154 KH Puławy: Lagebericht für Monat Oktober 1940, 6.11.1940: IZ Dok. 1-151/17, Bl. 38 f. 
155 Der Kreisarzt in Puławy an Kreishauptmann, 29.8.1941: APL GDL 148, Bl. 37-41. 
156 KH Cholm an Chef des Distrikts Lublin, 18.9.1941: Ebenda, Bl. 19. 
157 KH Janów-Lubelski an Chef des Distrikts Lublin, 1.9.1941: Ebenda, B1.25. 
158 KH Krasnystaw, 3.10.1941: Ebenda; Kreisblatt des Kreishauptmannes in Krasnystaw, 

22.7.1941: AGK NTN 334, Bl. 125-127. 
159 Rajca, Walka o chleb, S. 125; Vern. Stefan Krafczyk, 21.12.1949: AGK SAL 133, Bl. 4-6; 

Obozy hitlerowskie na ziemiach polskich 19394945, hrsg. von Czesław Pilichowski, 
Warszawa 1979, S. 585. 
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Juden, die ihrer „Pflichtarbeit" nicht nachgingen. Dieses Lager wurde allerdings 
vom Arbeitsamt Lublin eingerichtet.160 Der Kreishauptmann von Lublin-Land, 
Ziegenmeyer, ließ zwar kein eigenes Straflager einrichten, dafür verschickte er 
seine widerspenstigen „Untertanen" in das „Judenlager" in der Lipowa-Straße 
in Lublin, das im Dezember 1939 vom SSPF Globocnik eingerichtet worden 
war. Ende 1940 befanden sich dort über 200 Polen, die wegen Schleichhandel 
oder Nichtablieferung von Kontingenten dorthin verschickt wurden.161 Im 
Kreis Radzyń existierte zwar ab 1941 im Dorf Rogoźnica ein Arbeitslager für 
Juden, in das auch polnische Bauern eingeliefert wurden, die ihre Kontingente 
nicht erfüllten, man verschickte sie jedoch auch in das Arbeitslager in Lu­
blin.162 

Im Distrikt Lublin wurden mindestens 17 solche Arbeitslager eingerichtet. 
Die Aufenthaltsdauer in diesen Lagern war unterschiedlich, weil es keine Vor­
schriften hierfür gab. Die Bauern wurden dort in der Regel so lange festgehal­
ten, bis die festgelegten Kontingente abgeliefert wurden. Darüber, wie lange 
Juden, „arbeitsscheue" Polen und Schwarzhändler Zwangsarbeit in Stein­
brüchen, im Straßenbau oder bei Meliorationsarbeiten verrichten mußten, gibt 
es keine gesicherten Informationen. Man schätzt ihren Aufenthalt jedoch auf 2 
bis 6 Monate. Auch die Anzahl der auf diese Weise bestraften Polen und Juden 
ist unmöglich zu ermitteln, sie geht mit Sicherheit in die Tausende. Ab Herbst 
1941, nachdem das Konzentrationslager in Majdanek errichtet worden war, 
wurden „widerspenstige" Bauern aus dem ganzen Distrikt meistens dorthin ein­
geliefert.163 

Die Behandlung in diesen Straflagern war zwar in der Regel nicht so hart wie 
in Konzentrationslagern, Schlagen und Mißhandeln gehörten jedoch zur Tages­
ordnung. Auch Todesfälle kamen nicht selten vor. Der Lubliner Historiker 
Rajca schätzt, daß mindestens 89 Bauern aus dem Distrikt Lublin dort ums Le­
ben kamen, davon 77 in Majdanek.164 Wieviele „arbeitsscheue" Polen und Ju­
den, jüdische und polnische Schwarzhändler und andere „Straffällige" zu Tode 
kamen, läßt sich nicht mehr ermitteln. 

Eine andere Form der Bestrafung, welche die Kreishauptleute gerne anwand­
ten, um Bauern zu disziplinieren, war die Enteignung von Betrieben. Bereits im 
Februar 1940 drohte Zörner, daß im Falle von Nichtablieferung von Kontin-

160 Stadthauptmann Lublin, 19.9.1941: APL 148, B1.29. 
161 Vermerk vom 29.11.1940: APL GDL 296, B1.7, 13-16. 
162 Rajca, Osadzanie w obozach jako forma represji, S. 75; KH Schmiege an Bürgermeister 

und Vögte, 7.7.1941: AGK NTN 316, Bl. 12. 
163 Rajca, Osadzanie w obozach jako forma represji, S. 70-85. 
164 Rajca, Walka o chleb, S. 81-85. 
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genten Betriebe konfisziert werden würden. Im September enteigneten die 
Kreishauptleute Gerstenhauer in Krasnystaw und Brandt in Puławy 5 und 10 
Bauern, weil sie Kontingente nicht ablieferten. Anfangs wurden nur einzelne 
Bauern enteignet, um die anderen einzuschüchtern. Diese Methode erwies sich 
bald als unzureichend. Die Kreishauptleute gingen daher zu Massenenteignun­
gen über.165 

In der Gemeinde Jaszczów, Kreis Lublin-Land, wurden am 27. und 28. No­
vember 1940 alle Betriebe enteignet, die weniger als 20 % der auferlegten Kon­
tingente abgeliefert hatten. Die Eigentümer wurden verhaftet und in das Strafla­
ger in der Linden-Straße in Lublin verschickt; ihre Familien wurden vertrieben 
„unter Mitnahme der notwendigsten Kleidungsstücke". In dieser Weise wurden 
122 Betriebe enteignet und insgesamt etwa 200 Bauern mit dem Straflager be­
straft. Darüber hinaus wurde allen Bauern, die Milchkontingente nicht erfüll­
ten, die beste Milchkuh beschlagnahmt.166 In der Folgezeit wandten die Kreis­
hauptleute mit ihren Kreislandwirten konsequent diese Methode an, die oft mit 
der Verschickung in ein Straflager gekoppelt wurde. Auf diese Weise gelang es 
tatsächlich, die Bauern des Distrikts Lublin so einzuschüchtern, daß die Abliefe­
rung der Kontingente ab 1941/42 anstieg.167 

Diese willkürliche Vorgehensweise der Kreishauptleute war im ganzen GG 
weit verbreitet. Nach Einschätzung der HA Ernährung und Landwirtschaft be­
straften die Kreishauptleute bis Frühjahr 1942 im ganzen GG etwa 90% aller 
„Agrardelikte" in dieser Weise, anstatt diese Fälle an die Gerichte abzugeben 
oder mit den ihnen zustehenden Verwaltungsstrafen zu ahnden. Daß diese Vor­
gehensweise gegen das geltende Recht verstieß, war den Verwaltungen sehr 
wohl bewußt. Daher entwarf die HA EuL die Verordnung „zur Abänderung 
strafrechtlicher Vorschriften auf dem Gebiete der Ernährung und Landwirt­
schaft im Generalgouvernement". Der Entwurf zielte darauf ab, die bisherige 
Vorgehensweise der Kreishauptleute, die, wie es dort ausdrücklich hieß, „con­
tra legem" war, „zu legalisieren". Danach hätten die Kreishauptleute „Agrarde­
likte" „mit Freiheitsstrafen und Geldstrafen bis zu unbeschränkter Höhe" und 
mit Kollektivstrafen ahnden dürfen.168 Dieser Entwurf wurde aber von Frank 
nie genehmigt. 

165 Ebenda, S. 121-125. 
166 Kreislandwirt Traue an KH Lublin-Land, 3.12.1940: APL KH Lublin-Land 199, Bl. 33; 

Rajca, Walka o chleb, S. 123. 
167 Rajca, Walka o chleb, S. 121-125. 
168 Entwurf der Verordnung zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften auf dem Gebiete 

der Ernährung und Landwirtschaft, Februar 1942, und die Begründung hierfür: AGK * 
Reg. 1/39, Bl. 38-47. 
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Nun versuchte man, wenigstens der Bestrafung mit Straflager eine gesetzliche 
Grundlage zu verschaffen, als in der Regierung bekannt wurde, daß die Gouver­
neure in Radom und Warschau im Jahre 1941 in ihren Distrikten den Bau von 
Straflagern angeordnet hatten. In einer Regierungssitzung vom 13.4.1942 er­
klärte Ganser von der HA Justiz, „daß die Errichtung von solchen Lagern, deren 
Notwendigkeit von niemandem bestritten werde, auf eine legale Grundlage ge­
stellt werden müsse". Der Leiter der HA Arbeit, Frauendorfer, pflichtete ihm 
bei, „da man die Schleichhändler und Drückeberger nicht anders fassen 
könne". Daraufhin bestimmte Frank, daß eine entsprechende Verordnung vor­
bereitet werden sollte. Allerdings, so Frank, „müsse bis zur grundsätzlichen Re­
gelung den Gouverneuren die Errichtung von weiteren Lagern untersagt wer­
den!"169 

Im Juni 1942 lag der Entwurf einer Verordnung über die Errichtung von 
Zwangsarbeitslagern im GG vor.170 Frank unterschrieb diesen Entwurf wie 
auch den vom Februar 1942 aber nie. Die Gründe dafür sind zwar nicht überlie­
fert, ich nehme jedoch an, daß diese Ablehnung durch die grundsätzliche Hal­
tung Franks zu der Frage der „nationalsozialistischen Rechtspflege" bedingt 
war. Gerade zu dieser Zeit, im Sommer 1942, hielt Frank im Reich eine Reihe 
von Vorträgen, in denen er erstaunlich offen und scharf den Polizeistaat kriti­
sierte. So erklärte er in Wien am 1.7.1942: „Es gibt kein Reich ohne Recht; es 
gibt kein Recht ohne Richter."171 Unter diesen Umständen wäre es unlogisch 
gewesen, wenn Frank als Generalgouverneur gerade seinen Beamten das Recht 
eingeräumt hätte, über längere Haftstrafen, Aufenthalt in KZ oder in Strafla­
gern zu entscheiden. Dies war nach Franks Auffassung ausschließlich Domäne 
des Richters und nicht der Polizei oder etwa der Beamten. 

Die Diskussion darüber, daß es notwendig sei, den Kreishauptleuten und 
Gouverneuren größere Vollmachten bei Bestrafung der „Nichtdeutschen" zu 
verleihen, riß aber bis zum Ende der Besetzung nicht ab. So nahm Gouverneur 
Kundt am 17.3.1943 ausführlich Stellung dazu und betonte, daß die Strafbefu­
gnisse der Kreishauptleute und Gouverneure unbedingt erweitert werden müß­
ten.172 Die Kreishauptleute ließen sich allerdings von dieser Diskussion nicht 
beirren und setzten ihre Praktiken unbeeindruckt fort. In einem Vermerk vom 
30.5.1944 hieß es: 

169 AGK Diensttagebuch Bd.XXIV/3, S. 219-220. 
170 Verordnungsentwurf über die Errichtung von Zwangsarbeitslagern im Generalgouver­

nement, Juni 1942: AGK Reg. GG 1/38, B1.276. 
171 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 517. 
172 Kundt an Amt der Gesetzgebung, 17.11.1943: BA R 102 11/16, Bl. 147-153. 



58 Erster Teil: Verwaltung 

„Die Kreishauptleute [haben] die Grundlagen der Verwaltungsstrafvorschriften längst ver­
lassen und [helfen] sich mit wesentlich schärferen Maßnahmen. Sie verhängen Haftstrafen, 
Zwangsarbeit usw., weil sie mit milderen Mitteln sich nicht mehr durchzusetzen vermögen. 
Die ]...] fehlerhaften Verwaltungsakte sind bei den Kreishauptleuten tägliche Erscheinun­
gen, die verständlicherweise offiziell nicht zugegeben werden. Seitens der Regierung kann 
aber nicht geduldet werden, daß die unteren Verwaltungsbehörden zur Sicherstellung der 
öffentlichen Ordnung selbst fortgesetzt grobe Ordnungswidrigkeiten begehen, die mit der 
Gefahr der erfolgreichen Anfechtung und Geltendmachung von Regressansprüchen ver­
knüpft sind.17* 

Der Leiter der Abt. Staats- und Kommunalverwaltung, Schmid, der diese Sätze 
verfaßte, forderte hierbei keinesfalls die Einhaltung der offiziell geltenden Nor­
men durch die Kreishauptleute, sondern war „der Ansicht, daß auf die Einräu­
mung des angestrebten Haftstrafrechtes mit allen Mitteln hingewirkt werden 
sollte". Bis zur Räumung des Generalgouvernements änderte sich in dieser Hin­
sicht aber nichts, und die Kreishauptleute begingen weiterhin „fortgesetzt grobe 
Ordnungswidrigkeiten". Von Jordan, ein ehemaliger Kreislandwirt und stellv. 
Kreishauptmann, versuchte nachträglich, die willkürliche Einweisung in die 
Straflager zu rechtfertigen: „Das war sogar noch human; denn die ordentlichen 
Gerichte lagen lahm, und die Sondergerichte verhängten wegen jeder Übertre­
tung gleich Todesstrafen."174 

2.4.1.3 Andere Formen der Bestrafung 

Darüber hinaus wandten die Kreishauptleute noch andere Formen der Bestra­
fung wie Strafexpeditionen, Gesamtstrafen oder Auspeitschen an. Strafexpedi­
tionen waren von Anfang an ein beliebtes Mittel, um die Bauern einzuschüch­
tern. Sie wurden immer auf Anweisung des jeweiligen Kreishauptmanns oder 
des ihm unterstellten Kreislandwirts angeordnet oder beantragt, um eine Ge­
meinde oder ein Dorf zu „disziplinieren". An diesen Strafexpeditionen beteilig­
ten sich: Mitarbeiter der Kreisverwaltung, Gendarmerie, Sonderdienst, polni­
sche Polizei und auch deutsche Wehrmachtsoldaten. Dabei wurden in der Regel 
landwirtschaftliche Produkte und Vieh beschlagnahmt, die Bauern geschlagen 
und mißhandelt. Nicht selten gab es dabei Tote. i75 

Am 2. März 1944 organisierten beispielsweise der Kreishauptmann von Lu-

173 Vermerk vom 30. Mai 1944: AGK Reg. 11/144, Bl. 1-2. 
174 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 107. 
175 Rajca, Walka o chleb, S. 140-151. 
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blin-Land, Ziegenmeyer, und sein Kreislandwirt, Traue, eine Strafexpedition im 
Dorf Palikije. Einen Tag danach teilte Ziegenmeyer den Vögten und Bürgermei­
stern des Kreises mit: 

„Wegen schlechter Kontingentablieferung, schlechter Holzabfuhr und schlechter Arbeiter­
gestellung wurde den Einwohnern des Dorfes zwangsweise sämtliches Vieh abgenommen, 
sie ihres Eigentums verlustig erklärt und sie selbst mit ihren Familien einschließlich der 
Schulzen nach Lublin gebracht, von wo sie dann zur Arbeitsaufnahme ins Reich geschickt 
werden."176 

Bei der Aktion kamen sechs Dorfbewohner ums Leben; fünf von ihnen wurden 
erschossen und einer lebendig im eigenen Haus verbrannt. Insgesamt ließen Zie­
genmeyer und Traue 12 Häuser und 3 Wirtschaftsgebäude niederbrennen. Da­
bei setzte man Gendarmerie und eine ukrainische Einheit ein.177 Solche Strafex­
peditionen organisierten Kreishauptleute im ganzen GG.178 

Angesichts dieser Methoden erscheint Auspeitschen, ein beliebtes Disziplinie-
rungsmittel der Kreishauptleute und ihrer Mitarbeiter, geradezu harmlos. Der 
Chauffeur des Kreishauptmannes Ziegenmeyer sagte im Jahre 1948 aus: „Ich 
habe oft gesehen, wie Ziegenmeyer Juden aus Piaski mit der Peitsche 
schlug."179 Ähnliches wird über die Kreishauptleute Augustin, Brandt und 
Busse berichtet.180 Der Kreishauptmann Lenk aus Kraśnik schlug regelmäßig 
sowohl Polen als auch Juden mit einer Peitsche, die er ständig mit sich trug. Sein 
ehemaliger Mitarbeiter schilderte Lenk in den sechziger Jahren: „Er war eine 
recht üble Erscheinung. Wenn polnische Bürgermeister zu ihm kamen, und in 
ihrem Dorf war das Ablieferungssoll nicht erfüllt, so hat er sie mit der Reitpeit­
sche geschlagen."181 

176 KH Ziegenmeyer an Vögte und Bürgermeister, 3.3.1944: AGK NTN 316, Bl. 19. 
177 Protokoll vom 16.9.1949: AGK SAL 193/2, B1.305; Vern. Stanisław N., 2.4.1948: AGK 

OKL 257, Bl. 158-160; Vern. Mieczysław N., 6.4.1948: Ebenda, Bl. 164-166; Vern. Stani­
sław G., 25.6.1946: Ebenda, Bl. 178-180. 

178 Rajca führt in seinem Buch viele solche Strafexpeditionen an, die sowohl im Distrikt Lu­
blin als auch in anderen Distrikten durchgeführt wurden. Rajca, Walka o chleb, S.212-
225. 

179 Vern. Stanisław N., 2.4.1948: AGK OKL 257, Bl. 160. 
180 Vern. Ferdinand K., 18.2.1966: ZStL 208 AR-Z 38/62, B1.594; „Die evakuierten Wie­

ner" an JSS in Lublin, 24.9.1941: ZIH JUS 12; Anklage der StA Hildesheim, Mai 1968: 
ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl.2609. 

181 Vern. Sigismund E, 6.11.1963: ZStL 208 AR-Z 74/60, B1.4376; Vern. Maria K., 
13.7.1947: AGK OKL 90, Bl. 86-88; Vern. Czesław J., 6.5.1969: OKL Ds. 34/67, B1.27-
28. 
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2.4.1.4 Voraussetzungen für die Willkür und Selbstherrlichkeit 
der Kreishauptleute 

Dieses willkürliche und selbstherrliche Vorgehen der Kreishauptleute gegen die 
einheimische Bevölkerung war durch mehrere Faktoren bedingt. So hielten die 
Kreishauptleute die ihnen zugesprochenen Strafbefugnisse als absolut unzurei­
chend, „um die täglich anfallenden Übertretungen wirksam bekämpfen zu kön­
nen".182 Darüber hinaus war man überzeugt, „daß der polnische Bauer [...] nur 
dann zahlt und liefert, wenn genügend Gegendruck ihn zur Lieferung und Zah­
lung zwingt".183 Die deutsche Gerichtsbarkeit mit den Sondergerichten hielt 
man dagegen für schwerfällig und zu langsam, um sich mit deren Hilfe gegen­
über der Bevölkerung durchsetzen zu können.184 Hinzu kam 

„die Notwendigkeit der Erhaltung und Stärkung der Autorität der Kreishauptleute (Stadt­
hauptleute). Denn die Autorität bleibt nur gewahrt, wenn die Kreishauptleute (Stadthaupt­
leute) selbst Strafen verhängen können, die durch ihre Schwere erzieherisch zu wirken ver­
mögen. Wenn die Kreishauptleute (Stadthauptleute) diese Fälle an den Richter abgeben 
sollen, erscheinen sie in den Augen der Beschuldigten nicht anders als der Wachtmeister, der 
Anzeigen erstattet."185 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Willkür der Kreishauptleute und 
ihrer Mitarbeiter war der Umstand, daß die Polen rechtlos und die Juden seit 
Ende 1941 vogelfrei waren. Es gab in der Praxis für Polen und für Juden keine 
Möglichkeit, eine Beschwerde einzulegen, denn im GG galt der Grundsatz: 
„Wenn ein Repräsentant der deutschen Obrigkeit gegenüber einem Nichtdeut­
schen eine Entscheidung gefällt hat, so muß diese grundsätzlich als gültig hinge­
nommen werden."186 So war die Bevölkerung der Willkür und Selbstherrlich­
keit der Kreishauptleute und ihrer Mitarbeiter schutzlos ausgeliefert. 

Hinzu kam, daß das Vorgehen der Kreishauptleute von ihren direkten Vorge­
setzten nicht nur gedeckt wurde, sondern sie wurden vielmehr dazu angehalten. 
Darauf weisen die Vorstöße der Gouverneure und der Fachverwaltungen hin, 
größere Strafbefugnisse den Kreishauptleuten zuzugestehen, was Frank aber 
ablehnte. Auch wurden die Kreishauptleute von den übergeordneten Instanzen 
geradezu aufgefordert, mit scharfen Maßnahmen durchzugreifen. Im Novem-

182 Vermerk vom 30.5.1944: AGK Reg. GG 11/144, Bl. 1. 
183 KH Puławy: Lagebericht für Monat September 1940, 7.10.1940: AGK NTN 275, 

B1.123f. 
184 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 107. 
185 Vermerk vom 30.5.1944: AGK Reg. GG 11/144, Bl. 1. 
186 Westerkamp, Vorschläge zur weiteren Klärung und Vereinfachung der Verwaltungsver­

hältnisse im Generalgouvernement, 31.7.1941: AGK NTN 260, Bl.27. 
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ber 1940 wandte sich der Leiter der Abt. EuL in Lublin, Claus, an alle Kreis­
hauptleute und bemängelte, daß Getreidekontingente nur zum Teil erfaßt wor­
den seien. Hierbei bemerkte er, „daß noch ein ungeheurer Druck notwendig ist, 
um auch nur einigermaßen an das Ziel heranzukommen". Abschließend stellte 
er fest: „Ich halte es für unbedingt notwendig, daß die Gemeinden, die unter 
dem Durchschnitt der allgemeinen Ablieferung liegen, im einzelnen scharf her­
angenommen werden."187 

Im November 1940 wandte sich Gouverneur Zörner an den KH Lublin-
Land: „Ich erwarte, daß sofort Maßnahmen ergriffen werden, damit noch bei 
offenem Wetter vor allen Dingen die Kartoffelerfassung durchgeführt werden 
kann."188 Die Kreishauptleute brauchten wegen ihrer brutalen Methoden keine 
Rügen seitens ihrer direkten Vorgesetzten zu befürchten. Im Gegenteil, sie wur­
den gelobt und ausgezeichnet, wenn ihre Kreise die Leistungen voll erbrachten. 
Es zählten nicht die Methoden, sondern die Ergebnisse. 

Ein anderer sehr wichtiger Faktor waren die rassistischen Vorurteile sowohl 
gegenüber Polen als auch Juden, die als minderwertig angesehen wurden. Diese 
hatten nach Auffassung vieler im GG eingesetzter Deutscher kein Recht auf kör­
perliche Unversehrtheit - auch nicht auf Leben, worauf noch einzugehen sein 
wird. Im Endeffekt überzogen die Kreishauptleute im Distrikt Lublin wie im 
ganzen GG die von ihnen verwalteten Amtsbezirke mit Terror, um das Land zu 
beherrschen, die Bevölkerung niederzuhalten und die auferlegten Lieferungen 
herauszupressen. Dieser Terror richtete sich gegen Polen wie Juden, gegen ein­
zelne Personen sowie gegen ganze Dörfer und Gemeinden. Die Intensität und 
das Ausmaß dieses Terrors hingen ausschließlich von dem einzelnen Kreis­
hauptmann ab. 

Unter diesen Umständen läßt sich die Stellung eines Kreishauptmanns mit der 
eines Landrats im Reich schwerlich gleichsetzen, denn die Kreishauptleute ver­
walteten nicht, sondern „herrschten". Viele Kreishauptleute entwickelten dabei 
ein übersteigertes Machtgefühl, das sich zuweilen zum Machtrausch steigerte. 
So schrieb z. B. Losacker, als er als Kreishauptmann in Jasło „herrschte", an ei­
nen Bekannten im Reich: „Die herrliche Aufgabe, die mir hier gestellt ist, und 
die große Verantwortung und Selbständigkeit machen mich zutiefst glück­
lich." 189 Sein Machtrausch ging so weit, daß er seinen „unbotmäßigen Unterta­
nen" mit „Vernichtung" drohte (siehe oben, S.50). Als Losacker im Frühjahr 
1940 feststellte, „daß die hiesige Judenschaft in ihrem Auftreten herausfordern-

187 Claus an KH Lublin-Land, 20.11.1940: APL KH Lublin-Land 199, B1.21. 
188 Zörner an KH Lublin-Land, 15.11.1940. Ebenda, B1.32. 
189 Losacker an Klee, 8.12.1939: BA D-H, ZR 58KA.13. 
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der" wurde, entschloß er sich, diese selbstherrlich zu bestrafen. In seinem Be­
richt heißt es: 

„Ich habe am 25. Mai 1940 in einer raschen Polizeiaktion 150 Juden verhaften lassen. Diese 
Juden wurden 2 Tage ohne Verpflegung in einem größeren Raum untergebracht, am 3. Tag 
mußten sie 12 Stunden lang arbeiten. Am gleichen Tag wurde folgende Bekanntmachung in 
Jaslo veröffentlicht: 
,Die Judenschaft in Jaslo hat sich an meine Anordnungen nicht gehalten und sich vor allem 
vor der Arbeit gedrückt. Außer den von mir erlassenen besonderen Maßnahmen ordne ich 
daher an, daß ab heute, Samstag, den 25. Mai 1940, kein Jude, keine Jüdin und kein jüdi­
sches Kind in Jaslo die Straße betreten darf. Auch das Hinausschauen aus den Fenstern ist 
untersagt. Gegen die Juden, die sich an diese Anordnung nicht halten, wird mit den schärf­
sten Mitteln vorgegangen. 

Jaslo, den 25. Mai 1940. Der Kreishauptmann in Jaslo, gez. Dr. Losacker'".190 

In vielen Anordnungen und Bekanntmachungen der Kreishauptleute kommt 
dieses übersteigerte Machtgefühl zum Ausdruck. So wurde die übliche unper­
sönliche Verwaltungssprache abgelegt und man ging zu der „Ich"-Form über. 
Exemplarisch hierfür ist Claus Volkmann, der der Versuchung, Macht auszu­
üben, ähnlich wie sein Freund Losacker erlag.191 In einer Anordnung vom 
22.7.1941 drohte Volkmann großspurig: „Ich werde die Betreffenden sofort in 
das Arbeitslager Żółkiewka einweisen."192 Mit der Zeit steigerte sich sein 
Machtgefühl noch. Als im November 1944 die Stadt Łowicz, wo Volkmann zu 
dieser Zeit „herrschte", ihr Soll an Arbeitskräften nicht erfüllte, fühlte er sich 
persönlich brüskiert. Daher wandte sich der „Kreiskönig" Volkmann an seine 
„fremdvölkischen Untertanen": 

„Ich habe deshalb angeordnet, daß durch ständige Polizeikontrollen und -razzien immer 
wieder alle auf den Straßen sich herumtreibenden arbeitsfähigen Elemente aufgegriffen und 
nach Malaszyce [Straflager, Anm. B. M.] gebracht werden. Ich werde dieses System solange 
aufrecht erhalten, bis die Stadt das ihr auferlegte Soll an Arbeitskräften erfüllt. Ich bin nicht 
gesonnen, es mir gefallen zu lassen, daß die Stadt Lowitsch ihre Arbeitskräfte nicht stellt, 
während die Bauern aus den Landgemeinden ihre Kräfte stellen. [Herv. B.M.]"1 9 3 

190 Lagebericht vom 2.6.1940: AGK NTN 272, B1.24f. 
191 Dies bestätigte Dr. von Jordan, sein ehem. Mitarbeiter. Interview vom 18.6.1997. 
192 Kreisblatt des KH Krasnystaw, 22.7.1941: AGK NTN 334, Bl. 125 f. 
193 Bekanntmachung vom 8.11.1944: AGK Zbiór afiszy i plakatów 33t/19. 
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2.4.2 Die Land- und Stadtkommissariate 

Die Institution der Land- und Stadtkommissariate war zunächst nicht vorgese­
hen. Als man sich jedoch Ende 1939 entschloß, Großkreise einzurichten, gingen 
einzelne Kreishauptleute im Frühjahr 1940 dazu über, Außenstellen zu errich­
ten, weil die Entfernung von dem Sitz des Kreishauptmanns zu der entlegensten 
Ecke des Kreises oft über 50 km betrug. Zum 1.7.1940 gab es im ganzen GG be­
reits 22 Landkommissariate und 13 Stadtkommissariate.194 Der Land- bzw. 
Stadtkommissar war direkt dem zuständigen Kreishauptmann unterstellt und 
formal gesehen dessen „verlängerter Arm". Seine Aufgabe war es, die „Ausfüh­
rung aller Befehle der höheren deutschen Verwaltungsstellen zu überwachen 
und durchzusetzen".195 Die Dienststelle eines Land- bzw. Stadtkommissars war 
in der Regel personell schwach besetzt. Nicht selten war sie ein Ein-Mann-Be-
trieb; im besten Falle standen einem Land- bzw. Stadtkommissar einige wenige 
deutsche Mitarbeiter zur Verfügung. 

Zum 1.6.1940 gab es im Distrikt Lublin zwei Landkommissariate, und zwar 
in Lubartów (Kreis Radzyń) und in Tomaszów Lubelski (Kreis Biłgoraj).196 

Diese Einrichtung erwies sich im Laufe der Zeit als praktisch, und daher ging 
man im Herbst 1940 im Distrikt Lublin dazu über, „weitere Landkommissa­
riate zur Erleichterung der Verwaltung einzurichten".197 Bis Ende 1941 wurden 
sieben und im Jahre 1942 drei Stadt- und Landkommissariate gebildet; für das 
Jahr 1943 plante man, zwei weitere Landkommissariate zu errichten.198 

Die Land- und Stadtkommissariate entwickelten sich mit der Zeit immer 
mehr zu der vierten Verwaltungsstufe der deutschen Verwaltung im GG. Bereits 
im Sommer 1941 stellte der Leiter der HA Innere Verwaltung, Westerkamp, 
fest: 

„Mehrere Kreishauptleute haben von sich aus inzwischen ihr Gebiet in Landkommissariate 
aufgeteilt mit dem Ergebnis, daß in den Land- und Stadtkommissaren praktisch nichts an­
deres entstanden ist als eine regelrechte untere Verwaltungsinstanz. Dieses Ergebnis ist in 
größeren Kreishauptmannschaften durchaus folgerichtig. Denn wenn hei der heutigen und 
sicher auf lange Sicht anhaltenden Zwangslage, aus diesem Lande und seinen Bewohnern 
viel herauszuwirtschaften, um den Bedarf des Reiches und auch der Bevölkerung zu decken, 
intensiv verwaltet werden muß, so kann dies nur durch dauernde Einwirkung und zahlrei­
che Einzelregelungen unten an der Quelle, nämlich bei den in den Gemeinden lebenden 

194 Bericht über den Aufbau im GG, Bd I, 1.7.1940: AGK NTN 277, B1.51. 
195 Landkommissar - „verlängerter Arm der Verwaltung". Krakauer Zeitung vom 

26.8.1942. 
196 Dienststellen des GGs und ihrer Leiter, Stand: 1.6.1940: AGK Reg. GG 1/5744, B1.23. 
197 Chef des Amtes, Damrau, 9.10.1940: APLKH Lublin-Land 5, Bl. 53. " 
198 Haushaltsvoranschlag des Distrikts Lublin für das Rechnungsjahr 1943: APL GDL 347. 
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Menschen geschehen. [...] Eine Selbsttäuschung ist es, wenn man diese Kommissare als 
„Außenstellen" des Kreishauptmanns ansprechen will."199 

Die Land- und Stadtkommissariate wurden im Laufe der Besatzung zu einer un­
entbehrlichen Einrichtung innerhalb des deutschen Verwaltungsapparates im 
GG. Bis zum Ende der Besatzung hielt man aber daran fest, daß diese Einrich­
tung lediglich Außenstelle der Kreishauptmannschaft sei. Die Kreishauptleute 
hatten folgerichtig einen entscheidenden Einfluß auf die Auswahl, die Arbeits­
weise und das Verhalten der Land- und Stadtkommissare in ihren Amtsbezir­
ken. 

2.5 Die polnische „Selbstverwaltung" auf der Gemeindeebene 

Unter der Aufsicht der deutschen Kreisverwaltung arbeitete die polnische bzw. 
ukrainische Kommunalverwaltung. Ihre organisatorische Struktur wurde weit­
gehend aus der polnischen Zeit übernommen. Der Begriff „Selbstverwaltung" 
hierfür ist ein Euphemismus, denn ihre Mitarbeiter waren Handlanger des deut­
schen Besatzungsapparates. Sie hatten einzig die Aufgabe, die deutschen Befehle 
entgegenzunehmen und sie dann auszuführen. 

Die unterste Stufe dieser Verwaltung waren Dorfschulzen (Schultheiß - pol­
nisch „sołtys"). Deren Aufgabe war es, dafür zu sorgen, daß alle Anordnungen 
der deutschen Behörden in ihren Dörfern erfüllt wurden, wie z. B. Kontingente 
einzutreiben, Dorfstraßen zu unterhalten, Gespanndienste aufzuteilen oder 
Zwangsarbeiter auszuheben. 

Mehrere Dörfer waren zu Sammelgemeinden zusammengefaßt, an deren 
Spitze ein Vogt (Gemeindevorsteher - polnisch „wójt") stand. Im Schriftver­
kehr verwendete man sowohl den Begriff Woit als auch Vogt. Die Aufgaben der 
Woits waren vor allem: die Arbeit der Dorfschulzen zu leiten und zu beaufsichti­
gen, Steuern zu erheben, Lebensmittelzuteilungen zu verteilen, Vertriebene aus 
den eingegliederten Ostgebieten unterzubringen, bei der Eintreibung von Kon­
tingenten, der Gespanngestellung und der Aushebung von Zwangsarbeitern 
mitzuwirken. Im übrigen sollten sie dafür sorgen, daß alle Anordnungen der 
deutschen Verwaltung in ihren Gemeinden erfüllt wurden. Ähnliche Aufgaben 
hatten Bürgermeister in größeren und kleineren Städten. 

Das Aufsichtsrecht der deutschen Behörden über die Gemeindeverwaltungen 

199 Westerkamp, Vorschläge zur weiteren Klärung und Vereinfachung der Verwaltungsver­
hältnisse im GG, 31.7.1941: AGK NTN 260, Bl.24-25. 
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war umfassend. Die Gouverneure und die Kreis- bzw. Stadthauptleute waren 
berechtigt, jede kommunale Angelegenheit an sich zu ziehen. Sie konnten Verfü­
gungen der Woits oder Bürgermeister aufheben oder verändern sowie eigene 
Anordnungen treffen.200 

Im Frühjahr 1940 gingen die Kreishauptleute dazu über, Gemeindeverbände 
zu bilden. Die Grenzen eines Gemeindeverbandes deckten sich mit denen des 
Kreises. Der Kreishauptmann war der Dienstvorgesetzte aller Angestellten des 
Gemeindeverbandes und bestellte in der Regel einen Mitarbeiter, der diese Auf­
gabe in seinem Namen wahrnahm. Die Aktivitäten des Gemeindeverbandes la­
gen vor allem in Bereichen der kommunalen Aufsicht über die Woits, des Haus­
halts, der Steuer, des Gesundheitswesens und der Fürsorge, des Baus und der 
Instandsetzung der Kreisstraßen, des Feuerschutzes und des Sparkassenwe­
sens.201 Die Einrichtung von Gemeindeverbänden ermöglichte den Kreishaupt­
leuten, die Erledigung der lästigen und arbeitsaufwendigen Kommunalangele­
genheiten an diese abzuwälzen. Die Kreishauptleute konnten sich im wesentli­
chen darauf beschränken, Befehle und Anordnungen zu erteilen, allgemeine 
Richtlinien zu erlassen und bei Bedarf die Woits unter Druck zu setzen. 

Angesichts der Ziele der deutschen Verwaltung im GG, soviel wie möglich 
aus dem Land herauszupressen oder nach damaliger Formulierung „herauszu-
wirtschaften", war die Stellung der Woits und Dorfschulzen sehr prekär: Sie 
standen zwischen zwei Fronten, auf der einen Seite die deutschen Behörden mit 
ihren Anforderungen, auf der anderen die polnische Bevölkerung. Im Interesse 
der Kreishauptleute lag es daher, Woits, Bürgermeister und Dorfschulzen für die 
deutschen Belange zu gewinnen. Dies versuchte man durch eine Mischung aus 
entsprechender Personalpolitik, Strafen und Erpressungen sowie Belohnungen 
zu erreichen. Diese Politik führte nicht selten zu Korruption, Vetternwirtschaft, 
allgemeinen Demoralisierungserscheinungen und Kollaboration unter den 
Woits, Bürgermeistern und Dorfschulzen.202 

In der Regel war man jedoch zunächst auf die alten Dorfschulzen, Woits und 
Bürgermeister angewiesen. Erst nach und nach wurden die alten, die sich aus 
deutscher Sicht nicht bewährten, durch neue ersetzt und zwar vorzüglich durch 

200 Verordnung über Gemeindeverwaltungen vom 28.11.1939: VOB1GG 1939, S.71; Be­
richt über den Aufbau im GG, Bd I, 1.7.1940: AGK NTN 277, Bl. 73-79; Poradnik 
(Dienstzeitschrift für Woits) April/Mai 1942: Ebenda, 258, Bl. 196. 

201 Verordnung: Die Bildung von Gemeindeverbänden vom 27.6.1940: VOB1GG 1940, 
S.208; Bericht über den Aufbau im GG, Bd I, 1.7.1940: AGK NTN 277, BL 73-79; Po­
radnik, (Dienstzeitschrift für Woits) April/Mai 1942: Ebenda, 258, Bl. 196. 

202 Madajczyk, Polityka, Bd. 1, S. 221-223; Flugblatt des polnischen Widerstandes an Bür­
germeister, Vögte und Schulzen im Lande: AGK NTN 342, BL 314. 
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zugereiste oder einheimische Volksdeutsche, Ukrainer oder willige polnische 
Kollaborateure. Im Januar 1944 gab es im Distrikt Lublin insgesamt 245 Bür­
germeister und Woits, die zu folgenden Volksgruppen gehörten: 24 Volksdeut­
sche, davon 12 im Kreis Zamość, 120 Polen, 55 Ukrainer, 3 Weißrussen und 43 
mit unbekannter Volkszugehörigkeit.203 

Mit dem Anwachsen der polnischen Widerstandsbewegung ab 1942 wurden 
die eifrigsten und rücksichtslosesten Exekutoren der deutschen Unterdrük-
kungsmaßnahmen unter den Dorfschulzen, Woits und Bürgermeistern zum be­
vorzugten Angriffsziel des polnischen Widerstandes. Am 5.7.1942 berichtete 
beispielsweise der KH in Biała Podlaska über „die immer wiederkehrenden 
Fälle von Ermordung ukrainischer und weißruthenischer Gemeindevorsteher 
und Schulzen".204 Der KH in Puławy berichtete am 2.05.1943 über zwei Über­
fälle auf Gemeindeverwaltungen, die im letzten Monat stattfanden: 

„Mit diesen Überfällen erhöht sich die Zahl von Zerstörungen der Gemeindeverwaltungen 
in der Kreishauptmannschaft Puławy auf 14 von 26 Landgemeinden. Im deutschen Dienst 
stehende Gemeindeangestellte, Agronomen, Angestellte des Arbeitsamtes, Feuerwehrkom­
mandanten, Ortsschutzkommandanten, V-Leute wurden überfallen und erschossen. Die 
Höfe dieser Bediensteten wurden teilweise abgebrannt. [...] Im Berichtsmonat wurden 
außerdem 2 Bürgermeister und 18 Dorfschulzen in ihren Wohnungen überfallen und be-
raubt."2 0 5 

Ähnliches berichtete der KH in Radzyń am 3.3.1943: „Immer wieder neue Aus­
fälle von angelernten Kräften durch Ermordung von Banditen haben eine ge­
ordnete Gemeindeverwaltung vieler Gemeinden sehr erschwert."206 Es ist also 
nicht verwunderlich, daß bei vielen Dorfschulzen, Woits, Bürgermeistern und 
anderen polnischen Angestellten der Kommunalverwaltung der Wille zur Zu­
sammenarbeit mit den deutschen Behörden ab 1942 merklich nachließ. So ba­
ten im Jahre 1943 viele polnische Dorfschulzen und Dorfagronomen, von ihrem 
Posten abgelöst zu werden, „da sie den Banden gegenüber völlig machtlos [wa­
ren] und eine große Anzahl ihrer Kollegen ermordet wurden".207 

203 Madajczyk, Polityka, Bd. 1, S. 221-223; Bericht über den Aufbau im GG, Bd I, 1.7.1940: 
AGK NTN 277, Bl. 51 f.; Verzeichnis der Bürgermeister und Vögte nach Volkszugehörig­
keit im Distrikt Lublin: Stand vom 15.1.1944: AAN Reg. GG 1435/26, B1.58. 

204 KH Biała Podlaska, Lagebericht für Juni 1943: APL GDL 68, B1.49. 
205 KH Puławy, Lagebericht für Mai 1943: Ebenda, Bl. 277-279; freiwillige Feuerwehr 

wurde nicht selten bei Razzien eingesetzt, um Arbeitskräfte für den Einsatz im Reich zu 
erfassen, wie es im damaligen Amtsdeutsch hieß. 

206 KH Radzyń, Lagebericht für Februar 1943: Ebenda, B1.309. 
207 Oberfeldkommandantur an WiG, Monatsbericht für die Zeit vom 16.4. bis 15.5.43: MA 

RH 53-23/41, Bl. 152f. 
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3 Phasen des Aufbaus der deutschen Verwaltung im Generalgouvernement 

In der fünfjährigen Geschichte des Generalgouvernements wurde immer wieder 
versucht - allerdings ohne größere Erfolge - , den Aufbau, die Entwicklung und 
das Funktionieren des Verwaltungsapparates zu korrigieren und zu ändern. 
Dieser Prozeß war durch die sich ständig ändernden Verhältnisse bedingt, wie 
z.B: immer größer werdende Personalknappheit, Vergrößerung des Gebietes um 
den Distrikt Galizien im Sommer 1941 und vor allem durch strukturelle Schwä­
chen, die durch die in der Aufbauphase begangenen Fehler verursacht waren 

3.1 Etablierung - bis Sommer 1940 

Nach der formellen Ablösung der Militärverwaltung am 26.10.1939 dauerte es 
noch einige Monate, bevor die Zentrale zu funktionieren begann. Zunächst galt 
es, das Skelett der Verwaltungsstruktur herauszuarbeiten, die Zentrale zu bil­
den, die dann nach Plan den Aufbau des gesamten Verwaltungsapparates steu­
ern sollte. In einem Wehrmachtsbericht vom 30.11.1939 hieß es: „Vorläufig ist 
der praktische Aufbau der Verwaltung noch immer im Werden. Sie zeigt die 
krankhaften Erscheinungen unserer Zeit: An der Spitze ein riesiger Apparat, bei 
den Ausführungsstellen zahlenmäßig unzureichende Kräfte."208 So trafen im 
Monat November 1939 in Krakau 800 Beamte ein, die in der Zentrale beschäf­
tigt werden sollten.209 

Auf Distrikts- und Kreisebene waren zu dieser Zeit nur wenige Beamte und 
Angestellte eingesetzt. In den einzelnen Kreisen verfügten die Kreishauptleute in 
der Regel über zwei bis drei Mitarbeiter. Da die Zentrale zu dieser Zeit vor allem 
mit sich selbst beschäftigt war, wurden nur wenige notwendige Verordnungen 
und Richtlinien erlassen. Diese sollten dann von bereits tätigen unteren Orga­
nen, den Kreishauptleuten, umgesetzt werden. Dieser Umstand bedingte 
zwangsläufig die starke Stellung der Kreishauptleute in dem sich etablierenden 
Verwaltungsapparat. 

Am 19. Januar 1940 berichtete Siebert, der Leiter der Abteilung Innere Ver­
waltung, daß „der Aufbau der Verwaltung seiner Struktur nach seit dem 15. Ja­
nuar" stehe. Die Fachabteilungen in der Zentrale seien im großen und ganzen 
bereits funktionsfähig und hätten ihre Tätigkeit aufgenommen.210 Sie began-

208 Grenzabschnittskommando Süd, Bericht vom 30.11.1939: MA RH 53-23/14a, ßl .203. 
209 Grenzabschnittskommando Süd, Bericht vom 19.11.1939: Ebenda, Bl. 187. 
210 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 97 f. 
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nen, Erlasse und Verordnungen zu produzieren, mit denen sie die unteren In­
stanzen regelrecht überfluteten. Allerdings waren die Kreishauptleute noch 
nicht imstande, diese Flut von Erlassen und Verordnungen in die Praxis umzu­
setzen, weil es ihnen an Personal mangelte. Der Kreishauptmann in Radzyń, 
v. Winterfeld, klagte am 4.3.1940: 

„Allein im Monat Februar seien 23 Erlasse vom Amt des Generalgouverneurs gekommen, 
außerdem noch Verfügungen des Distriktschefs und der Kreishauptleute. Zu diesen allge­
meinen Anordnungen seien noch alle die Spezialanordnungen getreten, die der Verwal­
tungsbetrieb mit sich bringe. Wenn das weiter so gehe, müsse mit einer Stockung in der Ver­
waltungsarbeit gerechnet werden."211 

Die Mahnungen und Bitten, diese Entwicklung zu bremsen, halfen nicht viel, 
und es bildete sich ein Stau von unerledigten Anordnungen auf der untersten 
Verwaltungsstufe, den Kreis- und Stadthauptmannschaften. Paradoxerweise 
führte diese Situation dazu, daß die starke Stellung des Kreishauptmanns da­
durch zunächst bewahrt wurde. Denn der Kreishauptmann entschied, welche 
Anordnungen und Richtlinien in welcher Reihenfolge und wieweit erledigt wer­
den sollten.212 

Ab Januar 1940 entwickelte sich der Aufbau von Fachabteilungen, der so­
wohl auf horizontaler wie auf vertikaler Ebene erfolgte, zum Wettlauf um Kom­
petenzen, die noch nicht klar abgesteckt waren. Jede Fachabteilung bemühte 
sich darum, soviel Zuständigkeiten wie möglich an sich zu reißen, um den „eige­
nen Ruhm zu mehren".213 Diese Entwicklung führte zu Kompetenzstreitigkei­
ten zwischen verschiedenen Ressorts untereinander (horizontale Ebene) und 
auch zwischen Gouverneuren und Fachressorts (vertikale Ebene). 

Unter dieser Entwicklung litten vor allem die Kreishauptleute, deren Macht­
bereich zusehends geschmälert wurde. Auf Kreisebene entstanden Ämter und 
Behörden, die von übergeordneten Stellen eingerichtet und geleitet wurden. In 
den ersten Monaten der Besatzung, als weder die Zentrale noch die Distrikts­
ämter funktionierten, waren die Kreishauptleute diejenigen, die praktisch für 
alle Sparten der Verwaltung zuständig waren. Sie, die Kreishauptleute, improvi­
sierten und arbeiteten nach eigenem Ermessen, um ihre Amtsbezirke zu „befrie­
den", die Wirtschaft in Gang zu bringen und die Versorgung zu sichern.214 

211 AGK Diensttagebuch, Vol. IX, S. 170. 
212 Siebert an Kreishauptleute, 23.1.1940: AGK Reg. GG 1/29, BI. 196-199; Präg/Jacob­

meyer, Diensttagebuch, S. 97, 415. 
213 Westerkamp, Denkschrift zur Einheit der Verwaltung: AGK 260, Bl. 7. 
214 Siebert an Kreishauptleute, 23.1.1940: AGK Reg. GG 1/29, Bl. 196-199; Präg/Jacob­

meyer, Diensttagebuch, S. 97, 415. 
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3.2 Das Konzept der Einheit der Verwaltung und sein Scheitern - Herbst 1940 
Ende 1941 

Friedrich Siebert, der als Leiter der Abt. Innere Verwaltung den Aufbau der Ver­
waltung zu leiten hatte, stand der wildwüchsigen und konzeptionslosen Ent­
wicklung machtlos gegenüber. Im Sommer 1940 gab er resignierend auf und 
ging zurück ins Reich.215 Zu dieser Zeit war der Bedarf an Reformen in der 
kaum etablierten Verwaltung im GG offenkundig. Frank nahm sich nun vor, 
mit radikalen Reformen Klarheit und Übersicht in die Verwaltungsarbeit zu 
bringen. Das Konzept, mit dem er dies zu erreichen hoffte, war die Einheit der 
Verwaltung. 

Aus der Besatzungsverwaltung im Protektorat gewann Frank den Oberland­
rat Eberhard Westerkamp, der die Abteilung Innere Verwaltung in der Regie­
rung des GGs leiten und das Prinzip der Einheit der Verwaltung einführen sollte. 
Westerkamp war ein anerkannter Verwaltungsfachmann und klassischer Be­
rufsbeamter mit mehrjähriger Verwaltungserfahrung. Er war zwar kein Gegner 
des Nationalsozialismus, war aber vor 1939 mit der Partei in einen Konflikt ge­
raten. Im November 1940 trat Westerkamp seinen Dienst in Krakau an und 
machte sich mit Elan an seine Aufgabe. Er erarbeitete mit seinem Stellvertreter, 
Franke, das Konzept der Einheit der Verwaltung, die an die Verhältnisse im GG 
angepaßt wurde, wobei er die volle Unterstützung Franks genoß.216 

Die beiden wichtigsten Merkmale des Prinzips der Einheit der Verwaltung 
waren für die klassische Verwaltung beinahe revolutionär. Es ging dabei darum, 
das Ressortprinzip und die Sonderverwaltungen abzuschaffen und ihre Bereiche 
unter einheitlicher Führung zusammenzufassen - das Führerprinzip. Nach die­
sem Prinzip sollte es „eine einzige Vertikale [geben], nämlich die vom General­
gouverneur über den Chef seiner Regierung und über die Distriktschefs zu den 
Kreis- und Stadthauptleuten".217 

Der jeweilige „Verwaltungsführer" sollte für alle Verwaltungsaufgaben in 
seinem Bereich zuständig und verantwortlich sein. Die Fachabteilungen und 
ihre Leiter hatten sich dem Ganzen unterzuordnen; andererseits sollte der jewei­
lige Verwaltungsführer ihnen genug Bewegungsfreiheit in ihren Fachbereichen 
gewähren. Die Regierung und die Distriktsämter sollten mit wenigen qualifi­
zierten Mitarbeitern nicht verwalten, sondern regieren, d. h. „große Fragen" lö-

215 Eintragung vom 11.7.1940. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.248. 
216 Westerkamp, Schach dem König, 28-74; Westerkamp an Stuckart, 31.10.1940: BA D-H, 
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217 Westerkamp, Denkschrift über die Grundlagen der weiteren Verwaltungsführung im 

GG, 21.11.1940: AGK NTN 260, Bl. 10 f. 
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sen und allgemeine Richtlinien erlassen. Danach sollte die Ausführungsinstanz, 
der Kreishauptmann, im eigenen Bereich verwalten und „schöpferisch gestal­
ten". Dem Kreishauptmann sollte überlassen werden, die ihm auferlegten Auf­
gaben nach eigenem Ermessen durchzuführen. Somit war die Kreisinstanz als 
der stärkste Teil der Einheit der Verwaltung vorgesehen. 

Dementsprechend mußte zunächst die Stellung des Kreishauptmanns ge­
stärkt werden, die durch Bildung von verschiedenen Sonderbehörden auf Krei­
sebene inzwischen zum Teil geschwächt worden war. Es war vorgesehen, so 
Westerkamp in seiner Denkschrift, 

„daß grundsätzlich alle, auch fachlichen Gebiete des gesamten Verwaltungslebens Be­
standteil der Behörde des Kreis- bzw. Stadthauptmanns sind, und daß daneben keine Son­
derbehörde, einerlei in welcher Form, zulässig ist. Die Landbewirtschaftungsstelle, das 
Arbeitsamt, die Straßenbauämter, die Finanzinspektion, die Forstinspektion, die Wasser­
wirtschaftsinspektion, der Gendarmerie-Kreisführer, das Kriminalkommissariat usw. sind 
also künftig nicht mehr als besondere Dienststelle denkbar; lediglich die Gerichte, die Post 
und Eisenbahn bleiben außerhalb der allgemeinen Verwaltungsbehörde."218 

Am 1. Dezember 1940 erließ Frank nun die Verordnung über die Einheit der 
Verwaltung.219 Vier Monate später, am 31.3.1941, erging die Verwaltungs­
anordnung Nr. 2 zu dieser Verordnung. Sie regelte, welche Sonderbehörden ent­
weder der Regierung oder der Behörde des Distriktschefs oder Kreis- Stadt­
hauptmanns einzugliedern, anzugliedern oder zu unterstellen seien, und zwar 
spätestens bis zum 1. Mai 1941.220 Was die Kreisebene betrifft, gelang es nicht, 
wie geplant, den Gendarmerie-Zugführer der Behörde des Kreishauptmanns 
anzugliedern. Nach einer Vereinbarung vom 17.10.1941 wurde dem Kreis­
hauptmann lediglich „unbedingte Weisungsbefugnis" gegenüber dem Gendar­
merie-Kreisführer eingeräumt.221 Sonst aber wurden formal gesehen alle Son­
derbehörden beseitigt, außer Post, Bahn und Gerichten. In der Gerichtsbarkeit 
kümmerten sich Kreishauptleute, wie bereits ausgeführt, ohnehin wenig um gel­
tende „Rechtsnormen" und schufen sich ein eigenes „Recht". 

Letztendlich scheiterte Frank mit seinem Konzept der Einheit der Verwal­
tung, und zwar vor allem wegen Inkonsequenz. Hinzu kamen der Mangel an 

218 Ebenda, ßl. 13. 
219 VOBlGG1940,S.357f. 
220 Verwaltungsanordnung Nr. 2 vom 31.3.1941 zur VO über die Einheit der Verwaltung 

vom 1.12.1940: AGK NTN 258, Bl. 31-35. 
221 AGK Diensttagebuch Vol.XIII/1, S.951. 
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Personal und dessen schlechte Qualität sowie Ressortegoismus.222 Im Rahmen 
dieser Reform wurde zwar innerhalb des Apparates einiges korrigiert, die Zu­
ständigkeiten, vor allem auf Kreisebene, wurden gebündelt. An der Struktur an 
sich wurde aber nicht viel geändert. So blieben die aufgeblähte Regierung sowie 
die Distriktsämter weitgehend unverändert bestehen. Die Struktur der Verwal­
tung im GG ähnelte einer auf der Spitze stehenden Pyramide. Das erklärte Ziel 
der Einheit der Verwaltung war es aber, diese Pyramide umzudrehen. 

Diese strukturelle Schwäche erkannte Westerkamp, der im Juli 1941 folge­
richtig einschneidende Veränderungen vorschlug. Erstens empfahl er die Zahl 
der Distrikte von vier auf zwei zu reduzieren, weil „die Distriktsbehörden in ih­
rer heutigen Zusammensetzung nicht unbedingt als unentbehrlich angesehen 
[werden] können". Diese Behörden, so Westerkamp, hätten selbst „vielfach das 
unbefriedigende Gefühl, lediglich Briefbote zwischen Regierung und Kreis­
hauptmann zu sein". Nach diesem Konzept sollte das Distriktsamt die Arbeit 
der untersten Instanzen beaufsichtigen, wofür aber zwei Distriktsämter aus­
reichten. 

Zweitens sollte die Zentralinstanz reduziert werden, weil sie Gefahr laufe, so 
Westerkamp, „ein verwaltungsmäßiger Wasserkopf" zu werden. Seinen Aus­
führungen ist aber zu entnehmen, daß dieser Zustand bereits eingetreten war: 
Es sei unerträglich, so Westerkamp, daß beispielsweise ein Arbeitsbereich in der 
Zentralinstanz von fünf oder mehr Referenten bearbeitet werde, für den bei den 
unteren Behörden nur eine oder gar eine halbe Kraft zur Verfügung stehe. Drit­
tens schlug Westerkamp vor, die Land- und Stadtkommissariate als vierte In­
stanz anzuerkennen und konsequent auszubauen.223 

Diese Anregungen, deren Realisierung nach Auffassung Westerkamps not­
wendig gewesen wäre, um die Einheit der Verwaltung zu verwirklichen, blieben 
ohne Resonanz, was durch folgende Faktoren bedingt gewesen sein dürfte: Er­
stens war man gerade zu dieser Zeit in Krakau damit beschäftigt, die Verwal­
tung im Distrikt Galizien aufzubauen, der offiziell am 31.07.1941 in das GG 
eingegliedert wurde. Zusätzliches Personal aus dem Reich stand hierfür nicht 
zur Verfügung. Es mußten Beamte und Angestellte abberufen werden, die be­
reits im GG eingesetzt waren. Dies brachte zwangsläufig viel Unruhe in die ver-

222 Diemut Majer, Fremdvölkische, S. 497-505, führt dagegen das Versagen der Einheit der 
Verwaltung im GG vor allem auf den Mangel an Personal und dessen schlechte Qualitä­
ten zurück. 

223 Westerkamp, Vorschläge zur weiteren Klärung und Vereinfachung der Verwaltungsver­
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schiedenen Verwaltungssparten.224 Hinzu kamen Widerstände seitens der Be­
hörden, die im Zuge dieser Umstrukturierung an Macht eingebüßt hätten, so 
vor allem die Fachverwaltungen in der Regierung aber auch sicherlich die Gou­
verneure. Die Stellung der Gouverneure wurde zwar im Zuge der Veränderun­
gen gegenüber der Regierung gestärkt, mit der Liquidierung von zwei Distrikten 
hätten aber zwei von vier Gouverneuren und ihre Mitarbeiter ihre Posten verlo­
ren. Darüber hinaus ließ der Reformeifer Franks im Jahre 1941 merklich 
nach.225 

Hinzu kam die schlechte fachliche Qualität der Kräfte, die insbesondere in 
den unteren Instanzen eingesetzt waren. Der Vorwurf, der ganze Behördenauf­
bau im GG habe den Eindruck eines Wasserkopfes gemacht, ist nicht von der 
Hand zu weisen. Paradoxerweise gelang es aber im Rahmen dieser halbherzigen 
Reform, den Kreishauptmann in seinem Amtsbezirk tatsächlich zu der zentra­
len Instanz mit umfassenden Zuständigkeiten zu machen und seine Stellung zu 
stärken.226 

Es blieb also bei der dreistufigen Verwaltungsstruktur, die an die auf der 
Spitze stehende Pyramide erinnerte, was die Zahl der Beschäftigten in den 
einzelnen Instanzen eindrucksvoll bestätigt. So waren im Mai 1942 in der Re­
gierung des GGs 1.957 Personen, davon 432 deutsche Beamte und 1.525 Ange­
stellte beschäftigt. In den Distrikten waren es 2.688, davon 361 deutsche Be­
amte und 2.327 Angestellte und in den 63 Kreis- und Stadthauptmannschaften 
insgesamt 1.991,292 Beamte und 1.699 Angestellte eingesetzt. Das heißt in den 
Kreisen, wo die meiste Arbeit zu leisten war, waren nur 30 % aller deutschen 
Verwaltungsangehörigen beschäftigt.227 

Dieser Wasserkopf produzierte zwangsläufig Unmengen von Papier, mit de­
nen die unteren Instanzen geradezu überflutet wurden. Die unteren Instanzen 
ignorierten nicht selten diese Anordnungen, Verordnungen und Weisungen und 
agierten nach eigenem Ermessen, wie beispielsweise im Bereich der Gerichtsbar­
keit. In einer Gouverneurssitzung am 24.1.1943 führte der damalige Leiter der 
HA Innere Verwaltung, Losacker, aus: 

„Es zeige sich, daß die Regierungsebene und auch die daran gehängten verschiedenen Spar­
ten wie Parteiorganisation und gewerbliche Wirtschaft im Verhältnis zum Unterbau zu breit 

224 Tätigkeitsbericht der Unterabteilung Organisation, 17.9.1941: AGK NTN 282, Bl. 14-
17. 
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seien, daß man statt eines breiten Unterbaues eine breite Spitze habe . . . Heute erhielten die 
Kreishauptmänner und Gouverneure ganze Bücher von Anweisungen, Anordnungen, Ver­
ordnungen usw. Wenn ein Gouverneur seine Aufgabe ernst nehmen wollte, wäre der den 
ganzen Tag damit beschäftigt, diese Fülle des Materials zu bearbeiten. Wenn es gelänge, ei­
nige der zuviel eingesetzten Kräfte in den oberen Instanzen nach unten zu geben, würde das 
zu einem großen Erfolge führen."228 

Das Prinzip der Einheit der Verwaltung und das Führerprinzip führte zu soge­
nannter „Debürokratisierung". Der Verwaltungsapparat war keine seelenlose 
Maschinerie, sondern er war durch einzelne Funktionsträger weit stärker ge­
prägt als das in der klassischen Bürokratie der Fall war. Ihre fachlichen Fähig­
keiten, politischen Einstellungen und menschlichen Qualitäten waren entschei­
dend für das Funktionieren dieses Apparates. Auf Kreisebene war dieser Prozeß 
am weitesten fortgeschritten. 

3.3 Ein erneuter Reformversuch (1943) und Auflösungserscheinungen 

Zum 1. Januar 1942 quittierte Westerkamp seinen Dienst als Leiter der HA In­
nere Verwaltung; er war der Vorkämpfer für die Einheit der Verwaltung gewe­
sen. Sein Nachfolger wurde Friedrich Siebert, sein erfolgloser Vorgänger. Sie­
bert übernahm seinen Posten ohne irgendwelche Ambitionen, den bestehenden 
Verwaltungsapparat zu reformieren. Und von Frank gingen keine Impulse in 
diese Richtung aus, denn das Jahr 1942 bedeutete für ihn den absoluten Tief­
punkt seiner Stellung als Generalgouverneur. Siebert erwies sich abermals als 
unfähig, konstruktiv und vor allem effektiv auf diesem strategisch wichtigen 
Posten, der dem des Innenministers im Reich entsprach, in einem so großen Ap­
parat zu arbeiten. Nach einem Jahr in Krakau schied er Ende 1942 aus dem 
Dienst im GG erneut aus.229 

Unterdessen wurde der Ruf nach Reformen des Verwaltungsapparates immer 
lauter. Die massenhafte Einberufung von Angehörigen der Verwaltung zur 
Wehrmacht machte diese Reformen noch dringlicher. Beispielsweise zog man 
im Monat Februar 1943 allein 1.243 Beamte und Angestellte aus der Verwal­
tung des GGs ein.230 Dies glich einer Demontage. In Krakau erinnerte man sich 
wieder an den Mann, der die Einheit der Verwaltung durchzusetzen versucht 
hatte, Eberhard Westerkamp. Auf Anraten seines Mentors im Innenministeri-

228 AGK Diensttagebuch, Vol. XXXIII/1, S. 38 f. 
229 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.953. 
230 Ebenda, S. 689. 
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ums, StS Stuckart, lehnte Westerkamp aber das Angebot ab, das ihm zunächst 
inoffiziell unterbreitet worden war.231 

Nun entschied man sich für Ludwig Losacker, der den überforderten Siebert 
ablösen sollte. Losacker war bis dahin der Amtschef in den Distrikten Lublin 
und Galizien und hatte ein enges Verhältnis zur SS. Er war geradezu geltungs-
und machtsüchtig und sah seinen neuen Posten vor allem als politische Aufgabe 
an. Beispielsweise war für ihn die Frage der ärztlichen Betreuung der Polen und 
Ukrainer von „höchster politischer Bedeutsamkeit" und erst in „zweiter Linie 
ein ärztliches Problem": Es ging ja darum, so Losacker, „wie und ob die 
Ukrainer und Polen gesundheitsmäßig betreut, gefördert oder vernachlässigt 
werden sollten".232 Bis Ende 1942 war die Abteilung Gesundheitswesen orga­
nisatorisch in die HA Innere Verwaltung eingegliedert, Anfang 1943 wurde sie 
zur Hauptabteilung erhoben, wogegen sich Losacker entschieden wandte. 

Das Schlagwort, unter dem er seine Tätigkeit aufnahm, war die Verwaltungs­
vereinfachung.233 In deren Rahmen sollten die Aufgaben der Verwaltung im 
GG auf drei Gebiete reduziert werden, und zwar auf die „Erzeugungsschlacht" 
(d.h. gewaltsame Eintreibung von Kontingenten), die „Arbeitererfassung" 
(Verschleppung von polnischen Arbeitern ins Reich, aber auch ihr Einsatz in der 
Wirtschaft des GGs) sowie „die Aufrechterhaltung der Versorgungswirtschaft 
und der Rüstungswirtschaft" im GG.234 Hans Frank ernannte am 2. Februar 
1943 Ludwig Losacker zum „Beauftragten für den kriegsmäßigen Verwaltungs­
aufbau". Losackers Aufgabe war es, einerseits die Stellung des Kreishaupt­
manns so auszubauen, daß dieser „weisungs- und aufsichtsmäßig alle Sparten 
staatlicher Tätigkeit voll verantwortlich" wahrnehmen konnte. Andererseits 
sollten die Regierungsinstanzen zusammengefaßt werden, wobei die kriegsun­
wichtigen Dienststellen aufzulösen waren.235 

Losacker machte sich mit großem Eifer an die ihm aufgetragenen Aufgaben. 
So schlug er am 13.3.1943 einige Korrekturen vor, welche die Verwaltungs­
arbeit vereinfachen sollten. Er beabsichtigte aber auch, in den Behördenaufbau 
radikal einzugreifen, und zwar im Sinne der Vorschläge Westerkamps vom 
Sommer 1941. In der Sitzung vom 13. März 1943 stellte er den Plan zur Neuein­
teilung der Distrikte im GG vor. Danach sollte der Distrikt Krakau mit dem Di­
strikt Galizien vereinigt werden. Die Stadt Warschau sollte zur Distriktstadt 

231 Westerkamp, Schach dem König, S. 1-3. 
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erhoben und der Distrikt Warschau zwischen den Distrikten Radom und Lublin 
aufgeteilt werden. Frank billigte diesen Vorschlag.236 Der Plan wurde aber in 
Berlin gestoppt, obwohl auch Himmler und das Innenministerium anfangs zu­
gestimmt hatten.237 

Unter diesen Umständen beschränkte sich die großspurig angekündigte Ver­
waltungsvereinfachung auf Versuche, kriegsunwichtige Dienststellen aufzulö­
sen und die Personalpolitik zu ändern. Man beabsichtigte, deutsche Frauen und 
Polen verstärkt in der Verwaltung einzusetzen. Dies bedeutete allerdings keine 
Vereinfachung, da es hierbei darum ging, personelle Lücken aufzufüllen, die 
durch Einberufungen zur Wehrmacht entstanden waren. Bei dem Versuch, die 
kriegsunwichtigen Dienststellen aufzulösen, stieß Losacker auf Hürden, die er 
kaum überwinden konnte. Im Mai 1943 klagte er, daß seine Pläne in den mei­
sten Fällen gescheitert seien, denn die betroffenen Dienststellen wußten sie zu 
verhindern. So schlug beispielsweise der Plan fehl, das Amt für Raumordnung 
und das Amt für Kunst aufzulösen.238 

Im Endeffekt erwies sich die Führung des GGs als unfähig, ihren schwerfälli­
gen Verwaltungsapparat zu reformieren, weil sowohl die äußeren als auch die 
inneren Kräfte diese Reformen wirksam blockierten. Ab der Mitte des Jahres 
1943 hatte man im GG ohnehin andere Sorgen als Verwaltungsvereinfachung, 
denn zu dieser Zeit zeigten sich deutlich die ersten Auflösungserscheinungen. 
Bereits am 31.5.1943 erklärte Frank, daß im GG „sozusagen ein latenter Aus­
nahmezustand" herrsche. Sein Stellvertreter, Bühler, schränkte ein, der Verwal­
tungsapparat sei zwar „als solcher intakt geblieben", jedoch sei dessen Wirk­
samkeit behindert. Als Ursache nannte man die lawinenartig steigende Anzahl 
von Überfällen auf Einrichtungen der deutschen Verwaltung. Beispielsweise 
seien im Distrikt Lublin vom 1. Januar bis 19. Mai 1943 98 Deutsche erschossen 
worden. Darüber hinaus seien dort 60 Vögte, Bürgermeister, Schulzen und 84 
polnische Polizeibeamte getötet worden. Hinzu kämen Überfälle auf Gemeinde­
ämter, Schulzenämter, Molkereien, Brennereien, Eisenbahnzüge, Bahngelände, 
Bahnhöfe und Sägewerke. Ähnlich gestaltete sich die Situation in anderen Di­
strikten, wobei die Distrikte Krakau und Galizien die ruhigsten waren.239 

Am 18.6.1943 sprach Losacker nicht mehr von einem latenten, sondern von 
einem „tatsächlichen Ausnahmezustand" in der Verwaltung und erklärte, „bei 
der heutigen Sicherheitslage" stelle die „Verwaltungsfront eine wirkliche 

236 AGK Diensttagebuch, Vol.XXV/3, Bl. 158-160. 
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Kriegsfront" dar.240 Ab Mitte 1943 verschlechterte sich die Sicherheitslage wei­
terhin, und das Land versank zusehends in einem verwaltungsmäßigen Chaos. 
Im September 1943 verlor Losacker plötzlich seinen Posten und wurde zur Waf­
fen-SS eingezogen, weil er in einen Konflikt mit der SS geriet. Die SS hielt weiter­
hin an dem harten Kurs gegen Polen fest, Losacker dagegen wurde unter dem 
Eindruck der Niederlagen an der Ostfront zu einem Anhänger der sogenannten 
„elastischen Polenpolitik".241 

3.4 Die Auflösung der deutschen Verwaltung im GG - Räumung des Distrikts 
Lublin 

Zum Nachfolger von Losacker als Präsident der HA Innere Verwaltung wurde 
im November 1943 Craushaar, ein Berufsbeamter, berufen.242 Seine Tätigkeit 
in Krakau stand von Anfang an im Zeichen der herannahenden Ostfront: 
Craushaar war eigentlich ein Konkursverwalter. Bereits Ende 1943 begann man 
in Krakau, Evakuierungspläne auszuarbeiten. Am 15.1.1944 berief Bühler bei 
der Regierung den Flüchtlingsstab „zur Bewältigung des aus den Ostgebieten zu 
erwartenden Flüchtlingsstromes". In einer Besprechung vom 8.2.1944 erörter­
ten Craushaar und Frank Vorbereitungen zur „Räumung gewisser Gebiets­
teile". Zwei Tage später wurde der Flüchtlingsstab in Flüchtlings- und Räu­
mungsstab umbenannt und Craushaar zu dessen Leiter ernannt.243 

Craushaar ließ Richtlinien ausarbeiten, um eine planmäßige Räumung der 
Gebiete vorzubereiten. Es wurden drei Stufen der Räumung vorgesehen: 1. Auf­
lockerung, d. h. die deutschen Angehörigen und ein Teil der nichtdeutschen Fa­
milienangehörigen sollten evakuiert werden; 2. Teilräumung, die nichtbenötig-
ten männlichen deutschen Angehörigen, möglichst alle weiblichen deutschen 
Angehörigen der Verwaltung und alle Angehörigen der freien Wirtschaft waren 
zurückzuführen; 3. Totalräumung, auch der Dienststellen. Für Teil- und Total­
räumung wurden Ausweichsorte für die Distriktsverwaltung und die Kreis- und 
Stadthauptmannschaften bestimmt.244 

Für den Distrikt Lublin bestimmte Craushaar bereits am 21.3.1944 die Auf­
fangstellen: Für die Distriktsverwaltung waren Radom und für die Kreishaupt-
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mannschaften teils der Distrikt Radom, teils die westlichen Teile des Distrikts 
Warschau vorgesehen.245 Diese Maßnahmen waren keinesfalls verfrüht. In der 
Sitzung vom 8.5.1944 teilte Bühler mit: 

„Man stehe vor der Tatsache, daß zum ersten Mal ganze Kreise des Generalgouvernements 
von Banden beherrscht würden und daß das Wirken der Verwaltung in ganzen Gebieten un­
möglich geworden sei. Zum ersten Mal sei auch im Distrikt Lublin eine deutsche Dienst­
stelle, nämlich die eines Landkommissariats, offiziell zurückgezogen worden, weil ein Ver­
bleiben für die Deutschen nicht mehr möglich sei ."2 4 6 

In der gleichen Sitzung berichtete Craushaar, daß im Distrikt Lublin die Güter­
räumung weitgehend durchgeführt worden sei. Auch die Rückführung der 
deutschen Familienangehörigen sei dort beendet.247 Im Juli 1944 überstürzten 
sich die Ereignisse im Distrikt Lublin. Die Stadt Lublin wurde zur Festung er­
klärt und die Wehrmacht forderte die Evakuierung aller Bewohner bis auf höch­
stens 10.000.248 Dazu kam es jedoch nicht mehr, weil die Rote Armee schnell 
vorrückte. Am 16. Juli ordnete Wendler, durch Craushaar ermächtigt, für die 
Kreise Biała Podlaska, Cholm und Hrubieszów Teilräumung an. Zwei Tage spä­
ter wurde die Teilräumung auf die Kreise Zamość und Krasnystaw ausgedehnt. 
Am 20. Juli befahl Wendler die Teilräumung der übrigen Kreise, und zwar Kraś­
nik, Lublin-Land, Puławy und Lublin-Stadt.249 

Am gleichen Tag, dem 20. Juli, forderte Wendler die Lubliner Deutschen auf, 
die Stadt am nächsten Tag zu verlassen. Zwei Tage später, am 22. Juli, standen 
sowjetische Panzer vor den Toren Lublins und beschossen die Stadt. Wendler 
mit seinem zivilen Restkommando (32 Personen) flüchtete in größter Panik 
über Nebenwege nach Radom. Ende August 1944 waren insgesamt 30 Ver­
mißte gemeldet; die meisten von ihnen wurden auf der Flucht von Bomben, Par­
tisanen oder sowjetischen Soldaten getötet.250 Einige gerieten in Gefangen­
schaft. So kamen ums Leben der letzte Stadthauptmann von Lublin, Vielweib, 
sowie der Kreishauptmann von Kraśnik, Lenk, den die Partisanen erschos­
sen.251 

Im August 1944 wies man den Behörden des Distrikts Lublin neue Ausweich-

245 Craushaar an Leiter der Hauptabteilungen und Ämter: Ebenda 11/896, BL5. 
246 AGK Diensttagebuch, Vol. XXXVa/2, S. 399. 
247 Ebenda, S. 401. 
248 Wendler, Fernschreiben vom 15.7.1944: AGK Reg. GG 11/896, Bl. 11. 
249 Fernschreiben vom 16.7., 18.7, 20.7., 22.7.1944: Ebenda, BL 12-14, 21-26. 
250 Wendler an Himmler, 30.8.1944: IfZ Fb 106/54. 
251 Bericht von Dr. Becker vom 2.8.1944: BA BDC (Vielweib); Vern. Sigismund F., 

6.11.1963: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl.4376. 
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orte an, diesmal in Oberschlesien. Der Dienststab des Gouverneurs wurde in 
Oppeln untergebracht, die Dienststäbe der Kreishauptmannschaften in Falken­
berg, Kreuzburg und Rosenberg.252 Diese wurden aber bald, bis zum 
30.11.1944, aufgelöst, so daß lediglich der Dienststab des Gouverneurs mit 24 
Personen noch funktionierte.253 

Nach der sowjetischen Winteroffensive 1945 wurde der Dienststab des Di­
strikts Lublin nach Hof/Saale verlegt. Am 15. April 1945 besetzten die Amerika­
ner die Stadt.254 Wendler, der letzte Gouverneur des Distrikts Lublin, wurde 
Anfang Mai von den Amerikanern verhaftet und in Heilbronn interniert. Da 
er sich jedoch einen falschen Namen zugelegt hatte, wurde er bald entlassen. 
Er lebte unter dem falschen Namen bis 1948, als seine Identität bekannt 
wurde.255 

Als erster Distrikt im GG wurde der Distrikt Galizien geräumt, da er am wei­
testen östlich lag. Die ersten Kreise räumte man bereits im März 1944. Die 
Hauptstadt Lemberg wurde aber erst im Juli 1944 besetzt, also fast zeitgleich 
mit Lublin. Bis Ende Juli 1944 büßte das GG etwa 2/3 seines Territoriums ein: 
Zwei Distrikte, Lublin und Galizien, sowie östliche Teile der Distrikte War­
schau und Krakau besetzte die Rote Armee, als die Front vorübergehend aufge­
halten wurde. Erst die Offensive der Roten Armee vom Januar 1945 vertrieb die 
Deutschen endgültig aus dem GG. Die übriggebliebenen Angehörigen der deut­
schen Verwaltung flüchteten über Niederschlesien, wo sich die Auffangorte der 
Regierungsstellen befanden, nach Dresden. Der Generalgouverneur begab sich 
auf Umwegen nach Bayern, zu seinem Heimatort Schliersee, wo er im Mai 1945 
von Amerikanern verhaftet wurde.256 

Die gesamte Räumung verlief keinesfalls geordnet, sondern war in den mei­
sten Fällen eine panikartige Flucht, nach dem Motto: Rette sich, wer kann, wie 
beispielsweise in Lublin. Sehr oft wurden auch Möbel, Wohnungseinrichtungen 
und andere Güter, die man im GG „erworben" hatte, zuvor ins Reich „evaku­
iert".257 So berichtete im August 1944 der Landrat in Strehlen (Niederschle­
sien), daß „seit dem Tage der Räumungsanordnung ohne vorherige Ankündi-

252 Postanschriften der Gouverneure und Kreis- und Stadthauptleute. Stand vom 20.9.1944: 
AGKReg.GGII /3 l1 ,B .20f . 

253 Vermerk, 18.12.1944: AGK Reg. GG 1/89, Bl.295f.; Vermerk, 18.12.1944: Ebenda, 
Bl.303f. 

254 Anschriftenverzeichnis von Dienststellen des GGs vom 28.2.1945: IfZ ED 366/2; Schmid 
an Kleinschmidt, 1.6.1945: Ebenda. 

255 Spruch der Spruchkammer Nord Württemberg-Ludwigsburg vom 20.12.1948: AGK BD 
306, BI. 183490; Vern. Richard Wendler, 6.7.1961: ZStL AR-Z 268/59, Bl. 2395 f. 

256 Vgl. dazu Meissner, Ewakuacja, S. 18-54, 64-84, die ausführlich diese Erage untersucht. 
257 Ebenda. 
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gung Lastautos, Waggons, Personenkraftwagen hochbeladen mit Räumungs­
gut, und zwar Privatgut und Dienstgut gemischt, insbesondere mit Tabak und 
Spirituosen, in seinem Landratsbezirk eingetroffen seien, f...] Auch Lebensmit­
tel, lebende Gänse und sonstige Sachen befänden sich unter dem Räumungs­
gut. "2v>8 So ging die fünfjährige Geschichte der deutschen Verwaltung im GG zu 
Ende. 

4 Personelle Besetzung der deutschen Zivilverwaltung 
im Generalgouvernement 

Eine der wichtigsten Aufgaben, die Erank und seine Mitarbeiter beim Aufbau 
der Verwaltung im GG zu lösen hatten, war, Fachkräfte für den personalauf­
wendigen Behördenapparat zu beschaffen. Polnische Beamte schieden a priori 
aus, da man keine „Elitenbildung" zulassen wollte; außer in der Kommunalver­
waltung waren Polen als Hilfskräfte lediglich auf Kreisebene vorgesehen.259 Die 
Hoffnung, die Reichsbehörden würden ausreichende Fachkräfte abordnen, 
wäre von vornherein illusorisch gewesen, denn diese litten selbst unter Perso­
nalmangel. Noch vor dem Septemberfeldzug wurden viele Beamte ins Sudeten­
land und das Protektorat abkommandiert oder zur Wehrmacht eingezogen. 
Hinzu kam, daß ab Herbst 1939 der Verwaltungsaufbau in den polnischen Ge­
bieten, die ins Reich eingegliedert wurden, für das Reichsinnenministerium Vor­
rang hatte.260 Am 1.12.1939 erklärte Siebert in einer Abteilungsleitersitzung, 
daß die „Innere Verwaltung des Reiches ausgeblutet" sei.261 Infolgedessen sah 
sich das Innenministerium nicht in der Lage, den angemeldeten Personalbedarf 
in „nennenswerter Weise zu decken".262 

Aus der Not versuchte Hans Frank eine „nationalsozialistische" Tugend zu 
machen. In einer Dienstbesprechung, die am 28.10.1939 noch in Łódź statt­
fand, verkündete er: 

„Da das besetzte Gebiet zu einer absolut rein nationalsozialistischen Domäne gewandelt 
werden müsse, könnten im Generalgouvernement nur rein aktivistische nationalsozialisti­
sche Kämpfer zur Verwendung kommen. Daher bitte er den Stellvertreter des Führers und 

258 Boepple, Tätigkeitsbericht vom 31.8.1944: AGK Reg. GG 1/89, Bl. 88 f. 
259 Siebert an Kreishauptleute, 23.1.1940: AGK Reg. GG 1/29, Bl. 196-199. 
260 Bericht über den Aufbau im GG bis 1.7.1940: AGK NTN 277, Bl. 53. 
261 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 71. 
262 Tätigkeitsbericht der Unterabteilung Organisation vom 17.9.1941: AGK NTN 282, 

BL 14. 
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die Reichsleiter Lutze, Himmler und Hünlein um die Abkommandierung geeigneter, kämp­
ferisch eingestellter Männer. " 2 6 ł 

Damit war auch die Wunschvorstellung Franks verbunden, „einen Idealtypus 
des politisch entscheidungsfreudigen Verwaltungsbeamten" ins GG zu holen. 
Nicht „müde, verstaubte Aktenmenschen, bürokratisch-versippte Gesellen" 
sollten im GG verwalten, sondern ein „Abguß wahrer Tüchtigkeit" und „abso­
lut polenvernichtungsentschlossene Recken" sollten dort eingesetzt werden.264 

Diese Wunschvorstellung zu realisieren, setzte aber eine planmäßige Personal­
politik im Sinne Franks voraus, von der im GG während seiner fünfjährigen Ge­
schichte nicht die Rede sein kann. 

4.1 Personalpolitik und Personalbeschaffung 

Die vordringlichste Aufgabe nach der Ausrufung des GGs war es, die 400 Beam­
ten der Militärverwaltung zu ersetzen, die vom Innenministerium abgeordnet 
und auf dem Gebiet des späteren GGs eingesetzt waren. Der Innenminister be­
absichtigte diese zurückzurufen, was nach und nach auch realisiert wurde. Sie 
wurden meist durch ehemalige österreichische Beamte ersetzt, die „für eine Ver­
wendung in neuen Reichsgauen doch nicht in Frage" kamen.265 Insgesamt 
überließ oder delegierte das Reichsinnenministerium nur verhältnismäßig we­
nige Kräfte.266 Somit war die Innere Verwaltung, der personalaufwendigste 
Verwaltungszweig, auf Ersatz angewiesen. Die Reichsjustizverwaltung ordnete 
z.B. im Februar 1940 etwa 150 Beamte ins GG ab, die vorwiegend in den Di­
strikten eingesetzt wurden.267 Sonst war man aber im Bereich der Inneren Ver­
waltung auf freie Bewerber angewiesen. 

Die anderen Fachressorts, wie Finanz-, Arbeits-, Landwirtschafts-, Justiz­
oder Gesundheitsverwaltung delegierten oder überließen dagegen mehr Perso­
nal, so daß die führenden Positionen in diesen Bereichen mit qualifizierten Fach­
kräften besetzt werden konnten. Der Personalbestand dieser Bereiche war 
offensichtlich nicht so erschöpft wie der der Inneren Verwaltung. Wie aus der 
Übersicht der Dienststellen des GGs und ihrer Leiter vom 1.6.1940 zu entneh­
men ist, waren die meisten leitenden Stellen sowohl in der Regierung als auch in 

263 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.48. 
264 Ebenda, S. 18. 
265 Umbreit, Militärverwaltungen, S. 135. 
266 Tätigkeitsbericht der Unterabteilung Organisation vom 17.9.1941: AGK NTN 282, 

Bl. 14. 
267 Schreiben vom 20.4.1940: AGK Reg. GG 1/5805, Bl. 15. 
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den Distriktsämtern mit Fachleuten besetzt; die meisten von ihnen dürften ab­
geordnet worden sein.268 

Beispielsweise setzte sich im Sommer 1940 die Abteilung EuL im Distrikt Lu­
blin aus 23 Mitarbeitern zusammen: Unter ihnen befanden sich sieben Agrarex-
perten mit einem Doktorgrad und zwei waren Diplomlandwirte.269 Unter den 
60 Beamten und Angestellten der Arbeitsverwaltung, die im Oktober 1939 in 
den Distrikt Lublin abgeordnet wurden, befanden sich 15 höhere Beamte (Re­
gierungsräte, Oberregierungsräte und Regierungsinspektoren).270 Es läßt sich 
insgesamt sagen, daß die leitenden Stellen im Verwaltungsapparat des GGs 
durchaus mit beruflich qualifizierten Kräften besetzt werden konnten. 

Allerdings ist hierbei zu erwähnen, daß die Reichsbehörden dazu tendierten, 
nicht die besten, sondern die mißliebigen oder schlechteren Mitarbeiter ins GG 
abzuordnen. Die Klagen über solche Praktiken rissen bis Ende der Besatzung 
nicht ab. Im Reich habe man den Standpunkt vertreten, so Siebert, „daß für den 
Osten alles gut genug sei". Ferner sahen die „Reichsbehörden, mit Ausnahmen, 
das Generalgouvernement als ein Sammelbecken für aus irgendwelchen Grün­
den in den Heimatbehörden mißliebig gewordene Elemente" an.271 Besonders 
drastisch äußerte sich zu diesen Praktiken Goebbels, der im Frühjahr 1942 fest­
stellte, daß der Osten „Schuttabladeplatz für im Reich gescheiterte Beamte und 
Offiziere" und ein „Strafversetzungsfeld für kurzsichtige Behörden" sei, „die 
nach dem Grundsatz verfahren, daß das, was in unserem Vaterlande sich als un­
brauchbar erwiesen hat, für den Osten immer noch gut genug, wenn nicht ei­
gentlich sogar zu schade sei".272 

Das bedeutet aber nicht, daß alle ins GG versetzten Beamten und Angestellten 
diesem Bild der negativen Auslese entsprachen. Denn unter ihnen befanden sich 
auch einige, die sich freiwillig abordnen ließen, sei es, weil sie ihrem bisherigen 
Chef ins GG folgten, sei es aus ideologischen Gründen, sei es, daß sie hofften, 
dort beruflich aufzusteigen. So erhielt im Sommer 1939 z.B. der Oberbürger­
meister von Hof, der spätere Gouverneur der Distrikte Krakau und dann Lu­
blin, Richard Wendler, eine Anordnung, drei Beamte für den Dienst in der Mili­
tärverwaltung zu ernennen. Er ließ sich mehrere Beamte kommen, wählte zwei 

268 Dienststellen des GGs und ihrer Leiter, Stand: 1. Juli 1940: AGK NTN 258, BI. 205-232. 
269 Stand und Entwicklung der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft beim Chef des Di­

strikts Lublin. Zusammengestellt von Dr. Claus: AGK NTN 353, Bl.285-321. 
270 Kasperek, Wywóz, S. 66-77. 
271 Siebert, „Der Verwaltungswirrwarr im Generalgouvernement": BA Ost-Dok. Nr. 129/ 

58, S.4; Siebert, „Hauptabteilung Innere Verwaltung d. Reg. d. GGs": Ebenda, Nr. 289/ 
59, S. 14. 

272 Mitteilungsblatt der HA Propaganda, 1942, Nr. 2: AGK NTN 292, B1.21 f. 
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aus, die damit einverstanden waren, und meldete sich selbst freiwillig für die 
neue Aufgabe.273 Diese Gruppe machte jedoch eine Minderheit aus. Albert 
Hoffmann, der Sonderbeauftragte von Bormann, stellte im Sommer 1942 fest: 
„Mit Ausnahme der Finanzverwaltung und des Sektors Ernährung und Land­
wirtschaft scheint überhaupt nur Ausschuß nach hier gesandt worden zu sein, 
von den sogenannten Rechtswahrern gar nicht zu sprechen."274 

Die Gruppe der abgeordneten Beamten machte allerdings eine Minderheit 
unter den deutschen Mitarbeitern der Verwaltung im GG aus; am 30.9.1943 
setzte sie sich aus 730 Personen zusammen.275 Zu dieser Zeit betrug die Ge­
samtzahl der deutschen Mitarbeiter der Verwaltung im GG knapp 14.000 (siehe 
Tabelle 3, S. 88). Im Dezember 1942 waren im Amt des Gouverneurs in Lublin 
64 und in den Kreishauptmannschaften 49 abgeordnete Beamte beschäf­
tigt.276 

Die große Mehrheit der Deutschen, die in der Verwaltung des GGs eingesetzt 
war, wurde neu eingestellt. Sie kamen aus verschiedenen Berufssparten. Es wa­
ren unter ihnen Rechtsanwälte, Angestellte der Wirtschaft, Freiberufler, Partei­
leute, Kommunalangestellte, Bank- und Sparkassenangestellte, aber auch 
Abenteurer. Relativ viele waren vorbestraft. Einige von ihnen hofften, im Osten 
rehabilitiert zu werden, die meisten jedoch sahen darin eine willkommene Gele­
genheit, ihre kriminellen Praktiken, allerdings in größerem Format, fortsetzen 
zu können. Viele zogen ihre Freunde, Freundinnen, Arbeitskollegen und Famili­
enangehörigen nach. 

Ein sehr wichtiger Beweggrund war die UK-Stellung, die den männlichen Be­
werbern in Aussicht gestellt wurde. In der späteren Phase meldeten sich auch 
zahlreiche Bewerber aus den deutschen Großstädten, die den alliierten Bomben­
angriffen entgehen wollten. Andere wiederum, „Idealisten", träumten davon, 
im „Osten" „etwas zu leisten". So schrieb ein Bewerber um eine Stelle in Lublin, 
ihn trieben dabei keineswegs die wirtschaftlichen Gründe, sondern lediglich das 
Gefühl, „in außergewöhnlichen Zeiten auch persönlich zu außergewöhnlichem 
Einsatz im Dienst der nationalsozialistischen Idee und der vaterländischen In­
teressen verpflichtet zu sein".277 Und last but not least lockten die viel besseren 

273 Spruch der Zentralberufungskammer in Ludwigsburg, 28.4.1949: AGK BD Nr, 306, 
Bl. 170. 

274 Bericht Nr. 3, Krakau, 20.8.1942: IfZ Fa 91/4, Bl. 1018. 
275 Vermerk vom 30.9.1943: AGK Reg. GG 1/5766, B1.6. 
276 Zusammenstellung der abgeordneten Beamten, 5.12.1942: AGK GDL 180/8, Bl. 194-

198. 
277 Bewerbung von Curt Corrinth: APL GDL 27, Bl. 35-38 
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Verdienstmöglichkeiten durch Zulagen und höhere Einstufung als in der Hei­
mat.278 

Die zahlreichen Bewerbungen, die in den ersten Wochen nach dem Überfall 
auf Polen eingingen, nährten bei Frank die Hoffnung, es werde sich eine Perso­
nalpolitik durch positive Auslese im NS-Sinne betreiben lassen. Bis zum 
28.10.1939 bekundeten etwa 1.100 Bewerber aus dem Reich ihre Bereitschaft, 
im GG tätig zu werden.279 Die hohe Zahl der Bewerber stand allerdings in um­
gekehrtem Verhältnis zu ihrer Qualität. Bald ebbte auch die Flut von Bewerbun­
gen ab. Der Appell Franks an Hess, Lutze, Himmler und Hünlein, „geeignete" 
Kräfte ins GG zu entsenden, blieb offensichtlich ohne größere Resonanz. Als 
viel erfolgreicher stellte sich dagegen die Kampagne Franks in seiner Eigen­
schaft als Führer des Rechtswahrerbundes und Präsident der Akademie für 
Deutsches Recht heraus, in deren Folge viele Rechtsanwälte ins GG ka­
men.280 

In der Aufbauphase gab es keine geordnete und zentral gesteuerte Personal­
politik. Abteilungen und Distriktschefs versuchten auf eigene Faust, Kräfte für 
ihre Dienststellen zu rekrutieren. Ab Anfang Januar 1940 versuchte man in Kra-
kau, eine zentralgesteuerte Personalwirtschaft einzuführen.281 Diese Aufgabe 
wurde dem Personalamt übertragen. Im Januar 1941 stellte dieses aber fest, daß 
die Dienstanweisungen, Entlassungen und Versetzungen „in durchaus verschie­
denen Formen erfolgten", ohne daß die Zentralstelle davon erfuhr.282 Das Per­
sonalamt war auch nicht imstande, den Distrikten die angeforderten Kräfte in 
ausreichender Zahl zu vermitteln. Auch daher bemühten sich die Distrikte, das 
fehlende Personal selbständig zu rekrutieren, was man in der Zentrale nolens 
volens hinnehmen mußte.283 Unter diesen Umständen war eine zentralgelenkte 
Personalpolitik illusorisch. 

Die Bewerbungen ergaben sich oft aufgrund mündlicher Propaganda, welche 
die bereits eingesetzten Mitarbeiter in ihren Bekanntenkreisen in der Heimat be­
trieben. Man beantragte auch Arbeitskräfte direkt in reichsdeutschen Arbeits-

278 Einen Überblick über die verschiedenen Motivationen bieten u. a. die zahlreichen Bewer­
bungen, die im APL aufbewahrt werden: APL GDL 23-30, 35-40, 56; aber auch AGK 
Reg. GG 1/5804, 5911. 

279 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.48. 
280 Siebert, „Der Verwaltungswirrwarr im Generalgouvernement": BA Ost-Dok. Nr. 129/ 

58. 
281 Vormerkungen vom 23.11.1939: AGK NTN 267, Bl. 22 f. 
282 Begründung zu dem Entwurf einer Durchführungsverordnung zur VO vom 8.5.1940 

über die Berufung der Amtsträger und die Dienstanweisung für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter im GG: AGK Reg GG 1/5729, Bl. 5. 

283 Protokoll über die Referentenbesprechung vom 14.3.1941: AGK Reg. GG 1/5916, B1.3. 
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ämtern. Darüber hinaus annoncierte man regelmäßig in der reichsdeutschen 
Presse und versuchte mit günstigen Tarifen und Zuschlägen, die erforderlichen 
Kräfte anzulocken. Dies wurde immer schwieriger. Der Leiter der Abteilung Fi­
nanzen in Lublin stellte im November 1941 resignierend fest: 

„Das hiesige Personalamt ist unablässig bemüht, durch Inserate in den verschiedensten 
Tages- und Fachzeitschriften und Inanspruchnahme der Arbeitsämter geeignete Arbeits­
kräfte aus dem Reich nach hier zu bekommen. Dies wurde von Monat zu Monat schwieri­
ger. Geeignete Bewerber stellen derart hohe Ansprüche, daß ihre Einstellung nicht in Erwä­
gung gezogen werden kann, wenn sie sich überhaupt bereit finden, in den entlegenen 
Distrikt Lublin zu gehen, da ihnen die Lebensverhältnisse in Warschau und Krakau erträgli­
cher erscheinen."284 

Noch weniger als nach Lublin waren die potentiellen Arbeitskräfte bereit, in die 
Landkreise zu gehen, wo das Leben noch eintöniger und noch weniger attraktiv 
war. Das kulturelle Angebot dort war gleich Null - höchstens Kino und Kasino, 
wo Deutsche untereinander bleiben konnten. Als Ersatz boten sich Jagd, Reiten, 
Alkohol, Schlemmerei und Liebesabenteuer mit den wenigen reichs- und Volks­
deutschen Frauen und auch mit Polinnen und Ukrainerinnen, was allerdings 
verboten war. Als Anreiz, Arbeitskräfte für diese Landkreise zu bekommen, 
wurden überhöhte Tarife bezahlt.285 

Da die Anzahl der Bewerbungen und Einstellungen unzureichend war, waren 
die Behörden gezwungen, die Einstellungskriterien zu senken. In einer Dienstbe­
sprechung vom 14.3.1941 erklärte der Leiter des Personalamtes, Dr. Gstötten-
bauer: „Wenn es sich um kleinere Strafen handelt, soll man den Menschen noch 
eine Chance geben. Ich wäre dafür, daß man ein Auge zudrückt und diese Leute 
der Partei zur Betreuung überläßt."286 Als ein Beispiel sei hier der Fall von Jo­
hann Ackermann angeführt. Er kam Ende 1939 als Vorbestrafter nach Lublin 
und wurde in der Stadthauptmannschaft eingestellt. Bald wurde er wegen 
„Eigentumsdelikten" nach Hrubieszów strafversetzt, wo er die Treuhandver­
waltung leitete - der Bock wurde so zum Gärtner gemacht. Nachdem das Perso­
nalamt in Krakau von Ackermanns Vorstrafe und den „Eigentumsdelikten" in 
Lublin erfahren hatte, kündigte man ihm im Jahre 1942. Das Personalamt in 
Lublin bat aber „unter Berücksichtigung des in allen Kreishauptmannschaften 
herrschenden Personalmangels und der Tatsache, daß in nächster Zeit mit der 
Einberufung vieler Gefolgschaftsmitglieder zum Heeresdienst zu rechnen ist", 

284 Leiter der Abt. Finanzen an HA Finanzen, 4.11.1941: AAN Reg. GG 909, B1.272. 
285 Bericht des Finanzinspekteurs Zamość vom 29.5.1941: APL GDL 346, Bl. 163. 
286 Protokoll über die Referentbesprechung vom 14.3.1941: AGK Reg. GG 1/5916, B1.2. 
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die Kündigung rückgängig zu machen. Ackermann blieb bis zur Räumung in 
Hrubieszów.287 

Über den Personalmangel klagten insbesondere Kreis- und Stadthauptleute. 
Hierbei ist aber wichtig zu erwähnen, daß es dabei vor allem um den sogenann­
ten personellen Unterbau der Verwaltung ging, d. h. um Beamte und Angestellte 
des gehobenen und mittleren Dienstes. Diese aber, wie ein hoher Beamter in 
Krakau ausführte, seien „das Rückgrat jeder guten Verwaltung". Dagegen 
herrschte im allgemeinen kein Mangel an Beamten und Angestellten des höhe­
ren Dienstes.288 Dies ergab sich aus Abordnungen aus dem Reich und dem Zu­
strom von Mitgliedern des Rechtswahrerbundes, die allesamt Juristen waren 
und als Beamte oder Angestellte des höheren Dienstes eingestuft wurden. Aller­
dings war der Bedarf an diesen Kräften in den Kreisverwaltungen relativ gering 
und beschränkte sich auf Kreis- und Stadthauptleute und höchstens ihre Stell­
vertreter. Die Mehrheit der Mitarbeiter des höheren Dienstes war dagegen in 
der Regierung oder den Distriktsämtern beschäftigt. In den Kreisen fehlten da­
gegen vor allem Beamte und Angestellte des gehobenen Dienstes.289 

Die Folgen der unkoordinierten Personalpolitik und der laschen Anwendung 
der Einstellungskriterien waren verheerend. In einer Dienstbesprechung des 
Personalamtes vom 11.3.1941 stellte ein Referent fest, „daß wir hier Leute be­
schäftigt haben, die bis zu 4-5 Jahren Zuchthaus haben und Leute mit 18 und 
mehr Vorstrafen".290 Im Juli 1941 bat der Leiter der Abteilung Wirtschaft in 
Lublin dringend, geeignete Bewerber zu vermitteln, weil er „es dort in seiner 
Abteilung mit fast ausschließlich kriminell vorbestraften Subjekten zu tun 
hat".291 Die Schwierigkeiten der Kreishauptleute des Distrikts Lublin mit „kri­
minell vorbestraften Subjekten", ungeeigneten, disziplinlosen, unfähigen und 
straffällig gewordenen Mitarbeitern betreffend könnte man beliebig viele Bei­
spiele anführen. 

Im Endeffekt setzte sich das Personal der Zivilverwaltung im GG aus einer 
schwer zu definierenden Masse zusammen. Es handelte sich dabei nicht selten 
um gewöhnliche Kriminelle, Drückeberger, Versager, Abenteurer und Glücks­
ritter, strafversetzte und abgehalfterte Beamte, „Ostraum-Visionäre" und fana­
tische Nationalsozialisten. Diese Menschen waren mit Sicherheit weder die Elite 
noch der Querschnitt der deutschen Gesellschaft. Insbesondere die Verwal-

287 Personalakte Ackermann: AGK Reg. GG 1/526. 
288 Dr. Lederle, Runderlaß vom 5.9.1940: AGK NTN 262, Bl. 179 f. 
289 Äußerung zur derzeitigen Besetzung der Kreis- und Stadthauptmannschaften, 

24.11.1942: AGK Reg. GG 11/51, B1.21. 
290 Protokoll der Sitzung vom 11.3.1941: AGK NTN 267, Bl. 94. 
291 Protokoll der Referentensitzung vom 25.7.1941:" AGK Reg. GG 1/5916, B1.42. 
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tungsarbeit in den unteren Instanzen hatte darunter zu leiden. Die personelle 

Zusammensetzung der Verwaltung im GG war das Ergebnis einer negativen 

Auslese. Dies bewirkte, daß die deutsche Verwaltung im GG wenig Gemeinsa­

mes mit der traditionellen preußischen Verwaltung hatte, die ihre Mitarbeiter 

sorgfältig aussuchte und die auf fachliche Schulung großen Wert legte. 

Dementsprechend hatte die Verwaltung im GG einen schlechten Ruf unter 

Berufsbeamten im Reich. Als Westerkamp, einem Berufsbeamten, 1940 vorge­

schlagen wurde, ins GG zu gehen, rieten ihm seine Kollegen ab: „Denn was man 

vom Generalgouvernement und von der zivilen Verwaltung dort hörte, war in 

,unseren Kreisen' [so, Westerkamp] allgemein in höchst abfälligem Gerede ." 2 9 2 

Auch von Burgsdorff, der letzte Gouverneur des Distrikts Krakau und ebenfalls 

ein Berufsbeamter, berichtete, daß „das GG unter den Fachverwaltungsbeam­

ten im Reiche einen recht schlechten Ruf hat te" . So habe es sich den Spottnamen 

des „Gangstergaues" (GG) verdient. „Uns [den Verwaltungsbeamten] erschien 

die Verwaltung des GGs als eine Mißwirtschaft, hervorgerufen durch Dilettan­

tismus und Unfähigkeit."2 9 3 Im September 1944 beschwerte sich der zweite 

Staatssekretär in der Regierung des GGs, Boepple, daß man in Niederschlesien 

der Ansicht sei, alle Leute aus dem GG seien „Verbrecher", „eine Ansicht, der 

anscheinend hier sämtliche Dienststellen huldigen". 9 4 

4.2 Personalstand und -entwicklung 

In der fünfjährigen Geschichte der deutschen Zivilverwaltung im GG waren 

Tausende von deutschen Männern und Frauen dort beschäftigt. Ihre Zahl läßt 

sich relativ zuverlässig ermitteln. Die unten angeführten Tabellen bieten eine 

Übersicht über den Personalstand und die Entwicklung der deutschen Verwal­

tung im GG. 

292 Westerkamp, Schach dem König, S.29. 
293 Von Burgsdorff, „Bericht über meine Tätigkeit als Leiter des Distrikts Krakau im Jahre 

1944". Teil 1: AGK SOK 705, BI. 90. 
294 Boepple, Tätigkeitsbericht vom 31.8.1944: AGK Reg. GG 1/89, Bl. 89 f. 
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Tabelle 2: Personalstand und -entwicklung in der Regierung (Staatssekretariat 
und Abteilungen) des GGs, den Distriktsämtern und den Kreis- u. Stadthaupt­
mannschaften (reichs- und Volksdeutsche Mitarbeiter). Abkürzungen: Distr. = 
Distrikt, Kreishaupt. = Kreis- und Stadthauptmannschaften295 

Regierung 

Distr. Lublin 

Distr. Warschau 

Distr. Radom 

Distr. Krakau 

Distr. Galizien 

Kreishaupt. 

Gesamt 

1940 

1.218 

380 

550 

327 

553 

_ 

897 

3.925 

1941 

2.151 

473 

804 

496 

701 

_ 

1.642 

6.267 

1942 

2.043 

412 

585 

529 

625 

646 

3.096 

7.936 

1943 

1.900 

410 

652 

471 

612 

675 

2.693 

7.413 

1944 

2.006 

433 

658 

494 

603 

669 

2.247 

7.110 

Die unter „Gesamt" angeführten Zahlen entsprechen aber nicht der Gesamtzahl 
der im Haushalt des GGs geführten deutschen Beamten, Angestellten und Arbei­
ter. Hinzu kamen Mitarbeiter der verschiedenen Sektoren wie der Finanz- und 
Arbeitsverwaltung, der Justiz, der EuL, der Forst- und Wirtschaftsverwaltung, 
der Inneren Verwaltung und des Bauwesens, um die wichtigsten zu nennen. Diese 
waren Mitarbeiter von Dienststellen, die zwar haushaltsmäßig den jeweiligen 
Sektoren angehörten und denen sie untergeordnet waren, organisatorisch befan­
den sich jedoch diese Dienststellen außerhalb der jeweiligen direkten Abteilungs­
struktur. So z.B. Mitarbeiter der Arbeitsämter, Angehörige der deutschen Ge­
richte und der Gefängnisverwaltung, Forstbeamte der Bezirke, Kreisärzte und 
Krankenhauspersonal, deutsche Lehrer, Mitarbeiter der Landwirtschaftlichen 
Zentrale u.a. Dementsprechend war die Gesamtzahl der Mitarbeiter, die im 
Haushalt des GGs geführt wurden, etwa doppelt so hoch wie die in der Tabelle 2. 

295 Die Grundlage für diese Übersicht stellen die Haushaltspläne des GGs für die Rechnungs­
jahre 1940-1944 dar: AGK NTN 343-347. 



88 Erster Teil: Verwaltung 

Tabelle 3: Übersicht über den Gesamtpersonalstand der im GG beschäftigten 
deutschen Beamten, Angestellten und Arbeiter, die im Haushalt des GGs ge­
führt wurden296 

Gesamt 

1940 

7300 

1941 

12.921 

1942 

14573 

1943 

13.820 

1944 

14.753 

Diese Zahlen enthalten nicht die Mitarbeiter der Deutschen Post Osten und der 
Ostbahn, die im Etat des GGs nicht geführt wurden. Die Zahl der deutschen 
Mitarbeiter der Post Osten betrug im Juni 1940 2.990, wovon 2.390 Reichs­
deutsche und 600 Volksdeutsche waren.297 Ihre Zahl unterlag während der Be­
setzung keinen größeren Schwankungen, genaue Zahlen liegen aber nicht vor. 
Die Zahl der Mitarbeiter der Ostbahn war dagegen viel höher, wie die folgende 
Aufstellung zeigt. 

Tabelle 4: Entwicklung des Personalbestandes der Ostbahn 

31.12.1939 

31.12.1940 

31.12.1941 

31.12.1942 

31.12.1943 

30.06.1944 

31.08.1944 

Reichsdeutsche 

7.289 

5.780 

7.014 

9.557 

10.611 

18.254 

20.385 

Volksdeutsche 

2.443 

1.573 

1.604 

2.032 

3.884 

3.886 

1.544 

Nichtdeutsche 

33.307 

53.618 

66.760 

133.995 

148.934 

138.682 

37.248 

Zusammen 

43.039 

60.971 

75.378 

145.584 

163.429 

160.822 

59.177 

296 Ebenda. 
297 Bericht über den Aufbau der Verwaltung im GG, 1.7.1940, Bd. II: AGK NTN 278, Bl. 72. 
298 Kurzer Rückblick über die Entwicklung der Ostbahn (1939-1944): AGK NTN 288, 

B1.29f. 
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Um den herrschenden Personalmangel und die schlechte fachliche Qualität des 
deutschen Personals abzumildern, war man im GG gezwungen, auf polnische 
Fachkräfte zurückzugreifen. In einer Regierungssitzung vom 16.10.1941 klagte 
der Amtschef in Warschau, Hummel, daß es insbesondere bei den Kreishaupt­
leuten an fachlich qualifizierten mittleren und gehobenen Beamten fehle. „Wir 
werden deshalb nicht umhin können, auch bei der Staatsverwaltung - in der 
Kommunalverwaltung ist dies ja schon im beschränkten Umfang geschehen -
die Polen in erhöhtem Masse zur Mitarbeit heranzuziehen, um den Mangel an 
deutschen Beamten und Angestellten zu steuern."299 Im Herbst 1942 stellte ein 
Mitarbeiter der Abt. Kommunalverwaltung, Zinser, fest: „Da das deutsche Per­
sonal nicht vermehrt werden kann, müssen Lücken und kleine Qualitätsunter­
schiede durch fremdvölkisches Personal ausgeglichen werden."300 Dementspre­
chend stieg die Zahl der nichtdeutschen Mitarbeiter während der Besatzung 
kontinuierlich an, von 49 329 im Jahre 1940 auf 98 868 im Jahre 1944, wie die 
folgende Tabelle zeigt. 

Tabelle 5: Übersicht über den nichtdeutschen Personalbestand, der im Haushalt 
des GGs geführt wurde (ohne Post und Bahn). Abkürzungen: ehem. Beamte = 
wiederbeschäftigte polnische Beamte301 

1940 

1941 

1942 

1943 

1944 

ehem. Beamte 

39.484 

44.102 

50.303 

43.803 

42.810 

Angestellte 

5.139 

11.785 

27.595 

36.361 

42.208 

Arbeiter 

4.706 

6.846 

11.632 

11.963 

13.850 

Zusammen 

49.329 

62.733 

89.530 

92.127 

98.868 

Diese Übersicht zeigt deutlich, daß die Zahl der nichtdeutschen Mitarbeiter der 
Verwaltung - meistens polnischer - kontinuierlich anwuchs und sich bis 1944 
im Vergleich zu 1940 verdoppelte. Hinzu kamen die noch zahlreicheren nicht-

299 AGK Diensttagebuch, Vol XVI/3, S.270-272. 
300 Zinser am 24.11.1942: AGK Reg. GG 11/51, B1.21. 
301 Grundlage für diese Übersicht stellen die Haushaltspläne des GGs für die Rechnungs­

jahre 1940-1944 dar: AGK NTN 343-347. " 
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deutschen Mitarbeiter der Ostbahn (siehe Tabelle 4) und Post. Im Juli 1940 wa­
ren bei der Post etwa 6 100 polnische Beamte und Arbeiter beschäftigt.302 An­
gaben über die spätere Entwicklung liegen nicht vor. 

Fluktuation: Der Personalbestand der deutschen Verwaltung im GG zeichnete 
sich durch eine sehr hohe Fluktuation aus, die vor allem durch das berufliche 
und moralische Versagen der Einzelnen und durch Einberufungen zur Wehr­
macht bedingt war. Im Dezember 1942 waren von den knapp 2 000 Angehöri­
gen der Regierung des GGs ca. 13 % vor dem 1.12.1939 eingestellt, ca. 44 % 
zwischen dem 1.12.1939 und dem 1.12.1940 und ca. 4 3 % zwischen dem 
1.12.1940 und 14.12.1942.303 D.h. innerhalb von zwei Jahren wurden minde­
stens 43 % des Personalbestandes ausgetauscht. Die Zahl der Regierungsange­
hörigen blieb seit Ende 1940 konstant. 

Im Amt des Gouverneurs Lublin war diese Fluktuation noch höher. So waren 
dort zum 1.1.1941 insgesamt 469 deutsche Beamte, Angestellte und Arbeiter 
beschäftigt.304 In den Monaten März bis Oktober 1941 wurden dort 202 Perso­
nen neu eingestellt und 213 entlassen, versetzt oder abgeordnet. D. h. in nur acht 
Monaten des Jahres 1941 wurden etwa 4 5 % des Personalbestandes ausge­
tauscht. 

Tabelle 6: Personalveränderungen im Amt des Gouverneurs des Distrikts Lublin 
im Jahre 1941 (Abkürzungen: eingest. = neu eingestellt, entl. = entlassen, vers. = 
versetzt/abgeordnet)305 

eingest. 

entl./vers 

März 

7 

17 

April 

31 

17 

Mai 

26 

26 

Juni 

35 

25 

Juli 

23 

18 

August 

26 

26 

Sept. 

26 

49 

Okt. 

28 

35 

Für die Kreise des Distrikts Lublin liegen genaue Angaben über Personalverän­
derungen nicht vor. Es ist aber zwingend anzunehmen, daß dort die Fluktuation 
wegen der ungünstigen Lebensverhältnisse und der noch schlechteren morali­
schen wie fachlichen Qualität der dort eingesetzten Arbeitskräfte noch höher 
war als im Distriktsamt Lublin oder in der Regierung. 

302 Bericht über den Aufbau der Verwaltung im GG, 1.7.1940, Bd. II: AGK NTN 278, Bl. 78. 
303 Vermerk vom 14.12.1942: AGK Reg. GG 1/5765, Bl. 69. 
304 Haushaltsplan des GGs für das Jahr 1941: AGK NTN 334, BL53f. 
305 Personalstandsänderungen: AGK Reg. GG 1/5795. 
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Ein anderer wichtiger Faktor, der in der zweiten Jahreshälfte 1941 und An­
fang 1942 zu der hohen Fluktuation beitrug, war die Versetzung von Arbeits­
kräften in den Distrikt Galizien. Bis Anfang September 1941 wurden etwa 150 
Beamte und Angestellte aus den vier alten Distrikten dorthin delegiert.306 Vom 
Amt des Gouverneurs in Lublin wurden am 1.8.1941 12 Mitarbeiter des Amtes 
abgeordnet, u.a. der Amtschef, Ludwig Losacker. Hinzu kamen drei Kreis­
hauptleute, Volkmann, Asbach und Hager. Im September waren es noch einmal 
13 Mitarbeiter des Amtes, die in den Distrikt Galizien abgeordnet wurden. Bis 
Anfang 1942 fanden noch vereinzelte Abordnungen statt.307 Die exakte Zahl 
dieser Beamten und Angestellten konnte aber nicht ermittelt werden. 

Eine weitere wichtige Ursache der hohen personellen Fluktuation war die 
Einberufung zur Wehrmacht. Insbesondere ab 1942 wuchs die Zahl der ein­
berufenen Beamten und Angestellten. So wurden beispielsweise im Monat 
Februar 1943 insgesamt 1.243 Beamte und Angestellte zur Wehrmacht einberu­
fen, wie Losacker in einer Besprechung mitteilte. In der gesamten Distrikts­
verwaltung in Lublin (mit Kreishauptmannschaften) waren im Frühjahr 1943 
insgesamt 733 deutsche Männer beschäftigt. Davon wurden in der ersten Jah­
reshälfte 1943 220 (30 %) zur Wehrmacht einberufen.308 

Infolgedessen ließ die ohnehin niedrige Qualität des Personals weiter nach, 
wie am 28.5.1943 Dr. Haße, der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung in Lu­
blin in einer Besprechung ausführte, „weil wertvolle jüngere Kräfte, die vor al­
lem vorgebildet seien, durch wesentlich ältere Kräfte, die auch der Verwaltung 
fremd gegenüber ständen, ersetzt würden". Kasperek, der die Tätigkeit der Ar­
beitsverwaltung im Distrikt Lublin untersuchte, stellte fest, daß in den Jahren 
1942-1943 die personelle Fluktuation in den Arbeitsämtern hoch war und mit 
Einberufungen zur Wehrmacht zusammenhing. Insbesondere in der ersten Jah­
reshälfte 1943 wurden in den Lubliner Arbeitsämtern viele neue Mitarbeiter 
eingestellt, die aus den Arbeitsämtern und anderen Institutionen im Reich ka­
men. Oft waren dies ältere Mitarbeiter, die keine Erfahrung in den besetzten 
Gebieten hatten. So waren z.B. 8 von 13 Beamten, die dort verschiedene Funk­
tionen im Mai und Juni 1943 übernahmen, im Alter von 44 bis 63 Jahren.309 

306 Tätigkeitsbericht der Unterabteilung Organisation, 17.9.1941: AGK NTN 282, Bl. 17. 
307 Personalstandsänderungen: AGK Reg. GG 1/5795. 
308 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 689, 666. 
309 Ebenda, S. 666; Kasperek, Wywóz, S. 77. 
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4.3 Die Kreishauptleute im Distrikt Lublin 

Im Rahmen dieser Untersuchung kann eine eingehende Behandlung der Zusam­
mensetzung des gesamten Führungspersonals der Regierung wie der Distrikts­
verwaltung in Lublin nicht geleistet werden.310 Daher beschränke ich mich auf 
die Gruppe der Kreishauptleute, die im Distrikt Lublin eingesetzt waren. Ge­
rade diese Gruppe war die tragende Säule der deutschen Zivilverwaltung im GG 
und beeinflußte entscheidend die Verhältnisse und den Besatzungsalltag in ihren 
Amtsbezirken. Für Polen, Juden und Ukrainer war es von entscheidender Be­
deutung, wer als Kreishauptmann in ihrem Kreis „herrschte". 

An der Besetzung der Kreishauptmannsposten im Distrikt Lublin fällt eben­
falls die sehr hohe Fluktuation auf.3jl In der Geschichte der Besatzung des Di­
strikts gab es dort insgesamt 28 Kreis- und Stadthauptleute, bei insgesamt 10 
Kreishauptmannschaften und einer Stadthauptmannschaft. Hinzu kommt, daß 
fünf von ihnen ihren Einsatzort innerhalb des Distrikts mehrmals wechselten. 
Von Winterfeld war innerhalb eines Jahres nacheinander Kreishauptmann von 
Radzyń, Janów Lubelski und Krasnystaw, ähnlich Ansei. Sauermann, Harms 
und Augustin wechselten ihren Dienstort zweimal. Nur zwei Kreishauptleute, 
Weihenmaier und Ziegenmeyer, blieben vom Herbst 1939 bis Juli 1944 auf ih­
ren Posten. Diese sehr hohe Fluktuation war bedingt durch mehrere Faktoren. 
So wurden die meisten Kreishauptleute der ersten Stunde, die zur Militärver­
waltung abgeordnet worden waren, innerhalb des Jahres 1940 zurückgerufen. 
Bis zur Räumung des Distrikts blieben von ihnen lediglich Weihenmaier, Zie­
genmeyer und Sauermann, der zunächst stellvertretender Stadthauptmann war, 
als Kreishauptleute tätig. 

Einige Kreishauptleute mußten wegen Unfähigkeit, Korruption oder Krank­
heit abgesetzt werden. Von Winterfeld, Cuhorst und Englaender waren oft 
krank und lange Zeit arbeitsunfähig, so mindestens die offizielle Version. 
Franke, Sauermann und Volkmann wurden wirtschaftliche Verfehlungen vor­
geworfen, letzterem erst in Kolomea, wohin er versetzt wurde. Diese Verfehlun­
gen waren aber nur die Spitze des Eisbergs, denn man kann annehmen, daß alle 
Kreishauptleute im GG im größeren oder kleineren Stil sich bereicherten; so 
seien hier beispielsweise die sogenannten „schwarzen Fonds" oder „Judenkon-
tributionen" erwähnt. Nach glaubwürdigen Zeugenaussagen verschoben Wei-

310 Jacobmeyer hat eine Liste mit Kurzbiographien von Beamten der Zivilverwaltung im GG 
erstellt, die Hauptabteilungsleiter, Gouverneure und Amtschefs der Distriktsverwaltun­
gen umfaßt. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 945-956. 

311 Siehe biographischer Anhang und Tabelle 7, die aufgrund dieser kurzen Biographien er­
stellt wurde. 
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henmaier und sein Kreislandwirt, Kettner, kurz vor der Räumung sogar Kraft­
fahrzeuge.312 

Tabelle 7: Personelle Besetzung der Kreishauptmannschaften im Distrikt Lu­
blin 

Kreishauptmann­
schaften 
Biala-Podlaska 

Biłgoraj 

Cholm/Chelm 

Hrubieszów 

Janów Lubelski/ 
Kraśnik 

Krasnystaw 

Lublin-Land 

Zeit 

Okt.-Dez. 39 

Dez. 39-Dez. 42 
Mai 43-JuIi 44 

Okt. 39-März 42. 
April-Nov. 42 
Dez. 42-Aug. 43 
Sept. 43-Juni 44 
Okt. 39-Feb. 40 
Mai 40-Juli 41 
Sept. 41- März 42 
Apr. 42-Nov. 42 
Dez. 42-Mai 44 
Juli 44 

Okt. 39-Juni 40 
Juni 40-Feb. 41 
März 41-Juli 44 

Okt. 39-Aug. 40 
Aug. 40-Okt. 40 
Okt. 40-Juli 41 
Aug. 41-Juli 44 

Okt. 39-Sept. 40 
Okt. 40-Jan. 41. 
April 41-Juli 41 
Aug. 41-Feb. 44 
Mai 44-Juli 44 

Okt. 39-Juli 44 

Kreishauptleute 

1. Godau (Leiter des Arbeits­
amtes, komm.) 

2. Kühl, Hubert 
3. Sauermann, Friedrich 

1. Ansei, Werner, Dr. jur. 
2. Augustin, Hans 
3. Adam, Karl, Dr. jur. 
4. Lövner 
1. Kalmus, Werner 
2. Hager, Erhard 
3. Augustin, Hans 
4. Ansei, Werner, Dr. jur. 
5. Harms, Claus 
6. Ansei, Werner, Dr. jur. 

1. Dr. Behrend 
2. Franke, Karl-Heinrich 
3. Busse, Otto 

1. Stössenreuther, Otto 
2. Winterfeld, Hennig v. 
3. Asbach, Hans Adolf 
4. Lenk, Hans 

1. Gerstenhauer, Hartmut 
2. Winterfeld, Hennig v. 
3. Volkmann, Claus 
4. Schmidt, Adolf 
5. Harms, Claus 

1. Ziegenmeyer, Emil 

312 Staatsanwalt W., 31.7.1961: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl.2467-2470. 
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Puławy 

Radzyń 

Zamość 

Lublin-Stadt 
Stadthauptmann­
schaft) 

Okt. 39-Jan. 40 
Jan. 40-Juli 44 

Okt. 39-Aug. 40 
Aug. 40-Okt. 41 
Dez. 41-Juli 44 

Okt. 39-Juli 44 

Nov. 39-Juni 40 
Juli 40-Feb. 42 
Apr. 42-Nov. 43 
Nov. 43-Juli 44 

1. Trampedach 
2. Brandt, Alfred 

1. Winterfeld, Hennig v. 
2. Schmiege, Fritz, Dr. 
3. Stitzinger, Ludwig 

1. Weihenmaier, Helmuth 

1. Dr. Cuhorst 
2. Sauermann, Fritz 
3. Englaender, Curt 
4. Vielweib, Karl 

Drei Kreishauptleute, Hager, Asbach und Volkmann, wurden im Sommer 1941 
in den Distrikt Galizien abgeordnet, wo sie die Verwaltung aufbauen sollten. 
Kühl und Adam wurden von Partisanen erschossen. Lenk, Vielweib und Lövner 
fielen im Sommer 1944 auf der Flucht. Ansei und Augustin wurden zur Wehr­
macht eingezogen. Insgesamt sind also die Ursachen für die hohe Fluktuation 
unter den Kreishauptleuten im Distrikt Lublin die gleichen wie unter dem ge­
samten Personal des Verwaltungsapparates im GG. 

Unter den 23 Kreishauptleuten, deren Geburtsdaten ermittelt werden konn­
ten, befanden sich sieben, die in den Jahren 1890-1899 und zehn die in den Jah­
ren 1900-1910 geboren worden waren. Schmiege wurde im Jahre 1880 und der 
jüngste, Volkmann, 1913 geboren. Es überwogen also Männer in mittlerem 
Alter. 

Von den insgesamt 28 Kreishauptleuten gab es nur sechs, die keine akademi­
sche Ausbildung vorzuweisen hatten.313 19 von ihnen waren Juristen und sechs 
sogar mit Doktorgrad, soweit das zu ermitteln möglich war. Von den sechs ohne 
akademische Ausbildung waren drei, Kühl, Sauermann und Busse, mit abgebro­
chenem Studium. Lenk hatte nur Volksschulbildung. Diese relativ kleine 
Gruppe unter den Kreishauptleuten bestand aus Altparteigenossen, die dank ih­
rer Verdienste um die NS-Bewegung in diese hohen Positionen kamen. Sie wa­
ren in der Regel auch die brutalsten wie Lenk, Brandt, Busse, obwohl die ande­
ren ihnen kaum nachstanden. 

Soweit es zu ermitteln möglich war, waren alle Kreishauptleute im Distrikt 
Lublin Mitglieder der NSDAP, in 6 Fällen gibt es keine Angaben. 14 von 22 wa-

313 Ich gehe von der Prämisse aus, daß alle höheren Beamten akademische Ausbildung vor­
zuweisen hatten. 
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ren sehr aktive Altparteigenossen, die schon vor 1933 der NSDAP beigetreten 
waren; einer, Volkmann, trat im Jahre 1930 der Hitlerjugend bei. Einige von 
den Kreishauptleuten waren in den zwanziger Jahren in der völkischen Bewe­
gung aktiv, zwei, Brandt und Schmidt, kämpften nach 1918 an der Ostgrenze 
gegen Polen. Volkmann war in den dreißiger Jahren im Bund Deutscher Osten 
aktiv. Mindestens 8 waren Mitglieder der SA, aber nur einer, Volkmann, war 
Angehöriger der SS, soweit es Angaben gibt. 

Insofern ist von einer hohen ideologischen Homogenität der Kreishauptleute 
im Distrikt Lublin auszugehen, wobei die NS-Aktivisten den Ton angegeben ha­
ben dürften. Der wichtigste Bestandteil der NS-Ideologie war aber der Rassen­
gedanke, wobei Slawen und Juden Untermenschen und Deutsche Übermen­
schen oder Herrenmenschen waren. Diese Auffassung wirkte sich zwangsläufig 
im Besatzungsalltag aus. Polen und Juden wurden nicht einmal als Bürger zwei­
ter Klasse angesehen, sondern als Untermenschen, die keine Rechte hatten. 
Viele dürften geglaubt haben, gerade in Polen die Bestätigung der Rassenideolo­
gie vorgefunden zu haben. Der schnelle Sieg über Polen und der viel niedrigere 
Lebensstandard als im Reich schienen ihnen die rassische Minderwertigkeit der 
Polen wie auch der Juden zu bestätigen. 

Unter diesen Umständen ist die Art und Weise, in welcher die Kreishauptleute 
ihre „Untertanen" behandelten, nicht verwunderlich. Siebert, der Leiter der HA 
Innere Verwaltung, stellte in bezug auf die Haltung der Kreishauptleute im GG 
später lakonisch fest: „Der Begriff des gern mißverstandenen ,Herrentums' rich­
tete Verwirrung in Schwachköpfen an."314 So gehörte eine Peitsche zur Ausstat­
tung der meisten Kreishauptleute, von der auch oft Gebrauch gemacht wurde. 
Einrichtung von Straflagern, Bestrafung mit Zwangsarbeit und Verschickung 
ins KZ gehörten an die Tagesordnung, viele maßten sich sogar „Verhängung" 
von Todesstrafen an, wie bereits ausgeführt worden ist. 

Ein auffallendes Merkmal der Kreishauptleute, die im Distrikt Lublin einge­
setzt und gleichzeitig Altparteigenossen waren, ist die Tatsache, daß sie in dem 
Kampf um Posten und Pfründen, der nach der Machtübernahme ausbrach, Ver­
lierer gewesen waren. Brandt und Busse, die im Jahre 1933 Landräte wurden, 
wurden nach einem Jahr abgesetzt. Adolf Schmidt, der in der SA-Hierarchie re­
lativ hoch aufgestiegen war, wurde im Juli 1934 beim Röhmputsch verhaftet 
und war zeitweise sogar aus der Partei ausgestoßen. Sauermann, 1933 der 
zweite Oberbürgermeister von Mainz, wurde 1934 ebenfalls aus der Partei aus­
gestoßen und erst 1937 von Hitler begnadigt. Von Winterfeld bekam nach der 

314 Siebert, „Hauptabteilung Innere Verwaltung d. Reg. d. Generalgouvernements", 
11.11.1959: BA Ost-Dok. Nr.280/59, S. 14. 
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Machtübernahme Schwierigkeiten, weil seine Frau, eine Altparteigenossin (!), 
„jüdischen Bluteinschlag" hatte. Franke und Lenk, die sich ebenfalls um die NS-
Bewegung verdient gemacht hatten, konnten die angestrebten Posten, Landrat 
bzw. Bürgermeister, nicht halten, und zwar wegen ihrer allgemeinen Unfähig­
keit.315 

Es scheint, daß dieses Merkmal, Verlierer im Kampf um Pfründen und Posten 
nach 1933 zu sein, viele der im GG eingesetzten „Führungspersönlichkeiten" 
auszeichnete. Hier seien noch einige Beispiele erwähnt: Der Gouverneur Zörner 
hatte nach 1939 als Landtagspräsident in Braunschweig und dann als Oberbür­
germeister von Dresden zurücktreten müssen. Hans Frank, dessen politischer 
Karriere nach 1933 nichts im Wege zu stehen schien, geriet zunehmend ins poli­
tische Abseits. Der Gouverneur von Krakau und später Galizien, Wächter, fiel 
vor Herbst 1939 in Ungnade.316 Ähnlich ging es dem HSSPF Krüger, der sich in 
den dreißiger Jahren den Unwillen Himmlers zuzog. Globocnik wurde im Früh­
jahr 1939 nach nur einjähriger Amtszeit als Gauleiter von Wien wegen Unfähig­
keit abgesetzt.317 Solche Beispiele, die sich auf höhere NS-Funktionäre wie auch 
auf kleine kommunale NS-Politiker beziehen, könnte man beliebig fortsetzen. 
Für diese „zu kurz Gekommenen" bot das GG ein willkommenes Terrain, wo 
sie Posten und Macht gewannen, von denen sie im Reich nur träumen konnten. 

4.4 Die Abteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge im Amt 
des Generalgouverneurs und ihre Unterabteilung in Lublin 

Besondere Bedeutung im Rahmen dieser Untersuchung kommt außer den Kreis­
hauptleuten auch der Abteilung BuF sowie ihrer Unterabteilung in Lublin zu.318 

Daher wird hier auf Organisationsstruktur, Aufgaben und personelle Besetzung 
dieser Behörde eingegangen, soweit dies zu ermitteln möglich war. Die Ab­
teilung BuF war ein neuartiges Gebilde, das kein Gegenstück in der Reichsver­
waltung hatte. Ihre Entstehung hing eng zusammen mit dem im NS-Staat so 
wichtigen Bereich der „Volkstumspolitik", die nach den NS-Rassengesetzen zu 
betreiben war. 

315 Siehe dazu Biographischer Anhang. 
316 Madajczyk, Faszyzm, Bd. 2, S. 91. 
317 Himmler an Krüger, 29.12.1939: IfZ Fa 74, Bl. 101 f; Pucher, Bewegung, S. 65-69. 
318 Bereits Aly und Heim, Vordenker der Vernichtung, S. 207-222, haben auf das Treiben der 

Abteilung BuF und ihre Rolle in der Behandlung der „Judenfrage" im GG aufmerksam 
gemacht. 
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Die Dienststelle BuF in Krakau baute Ende 1939 Dr. Fritz Arlt auf. Der da­
mals 27jährige Arlt war zuvor als Amtsleiter für Rassenpolitik beim Gau Schle­
sien in Breslau tätig. Für den Aufbau der Dienststelle im GG holte er sich sein 
Personal aus der Gauleitung Breslau. Ursprünglich wurde die Unterabteilung 
BuF der Abteilung Gesundheitswesen eingegliedert, weil man in Krakau nicht 
recht wußte, zu welchem Bereich sie fachlich hingehörte. Noch vor der Jahres­
wende 1939 wurde jedoch die Unterabteilung (im Sommer 1940 zur Abteilung 
aufgewertet) BuF auf Drängen Arlts in die Abteilung Innere Verwaltung überge­
leitet.319 

Die Rolle der Abteilung BuF im GG wurde von ihren Mitarbeitern mit dem 
Begriff: „Trägerin der volkstumspolitischen Arbeit im Generalgouvernement" 
umschrieben.320 Ihr Aufgabenbereich umfaßte drei Sachgebiete: den gesamten 
Bevölkerungstransfer im GG zu koordinieren und abzuwickeln, die Fürsorge 
und Wohlfahrt für Volksdeutsche zu organisieren und für Nichtdeutsche zu be­
aufsichtigen sowie „volkstumspolitische Grundlagen für die Verwaltungsarbeit 
im GG" zu erarbeiten. 

Bevölkerungstransfer im GG bedeutete, polnische und jüdische Vertriebene 
aus den eingegliederten Ostgebieten auf das gesamte GG zu verteilen oder pol­
nische Bevölkerung aus den Gebieten, wo Truppenübungsplätze angelegt wur­
den, auszusiedeln und zu verteilen. Die Abteilung BuF wirkte darüber hinaus 
mit an der Umsiedlung der Volksdeutschen aus dem GG und dem sowjetisch be­
setzten Teil Polens ins Reich, an den Deportationen von Juden in die Vernich­
tungslager, worauf noch im einzelnen einzugehen sein wird, und an der Aus­
siedlung von Polen aus dem Gebiet von Zamość. Das heißt, die Abteilung BuF 
war innerhalb des zivilen Behördenapparates diejenige Dienststelle, welche alle 
Aussiedlungen, Vertreibungen und Umsiedlungen innerhalb des GGs zu organi­
sieren oder daran mitzuwirken hatte. 

Fürsorge und freie Wohlfahrt: Die Abteilung BuF hatte die Aufgabe, die Für­
sorge für die im GG lebenden Volks- und Reichsdeutschen zu organisieren. Die 
Fürsorge und freie Wohlfahrt für Nichtdeutsche wurde im GG dagegen von der 
Abteilung BuF nach dem Prinzip der Selbstverwaltung organisiert. Die Aufgabe 
der Abteilung BuF war es, die „fremdvölkischen" Institutionen zu überwachen, 
die in diesem Bereich tätig waren, wie den polnischen und ukrainischen Haupt­
hilfeausschuß, die Jüdische Soziale Selbsthilfe sowie das Polnische Rote Kreuz, 
die alle die Fürsorge für die einzelnen Volksgruppen zu organisieren und zu ko­
ordinieren hatten. 

319 Siebert, „Der Verwaltungswirrwarr im GG": BA Ost-Dok. Nr. 129/58, S.2f. 
320 Tätigkeitsbericht der Abteilung BuF, Oktober 1941: AGK NTN 282, Bl.47, 50. 



98 Erster Teil: Verwaltung 

Erarbeitung von „volkstumspolitischen Grundlagen für die Verwaltungsar­
beit" im GG: Es wurden alle polnischen Statistiken über Bevölkerungsstruktu­
ren und -bewegungen gesammelt und ausgewertet; es wurden Karten und Infor­
mationen über Bevölkerungsdichte, Verteilung der einzelnen Völker und Rassen 
hergestellt und erarbeitet, entsprechende Vorschläge in bezug auf die Behand­
lung der „Fremdvölkischen" und Volksdeutschen im GG den Entscheidungsträ­
gern (Generalgouverneur, Gouverneuren, Abteilungsleitern) unterbreitet. Be­
sondere Aufmerksamkeit galt dabei Volksdeutschen und Juden.321 

Im Jahre 1942 gliederte sich die Abteilung BuF in 10 Referate. Referat I 
befaßte sich z. B. mit Volksdeutschen. Es gab Referate, welche die Fürsorge für 
Nichtdeutsche (Polen, Ukrainer, Goralen und Juden) zu koordinieren und zu 
beaufsichtigen hatten. Von besonderer Bedeutung für die vorliegende Unter­
suchung sind aber die Referate V und X. Das Referat V (Umsiedlung, Eva-
kuiertenfürsorge und Kriegsgefangene) umfaßte folgende Aufgabengebiete: 
Umsiedlung von Polen, Ukrainern, Juden, Zigeunern usw., Übernahme und 
Unterbringung von Evakuierten aus dem gesamten Reichsgebiet, Wehrplanaus­
siedlungen,322 Flüchtlingsfragen, Evakuierten- und Flüchtlingsfürsorge oder 
Entlassung von Kriegsgefangenen. Im Jahre 1942 wurde dieses Referat von Ma­
jor a.D. Johannes Ragger geleitet, im Januar 1943 übernahm es Fritz Reuter, 
der es bis Januar 1945 leitete. 

Das Referat X (Freie Wohlfahrt und Judenfragen) umfaßte die Sachgebiete 
Überwachung und Lenkung des Haupthilfeausschusses sowie der gesamten 
nichtdeutschen freien Wohlfahrt, Anstalten und Heime der freien Wohlfahrt, 
ausländische Spenden, Leitung des polnischen Roten Kreuzes, Einsatz der nicht­
deutschen Ausschüsse und Komitees bei der Arbeiterwerbung und der Ernteer­
fassung, Heimarbeit und Volkskunst und Aufsicht über die jüdischen Organisa­
tionen. Bis April 1942 leitete dieses Referat Herbert Heinrich und ab April 1942 
bis Januar 1945 Richard Türk.323 

Wie bereits erwähnt, wurde die Abteilung BuF von Dr. Arlt, einem „Rassen­
wissenschaftler" und Antisemiten, aufgebaut und bis September 1940 geleitet. 
Danach leitete die Abteilung ihr bisheriger stellvertretender Leiter, Dr. Fohl. 
Ende 1940 übernahm diesen Posten Lothar Weirauch. Dr. Fohl war ähnlich wie 
Arlt ein „Rassenforscher" und Antisemit. Weirauch, der aus dem Grenz­
deutschtum in Oberschlesien stammte, war zwar ein Berufsbeamter, allerdings 

321 Bericht über den Aufbau im GG bis 1 .Juli 1940: AGK NTN 277, Bl. 199-220; Tätigkeits­
bericht der Abteilung BuF, Oktober 1941: Ebenda 282, Bl. 47-138. 

322 Aussiedlungen aus Gebieten, wo Truppenübungsplätze angelegt wurden. 
323 ZStL 8 AR 1434/61, Verfügung vom 2.9.1964, S.6-8; Organisationsplan der Unterabtei­

lung II BuF vom Frühjahr 1940: APL GDL 1, Bl. 140 f. 
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in den zwanziger Jahren schon aktiv in der völkischen und ab Anfang der dreißi­
ger Jahre in der NS-Bewegung engagiert. Weirauch blieb bis Januar 1945 der 
Leiter der Abteilung BuF.324 

Die Unterabteilung BuF in der Abteilung Innere Verwaltung in Lublin richtete 
am 25.1.1940 Richard Türk ein, baute sie in der Folgezeit aus und leitete sie bis 
1942.325 Im Frühjahr 1941 gliederte sich die U-Abteilung in 7 Referate, die un­
gefähr denen der Abteilung BuF in der Regierung des GGs entsprachen. Im Re­
ferat 4 wurden Judenfragen bearbeitet.326 

Richard Türk war ein fanatischer Nationalsozialist, der Juden, Polen und Zi­
geuner gleichermaßen haßte. Er ging am 16.4.1942 nach Krakau und übernahm 
dort das Referat X in der Abt. BuF. Sein Nachfolger in Lublin wurde Georg Har-
tig, ein Alt-Parteigenosse und Mitglied des Bundes Deutscher Osten. Man kann 
davon ausgehen, daß auch er wenig Sympathien gegenüber den „Fremdvölki­
schen" im GG empfand und überzeugter Anhänger der NS-Rassenlehre war. 
Hartig schied als Leiter der U-Abteilung BuF im Februar 1943 aus. Sein Nach­
folger konnte nicht ermittelt werden. Im Laufe des Jahres unterzeichnete der 
Referent Lang „im Auftrag" zeitweise Schriftstücke, die von der U-Abteilung 
BuF ausgingen.327 

Im Laufe des Jahres 1940 wurden auch in den einzelnen Kreishauptmann­
schaften Referate für BuF eingerichtet.328 Die Aufgaben des Referats BuF beim 
Kreis- bzw. Stadthauptmann umfaßten folgende Sachgebiete: Erfassung von 
Volksdeutschen, staatliche Fürsorge für Deutsche und Nichtdeutsche, Kriegsge­
fangene, Aufsicht über Fürsorgeanstalten der freien Wohlfahrt, Umsiedlungs­
und Evakuiertenfürsorge, Bevölkerungsstatistik, Aufsicht über das polnische 
und ukrainische Hilfskomitee sowie über die Jüdische Soziale Selbsthilfe.329 

Über die personelle Besetzung der Referate BuF in den einzelnen Kreishaupt­
mannschaften konnte nur wenig ermittelt werden; insgesamt ist aber der Ein­
druck entstanden, daß diese Stellen eher zufällig und notdürftig besetzt wurden 
wie auch die anderen Verwaltungsbereiche auf Kreisebene. In Cholm leitete bei­
spielsweise dieses Referat Dr. Bormann, ein Handelsschuloberlehrer aus Bres­
lau.330 In Zamość war von Februar 1940 bis Herbst 1942 Oskar Reichwein ein-

324 Siehe Biographischer Anhang. 
325 Der Chef des Distrikts Lublin, Schmidt, 25.1.1940: APL KH Lublin 4, B1.9. 
326 Organisation und Personalstand der U-Abt. BuF [Juni 1940?]: APL GDL 106, BI.547f. 
327 Siehe Biographischen Anhang; APL GDL 106, B1.73; ebenda 107, B1.47. 
328 Damrau an alle Kreishauptleute, 30.9.1940: APL GDL 102, B1.93f. 
329 Dr. Albrecht, Verwaltung einer Kreishauptmannschaft, Juli 1942: AGK NTN 381, 

Bl. 124. 
330 Vern. Richard W., 16.11.1962: ZStL 208 AR 1434/61, B1.504. 
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gesetzt, ein Justiz-Angestellter, Jahrgang 1900.331 In Biłgoraj war es Hans Lei­
beck, ein untergeordneter Kommunalbeamter, kein Parteigenosse. Zunächst 
war er Landkommissar in Tomaszów Lubelski, wurde aber bald wegen seiner 
Alkoholexzesse nach Biłgoraj versetzt. Im Herbst 1942 verletzte er sich tödlich, 
als er einen Juden mit dem Gewehrkolben erschlagen wollte.332 

Im Kreis Lublin Land leitete das Referat ein gewisser Leonhard, ein älterer 
Mann, der im Jahre 1943 starb. In Krasnystaw leitete Rudolf Rieger das Referat 
BuF, ein Justizangestellter Jahrgang 1891.333 In Hrubieszów betreute das Sach­
gebiet BuF Max Kanthak, ein abgeordneter Kommunalbeamter, Jahrgang 
1900. In Puławy war im Jahre 1942 Eduard Kirschnik tätig. Er wurde 1900 ge­
boren, war Maschinenschlosser von Beruf, in der Partei seit 1932 und ab 1939 
Kreisschulungsleiter.334 

Zusammenfassend läßt sich hinsichtlich der personellen Besetzung der Abtei­
lung BuF und ihrer Dienststellen im Distriktsamt Lublin sowie in den Kreis­
hauptmannschaften folgendes sagen. Die leitenden Stellen, d.h. die Leiter der 
Abteilung und ihre Stellvertreter in Krakau (Arlt, Weirauch und Fohl) waren 
akademisch ausgebildete, „qualifizierte Rassenforscher" und eifrige National­
sozialisten. Lediglich Türk, der stellvertretende Leiter ab 1943, war kein Akade­
miker, dafür waren sein NS-Fanatismus und Rassenhaß auffälliger, weil nicht 
durch Ausbildung und bessere Manieren kaschiert. Die ermittelten Leiter der U-
Abteilung BuF in Lublin waren der bereits erwähnte Türk und Georg Hartig, 
ein alter Nationalsozialist und überzeugter Volkstumskämpfer. 

Die Referatsstellen BuF auf Kreisebene im Distrikt Lublin scheinen dagegen 
durch bunt gemischtes und eher zufällig zusammengesetztes Personal besetzt 
gewesen zu sein. Durch ihre leitenden Positionen bestimmten jedoch die 
engagierten und relativ gut qualifizierten „Volkstumskämpfer" den Kurs des 
Sachgebietes BuF. Die in der Regel volkstumspolitisch weniger „qualifizierten" 
Referenten in der Abteilung, der Unterabteilung und in den Kreishauptmann­
schaften hatten nach den Richtlinien zu arbeiten, die von ihren Vorgesetzten er­
arbeitet wurden. 

331 Vern. Oskar Reichwein, 13.11.1961: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 2679-2684. 
332 ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl.2679-2684; ZStL 208 AR-Z 38/62, Bl. 1118; ausführlich 

schildert sein Verhalten Janusz Peter, Tomaszowskie za okupacji, Tomaszów Lubelski 
1991, S. 94-96. Peter gehörte während der Besatzung der polnischen Widerstandsbewe­
gung in diesem Gebiet an. 

333 ZStL 8 AR 1434/61, Bl. 991; ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 7196. 
334 HStA Nds. 721 Hild., Acc 391/91, Nr.28/74, Bl. 176-180; Türk an Höfle, 24.3.1942: 

APL GDL 273, Bl.25; BA BDC (Kirschnik). 



ZWEITER TEIL: DIE ANTIJÜDISCHE POLITIK DER DEUTSCHEN 
ZIVILVERWALTUNG IM DISTRIKT LUBLIN -

HERBST 1939 BIS ENDE 1941 

1 Ausgangslage 

Die antijüdischen Maßnahmen, die durch die deutschen Besatzungsbehörden 
im GG bis zum Anlaufen der „Aktion Reinhardt" am 16.03.1942 getroffen 
wurden, hatten katastrophale Auswirkungen auf die jüdische Minderheit im 
GG. Um das Ausmaß dieser Maßnahmen zu erklären, muß man die bis zur 
Vernichtung der Juden betriebene antijüdische Politik und ihre Folgen unter­
suchen. In diesem Zusammenhang ist es aber notwendig, auf Faktoren hinzu­
weisen, die m. E. die Auswirkungen dieser Maßnahmen noch potenzierten. 
Hierbei spielten vor allem die historisch spezifische Gesellschafts- und Berufs­
struktur der jüdischen Bevölkerung in Polen und ihre weitgehende Isolierung 
von der nichtjüdischen Bevölkerung eine bedeutsame Rolle. Diese Faktoren er­
leichterten im großen und ganzen den deutschen Behörden das Vorhaben, die 
Juden zu isolieren und die Wirtschaft zu „entjuden". Zuweilen konnte sich 
dies jedoch ins Gegenteil umkehren, beispielsweise in manchen Bereichen der 
Wirtschaft. 

1.1 Die Gesellschafts- und Berufsstruktur der jüdischen Bevölkerung im 
Distrikt Lublin 

Es gibt keine zuverlässigen und genauen Angaben über die Zahl der Juden, die 
vom Herbst 1939 bis zum Frühjahr 1942 im Distrikt Lublin und auf dem Ge­
biet des GGs lebten. Die Ursache dafür liegt darin, daß während der fünfjähri­
gen Besatzungszeit nur einmal eine Volkszählung, und zwar lediglich eine 
summarische, durchgeführt wurde. Dies geschah im März 1943, als die mei­
sten Juden bereits ermordet worden waren. Die Besatzungsbehörden mußten 
sich daher mit Schätzungen behelfen, die jedoch ungenau waren wegen der 
Fluchtbewegungen, Umsiedlungen, Aussiedlungen, Deportationen, Vertrei­
bungen und nicht zuletzt wegen der physischen Vernichtung ganzer Bevölke­
rungsteile, die von September 1939 bis zum Ende der Besatzung auf dem pol­
nischen Territorium zum Alltag gehörten. Hinzu kam, daß sich ein gewisser 
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Prozentsatz der jüdischen Bevölkerung bemühte, eine offizielle Erfassung zu 
vermeiden.1 

Frank Golczewski schätzt die Zahl der im GG (ohne den Distrikt Galizien) le­
benden Juden auf 1,9 Millionen nach dem Stand für Januar 1942.2 Für den Di­
strikt Lublin variieren die Schätzungen in der einschlägigen Literatur zwischen 
250.000 bis 300.000. Peter-Heinz Seraphim, ein ausgewiesener NS-„Judenex-
perte" und Wirtschaftshistoriker nennt sogar die Zahl 448.000.3 Vom Sommer 
1942 stammt dagegen eine Schätzung Türks von der Abteilung BuF, der für den 
Distrikt Lublin die Zahl 387.729 Juden ermittelte. Diese Schätzung war aber, so 
Türk, nur „bedingt zuverlässig, da sie teils auf Grund der in den Monaten Mai, 
Juni und Juli 1941 ausgegebenen Lebensmittelmarken und teils nach den schät­
zungsweisen Angaben der Kreis- und Stadthauptleute gemacht wurde."4 Hinzu 
kam, daß diese Schätzung durch einen groben Rechnungsfehler verzerrt wurde. 
Ich schätze dagegen, daß im Distrikt Lublin mindestens 300.000, wahrschein­
lich aber um 320.000 Juden gelebt haben.5 

1 Tatjana Berenstein, Martyrologia, opór i zagłada ludności żydowskiej w dystrykcie lubels­
kim, in: BZIH 21 (1957), S.22. Die Gründe dafür waren vielfältig wie z.B. illegaler Aufent­
halt in einer Ortschaft oder der Versuch, der Zwangsarbeit zu entgehen. 

2 Golczewski, Polen, S.453. 
3 Die Zahl 251.569 ermittelte Golczewski, Polen, S.453, für Januar 1942; sie ist aber mit Si­

cherheit zu niedrig; Dieter Pohl, Von der „Judenpolitik" zum Judenmord. Der Distrikt Lu­
blin des Generalgouvernements 1939-1944, Frankfurt am Main 1993, S.63; Berenstein, 
Martyrologia, S. 22, schätzt die Zahl auf 250.000 bis 300.000; Peter Heinz Seraphim, Wirt­
schaftsstruktur des Generalgouvernements, Krakau 1941, S.28, ging davon aus, daß im 
Jahre 1940 ins GG und auch in den Distrikt Lublin 330.000 Juden aus den eingegliederten 
Gebieten „abgeschoben" worden seien. Dieser Plan wurde aber nicht erfüllt. 

4 Bevölkerungszahlen in den einzelnen Kreisen des Distrikts Lublin vom 28.8.1942: AAN: 
Rząd GG 1436/29 B1.5. Türk ermittelte für den Kreis Biłgoraj insgesamt 136.000 Juden, 
was offensichtlich ein Tippfehler war. Diese Zahl brachte er dann in die Gesamtrechnung 
ein. Nach Angaben des KH lebten im Kreis Biłgoraj 12.869 Juden (Lagebericht des KH Bił­
goraj, 4.5.1943: AGK GDL 180/10, B1.8). 

5 Nach Bereinigung des Fehlers von Türk kam ich auf die Zahl 264.000 Juden. Diese Zahl ist 
aber zu niedrig, denn ich fand für 6 von insgesamt 10 Kreisen Werte, die zuverlässiger er­
scheinen als Türks Angaben. So ermittelte Türk für den Kreis Lublin-Land 16.813 Juden, 
nach Angaben der Kreishauptmannschaft vom März 1942 lebten dort aber mindestens 
25.770 Juden (KH Lublin-Land an Höfle, 8.5.1942: APL KH Lublin-Land 75, Bl. 144-147); 
für den Kreis Radzyń verwendete Türk die Zahl 44.085, nach Angaben der JSS vom Mai 
1941 lebten dort aber 48.000 Juden (JSS an JSS in Krakau, 35.5.1941: ZIH JUS 12); der 
Kreis Janów zählte nach Türk 8.736 Juden, nach Angaben der JSS vom Juni 1941 dagegen 
12.772 (JSS Außenstelle in Janów L., 30.6.1941: ZIH JUS 458); für den Kreis Hrubieszów 
ermittelte Türk 8.440 Juden, nach Angaben des KH vom Mai 1942 wohnten dort aber 
14.188, die „arbeitsunfähig" waren (KH Busse an U-Abt. BuF, 22.5.1942, in: Dokumenty i 
materiały do dziejów okupacji niemieckiej w Polsce, hrsg. von Józef Kermisz, Warszawa 
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Die jüdische Bevölkerung wies für polnische Verhältnisse eine außerordent­
lich starke Konzentration in den Städten auf. In Vorkriegspolen wohnten etwa 
80 % der Juden in Städten, in denen sie im Durchschnitt etwa 30 % der Gesamt­
bevölkerung ausmachten. Im Gegensatz dazu waren nur etwa 35 % der Nicht-
juden Stadtbewohner. Im Distrikt Lublin war dieser Gegensatz noch krasser; 
dort wohnten 83 % der Bewohner auf dem Lande und nur 17 % in den Städten. 
In einer Reihe von Städten betrug der Anteil der Juden an der Gesamtbevölke­
rung zwischen 40 % und 50 %, und in mehreren Städten, hier insbesondere im 
Distrikt Lublin, machten sie sogar die Mehrheit aus. Die zahlenmäßig stärkste 
jüdische Gemeinde im Distrikt Lublin wies zu dieser Zeit die Stadt Lublin auf-
etwa 47.000 jüdische Bewohner, 34,6% der Stadtbevölkerung. Cholm beher­
bergte die zweitgrößte jüdische Gemeinde im Distrikt, deren Zahl sich auf 
16.000 Mitglieder belief, was 46 % der Stadtbewohner ausmachte.6 

Die Berufsstruktur der jüdischen Bevölkerung in Vorkriegspolen war eben­
falls für polnische Verhältnisse einzigartig. Nach Seraphims Angaben waren auf 
dem Gebiet des GGs mehr als 40 % der erwerbstätigen jüdischen Bevölkerung 
im Handel und etwa 38 % im Gewerbe und Verkehr beschäftigt. Gesonderte 
Zahlen für den Distrikt Lublin liegen nicht vor. Im krassen Gegensatz dazu 
stand die Berufsstruktur der Gesamtbevölkerung im GG. Denn ca. 60 % waren 
in der Land- und Forstwirtschaft, 23 % in Industrie und Handwerk und 14 % 
im Handel und Verkehr, der Rest im öffentlichen Dienst, in freien Berufen und 
häuslichen Diensten beschäftigt.7 Im Distrikt Lublin war dieser Kontrast noch 
größer. Nach Erhebungen von 1931 waren dort 71 % aller Einwohner in der 
Landwirtschaft (ohne Gärtnerei und Forstwesen), aber nur 13 % in Industrie 
und Handwerk und 9 % im Handel und Verkehr beschäftigt.8 

1946, Bd. II, S. 35); hinzu muß man einige Tausend von „arbeitsfähigen" Juden rechnen; in 
der Stadt Lublin wohnten nach Türk knapp 30.000, nach Angaben des Arbeitsamtes Lublin 
für Januar 1942 dagegen 40.000 Juden (APL Arbeitsamt Lublin 7); insgesamt ergibt sich in 
5 Fällen eine Differenz von mindestens 30.000 Personen, die man der Zahl 264.000 zurech­
nen muß; es ist anzunehmen, daß in den vier übrigen Kreisen die Zahlen Türks ebenfalls zu 
niedrig waren. 

6 Seraphim, Wirtschaftsstruktur, S.23; Kasperek, Wywóz, S. 15. 
7 Seraphim, Wirtschaftsstruktur, S.23; abweichend Jerzy Tomaszewski, Najnowsze dzieje 

Żydów w Polsce w zarysie (do roku 1950), Warszawa 1993, S. 168; nach seinen Angaben 
waren etwa 4 2 % der jüdischen Bevölkerung in Industrie und Handwerk, 36 ,6% in Han­
del, Versicherungen und Verkehr tätig. Der Rest war im öffentlichen Dienst, freien Berufen 
u. ä. beschäftigt. Seine Angaben beziehen sich aber auf das Gesamtgebiet des Vorkriegspo-
ten, Seraphims Angaben dagegen auf das GG. Für den Distrikt Lublin dürften die Zahlenan­
gaben Seraphims ohnehin zutreffender sein wegen der ausgesprochen landwirtschaftlichen 
Struktur des Distrikts. 

8 Die Bevölkerung des Distrikts Lublin nach Wirtschaftsabteilungen: APL GDL 728, Bl.6. 
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Der Handel in Vorkriegspolen wurde von der jüdischen Minderheit domi­
niert. Von den 195.000 registrierten Handelsbetrieben, die es 1939 auf dem Ge­
biet des späteren GGs mit Distrikt Galizien gab, waren 112.000 (57,5 %) jü­
disch. In der Wojewodschaft Lublin war ihr Anteil deutlich höher; von den ins­
gesamt 28.000 registrierten Handelsbetrieben waren 19.000 (68%) jüdisch.9 

Einen besonders starken Anteil jüdischer Händler wiesen der Textil-, Fell- und 
Lederhandel auf. In den ländlichen Gebieten, wie im Distrikt Lublin, spielten 
die jüdischen Kaufleute oft die traditionelle Mittler-Funktion zwischen Stadt 
und Land. Darüber hinaus waren 90 % der registrierten hausierenden Gewerbe­
treibenden im Vorkriegspolen Juden. Im Großhandel waren diese Prozentsätze 
ebenfalls hoch. Ein Charakteristikum der meisten dieser Geschäfte war ein ge­
ringer Umsatz verglichen mit den westeuropäischen Verhältnissen.10 

Auf dem gewerblichen Sektor waren Juden ebenfalls in vielen Bereichen do­
minant. Im Jahre 1939 gab es auf dem Gebiet des späteren Generalgouverne­
ments 235.000 Handwerksbetriebe, wovon 50% (115.000) jüdisch waren.11 In 
der Wojewodschaft Krakau betrug der Anteil der jüdischen Handwerker 
30,7 %, in Warschau 44,2 %, in Kielce 52,8 % und in Lublin 57 %, die sich in 
bestimmten Bereichen konzentrierten. So waren beispielsweise in der Wojewod­
schaft Lublin 69 % der Textilhandwerker, 76 % aller Bäcker und Fleischer jüdi­
scher Herkunft. In der Stadt Lublin waren 53 % aller Schuster, 62 % aller Satt­
ler, 98 % aller Schaftmacher Juden. Auch in vielen Bereichen der Heimindustrie 
überwogen Juden.12 Darüber hinaus gab es relativ viele jüdische Ärzte, Anwälte 
und Hochschullehrer, obwohl diese akademischen Berufe innerhalb der jüdi­
schen Gesellschaft im Vorkriegspolen zahlenmäßig eine kleine Minderheit dar­
stellten.13 

1.2 Polnisch-jüdische Beziehungen vor 1939 

Außer der Berufsstruktur unterschied sich die jüdische Bevölkerung von ihren 
christlichen Nachbarn nicht nur durch die Religion, wie im Westeuropa, son­
dern auch durch Sprache, Sitten, Verhalten und oft Kleidung. Die Juden lebten 
meistens in eigenen Wohnvierteln unter sich und von der nichtjüdischen Bevöl­
kerung gesellschaftlich abgekapselt. Andererseits war die jüdische Minderheit 

9 Madajczyk, Polityka, T. 1,S. 583 f. 
10 Seraphim, Wirtschaftsstruktur, S. 85-89. 
11 Madajczyk, Polityka, Bd. 1, S. 581. 
12 Seraphim, Wirtschaftsstruktur, S. 65-77. 
13 Tomaszewski, Najnowsze, S. 168. 
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wegen ihrer Berufsstruktur auf Kontakte mit nichtjüdischer Bevölkerung ange­
wiesen. Die meisten Juden beherrschten entweder unzureichend oder schlecht 
oder sogar überhaupt nicht die polnische Sprache. In der Volkszählung im Jahre 
1931 gaben beispielsweise etwa 12 % der Juden Polnisch als Muttersprache an. 
Nur ein kleiner Teil der Juden - weniger als 10 % - konnte als assimiliert be­
zeichnet werden. Es handelte sich dabei meistens um Freiberufler, Intellektuelle 
und Wohlhabende.14 Unter allen Minderheiten im Vorkriegspolen stellten die 
Juden mit ihrem Erscheinungsbild die fremdartigste Bevölkerungsgruppe aus 
der Sicht der polnischen Mehrheit dar. Vereinfachend gesagt, gab es im Vor­
kriegspolen zwei Welten: eine jüdische und eine nichtjüdische. 

Hinzu kam, daß die ethnische und religiöse Trennlinie zwischen Juden und 
Polen im Vorkriegspolen oft entlang der wirtschaftlichen Grenzen verlief: Auf 
der einen Seite befand sich der polnische Bauer als Lieferant von landwirtschaft­
lichen Produkten und als Kunde für gewerbliche Erzeugnisse, auf der anderen 
Seite der jüdische Händler und Handwerker, wie das in ländlichen Gebieten des 
Distrikts Lublin der Fall war. Die permanente wirtschaftliche Krise im Vor­
kriegspolen vergrößerte zusätzlich die religiösen, kulturellen und wirtschaftli­
chen Unterschiede zwischen den Juden und NichtJuden. Diese Verhältnisse 
erschwerten es, die gegenseitigen Vorurteile15 abzubauen und Solidarität zwi­
schen den beiden Volksgruppen herzustellen. 

2 Der Septemberfeldzug 

Für die Zeit vor dem 1. September 1939 sind keine konkreten Pläne bekannt, die 
die antijüdische Politik auf dem besetzten polnischen Gebiet zum Gegenstand 
hätten. Die wenigen erhaltenen Dokumente deuten jedoch darauf hin, daß es 
zumindest allgemeine Richtlinien gegeben hat, und zwar in bezug auf die 
Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft. Auch das Vorgehen der einzelnen 
Landräte in ihren Bezirken legt diese Annahme nahe. Auf alle Fälle ist als Vor­
aussetzung anzunehmen, daß man von den Vertretern der Militärverwaltung er­
wartete, ihre antijüdische Politik nach den im Reich geltenden „Prinzipien" zu 
gestalten. 

14 Nechama Tee, When Light Pierced the Darkness, S. 37. 
15 In der einschlägigen Literatur wird ausschließlich der polnische bzw. ukrainische Antise­

mitismus thematisiert. Bei meinen Recherchen fand ich jedoch eine Reihe von Hinweisen, 
daß es jüdischen Antipolnismus und Antiukrainismus gegeben hat. Diese Vorurteile richte­
ten sich vor allem gegen die ländliche Bevölkerung. Sie dürften ihre Wurzeln in den wirt­
schaftlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und religiösen Unterschieden haben. 
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2.1 Pogrome 

Unmittelbar bei oder kurz nach der Besetzung Polens durch die deutsche Wehr­
macht kam es in vielen Orten zu Übergriffen und Ausschreitungen gegen die 
polnische Bevölkerung allgemein, aber auch speziell gegen Juden. Nach Schät­
zungen fielen in ganz Polen bis zur Jahreswende 1939 mindestens 7.000 Juden 
der deutschen Herrschaft zum Opfer. Allerdings wurden die Gewalttaten gegen 
Juden keinesfalls systematisch und planmäßig, sondern eher „spontan" durch­
geführt. Im Gegensatz dazu stand das Vorgehen gegen die polnische Intelligenz 
im Rahmen der sogenannten „Flurbereinigung". Bis Ende 1939 ermordeten vor 
allem die Einsatzgruppen und der Volksdeutsche Selbstschutz insgesamt etwa 
50.000 polnische Bürger, die meisten in den eingegliederten Ostgebieten und 
„nur" etwa 5.000 auf dem Territorium des späteren Generalgouvernements.16 

Neben Morden erfolgten zahllose Ausschreitungen und Erniedrigungen, die 
sich u.a. speziell gegen Juden richteten. Sie reichten vom Abschneiden der Barte 
orthodoxer Juden, Absingen von Liedern, bis zu öffentlicher „Gymnastik" u. ä. 
Juden wurden als Geiseln genommen, man erlegte ihnen Kontributionen auf, 
und sie waren auch beliebte Objekte von Raubzügen und Plünderungen.17 All 
diese Erscheinungen sind auf das Klima des Feldzuges zurückzuführen, das zu­
sätzlich durch jahrelange massive antisemitische Propaganda angeheizt wurde. 
Ein Großteil der Wehrmachtsführung trägt dafür vermutlich keine direkte Ver­
antwortung. Im Gegenteil, sie versuchte diesen Willkürakten und Übergriffen 
entgegenzusteuern.18 

2.2 Erste antisemitische Maßnahmen 

Unmittelbar nach der Besetzung leiteten die Einsatzgruppen und die Militärver­
waltung eine Reihe von antisemitischen Maßnahmen ein, welche die Grundla­
gen der zukünftigen antijüdischen Politik im besetzten Polen schaffen sollten. 
Federführend waren hierbei die Einsatzgruppen. Allerdings entwickelte gerade 
die Militärverwaltung auf dem Wirtschaftssektor eine rege Aktivität mit dem 
erklärten Ziel, die Teilnahme der Juden im Wirtschaftsleben einzuschränken, 
um sie dann gänzlich aus der Wirtschaft auszuschalten. So ordneten die CdZs 
die Sperrung jüdischer Guthaben an, leiteten die Registrierung jüdischer Ge-

16 Łuczak, Polityka, S. 68-76. 
17 Tatjana ßerenstein, Eksterminacja ludności żydowskiej na lubelszczyźnie (Manuskript), 

S. 1-4; Pohl judenpol i t ik , S.23-30. 
18 Krausnik, Einsatzgruppen, S. 77-80. 



Erste antisemitische Maßnahmen 107 

schäfte ein, verfügten die Kennzeichnung jüdischer Geschäfte.19 Sonst aber hat­
ten die CdZs offensichtlich freie Hand, in welchem Rahmen die Ausschaltung 
der Juden aus der Wirtschaft zunächst stattfinden sollte. 

Der CdZ bei AOK 10, Rüdiger, erließ beispielsweise am 15.09.1939 folgende 
Richtlinien: „Ziel der Behandlung der Juden im Wirtschaftsleben muß sein, sie 
für die Zukunft restlos auszuschalten und ihre Betriebe in arische Hand zu über­
führen."20 In seinem Zuständigkeitsbereich ordnete der CdZ an, daß für alle 
jüdischen Industrie- und Großhandelsbetriebe Treuhänder eingesetzt werden 
sollten. Jüdische Handwerks- und Einzelhandelsbetriebe waren zunächst von 
dieser Anordnung nicht betroffen, um die Versorgung der Bevölkerung zu ge­
währleisten. Der CdZ in Krakau war radikaler und verfügte, zumindest für 
manche Bezirke, die Schließung aller jüdischen Geschäfte. Der Landrat der 
Kreise Tarnów und Dąbrowa Tarn, berichtete am 21.09.1939 folgendes: 

„Ausnahmen von der Verordnung über jüdisches Vermögen sind erforderlich, um die Ver­
sorgung der Bevölkerung überhaupt zu ermöglichen. Von den vorhandenen Geschäften 
sind mindestens 9 0 % in jüdischer Hand. Ich habe daher stillschweigend zugelassen, daß 
Lebensmittel und Bedarfsartikel des täglichen Lebens und Bedarfsartikel des täglichen Ge­
brauches auch in jüdischen Geschäften weiter verkauft werden können. Hierzu bitte ich um 
stillschweigende Genehmigung.*'21 

Darüber hinaus erließ der CdZ in Krakau bereits am 12.09.1939 eine Verord­
nung, in der er die Verlagerung und Übertragung jüdischen beweglichen und 
unbeweglichen Vermögens verbot.22 Diese Verordnung trat rückwirkend zum 
1.09.1939 in Kraft. Am 16.09.1939 ordnete ebenfalls der CdZ in Krakau die 
Kennzeichnung jüdischer Geschäfte an.23 Für die praktische Umsetzung dieser 
Richtlinien vor Ort waren die Landräte zuständig. 

Man sieht, daß die Militärverwaltung auf dem Gebiet des späteren GGs die 
Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft in Gang setzte - Maßnahmen, die 
sich im Laufe der Besatzung so verheerend auf die jüdische Gesellschaft auswir­
ken sollten. Diese Politik konnte aber zunächst nur in Ansätzen eingeleitet wer­
den, da erstens eine sofortige und völlige Ausschaltung der Juden aus der Wirt­
schaft schwerwiegende Folgen - vor allem für die Versorgung der Bevölkerung -
nach sich gezogen hätte. Zweitens machte es die Fülle der zu lösenden Aufgaben 

19 Pohl, Judenpolitik, S.72f.; Verordnungsblatt des CdZ Nr. 1. Krakau, 12.09.1939: AGK 
N T N 3 3 3 , BL 1-3. 

20 Tagesbefehl Nr. 7 des CdZ bei AOK 8 vom 15.09.1939: AGK NTN 270, Bl. 14 
21 Lagebericht vom 21.09.1939: IfZ, MA-682, fr. 631-636. 
22 Verordnungsblatt des CdZ Nr. 2. Krakau, 12.09.1939: AGK NTN 333, Bl. 1-3. 
23 Verordnung des CdZ Krakau, 16.09.1939: AGK NTN 333, Bl. 3. 
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und die ungenügende personelle Besetzung den Stadt- und Landkommissaren 
unmöglich, sich „eingehend" mit der „Judenfrage" zu beschäftigen. 

Für die eigentliche antijüdische Politik waren vor allem die Einsatzgruppen 
zuständig, die hierin eine beachtenswerte Initiative entwickelten. Bereits 1938 
erhielt die Sicherheitspolizei, die weitgehend das Personal für die Einsatzgrup­
pen stellte, im Reich Kompetenzen für die antijüdische Politik.24 Es war nun 
folgerichtig, daß sich die Sicherheitspolizei auch im besetzten Polen für diese 
Fragen zuständig hielt. Die Richtlinien hierfür legte der vielzitierte Heydrich-
Schnellbrief vom 21. September 1939 fest.25 Danach sollten die Einsatzgruppen 
zunächst die Konzentrierung, aber auch die Registrierung der Juden sowie die 
Bildung von Judenräten einleiten, um die endgültige Entfernung der Juden aus 
den besetzten Gebieten organisatorisch vorzubereiten. Man dachte hierbei of­
fensichtlich an die Gebiete Polens, die an das Reich fallen sollten. 

Die sofortige Umsetzung dieser Richtlinien stieß aber auf Schwierigkeiten, 
und zwar aus folgenden Gründen: Erstens stellte sich die Heeresleitung dage­
gen, weil die Konzentrierung der Juden die militärischen Bewegungen stören 
würde.26 Zweitens war es die Hauptaufgabe der Einsatzgruppen, das Land po­
litisch zu „befrieden" und völkische „Flurbereinigung" durchzuführen. In der 
Praxis bedeutete dies, daß sich die Einsatzgruppen vor allem auf die Maßnah­
men gegen das Poientum konzentrierten, um den polnischen Widerstandsgeist 
zu brechen.27 Juden stellten dagegen aus der Sicht der NS-Besatzungsorgane im 
allgemeinen keine direkte (militärische) Gefahr für die Beherrschung dieses 
Raumes dar. Frank drückte diese Auffassung in seiner zynischen Art wie folgt 
aus: „Es hat sich seit den Makkabäern kaum ein Fall ereignet, daß die Juden ge­
gen eine Besatzungsmacht vorgegangen sind."28 Drittens waren die Einsatz­
gruppen personell nicht stark genug, um alle ihre gestellten Aufgaben erfüllen 
zu können.29 Deswegen konnten die oben erwähnten Richtlinien gegen die Ju-

24 Pohl, Judenpolitik, S. 60. 
25 Faschismus-Getto-Massenmord. Dokumentation über Ausrottung und Widerstand der 

Juden in Polen während des 2. Weltkrieges, hrsg. vom Jüdischen Historischen Institut 
Warschau, Berlin 1961, S. 37-41. 

26 Eisenblätter, Grundlinien, S.49f.; Krausnick, Einsatzgruppen, S. 51-65. 
27 Krausnik, Einsatzgruppen, S. 29-41. 
28 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 131. 
29 Die Gesamtstärke der insgesamt 16 Einsatzkommandos belief sich auf etwa 2.700 Mann. 

Krausnik, Einsatzgruppen, S. 28. Sie waren allerdings auf dem ganzen Gebiet des durch die 
deutschen Truppen besetzten Polen eingesetzt, also auch in den später eingegliederten Ost­
gebieten, wo auch der Schwerpunkt ihres Einsatzes lag. Darauf deutet m. E. die unverhält­
nismäßig höhere Zahl der Opfer in diesen Gebieten hin: etwa 45.000 gegenüber 5.000 auf 
dem Gebiet des GGs. Łuczak, Polityka, S. 75 f. 
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den keinesfalls voll verwirklicht werden. Es scheint, daß von diesen Richtlinien 
die Bildung von Judenräten am weitesten fortgeschritten war, als die Zivilver­
waltung am 26.10.1939 die Militärverwaltung ablöste. Gerade aber durch die 
Bildung der Judenräte sicherten sich die Einsatzgruppen in der Praxis den direk­
ten Einfluß auf die Judenangelegenheiten. 

Die Militärverwaltung akzeptierte den Anspruch der Einsatzgruppen in der 
„Judenfrage" und bemühte sich offensichtlich um eine Zusammenarbeit. Aus 
Tarnobrzeg vertrieb beispielsweise die Gestapo unter Mitwirkung des Land­
kommissars und des örtlichen Bürgermeisters etwa 2.500 Juden.30 In Krakau 
beteiligte der Stadtkommissar Zörner die Gestapo an den Verhandlungen mit 
der jüdischen Gemeinde über die Unterstützung für hilfebedürftige Juden.31 Et­
waige Auseinandersetzungen zwischen den CdZs und ihren Landräten einer­
seits und den Einsatzgruppen andererseits wegen der „Judenfrage" sind m. W. 
nicht überliefert. In der Provinz konnten die Landräte ohnehin vielfach unge­
stört agieren, da sie oft, außer den Wehrmachtstruppen, die alleinigen Vertreter 
der Besatzungsmacht vor Ort waren. 

So entstand in der ersten Phase der Besatzung eine eigentümliche Situation 
hinsichtlich der Zuständigkeit für die antijüdische Politik. Auf der einen Seite 
griff die Militärverwaltung in die Judenangelegenheiten ein, wenn es um die 
Wirtschaft ging. Diese Eingriffe waren keinesfalls tiefgreifend wegen der unzu­
reichenden personellen Besetzung der Militärverwaltung und vor allem wegen 
der chaotischen wirtschaftlichen Verhältnisse direkt nach der Besetzung. Zu 
dieser Zeit galt als Priorität, die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen und die 
Versorgung der Bevölkerung zu sichern. Auf der anderen Seite erhoben die Ein­
satzgruppen den Anspruch, eine „aktive" antijüdischen Politik einzuleiten mit 
dem Ziel, die „Judenfrage" definitiv zu lösen. Darunter ist aber nicht der spä­
tere Holocaust zu verstehen. Vielmehr dachte man an eine sogenannte territo­
riale Lösung. Wie dies ablaufen sollte, darüber hatten die NS-Entscheidungsträ-
ger zu dieser Zeit noch keine konkrete Vorstellung. Trotzdem versuchten die 
Einsatzgruppen, organisatorische Vorarbeiten zu leisten, die dann eine endgül­
tige Lösung erleichtern sollten. Zwischen den Absichten der Besatzungsbehör­
den und den Möglichkeiten ihrer Realisierung klaffte aber eine Lücke: Die er­
wünschten antijüdischen Maßnahmen ließen sich in der Praxis nur ansatzweise 
oder zu diesem Zeitpunkt überhaupt nicht realisieren. In dieser Phase kann 
keine Rede sein von einer koordinierten und zentral gesteuerten antijüdischen 

30 Lagebericht des Landkommissars. Tarnobrzeg, 13.09.1939: IfZ MA-682, fr. 580-584; der 
Bürgermeister stellte sich später als „Halbjude" heraus. 

31 Aktenvermerk vom 7.10.1939, Krakau: BA D-H, ZR 940. 
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Politik auf dem Gebiet des späteren GGs - vielmehr improvisierte man. Es 
herrschte aber ein Grundkonsens, daß es eine „Judenfrage" gibt, die früher oder 
später gelöst werden müsse. 

3 Die Auseinandersetzung um die Zuständigkeit für die Judenangelegenheiten: 
Herbst 1939 bis Sommer 1940 

Wie oben geschildert, gab es zum Zeitpunkt der Ablösung der Militärverwal­
tung und Einrichtung der Zivilverwaltung auf dem Gebiet des GGs keine ein­
heitlich gesteuerte antijüdische Politik. Die Einsatzgruppen (Sicherheitspolizei) 
konnten ihren Anspruch in dieser Hinsicht nicht in die Praxis umsetzen. Erst mit 
der Übernahme der Verwaltung durch Franks Apparat begann die antijüdische 
Politik, konkrete Formen anzunehmen. Zunächst ging es jedoch darum, die 
Kompetenzen für die antijüdische Politik zu klären. Erst im Sommer 1940 wur­
den diese Fragen zugunsten der Zivilverwaltung entschieden, was im Herbst 
1939 noch nicht zu erkennen war. 

Der Grund dafür lag darin, daß seit Ende September 1939 bis März 1940 ge­
rade der Distrikt Lublin eine strategische Bedeutung für die Planungsstäbe in 
Berlin gewann. Man entwarf nämlich den Plan, auf dem Gebiet zwischen den 
Flüssen Bug und San ein „Judenreservat" einzurichten, in das alle Juden aus 
dem gesamten deutschen Machtbereich abgeschoben werden sollten. Somit war 
die antijüdische Politik auf dem Gebiet des GGs eine Reichsangelegenheit. Fe­
derführend bei diesen Planungen war Himmler mit seinem Stab. Im März 1940 
stand aber fest, daß es im Distrikt Lublin kein Reservat geben werde.32 Damit 
platzte der kurzlebige Plan, auf dem Gebiet des GGs die „Judenfrage" territorial 
zu lösen. Infolgedessen gewann die Zivilverwaltung mehr Spielraum für ihre 
antijüdische Politik. Hinzu kam, daß sich die SS als unfähig erwies, auf dem Ge­
biet des GGs ein im nationalsozialistischen Sinne realisierbares Konzept für die 
von ihr beanspruchten Bereiche der Politik gegenüber den Juden vorzulegen. 

3.1 Das „Scheitern" der SS und der Polizei in der antijüdischen Politik 

Im Zusammenhang mit dem Projekt des „Judenreservats" um Lublin entwik-
kelte die SS „hochfliegende" Pläne, zu deren Realisierung man die jüdischen 
Zwangsarbeiter einsetzen wollte. Im Januar 1940 wartete Himmler mit der Idee 

32 Näheres dazu Pohl, Judenpolitik, S. 47-51. 
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eines Panzergrabens an der Grenze zur Sowjetunion auf, wobei er den Plan des 
Lubliner SSPF, Globocnik, aufgriff. Es war geplant, durch den Einsatz von 2,5 
Millionen jüdischen Zwangsarbeitern „einen 40 bis 50 m breiten und 1,50 m 
unter dem Grundwasser tiefen Graben" anzulegen.33 Die Verwirklichung dieses 
wahnwitzigen Planes hätte außer dem enormen organisatorischen Aufwand 
große Kosten verursacht, die keinesfalls aus den Mitteln des GGs zu finanzieren 
gewesen wären. Auch die Zahl der 2,5 Millionen jüdischen Zwangsarbeiter 
hätte nur im Rahmen des damals geplanten „Judenreservats" im Distrikt Lublin 
aufgebracht werden können. Darüber hinaus zweifelten die Militärexperten 
den militärischen Wert dieses Projekts an. Bald wurde jedem klar, daß dieses 
Projekt in diesem Umfang und unter den gegebenen Umständen undurchführ­
bar war.34 

Ähnlich erging es dem Plan, vier große Konzentrationslager für jüdische 
Zwangsarbeiter im GG zu errichten. Diesen Plan, der wahrscheinlich mit dem 
Projekt des Panzergrabens zusammenhing, lehnte Frank auf Empfehlung des 
Leiters der Finanzabteilung Spindler ab. Die veranschlagten Kosten dieses Pro­
jekts, die sich auf 90 Millionen Złoty beliefen, hätten eine untragbare Belastung 
für den Etat des GGs verursacht.35 

Die SS und Polizei scheiterten, wohlgemerkt aus ihrer Sicht, aber nicht nur 
mit ihren „hochfliegenden" Planungen bezüglich der antijüdischen Politik - sie 
versagten auch in der Praxis und zwar in der Organisierung der jüdischen 
Zwangsarbeit im GG. Am 26.10.1939 erließ Frank eine Verordnung über die 
Einführung des Arbeitszwanges für die jüdische Bevölkerung.36 Die Durchfüh­
rung dieser Verordnung überließ Frank dem HSSPF Krüger, der mit seinem Ap­
parat die bisherige „wilde" Zwangsarbeit der Juden einheitlich organisieren 
sollte. Verschiedene Besatzungsstellen zogen nämlich willkürlich seit den ersten 
Tagen der Besatzung die polnischen Juden zur Zwangsarbeit heran. So 
herrschte aus der Sicht der NS-Besatzer ein Durcheinander auf diesem Gebiet. 

Am 8. Dezember 1939 erläuterte Krüger anläßlich einer Abteilungsleitersit­
zung seine Pläne, wie er die Zwangsarbeit der Juden organisieren und eine zen-

33 Bericht des Verbindungsoffiziers des OB Ost vom 7.02.1940: BA-MA, RH 53-23/56. 
34 Rolf-Dieter Müller ist dagegen der Auffassung, daß erst die veränderte politische Lage 

nach dem Sieg im Westen und die in Angriff genommenen Vorbereitungen zum Feldzug im 
Osten das Projekt sinnlos gemacht hätten, in: Rolf-Dieter Müller, Hitlers Ostkrieg und die 
deutsche Siedlungspolitik. Die Zusammenarbeit von Wehrmacht, Wirtschaft und SS, 
Frankfurt am Main 1991, S. 20-23. 

35 Präg/Jocobmeyer, Diensttagebuch, S. 88; der Etat des GGs für das Rechnungsjahr 1940 
betrug 1.039 Millionen Zloty. Somit hätten 90 Millionen 8,6 % des Etats für das Jahr 1940 
ausgemacht: AGK NTN 347, Bl. lOv. 

36 VOB1GG, 26.10.1939, S.6. 
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trale Planung herbeiführen wolle. Er betonte, daß diese Frage „nicht von heute 
auf morgen" gelöst werden könne. Ferner müsse man die Juden nach ihren Be­
rufen karteimäßig erfassen, um das vorhandene Arbeitspotential der Juden (hier 
vor allem die jüdischen Handwerker) wirtschaftlich rational auszunutzen und 
deren Einsatz zentral zu steuern. „Vorläufig müßten die Juden in Kolonnen zu­
sammengestellt und dort eingesetzt werden, wo dringender Bedarf vorliege."37 

Im Januar 1940 machte sich Krüger mit seinem Apparat daran, die angesagte 
karteimaßige Erfassung der jüdischen Arbeitskräfte durchzuführen. Hierzu 
wurde ein kompliziertes Karteikarten-System erstellt.38 Die Ausführung der Er­
fassung bedurfte aber eines großen verwaltungstechnischen Aufwands, der die 
Möglichkeit des SS- und Polizeiapparates bei weitem überstieg. Daher über­
nahm die Zivilverwaltung, und zwar die Kreis- und Stadthauptleute, die Durch­
führung dieser Erfassungsaktion vor Ort. Planmäßig hätte diese Aktion am 
8.03.1940 abgeschlossen werden sollen.39 Allerdings war diese Kartei im Mai 
1940 noch nicht fertig.40 Mehr noch, als die ganze Aktion im Sommer 1940 
endlich abgeschlossen war, erwies sie sich als ein totaler Fehlschlag. Denn nach­
dem im Juli 1940 die Abteilung Arbeit die bereits erstellte Kartei von der SS und 
Polizei übernommen hatte, stellte man fest, daß die Kartei „keine Möglichkeit 
fböte], auch nur annähernd Zahlen über die derzeit noch einsatzfähigen Juden 
zu nennen".41 Drastischer konnte der Dilettantismus der SS und Polizei nicht in 
Erscheinung treten. 

Man sieht, daß die SS und Polizei nicht fähig waren, ein Konzept zur Durch­
führung der jüdischen Zwangsarbeit auszuarbeiten, das unter den gegebenen 
Verhältnissen realisierbar gewesen wäre. Dieses Unvermögen gestand Krüger 
unverblümt am 7.06.1940 ein, als er erklärte: 

„durch die Einführung der Zwangsarbeit werde der Jude tatsächlich vielfach von der Arbeit 
abgehalten, und deshalb sei es notwendig geworden, die jüdischen Arbeitskräfte unter be­
stimmten Kautelen in der freien Wirtschaft unterzubringen. Damit würde dann dieses Ge­
biet auf den Leiter der Abteilung Arbeit übertragen sein. Übrigens sei es nicht so einfach, die 
Juden in Läger |sicj zusammenzufassen. Im großen und ganzen jedenfalls sei das nicht mög­
lich, da Verwaltung, Bewachung, Ernährungslage und auch Finanzierung eine große Rolle 
spielten."42 

37 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 77. 
38 Krügers Dienstbefehl an die Judenräte für die Erfassung und Gestellung der Juden zur 

Zwangsarbeit vom 20.01.1940: AGK NTN 333, Bl. 60-6lv. 
39 Muster einer Anweisung an die Kreis- und Stadthauptleute betreffs Verfahren bei der Er­

stellung der Juden-Zwangsarbeitskartei (o. D.): APL GDL 271, Bl. 1-4. 
40 KH Lublin-Land an SSPF in Lublin, 9.5.1940: AGK OKB Lublin 257, B1.70. 
41 Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung vom 6.08.1940: APL GDL 906, Bl.2-8. 
42 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.232. 
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3.2 Die Zivilverwaltung und Formen ihrer Politik gegenüber den Juden 

Wie bereits erwähnt, änderten sich die Voraussetzungen der antijüdischen Poli­
tik im GG vom Herbst 1939 bis zum Sommer 1940 grundlegend. Nach Errich­
tung des GGs ging die Zivilverwaltung davon aus, daß die „Judenfrage" auf 
dem Territorium des GGs gelöst werde - das „Judenreservat" im Distrikt Lu­
blin. Hierzu konkrete Pläne auszuarbeiten, war die Aufgabe der Zentrale 
(RSHA) in Berlin. Im Winter 1940 verwarf man dort das Lubliner Projekt. An 
dessen Stelle trat der Madagaskar-Plan, d. h., die europäischen Juden sollten 
nach Madagaskar deportiert werden.43 Von diesem Zeitpunkt an setzte sich un­
ter deutschen Dienststellen im GG die Überzeugung durch, daß die Juden früher 
oder später aus dem Territorium des GGs entfernt werden würden. 

Im Gegensatz zu SS und Polizei war die antijüdische Politik der Zivilverwal­
tung im GG seit ihrer Einrichtung keine „visionäre" Politik. Das heißt: Man 
entwarf keine „großen" Pläne, um die „Judenfrage" endgültig zu lösen, son­
dern versuchte, durch eine Reihe von Maßnahmen die anvisierte und endgültige 
Lösung der „Judenfrage" vorzubereiten. Dr. Gottong, der erste Referent für Ju­
denangelegenheiten in der Abteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge, faßte 
die Grundlagen der antijüdischen Politik im GG in folgenden Worten zusam­
men: „Alle Maßnahmen müssen ausgerichtet sein auf das Ziel, später das ge­
samte Judentum in einem bestimmten Gebiet zusammenzufassen und auf ein jü­
disches Siedlungsgebiet zu beschränken."44 

In diesem Zusammenhang galten als vorrangig zwei Ziele, die jüdische Bevöl­
kerung zu isolieren und sie aus der Wirtschaft auszuschalten. In diesen Berei­
chen konnten die zivilen Behörden ihre Aktivität von Anfang an ungehindert 
entwickeln, da die SS und Polizei deren Kompetenz auf diesem Gebiet nicht in 
Frage stellte. Bald aber überzeugten sich die Krakauer Beamten davon, daß es 
solange nicht möglich ist, eine einheitliche antijüdische Politik im GG zu gestal­
ten, bis man die Zuständigkeit für alle Bereiche dieser Politik erlangt hat. Vor al­
lem die ungeregelte, willkürliche und unentgeltliche Zwangsarbeit der Juden 
bereitete den zivilen Behörden Kopfzerbrechen. Aber auch der Zugriff auf die 
Judenräte erwies sich sehr früh als gewichtig für die Gestaltung der einheitlichen 
Politik gegenüber den Juden. 

43 Vgl. dazu Aly, Endlösung S. 139-162. 
44 Dr. Gottong an Distriktschefs, Krakau, den 6.4.1940: APL GDL 891, Bl. 52-55. 
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3.2.1 Der Zugriff auf die Judenräte 

Die Einrichtung der Judenräte im GG geht auf den bereits erwähnten Heydrich-
Schnellbrief vom 21.09.1939 zurück. Die Einsatzgruppen und Landräte leiteten 
dies in die Wege. Aber erst die Verordnung Franks vom 28.11.1939 regelte de­
tailliert die Einrichtung und Aufgaben der Judenräte.4> Danach waren Juden­
räte Selbstverwaltungsorgane, welche die jeweilige jüdische Gemeinde nach 
außen vertreten sollten. Ihre eigentliche Aufgabe war es, die Befehle deutscher 
Dienststellen entgegenzunehmen und sie auszuführen. Der Judenrat mußte u. a. 
auf Anforderung Zwangsarbeiter stellen, auferlegte Kontributionen aufbrin­
gen, Sachleistungen (Möbel für Wohnungen und Diensträume, Einrichtungsge­
genstände u. ä.) beschaffen und sonstige Anweisungen der deutschen Dienststel­
len ausführen. Somit war der Begriff „Selbstverwaltung" für Judenräte ein 
Euphemismus, denn sie hatten die einzige Aufgabe, deutsche Befehle entgegen­
zunehmen und sie dann auszuführen. 

Seit der Einrichtung der Judenräte war der Zugriff auf sie nicht klar geregelt. 
Zwar sicherte sich die Sipo in der Anfangsphase großen Einfluß auf die Juden­
räte allein aufgrund der Tatsache, daß sie diese in vielen Fällen einsetzte. In der 
Praxis konnte jedoch jede deutsche Dienststelle Forderungen an die Judenräte 
stellen, um die jüdischen Gemeinden auszubeuten und auszuplündern, was aus­
giebig ausgenutzt wurde. Diesen Zustand kritisierte der BdS Streckenbach am 
30.5.1940: 

„[Es hätten] sich planlos alle möglichen politischen Behörden und Formationen des 
Ältestenrates und der Kultusgemeinden bedient. So seien planlos Arbeitskräfte angefordert 
worden, desgleichen habe man ziemlich willkürliche Materialanforderungen an die 
Ältestenräte gestellt, zum Teil habe man auch Geldbeträge verlangt."46 

Die Zivilverwaltung erkannte bald den hohen Stellenwert, den der Zugriff auf 
die Judenräte für die Gestaltung einer einheitlichen antijüdischen Politik dar­
stellte. Bereits in der Verordnung vom 28.11.1939 legte Frank ausdrücklich fest, 
daß über die endgültige Zusammensetzung der Judenräte der jeweilige Kreis­
bzw. Stadthauptmann zu entscheiden habe.47 In der Folgezeit gab es Überlegun­
gen, den Zugriff auf Judenräte zentral zu lenken und die Judenräte der Abtei­
lung Bevölkerungswesen und Fürsorge unterzuordnen.4 Schließlich entschied 
man sich jedoch für eine dezentrale Lösung. Am 25.4.1940 erging eine Durch-

45 Verordnung über die Einrichtung der Judenräte vom 28.11.1939: VOB1GG 1939, S. 72 f. 
46 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 215 f. 
47 Verordnung über die Hinrichtung der Judenräte vom 28.11.1939; VOB1GG 1939, S.72f. 
48 Anweisung 4 der Abt. Innere Verwaltung vom 2.3.1940: APL GDL 891, Bl. 15. 
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führungsverordnung, in der die ausschließliche Befehlsgewalt über die Juden­
räte den Kreishauptleuten übertragen wurde.49 In den Stadtkreisen, in denen es 
die zahlenmäßig stärksten jüdischen Gemeinden gab, blieb diese Frage zunächst 
noch offen. Erst im Juni 1940 setzte sich die Zivilverwaltung auch hier durch. 
Am 12.6.1940 teilte der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung, Siebert, mit, 

„daß auch die Stadthauptleute die Befehlsgewalt über die in ihren Städten vorhandenen Ju­
denräte eingeräumt erhalten. [...] Unabhängig davon bleibt es selbstverständlich alleinige 
Aufgabe der Sicherheitspolizei, die Judenräte und ihre Organe auf ihre Zuverlässigkeit hin 
zu prüfen. Die Sicherheitspolizei wird darüber hinaus aber auch jeweils gehört werden müs­
sen, wenn Entscheidungen über Juden getroffen werden, die sicherheitspolizeilicher oder 
politischer Natur sind."50 

Die Kreishauptleute hatten keine größeren Schwierigkeiten, sich mit diesem An­
spruch durchzusetzen. In ländlichen Kreisen war die Stellung der Kreishaupt­
leute dominant, SS und Polizei nicht so stark präsent wie in größeren Städten. 
Anders erging es dagegen den Stadthauptleuten, denn in den größeren Städten 
behielt die Sipo weiterhin den faktischen Zugriff auf die Judenräte. Die dortigen 
Judenräte mußten sich von nun an sowohl mit der Sipo als auch mit der Zivil­
verwaltung arrangieren, was ihre Arbeit zusätzlich erschwerte.51 

3.2.2 Die Zwangsarbeit der Juden 

Während des Kriegsverlaufs und unmittelbar danach zogen verschiedene deut­
sche Einheiten und Dienststellen die Juden zur Zwangsarbeit heran. Im Distrikt 
Lublin, ähnlich wie in anderen Distrikten, geschah dies ungeregelt, willkürlich 
und vor allem unentgeltlich. Man bestellte die Arbeitskräfte bei Judenräten, 
doch häufig genug ergriff man die Juden auf den Straßen oder holte sie aus den 
Wohnungen heraus. In Biała Podlaska wurden im Oktober 1939 „bis zu 300 jü­
dische Männer und Frauen zu den Säuberungsarbeiten der öffentlichen Ge­
bäude und Kasernen herangezogen. Da freiwillige Meldungen nicht erfolgten, 
wurden die Juden aus der Wohnung geholt und unter militärische Aufsicht ge­
stellt. [...] Die Reinigungsaktion dauerte 4 Wochen."52 In Zamość fanden seit 
Beginn der Besatzung auf Straßen willkürliche Razzien auf Juden statt, um die 
Juden zur Arbeit und zu anderen persönlichen Dienstleistungen heranzuziehen. 

49 Siebert an Kreis- und Stadthauptleute vom 23.031940: APL GDL 891, B1.24f., sowie 
VOB1GG 1940, II, S. 249. 

50 Siebert an Distriktschef Lublin, 12.6.1940: APL GDL 891, Bl. 155. 
51 Weichen, Tagebuch, Teil I, S. 58 f. 
52 Bericht des Arbeitsamtes in Biała Podlaska vom 16.10.1940: APL GDL 691, Bl. 1-4. 
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In dieser Weise zogen die deutschen Besatzer in Zamość täglich etwa 500 bis 
600 Juden zur Zwangsarbeit heran: 

„Jede deutsche Einheit, jede deutsche Dienststelle und sogar einzelne Deutsche betrachteten 
es gewissermaßen als ihre Pflicht, Juden für allerlei Arbeiten oder Dienste einzusetzen. Die 
Juden waren gezwungen zum Schuheputzen, Autowaschen, Holzhacken, zur Entladung 
von Güterwaggons, Reinigung von Büros und Behörden bis zur Durchführung von größe­
ren Erd-, Bau- und Metallarbeiten."53 

Das Chaos bei der „Beschaffung" jüdischer Arbeitskräfte war so groß, daß es 
sogar vorkam, „daß einer dem anderen die Juden von der Arbeit wegholte". 
Darüber hinaus bekamen die Juden keine Entlohnung für ihre Arbeit. Die 
schlechten Erfahrungen mit dieser Praktik und die Erkenntnis, daß ohne eine sy­
stematische Regelung keine größeren Arbeitsvorhaben verwirklicht werden 
konnten, veranlaßten den SSPF Globocnik dazu, in seinem Stab ein Judenrefe­
rat einzurichten. Die Aufgabe dieses Referats war es, vor allem den Zwangsein­
satz der jüdischen Arbeitskräfte zusammenzufassen und zentral zu steuern. Der 
Selbstschutz sollte die praktische Durchführung absichern. Die Frage der Ver­
pflegung und Unterbringung regelte Globocnik dahingehend, daß diese Kosten 
die jüdische Gemeinde übernehmen mußte, „womit gleichzeitig das sonst uner­
faßbare jüdische Vermögen in unseren [der Deutschen, B. M.] Dienst gestellt 
[wird]."54 

Nach Vorstellung Globocniks sollte diese Regelung für den ganzen Distrikt 
Lublin gelten, was aber in der Praxis nicht der Fall war. In der Stadt Lublin, wo 
die Kräfte der SS und Polizei konzentriert waren, konnte er sich zwar ohne wei­
teres durchsetzen. In den ländlichen Kreisen behielten dagegen die Kreishaupt­
leute die Oberhand. In Biała Podlaska beispielsweise leitete der Kreishaupt­
mann den Arbeitseinsatz der Juden, da „die SS zahlenmäßig zu schwach [war], 
um die laufende Heranziehung der Juden zur Arbeit zu organisieren und zu 
überwachen".55 Ähnlich lief dies in den meisten Kreishauptmannschaften des 
Distrikts Lublin ab, insbesondere da, wo die Kräfte der SS zahlenmäßig 
schwach waren.56 Im Distrikt war die SS außer in der Stadt Lublin lediglich in 

53 Mieczysław Garfinkel, Monografia z Zamościa (Manuskript): ZIH 302/122, S. 4, 21 , (im 
folgenden Garfinkel, Monografia). 

54 Protokoll über Besprechung betreffend den Einsatz jüdischer Zwangsarbeiter bei dem 
SSPF Lublin vom 22.4.1940: APL GDL 891, Bl. 90-93. 

55 Arbeitsamt Biała Podlaska an Distriktschef Lublin vom 6.4.1940: APL GDL 746, Bl. 16. 
56 Niederschrift betreffs Verhandlung über das Judenreferat der Inneren Verwaltung beim 

Distriktschef Lublin am 17.6.40: APL GDL 891, Bl. 160 f. 
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Chelm/Cholm und Zamość zahlenmäßig stärker präsent. Einigkeit bestand 
aber in einem Punkt, daß die jüdische Zwangsarbeit kostenlos sein müsse. 

Zustände, die in dem Bereich des jüdischen Arbeitseinsatzes herrschten, alar­
mierten bald die Verwaltungszentrale in Krakau. Im Kern ging es dabei keines­
falls um eine von vielen Kompetenzfragen, sondern um einen aus der NS-Sicht 
grundlegenden Wandel in der Praxis des bisherigen Arbeitseinsatzes der Juden. 
Denn diese Praxis wirkte sich verheerend auf den wirtschaftlichen Zustand der 
jüdischen Gemeinden aus, die dadurch finanziell doppelt belastet waren. So 
mußten die jüdischen Gemeinden die Kosten des Arbeitseinsatzes tragen - die 
Verpflegung der Zwangsarbeiter. Hinzu kam, daß die Zwangsarbeiter als Er­
nährer ihrer Familien und gegebenenfalls als Steuerzahler ausfielen. Hierbei ist 
zu erwähnen, daß jüdische Gemeinden ihre Haushaltsmittel vor allem auf dem 
Wege der Selbstbesteuerung aufbrachten. Diese enorme Belastung der jüdischen 
Gemeinden potenzierten noch Kontributionen und andere materielle Leistun­
gen, welche die Besatzer erpreßten. Der BdS Streckenbach warnte im Mai 1940 
die Regierung vor den Folgen dieser Zustände: 

„Wenn die jüdischen Gemeinden weiter so ausgebeutet würden wie bisher, dann fielen eines 
schönen Tages Millionen von Juden dem Generalgouvernement zur Last. Schließlich könne 
man sie ja nicht verhungern lassen. Die dem Judentum zur Verfügung stehenden Mittel 
seien recht bescheiden, denn im Generalgouvernement gebe es keine reichen Juden mehr, 
sondern in der Hauptsache nur noch ein Judenproletariat."57 

Darüber hinaus machte sich im GG der Mangel an Arbeitskräften bemerkbar, 
der insbesondere durch das Fehlen der polnischen Kriegsgefangenen und die 
Deportationen von polnischen Zwangsarbeitern ins Reich verursacht wurde. 
Dieser Umstand, so der damalige Leiter der Abteilung Arbeit in Krakau, Max 
Frauendorfer, „macht die Nutzbarmachung der jüdischen Arbeitskraft im Ge­
neralgouvernement dringend erforderlich, zumal sich unter diesen zwangsar-
beitspflichtigen Juden im Gegensatz zu den Juden im Reich gute Facharbeiter 
und Handwerker befinden".58 

Die beiden Gesichtspunkte, der Arbeitskräftemangel und die fortschreitende 
Massenarmut der jüdischen Bevölkerung, veranlaßten die Regierung in Krakau 
zum Handeln. Nach längeren Verhandlungen erklärte sich Krüger im Juni 1940 
bereit, die Zuständigkeit, die ihm nach der VO vom 26.10.1939 für diesen Be­
reich oblag, an die Zivilverwaltung abzutreten und zwar an die Abteilung Ar-

57 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 216. 
58 Frauendorfer an Abteilung Arbeit in den Distrikten, 5.7.1940: APL GDL 745, BI. 9. 
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beit.59 Die Abteilung Arbeit stellte bald den jüdischen Arbeitseinsatz auf eine 
vollkommen neue Grundlage, die für die damaligen Verhältnisse beinahe „revo­
lutionär" erscheint. Nach den Richtlinien der Abteilung Arbeit sollte nämlich 
die Zwangsarbeit möglichst nur auf größere Projekte beschränkt werden. Sonst 
sollten die Juden nach Möglichkeit im freien Arbeitsverhältnis beschäftigt wer­
den. Der Bedarf an jüdischen Arbeitskräften war beim zuständigen Arbeitsamt 
zu beantragen. Ferner, „um die Arbeitsfähigkeit des Juden zu erhalten, den nöti­
gen Lebensunterhalt der Familie sicherzustellen und Krankheiten und Seuchen 
zu vermeiden, muß mit diesem bisherigen Grundsatz gebrochen und eine ord­
nungsmäßige Entlohnung gefordert werden".60 Die jüdischen Arbeiter sollten 
80 % des Verdienstes bekommen, der einem polnischen Arbeiter für die gleiche 
Arbeit zustand. Man beabsichtigte sogar eine eigene Tarifordnung zu erlassen, 
was Frauendorfer jedoch später fallenließ.61 

Mit der neuen Regelung waren im Distrikt Lublin weder der SSPF Globocnik 
noch die Kreishauptleute einverstanden. Globocnik weigerte sich schlichtweg, 
seine bisherigen Kompetenzen an die Arbeitsämter abzutreten.62 Erst Krügers 
Intervention veranlaßte Globocnik zum Nachgeben.63 Aber auch Kreishaupt­
leute beklagten sich darüber, weil sie diese Regelung als Einbruch in ihren 
Machtbereich und Schädigung ihres Ansehens unter den Juden interpretier-
ten.64 

3.3 Sommer 1940: Die endgültige Durchsetzung der Kompetenzen für 
die antijüdische Politik durch die Zivilverwaltung 

Als am 26.10.1939 die Zivil- die Militärverwaltung ablöste, war noch nicht zu 
erkennen, daß sich Frank mit seinem Apparat in dem Bereich der antijüdischen 
Politik bald durchsetzen würde. Entscheidend für diesen „Erfolg" war die Tat­
sache, daß der Plan zur Errichtung des „Judenreservats" im Distrikt Lublin 
scheiterte. An seiner Stelle tauchte in Berlin das „Madagaskar-Projekt" auf. In 
Berlin wie in Krakau konnte im Frühjahr 1940 jeder erkennen, daß eine kurzfri-

59 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 232. 
60 Frauendorfer an Abteilung Arbeit in den Distrikten, 5.7.1940: APL GDL 745, Bl. 9-14. 
61 Frauendorfer an Abteilung Arbeit in den Distrikten, 4.9.1940: Ebenda, Bi. 73. 
62 Niederschrift betreffs Verhandlung über das Judenreferat der Inneren Verwaltung beim 

Distriktschef Lublin am 17.6.40: APL GDL 891, Bl. 160 f. 
63 Regierungsbaurat Haller an Abteilung Arbeit in Lublin am 10.7.1940: APL GDL 746, 

B1.25. 
64 Vermerk vom 16.7.1940: APL GDL 746, Bl. 34. 
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stige „Lösung der Judenfrage" nunmehr unrealistisch war. Man mußte sich auf 
mittelfristige und langfristige Planungen einstellen. Zugleich verlor das Gebiet 
des GGs die zentrale Bedeutung für die Pläne zur endgültigen „Lösung der Ju­
denfrage". Seit diesem Zeitpunkt entwickelte sich die antijüdische Politik im 
GG schrittweise zu einer regionalen Angelegenheit, die nunmehr weitgehend 
durch die Zivilverwaltung vor Ort gestaltet wurde. Die SS und Polizei übten of­
fiziell keinen direkten Einfluß auf die antijüdische Politik im GG aus, obwohl 
die Sicherheitspolizei ihre Zuständigkeit für sicherheitspolizeiliche Fragen bei­
behielt. 

Angesichts der neuen Perspektive in der antijüdischen Politik - geplante mit­
telfristige Lösung der „Judenfrage" -war eine der wichtigsten Aufgaben der Zi­
vilverwaltung, die in rasantem Tempo fortschreitende Verelendung der jüdi­
schen Minderheit aufzuhalten. Daher beschloß die Krakauer Zentrale, mit der 
bisherigen Praxis der hemmungslosen und willkürlichen Ausbeutung und Aus­
plünderung der jüdischen Gemeinden im GG aufzuhören, damit die verarmten 
jüdischen Massen dem GG nicht zur Last fielen. Um dies durchzusetzen, muß­
ten alle Kompetenzen für die Judenangelegenheiten in die Hände der Zivilver­
waltung übergehen. Dabei stießen die zivilen Behörden auf den Widerstand sei­
tens der SS und Polizei und zwar vor allem im Distrikt Lublin. 

Ein wichtiger Schritt, um die antijüdische Politik im GG zu vereinheitlichen, 
war die Einrichtung des Judenreferats im Amt des Generalgouverneurs, Unter­
abteilung (später Abteilung) BuF, die am 2.3.1940 erfolgte. In Distrikten und 
Kreisen richtete man ebenfalls nachgeordnete Dienststellen ein.65 Bis zum Som­
mer 1940 bildeten sich allmählich innerhalb des Verwaltungsapparates im GG 
folgende Bereiche und Zuständigkeiten in der antijüdischen Politik: 

- Wirtschaftspolitik, d.h. die Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft. 
Dieser Bereich oblag der Abteilung Wirtschaft. Für die praktische Umsetzung 
vor Ort waren Kreis- bzw. Stadthauptleute zuständig. 

- Für Lebensmittelzuteilungen war die Abteilung Ernährung und Landwirt­
schaft mit Kreislandwirten auf der Kreisebene verantwortlich. Der Kreisland­
wirt war dem Kreishauptmann unterstellt. In Stadtkreisen oblag dieser Bereich 
den Stadthauptleuten. 

- Isolierungspolitik (Aufenthaltspolitik und Kennzeichnung) oblag der Ab­
teilung BuF. Auf der Kreisebene sorgten Kreis- und Stadthauptleute für die Rea­
lisierung dieser Maßnahmen. 

- Für Gesundheitspolitik (Seuchenbekämpfung) war die Abteilung Gesund-

65 Bericht über den Aufbau im GG bis zum 1.7.1940. Band I: AGK NTN 277, Bl. 207-209. 



120 Zweiter Teil: Die antijüdische Politik der deutschen Zivilverwaltung 

heitswesen mit Kreisärzten, die den jeweiligen Kreishauptleuten unterstanden, 
zuständig. 

- Zugriff auf Judenräte war den Stadt- und Kreishauptleuten vorbehalten. 
- Regelung des jüdischen Arbeitseinsatzes lag seit Juli 1940 im Kompetenz­

bereich der Abteilung Arbeit und der Arbeitsämter. Da die Arbeitsämter nach 
der Einheit der Verwaltung den jeweiligen Kreishauptmannschaften angeglie­
dert waren, konnte auch hier der Kreishauptmann diesen Bereich beeinflussen. 

- Unterbringung der Deportierten aus den eingegliederten Ostgebieten und 
dem Reich oblag der Abteilung BuF auf der Zentralebene und ihren Unterabtei­
lungen auf der Distriktsebene sowie den Stadt- und Kreishauptleuten auf der 
Kreisebene 

- Für die Fürsorge war die Jüdische Soziale Selbsthilfe zuständig, welche die 
Abteilung BuF beaufsichtigte. Auf Kreisebene war dafür der Sachbearbeiter der 
BuF zuständig, der dem Kreishauptmann direkt unterstand. 

Man sieht, daß auf der Regierungs- und Distriktsebene für die Judenangele­
genheiten verschiedene Sektoren der Verwaltung zuständig waren. Erst auf der 
Kreisebene erfolgte eine weitgehende Bündelung aller Kompetenzen im Amt des 
Kreis- bzw. Stadthauptmanns. Bei der Durchsetzung der antijüdischen Politik 
kam daher der Institution der Kreis- und Stadthauptleute eine entscheidende Be­
deutung zu. 

3.4 Die Entwicklung im Distrikt Lublin 

Im Distrikt Lublin verlief die Entwicklung in der antijüdischen Politik teilweise 
abweichend von dem oben geschilderten Schema. Dies ist auf die Person des 
SSPF Globocnik zurückzuführen, der von Anfang an eine große „Initiative" ge­
rade auf diesem Gebiet entfaltete und ein Vertreter der radikalen Maßnahmen 
war. So fiel er bereits durch den „großen" Plan des Panzergrabens auf, den 
Himmler so bereitwillig aufgriff. In der Folgezeit beeinflußte Globocnik nach­
haltig die Behandlung der „Judenfrage" im GG im allgemeinen und im Distrikt 
Lublin im besonderen. 

Relativ früh richtete Globocnik in seinem Stab ein eigenes Referat ein, „in 
dem die gesamten Angelegenheiten, die Juden betreffen - insbesonders aber den 
Einsatz der jüdischen Zwangsarbeit - zusammengefaßt und planmäßig vorbe­
reitet" werden sollten.66 Dieses Referat, das spätestens im Dezember 1939 mit 

66 Protokoll der Besprechung über den Einsatz jüdischer Zwangsarbeiter vom 22.4.1940: 
APLGDL891,B1.90. 
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Genehmigung des ersten Distriktschefs Schmidt errichtet wurde, leitete Dr. Hof­
bauer. Über die Tätigkeit dieses Referats berichtete Globocnik folgendes: „Be­
reits im Dezember vorigen Jahres [1939, B.M.] ergingen entsprechende Frage­
stellungen an die Landräte. Im Jänner wurden diese Fragestellungen außerdem 
durch eigene Fragebogen, Besuche bei den Landräten, sowie in den Kreishaupt­
leute-Sitzungen näher erklärt und die dringende Bitte ausgesprochen, diese 
promptest zu erledigen."67 Zu Globocniks Enttäuschung lief diese Erfassungs­
aktion, die für den ganzen Distrikt geplant war, nur schleppend voran, was Glo­
bocnik auf mangelhafte Mitarbeit der Kreishauptleute zurückführte, die seine 
Anweisungen nur zum Teil befolgten. Diese Tatsache zeigt deutlich, daß die SS 
und Polizei bei ihren antijüdischen Planungen und Maßnahmen, welche die 
ganze jüdische Bevölkerung in einem Distrikt oder im GG erfassen sollten, un­
bedingt auf die Mitarbeit der Zivilverwaltung angewiesen war: Wenn diese Mit­
arbeit ausblieb, waren tiefgreifende Maßnahmen nicht durchführbar. 

Die Distriktsverwaltung war dagegen in den ersten Monaten der Besatzung 
aus organisatorischen und personellen Gründen nicht imstande, eine einheitliche 
antijüdische Politik auf Distriktsebene durchzusetzen. Erst als am 25.1.1940 die 
Unterabteilung BuF in Lublin gebildet worden war, zeichnete sich eine Wende in 
dieser Frage ab. Der Leiter dieser Unterabteilung, Richard Türk, machte sich mit 
großem „Elan" an seine Aufgabe, die Bevölkerungspolitik zu betreiben. Türks 
Arbeitsbereich war jedoch noch nicht endgültig festgelegt und abgegrenzt. Dies 
spiegelt sich darin wider, daß zunächst kein selbständiges Judenreferat errichtet 
wurde, wie das im Stabe Globocniks der Fall war.68 Erst im März 1940 erging 
eine Anweisung, in jedem Distrikt Referate für Judenwesen innerhalb der Unter­
abteilung BuF einzurichten. Die Aufgaben, die dem Referat nach dieser Anwei­
sung zufielen, waren folgende: ,,a) Erfassung der Juden und Entscheidung über 
die Zugehörigkeit zum Judentum; b) Jüdische Ältestenräte; c) Judenverordnun­
gen; d) Bearbeitung der allgemein anfallenden Judenangelegenheiten."69 In Lu­
blin richtete Türk ein Referat für Judenfragen innerhalb seiner Unterabteilung 
BuF ein, das zunächst gemeinsam von Türk und Dr. Heinecke bearbeitet 
wurde.70 Dieses Referat war aber erst ein Jahr spater, am 12.3.1941, zu einem 
stellenplanmäßigen Referat erhoben worden. Bis zu diesem Datum galt dieses 
Referat formal gesehen als das Sachgebiet „Judenwesen".71 

67 Globocnik an Zörner vom 13.2.1940: Ebenda, BL 10. 
68 Gouverneur Schmidt an Kreishauptleute. Lublin, den 25.1.1940: APL GDL 1, Bl. 126 f. 
69 Krakau, den 2.3.1940. Innere Verwaltung. Anweisung 4 (Blatt 6): APL GDL 891, B. 15. 
70 Organisations- und Personalstand der U-Abt. BuF, Lublin (VI. 1940): APL GDL 1, 

B1.130f. 
71 Der Chef des Distrikts Lublin. Beschluß vom 12.3.1941: APL GDL 892, Bl.224. 
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Eine einheitliche antijüdische Politik auf der Ebene des Distrikts und des GGs 
war im Frühjahr 1940 dringend erforderlich, vor allem wegen der bereits lau­
fenden und geplanten Deportationen von Juden aus den eingegliederten Ostge­
bieten. Schließlich war es die Aufgabe der Zivilverwaltung, die Vertriebenen auf 
das ganze Gebiet zu verteilen und deren Versorgung zu sichern. Zwar unterbrei­
tete Globocnik am 16.2.1940 einen Vorschlag, wonach „die evakuierten Juden 
und Polen sich selbst ernähren und von ihren Landsleuten unterstützen lassen 
[sollten], da diese Juden genug hätten. Falls dies nicht gelänge, sollte man sie 
verhungern lassen." Diesen Vorschlag lehnten indes die Vertreter der Zivilver­
waltung, hier vor allem Dr. Arlt, der Leiter der Abteilung BuF im Amt des Gene­
ralgouverneurs, „als undiskutabel" ab: 

„Zunächst ist die Möglichkeit der Verpflegung des Einzelnen aus bei Einzelnen liegenden 
Beständen unmöglich. Weiterhin ist durch die zahlenmäßig geringe erlaubte Mitnahme von 
Zloty-Noten durch die Evakuierten (20 ZI) eine Bezahlung der möglicherweise vorhande­
nen Bestände durch den einzelnen Evakuierten unmöglich."72 

Auf größte Schwierigkeiten stieß die Distriktsverwaltung in Lublin bei dem Ver­
such, die Zuständigkeit für den Arbeitseinsatz der Juden von SS und Polizei zu 
übernehmen. Gerade auf diesem Gebiet entfaltete Globocnik ab November 
1939 eine rege Aktivität. Bereits Anfang Dezember ordnete er an, ein jüdisches 
Arbeitslager zu errichten. In Lublin, in der Lipowa-Straße 7, ließ Globocnik Ba­
racken aufstellen und Werkstätten einrichten. Der Lubliner Judenrat mußte täg­
lich 300-400 qualifizierte Arbeiter stellen und die damit verbundenen Kosten 
übernehmen. In dem Arbeitslager arbeiteten jüdische Facharbeiter (Schuhma­
cher, Schneider, Schlosser, Uhrmacher, Tischler u.a.) für die Bedürfnisse der 
SS.73 Von Globocnik stammte ebenfalls der bereits erwähnte Plan zum Bau ei­
nes Panzergrabens, bei dem 2,5 Millionen Juden eingesetzt werden sollten. 
Gleichzeitig machte sich Globocnik daran, gestützt auf die AO über Zwangsar­
beit der jüdischen Bevölkerung, die Zwangsarbeit der Juden über sein Judenre­
ferat zentral zu lenken.74 Seine diesbezüglichen Pläne stoppte die bereits er­
wähnte Entscheidung Franks, daß die Abteilung Arbeit im Amt des General­
gouverneurs den Arbeitseinsatz der Juden übernehmen und steuern sollte. Glo-

72 Bericht über die Sitzung am 14.2.1940 in Lublin: APL GDL 61, Bl. 17. 
73 Tatjana Berenstein, O podłożu gospodarczym sporów między władzami administracyj­

nymi a policyjnymi w Generalnej Guberni, in: BZIH 53 (1965), S. 33-58, hier S.40. 
74 Protokoll über die Besprechung über den Einsatz jüdischer Zwangsarbeiter vom 

22.4.1940: APL GDL 891, Bl. 90-93. 
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bocnik weigerte sich zunächst, die neue Regelung zu akzeptieren.75 Erst die In­
tervention Krügers zwang ihn zum Nachgeben.76 Später sollte sich zeigen, daß 
Globocnik die neue Regelung mißachtete und eigenmächtig in diesem Bereich 
verfuhr. Diese Tatsache war eine von vielen Ursachen für die ständigen Kon­
flikte zwischen der Distriktsverwaltung und dem SS- und Polizeiapparat im Di­
strikt Lublin. 

4 Die antijüdische Politik im Distrikt Lublin - Herbst 1939 bis Ende 1941 

Die Rahmenbedingungen der antijüdischen Politik im GG legte die Regierung 
des GGs fest. Man darf jedoch nicht vergessen, daß dabei als selbstverständlich 
gegolten hat, daß als Vorbild für die antijüdische Politik im GG die im Reich er­
griffenen antijüdischen Maßnahmen anzulegen waren. Andererseits hatte die 
Zivilverwaltung genug Spielraum, um diese antijüdischen Vorschriften und 
Maßnahmen entweder zu verschärfen oder abzumildern, worauf noch einzuge­
hen sein wird. 

Jede Form der nationalsozialistischen „Lösung der Judenfrage" setzte die Iso­
lierung der jüdischen Bevölkerung von der nichtjüdischen und deren Ausschal­
tung aus der Wirtschaft voraus. Diese „Vorarbeit" zu leisten, war im GG viel 
schwieriger als im Reich, da die absolute Zahl und mehr noch der Prozentsatz 
der Juden in Polen um ein Vielfaches größer war als in Deutschland. Ebenfalls 
spielten Juden in der Wirtschaft Polens eine unvergleichlich größere Rolle. Bald 
stellte sich heraus, daß die sofortige Einführung und Durchsetzung von Maß­
nahmen, die zu dieser Zeit im Reich bereits durchgeführt worden waren, auf 
große Schwierigkeiten stieß und teilweise unmöglich war. 

4.1 Isolierungsmaßnahmen 

Wie bereits erwähnt, lebte die jüdische Bevölkerung im Vorkriegspolen weitge­
hend unter sich und von ihren christlichen Nachbarn gesellschaftlich abgekap­
selt. Nichtsdestoweniger stellten die Maßnahmen der Zivilverwaltung, die auf 
totale Isolierung der Juden abzielten, eine Zäsur in der Geschichte der Juden in 
Polen dar. Denn die Juden wurden stigmatisiert, entrechtet und zusammenge-

75 Niederschrift betreffs Verhandlung über das Judenreferat der Inneren Verwaltung beim 
Distriktschef Lublin am 17.6.40: APL GDL 891, Bl. 160 f. 

76 Vermerk vom 16.7.1940: APL GDL 746, Bl. 35. 
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pfercht - in Ghettos, Judenwohnbezirken und -sammelorten. Die Grenze zwi­
schen der jüdischen und der nichtjüdischen Bevölkerung, die früher durchlässig 
und fließend gewesen war und vor allem rechtlich nicht existiert hatte, wurde 
jetzt juristisch definiert, wodurch die gesellschaftliche Abgrenzung verschärft 
wurde. 

4.1.1 Kennzeichnung und Entrechtung 

Der erste einschneidende Schritt, um die Juden im GG zu isolieren, war die am 
23.11.1939 von Frank erlassene Verordnung über die Kennzeichnung von Ju­
den und Jüdinnen. Nach dieser VO waren alle Juden, die sich im GG aufhielten 
und älter als 10 Jahre waren, verpflichtet, am rechten Ärmel einen mindestens 
10 cm breiten weißen Streifen mit dem Zionsstern zu tragen.77 Diese Maß­
nahme war ein Novum in der NS-Politik gegenüber den Juden. Im Reich führte 
man die Kennzeichnungspflicht für Juden „erst" am 1.9.1941 ein. In den einge­
gliederten Ostgebieten galt zwar die Kennzeichnungspflicht für Juden seit 
Herbst 1939, dies allerdings ohne eine formale rechtliche „Grundlage", wie das 
im GG der Fall war.78 Ebenfalls am 23.11.1939 erließ Frank eine VO, welche 
die Kennzeichnung der deutschen, polnischen und jüdischen (mit dem Zions­
stern) Geschäfte im GG vorschrieb.79 

Trotz der Tatsache, daß die meisten polnischen Juden nicht assimiliert und da­
her relativ leicht abzusondern waren, gab es eine zahlenmäßig relativ starke und 
schwer zu quantifizierende Gruppe von Konvertiten und assimilierten Juden. 
Diese Gruppe zu „erfassen", nahm man sich ebenfalls vor. Dr. Siebert, der Leiter 
der Abteilung Innere Verwaltung, erklärte in einer Besprechung am 6.5.1940, 
daß er es für geboten halte, „eine Definition für den Begriff Juden' zu schaffen. 
Siebert schlug vor, entgegen der Regelung im Reich, denjenigen als Juden zu be­
trachten, der von zwei Großeltern jüdischer Rasse abstamme."80 Dieser Vor­
schlag, den offensichtlich die Abteilung BuF ausgearbeitet hatte, bedeutete eine 
Verschärfung gegenüber den Nürnberger Gesetzen!81 Interessanterweise brem-

77 VOB1GG vom 23.11.1939, S.61. 
78 Eisenach, Hitlerowska polityka, S. 145. 
79 VOBIGG vom 23.11.1939, S.61 f. 
80 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 193. 
81 Bereits am 6.4.1940 in einem Schreiben an die Distriktschefs kündigte Gottong, Referent 

für Judenangelegenheiten in der Abteilung BuF, diese Verschärfung der Nürnberger Ge­
setze an: APL GDL 891, Bl. 53; nach den Nürnberger Gesetzen galt als Jude, wer von drei 
volljüdischen Großeltern abstammte oder wer von zwei volljüdischen Großeltern ab-



Isolierungsmaßnahmen 125 

ste Hans Frank den antisemitischen Übereifer von Dr. Siebert und der Abteilung 
BuF und entschied, daß im GG die gleichen Rassengesetze wie im Reich gelten 
sollten.82 Man kann sich leicht vorstellen, daß später viel mehr Menschen (von 
dieser Regelung wären mit Sicherheit Tausende von polnischen Bürgern betrof­
fen gewesen) ermordet worden wären, wenn Hans Frank den Vorschlag von Dr. 
Siebert akzeptiert hätte. Dieses Beispiel veranschaulicht, wie antisemitische NS-
Bürokraten mittels Paragraphen Juden verfolgen lassen konnten. 

In der Stadt Lublin gaben die Besatzungsorgane die Verordnungen über die 
Kennzeichnungspflicht der Juden und der Geschäfte am gleichen Tag bekannt, 
an dem diese erlassen worden waren. Gleichzeitig teilte der Vorstand der Jüdi­
schen Glaubensgemeinde mit, daß in Lublin eine Verschärfung der Kennzeich­
nungspflicht gelten sollte. Juden, die über 10 Jahre alt waren, mußten die vorge­
schriebenen Armbinden tragen, die jedoch zusätzlich mit der Aufschrift „Jude" 
zu versehen waren. Hinzu kamen zwei sichtbare gelbe Zeichen, die auf der rech­
ten Brust und auf dem Rücken zu tragen waren.83 Diese Verschärfung ist auf 
örtliche Initiative (wahrscheinlich von Globocnik) zurückzuführen. Auf dem 
Lande dürfte die Umsetzung der Kennzeichnungspflicht nicht so schnell erfolgt 
sein wie in der Stadt Lublin. In Szczebrzeszyn, einem Städtchen in der Nähe von 
Zamość, wurden die Juden beispielsweise erst am 22.12.1939 „lediglich" zum 
Tragen von Armbinden verpflichtet. Dort hielt sich zunächst keiner an diese 
VO. Erst ab dem 3.01.1940 begannen die Juden in Szczebrzeszyn, die vorge­
schriebenen Armbinden zu tragen. Diese „Nachlässigkeit" der jüdischen Bevöl­
kerung war durch die Schwäche der deutschen Exekutivkräfte vor Ort bedingt, 
welche die Anordnungen noch nicht durchsetzen konnten oder vielleicht auch 
nicht wollten.84 Auch in der Stadt Lublin suchten viele Juden, die Kennzeich­
nungspflicht zu umgehen. Zur Abschreckung verurteilte z.B. im Februar 1940 
ein Sondergericht in Lublin zwei Juden zu je 2 Jahren Gefängnis, weil diese die 
vorgeschriebenen Armbinden nicht getragen hatten.85 

Die Pflicht zum Tragen der Armbinde hatte verhängnisvolle Folgen für die pol­
nischen Juden; sie wurden dadurch äußerlich stigmatisiert und entwürdigt. Da 
Juden im rechtlichen Sinne praktisch schutzlos waren, wurden sie damit jeder Art 
von Übergriffen, Überfällen, Erniedrigungen, Razzien u.ä ausgesetzt. Eine weiße 
Armbinde mit dem blauen Zionsstern machte nun von weitem das Opfer für ei-

stammte und der jüdischen Religionsgemeinschaft angehörte oder mit einem Juden/einer 
Jüdin verheiratet war. 

82 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 193. 
83 Kasperek, Kronika, S.36. 
84 Zygmunt Klukowski, Dziennik z lat okupacji, Lublin 1959, S. 86, 88, 93. 
85 Nowy Głos Lubelski, Nr. 4 vom 11.2.1940. 
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nen potentiellen Verfolger kenntlich.86 Es konnte sich dabei um deutsche Solda­
ten, SS- und Polizei-Angehörige, einheimische Banditen oder gewalttätige polni­
sche Antisemiten handeln. Diese nutzten die Gunst der Stunde, um zu plündern 
oder ihren antisemitischen Gefühlen freien Lauf zu lassen, und oft genug, um bei­
des zu tun. 

4.1.2 Maßnahmen zur räumlichen Isolierung 

Eine hermetische Isolierung der Juden in den Ghettos im Distrikt Lublin fand 
bis zum Anlaufen der „Aktion Reinhardt" im März 1942 generell nicht statt. 
Unter hermetischer Isolierung ist die Absperrung der Ghettos durch Mauern zu 
verstehen, wie das im Warschauer Ghetto seit Frühjahr 1941 der Fall war. Ge­
nausowenig gab es im GG eine zentral von Krakau aus gesteuerte Politik der 
Konzentrierung bzw. Ghettoisierung der Juden.87 Sie war zunächst sowohl 
nicht möglich als auch nicht zweckmäßig. Denn einerseits war in der ersten 
Phase des Bestehens des GGs die Priorität, die Tausende von deportierten Polen 
und Juden unterzubringen und zu versorgen, was enorme Schwierigkeiten 
(Wohnungsnot) verursachte. Andererseits war zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
endgültig entschieden, wie denn die „Judenfrage" gelöst werden sollte. Als der 
Plan zur Bildung eines „Judenreservats" im Distrikt Lublin fallengelassen 
wurde und an dessen Stelle das „Madagaskar-Projekt" (Frühjahr 1940) auf­
tauchte, setzte sich innerhalb der Zivilverwaltung die Überzeugung durch, daß 
die Juden aus dem GG mittelfristig „entfernt" werden würden. Am 12.7.1940 
ließ sich Frank in einer Abteilungsleitersitzung darüber folgendermaßen aus: 

„Allgemein politisch möchte ich dazu sagen, daß geplant ist, die ganze Judensippschaft im 
Deutschen Reich, im Generalgouvernement und im Protektorat in denkbar kürzester Zeit 
nach dem Friedensschluß in eine afrikanische oder amerikanische Kolonie zu transportie­
ren. Man denkt an Madagaskar. [...] Hier wird auf einer Fläche von 500.000 km 2 reichlich 
Gelände für ein paar Millionen Juden sein. Ich habe mich bemüht, auch die Juden des Gene­
ralgouvernements dieses Vorteils teilhaftig werden zu lassen, sich auf neuem Boden ein 
neues Leben aufzubauen. Das wurde akzeptiert, so daß in absehbarer Zeit auch hier eine 
kolossale Entlastung gegeben sein wi rd / ' 8 8 

Sechs Tage später teilte der Gouverneur Zörner dem Leiter der Unterabteilung 
BuF in Lublin, Türk, mit, daß „wir die Juden früher oder später einmal ganz los 

86 Weichert, Tagebuch, Teil I, S. 51 f. 
87 Vgl. dazu Christopher Browning, Nazi Ghettoization Policy in Poland: 1939-41, in: Cen­

tral European History 19 (1986), S. 343-367. 
88 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.252. 
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[sic!] würden."89 Dies bestätigte Frank persönlich am 25.7.1940 in Lublin noch 
einmal, so daß seit Juli 1940 alle zivilen Dienststellen im Distrikt Lublin sowie 
im GG davon ausgehen konnten, daß „das Generalgouvernement in absehbarer 
Zeit judenfrei wird".90 Somit erübrigte sich aus der Sicht der Verwaltung, eine 
zentral gesteuerte Ghettobildung, die arbeits- und materialaufwendig gewesen 
wäre, voranzutreiben. Die Zivilverwaltung beschränkte sich in dieser Frage 
weitgehend auf regionale Lösungen und Ad-hoc-Maßnahmen, die meist auf die 
Kreis- bzw. Distriktsebene beschränkt blieben und von den jeweiligen Kreis-
und Stadthauptleuten sowie Distriktschefs durchgeführt wurden. 

Im Distrikt Lublin verlief die Politik der räumlichen Isolierung von Juden kei­
nesfalls überall einheitlich. Sie zeichnete sich durch keine zielgerichteten Pla­
nungen aus und hatte einen provisorischen Charakter. Bis zum Anlaufen der 
„Aktion Reinhardt" im März 1942 läßt sich dieser Prozeß in zwei Phasen eintei­
len: 1. Herbst 1939 bis Ende 1940 und 2. Frühjahr 1941 bis zum Ende 1941. 

4.1.2.1 Herbst 1939 bis Ende 1940 

Nach der Besetzung strebten die deutschen Dienststellen im allgemeinen da­
nach, die Zahl der in ihren Amtsbezirken lebenden Juden zu verringern. So 
begannen im Oktober 1939 die deutschen Besatzungsbehörden im Distrikt Lu­
blin, die Juden über den Bug zu vertreiben. Diese Praktiken nahmen solche Aus­
maße an, daß sich sogar die sowjetische Regierung gezwungen sah, in einer offi­
ziellen diplomatischen Note dagegen zu protestieren. Daraufhin verbot der BdS 
Streckenbach, „die unerwünschten Elemente" über die Grenze illegal abzu­
schieben.91 An diesen Vertreibungen beteiligten sich auch Mitarbeiter der Zivil­
verwaltung. So fand im Dezember 1939 eine Vertreibung von Juden aus Chełm 
und Hrubieszów statt, die der Stadtkommissar in Chełm, Hager, und der Kreis­
hauptmann Behrend aus Hrubieszów organisierten.92 Behrend sah diese Ver­
treibung als „eine günstige Gelegenheit, die Juden aus Hrubieszów los zu wer-

89 Vermerk Türks vom 20.7.1940. APL GDL 746, B1.45. 
90 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.258; im Lagebericht vom 9.9.1940 schrieb beispiels­

weise der KH Gerstenhauer aus Krasnystaw, „wenn sie [die Juden, B.M.) einmal nach dem 
Madagaskar kommen, können sie sich ja dort madagasische Namen zulegen": IZ Dok. I-
151/9, B1.9. 

91 Mańkowski, Między Wisła a Bugiem, S. 97, nimmt an, daß diese Vertreibungen auf die In­
itiative Globocniks und Streckenbachs zurückzuführen sind. 

92 Zeugenaussage Leonard U 1.3.1966: HStA.Nds. 721 Hild., Acc 39/91 Nr. 28/73, Bl. 149. 



128 Zweiter Teil: Die antijüdische Politik der deutschen Zivilverwaltung 

den."93 In Zamość beabsichtigte Kreishauptmann Weihenmaier im Dezember 
1939, 550 Juden, die gerade aus Włocławek deportiert worden waren, ebenfalls 
über den Bug in den sowjetisch besetzten Teil Polens zu vertreiben.94 Im Distrikt 
Radom ließ der Distriktschef Lasch sogar besondere Passierscheine für diejeni­
gen Juden ausstellen, die nach Rußland „freiwillig" auswandern wollten.95 

Außer diesen Versuchen, die Zahl der Juden vor Ort durch solche Vertreibun­
gen zu verringern, fanden Ende 1939 im Distrikt Lublin die ersten örtlichen 
„Umsiedlungen" von Juden statt. Im November konzentrierte der Kreishaupt­
mann Trampedach Juden in der Stadt Puławy im Ghetto, um sie dann zu Weih­
nachten 1939 aus der Stadt in die umliegenden Ortschaften wie Opole, Nałęc­
zów, Końskawola, Ryki und Bełżyce zu vertreiben. Dadurch wollte er angeblich 
Wohnraum beschaffen, da ein Teil der Häuser während der Kriegshandlungen 
zerstört worden war.96 Eine vergleichbare Aktion führte im November der 
Kreishauptmann von Winterfeld durch, der aus Lubartów 850 Juden nach 
Ostrów und 634 nach Parczew vertrieb. In Lubartów wie in Puławy sollten 
Kreishauptmannschaften eingerichtet werden.97 

Darüber hinaus erfolgte in Städten und Ortschaften, in denen sich deutsche 
Dienststellen ansiedelten, eine Vertreibung der Juden aus ihren Wohnungen. 
Diese Vertreibungen waren ad hoc vorgenommene Maßnahmen, die im Rah­
men der Beschaffung von Wohn- und Diensträumen für Besatzungsbehörden 
stattfanden. Dieser Prozeß verlief unkoordiniert und zog sich je nach örtlichen 
Verhältnissen bis etwa Ende 1940 hin, bis die besser gestellten Juden aus ihren 
Wohnungen vertrieben worden waren, deren Wohnungen am ehesten den deut­
schen Ansprüchen entsprachen. Im Monat September 1940 ließ beispielsweise 
der Stadthauptmann Sauermann 185 jüdische Wohnungen räumen, um Wohn­
raum für die dort eingesetzten Deutschen zu beschaffen.98 Dieses Vorgehen war 
eine weit verbreitete Praxis im ganzen Generalgouvernement.99 Bei Bedarf ent­
eignete man ebenfalls jüdische Häuser und Gebäude, wenn sie zur Unterbrin-

93 Vern. Helmut A., 14.11.1965: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 2280. 
94 Garfinkel, Monografia Żydów z Zamościa: ZIH 302/122, S.7. 
95 Vordruck eines Passierscheines: AGK NTN 270, Bl. 196. 
96 Vern. Adam L., 15.3.1965: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 6120; Janina Kiełboń, Migracje lud­

ności w dystrykcie lubelskim w latach 1939-1944, Lublin 1995, S. 158. 
97 Kiełboń, Migracje, S. 158; Berenstein, Martyrologia, S.30. 
98 Lagebericht des SH Sauermann vom 30.09.1940: IZ Dok. 1-151/1, Bl. 8 f. 
99 Nach gleichem Muster gingen beispielsweise die deutschen Behörden in Kraka u und War­

schau vor. Vgl. zu Krakau: IfZ ED 366/4, und zu Warschau: Weichen, Teil I, passim. 
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gung einer deutschen Dienststelle taugten.100 Der Antisemitismus spielte eine 
nicht zu unterschätzende Rolle, wenn man bei diesen „Räumungen" jüdische 
Wohnungen und Häuser gewissermaßen „bevorzugte". 

Seit Anfang 1940 bis zum Sommer 1940 fanden im Distrikt Lublin keine grö­
ßeren Aussiedlungen, außer in der Stadt Lublin, statt. Im Mai 1940 ließ nämlich 
Globocnik die Juden aus dem sogenannten kleinen Ghetto in Lublin in das 
Hauptghetto vertreiben, weil „es dem Globocnik nicht gefiel, in der Nähe seines 
Stabsquartiers eine Judensiedlung zu haben".101 Erst im Sommer 1940 begann 
eine neue Welle von regionalen Aussiedlungen, die das gesamte GG erfaßte. Be­
reits im Mai 1940 entschied der Generalgouverneur Hans Frank, daß ein Teil 
der Juden aus Krakau ausgesiedelt werden sollte und für den Rest ein überwach­
tes Ghetto errichtet werden müsse. Seine Entscheidung begründete Frank dem 
Stadthauptmann von Krakau, Schmid, gegenüber folgendermaßen: „In Krakau 
befänden sich zu viele Juden, die sich überall breit machten. [...] Er [Frank, 
B. M.] machte geltend, daß er mit unangenehmen Bemerkungen rechnen müßte, 
wenn hohe Persönlichkeiten aus dem Reich bei ihren Besuchen in Krakau auf 
Schritt und Tritt Juden begegnen würden."102 Hinzu kam der Gedanke, da­
durch zusätzliche Wohnungen für die deutschen Beamten und Angestellten, die 
in Krakau tätig waren, zu gewinnen.103 

Die Aussiedlung aus Krakau sollte u. a. zu der sogenannten „Verschönerung" 
der Stadt beitragen. Dieses Motiv war durch einen Antisemitismus bedingt, der 
unter den Deutschen im GG gerade gegen die polnischen Juden neue Dimensio­
nen erreichte, worauf noch zu kommen sein wird. Dieser Antisemitismus war so 
virulent, daß man den bloßen Anblick der polnischen Juden als störend, ja uner­
träglich empfand. Daher versuchte man, bestimmte Orte, vor allem Kurorte, 
Straßen, und da besonders Hauptstraßen in größeren Städten, und bestimmte 
Stadtteile von ihnen zu „säubern". 

Mit der Begründung der „Verschönerung des Stadtbildes" wurden viele „Aus­
siedlungen" im GG durchgeführt. So hatten im März 1940 die Juden die Orte 
Krzeszowice und Swoszowice zu verlassen, weil dort die Sommerresidenz des Ge­
neralgouverneurs errichtet wurde. Im Sommer 1940 erklärten die deutschen Be-

100 Beispielsweise ließ in Hrubieszów der Leiter der dortigen Außenstelle der Finanzverwal­
tung ein jüdisches Haus enteignen, weil dort seine Dienststelle untergebracht werden 
sollte: APL GDL 341, B1.341. 

101 Vern. F. Schmiege, 1.3.1966: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 7496; Black, Rehearsal for „Rein­
hardt"?, S. 219. 

102 Carl Schmid, Dienst in den besetzten Gebieten (Manuskript): IfZ ED 366/4, S.27f. 
103 Besprechung Franks mit Wolsegger und Schmid über die Wohnungsfrage am 9.5.1940: 

AGK Diensttagebuch, Vol 4/2, S. 422 f. 
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hörden das Gebiet von Zakopane zum Erholungsgebiet für Deutsche und sperr­
ten es zugleich für Juden. Ein Jahr später wurde der Sperrbezirk für Juden bis 
Nowy Targ ausgedehnt.104 Im Herbst 1940 fand im Distrikt Krakau eine Reihe 
von „Aussiedlungen" aus Kurorten wie Krynica, Tylicz, Muszyna und Piwniczna 
statt. Aus Nałęczów, Kreis Puławy, wurden Juden „ausgesiedelt", weil es sich um 
einen Erholungsort handelte und Gouverneur Zörner dort sein Sommerhaus 
hatte. Im März 1941 wurden Juden aus Kazimierz vertrieben, weil man dort 
ebenfalls einen Kurort für Deutsche einrichtete.10s Du Prel schreibt dazu: 

„Im Zuge [der] Verschönerungsaktion des gesamten Stadtbildes werden auch die in Kazi­
mierz ansässigen Juden in andere Orte des Kreises Puławy umgesiedelt. Das verkommene 
Judenviertel, das sich mit seinen windschiefen und verschmutzten Hütten an den schönen 
Marktplatz mit seinem bekannten in italienischer Renaissance erbauten Rathaus an­
schließt, wird aufgelöst und beseitigt." , 06 

Solche oder anders motivierte „Aussiedlungen" führten viele Kreishauptleute 
im GG durch. Sie nahmen diese Aktionen willkürlich vor, ohne zunächst dazu 
eine „gesetzliche" Grundlage, geschweige denn eine Anordnung von oben be­
kommen zu haben. Dies ist ein Hinweis darauf, wie eigenwillig die Kreis- bzw. 
Stadthauptleute mit der einheimischen Bevölkerung umgingen. Erst am 13. Sep­
tember 1940 erließ Frank die erste Verordnung über Aufenthaltsbeschränkun­
gen im GG, welche die „gesetzliche" Handhabe für die darauffolgenden Aus-
und Umsiedlungen von Polen und Juden lieferte. Nach dieser VO waren fol­
gende Funktionsträger berechtigt, eine Aufenthaltsbeschränkung (Aussiedlung) 
zu erlassen: Kreis- und Stadthauptleute für ihre Amtsbereiche, Gouverneure für 
ihre Distrikte und der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung im Amt des Gene­
ralgouverneurs für das gesamte Gebiet des GGs.107 

Im Sommer 1940 setzte in den Kreisen des Distrikts Lublin wie im gesamten 
GG eine neue Welle von „Aussiedlungen" ein.108 Der Kreishauptmann Gersten-

104 Golczewski, Polen, S. 435 
105 Auszug aus den Lagerberichten für November 1940: AGK NTN 269, Bl. 225-231; Vern. 

Werner M.: ZStL 208 1434/61, Bl. 1170; Nowy Głos Lubelski, 23.3.1941, Nr. 69. 
106 Du Prel, Das Generalgouvernement, S. 322. 
107 VOB1GG 1940, S. 288. 
108 Der KH von Jędrzejów (Distrikt Radom) meldete im Juni 1940, daß er „die begonnene 

Einweisung der Juden in den Städten in ein besonderes Stadtviertel" fortführe. Auszug 
aus den Lageberichten der Kreishauptleute vom 16.7.1940: AGK NTN 269, Bl. 183 f.; im 
Oktober 1940 berichtete KH von Opatów (Distrikt Radom): „Die Räumung des Markt­
platzes von Juden (Wohnungen und Geschäften) wurde mit Erfolg durchgeführt. Die 
Schaffung eines Ghettos in Opatów ist im Gange". Auszug aus den Lageberichten vom 
10.12.1940: IZ. Dok. 1-151, BL 12; KH von Łowicz (Distrikt Warschau) meldete, daß die 
Juden bereits in einem Ghetto zusammengefaßt seien: Ebenda, Bl. 16; KH Losacker in 
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hauer aus Krasnystaw berichtete in seinem Lagebericht für Monat August 
1940: 

„Sehr unangenehm hatte sich die Wohnungsnot in den Städten bemerkbar gemacht. Sie 
wurde hervorgerufen durch mehrere Transporte polnischer Aussiedler aus dem Warthegau. 
Außerdem ist auch ein verstärkter Bedarf für das deutsche Militär und die deutsche Verwal­
tung vorhanden. (...) Ich habe versucht, dieser Wohnungsnot dadurch zu steuern |sic!|, daß 
ich die Juden aus der Innenstadt herausgesetzt und ein Ghetto geschaffen habe. [...] Die 
Ausquartierung der Juden aus der Innenstadt und die Einziehung der Judenhäuser in den 
anderen Orten des Kreises hat eine starke Belastung meiner Verwaltung mit sich gebracht. 
Sie hat zur Erfassung von rund 1.125 Judenhäusern mit einem Mietaufkommen von 
10.000,- ZI. monatlich geführt." u ) y 

In Chełm/Cholm begann der Kreishauptmann Hager im Oktober 1940 mit der 
Konzentration der Juden in einem Stadtviertel, sie sollten bis zum 31. März 
1941 umziehen.110 Für den Kreis Lublin-Land läßt sich diese „ Ansiedlungspoli-
tik" auf der Kreisebene vergleichsweise gut rekonstruieren. So beschloß im 
Sommer 1940 der Kreishauptmann Ziegenmeyer für seinen Kreis, nach folgen­
den Richtlinien vorzugehen: 

„Gemeinde Leczna mit etwas über 4.000 Einwohnern (ca. 1.400 Juden) soll möglichst ent-
judet werden, so daß nur die [...] wirklich benötigten Handwerker (ca. 50 Personen) ver­
bleiben. Außerdem besteht das Bestreben, Bahngelände und größere Verkehrsstraßen vom 
trostlosen Zustand jüdischer Siedlungen freizuhalten."111 

Ferner verfügte der KH Ziegenmeyer, die Juden in bestimmten Ortschaften zu 
konzentrieren, und zwar in Piaski, Bełżyce, Bychawa, Zemborzyce und Chodel. 
Am 2.12.1940 ordnete Ziegenmeyer an, in Piaski bis zum 31.12.1940 ein Ju­
denviertel einzurichten.112 Anfang 1941 ließ man dieses Judenviertel mit einem 
Bretterzaun abgrenzen.113 Im Frühjahr 1941 war das Ghetto in Piaski bereits 
eingezäunt und vom jüdischen Ordnungsdienst überwacht.114 Bis zum Anlau­
fen der „Aktion Reinhardt" war Piaski das einzige „geschlossene" Ghetto im 
Distrikt Lublin, in dem etwa 5.000 Personen zusammengepfercht waren.1,5 

Jasto teilte mit: „Im übrigen wurde die Räumung des Ringplatzes in Jaslo von Juden plan­
mäßig durchgeführt. Dabei wurden 26 Judengeschäfte vom Ringplatz verlegt und 20 
Wohnungen frei gemacht." Lagebericht vom 29.08.1940: IZ. Dok. 1-151/5, B1.46. 

109 Lagebericht des KH Gerstenhauer, Krasnystaw, vom 10.9.1940: IZ. Dok. 1-151/4. Bl. 7 f. 
110 Stadtkommissar von Chełm: ZIH Ring. 1, Nr. 1136; Berenstein, Eksterminacja, S. 10. 
111 Schreiben des KH Ziegenmeyer vom 13.8.1940: APL der KH Lublin-Land 140, Bl.5. 
112 KH Lublin-Land an die Gemeindeverwaltung in Piaski, 2.12.1940: Ebenda, 139, Bl. 3. 
113 Bericht: Ghetto Piaski (o.D.): APL KH Lublin-Land, 136, Bl.46. 
114 Berenstein, Martyrologia, S.31. 
115 KH Ziegenmeyer an den Chef des Amtes in Lublin, 19.9.1941: APL GDL 270, Bl. 18. 
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Bald stellte sich heraus, daß die Unterbringung der jüdischen Bevölkerung in 
nicht abgeschlossenen Judensammelorten und Wohnbezirken aus der Sicht der 
Zivilverwaltung Nachteile mit sich brachte. Im Dezember 1940 beklagten sich 
beispielsweise die Gemeindevorsteher von Bychawa und Bełżyce (Kreis Lublin-
Land), 

„daß seitens des jüdischen Bevölkerungsteils immer wieder Schmuggel betrieben wird. 
Diese Schiebungen nehmen bereits solchen Umfang an, daß die Kontingentablieferung der 
Vögte ernstlich betroffen wird. Aufgreifung von Einzelfällen genügt nicht mehr. Die Vögte 
bitten um eine Anordnung des H. Kreishauptmannes dahingehend, ein jüdisches u. arisches 
Viertel getrennt von einander [sie!] einrichten zu können."1 1 6 

Der Kreishauptmann ging zunächst auf diesen Vorschlag ein und bat die Vögte 
in Bychawa und Bełżyce, ihm „an Hand einer Skizze ehestens konkrete Vor­
schläge einzureichen, wie und wann die Errichtung und Abgrenzung des geplan­
ten Judenviertels vorgenommen werden konnten."117 Den Vorschlag des Vog­
tes von Bełżyce, eine abseits gelegene neue Barackensiedlung zu errichten und 
dort Juden unterzubringen, verwarf jedoch der zuständige Judenreferent wegen 
Materialknappheit. Der Judenreferent empfahl statt dessen, ein Judenviertel im 
Ort selbst zu bilden und es mit einem etwa 2,5 m hohen Drahtzaun abzuschlie­
ßen.118 Aber erst im Mai 1941 lag ein baureifes Projekt für das Ghetto in Beł­
życe vor, allerdings behinderte der „fast unüberwindliche Baustoffmangel" die 
Ausführung.119 Im Endeffekt scheiterte die Bildung eines „geschlossenen" 
Ghettos in Bełżyce,120 weil es an Baumaterial für Baracken und sogar für den 
Zaun mangelte. 

Das Projekt scheiterte also, weil die dazu benötigten Baustoffe schwer aufzu­
treiben waren. Dies galt mit Sicherheit für alle Kreise im Distrikt Lublin und im 
GG im allgemeinen. Da es im Distrikt Lublin keine größeren urbanen Zentren 
gab, war es nicht möglich, die jüdische Bevölkerung in diesen zu konzentrieren 
und einzuschließen. Auffallend ist auch, daß man als Motiv, um ein geschlosse­
nes Ghetto einrichten zu können, den jüdischen Schwarzhandel anführte. Das 
war zu dieser Zeit keinesfalls außergewöhnlich. Im Januar 1941 empfahl bei­
spielsweise der Gouverneur Zörner seinen Kreishauptleuten, Juden in einzelnen 
Gemeinden zu konzentrieren mit der Begründung: „Auf diese Weise ließe sich 
die Ausschaltung der Juden vom Handel und eine wirksame Bekämpfung des 

116 Bericht vom 16.12.1940: APL KH Lublin-Land 136, Bl.3. 
117 KH Ziegenmeyer, 19.12.1940: APL KH Lublin-Land 136, BL2. 
118 Bericht: Ghetto Bełżyce vom Ende März/April 1940: APL KH Lublin-Land 135, Bl.44. 
119 Lublin-Land. Lagebericht für den Monat Mai 1941: APL GDL 207, Bl. 91 . 
120 KH Ziegenmeyer an den Chef des Amtes in Lublin, 19.9.1941: APL GDL 270, Bl. 18. 
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Schmuggels erzielen."121 Was für den Distrikt Lublin galt, bezog sich ebenfalls 
auf das gesamte Generalgouvernement.122 

4.1.2.2 Frühjahr 1941 bis Ende 1941 

Bis zur Jahreswende 1940 spitzte sich aus der Sicht der Zivilverwaltung im Di­
strikt Lublin die „Judenfrage" dramatisch zu. Das zeichnete sich u.a. im Woh­
nungsbereich ab. Diese Zuspitzung war durch folgende Faktoren bedingt: 
Erstens machten Deportationen von Polen und Juden in den Distrikt die Unter­
bringung und Versorgung immer problematischer. Zweitens verursachte der 
Aufmarsch der deutschen Wehrmacht, die sich für den Ostfeldzug vorbereitete, 
eine enorme Wohnraumknappheit, weil im Distrikt Lublin Hunderttausende 
von Offizieren und Soldaten einquartiert werden mußten.123 Hinzu kam der 
Umstand, daß die fortschreitende „Entjudung" der Wirtschaft und die damit 
verbundene Verelendung die jüdische Bevölkerung geradezu zum Schwarzhan­
del zwang, worauf noch zu kommen sein wird. 

Angesichts dieser Umstände zeichnete sich im Distrikt Lublin eine Wende in 
der antijüdischen Politik ab, weil die bis dahin angewandten Mittel nicht aus­
reichten, um mit den wachsenden Problemen fertigzuwerden. Die Distriktsver­
waltung beschloß, eine radikalere und vor allem eine einheitliche Politik gegen­
über den Juden auf der Distriktsebene einzuschlagen. Am 12.3.1941 erhob der 
Gouverneur Zörner das Sachgebiet „Judenwesen" in der Abteilung BuF zum 
Referat. Als ersten Auftrag für sein neues Referat bekam Richard Türk die Auf­
gabe, „baldmöglichst Vorschläge für Judenkonzentrierung in einzelnen Ge­
meinden des Distrikts [zu] machen".124 Vieles deutet darauf hin, daß diese 
Wende zum großen Teil auf die Person des neuen Amtschefs in Lublin, Ludwig 
Losacker, zurückzuführen ist.125 

121 Niederschrift über die Besprechung der Kreis- und Stadthauptleute sowie der Abteilungs­
leiter am 17.1.1941: AGK NTN 280, Bl. 125 f. 

122 In einem Auszug aus den Lageberichten der Kreis- und Stadthauptleute für Dezember 
1940 hieß es: „Die Zusammenfassung der Juden in Ghettos hat endlich zu einem fühlba­
ren Nachlassen des Schleichhandels geführt.": AGK NTN 269, Bl.236. 

123 Die genaue Zahl der im Distrikt stationierten Wehrmachtsoldaten ist schwierig festzu­
stellen. Mańkowski, Między Wisła a Bugiem, S. 109; Pohl, Judenpolitik, S. 86, gibt sogar 
die Zahl von 2 Millionen Soldaten an. 

124 Beschluß des Chefs des Distrikts Lublin vom 12.3.1941: APL GDL 892, B1.224. 
125 Erstens fiel Losackers Amtsantritt mit der Wende zusammen. Zweitens war er ein ausge­

wiesener Antisemit, siehe Biographischer Anhang; Losacker war Vertreter des „harten 
Kurses" gegen Juden und Polen. So schlug er z. B. als KH in Jasło im Frühjahr 1940 die 
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Bereits am 17.01.1941 „empfahl" der Gouverneur Zörner seinen Kreishaupt­
leuten, „die Juden in einzelnen sogenannten Judengemeinden zu konzentrie­
ren", um diese aus dem Handel auszuschalten und den „Schmuggel" zu 
bekämpfen.126 Hier sei noch einmal hervorgehoben, daß es sich um eine Emp­
fehlung und keineswegs um eine Anweisung handelte. Vier Wochen später, am 
15.02.1941, verordnete der Gouverneur Zörner eine befristete Aufenthaltsbe­
schränkung für die Juden im Bereich des Distrikts Lublin. §1 dieser Anordnung 
lautete: „Allen im Bereich des Distrikts Lublin befindlichen Juden wird vorläu­
fig bis zum 1. Juli 1941 das auch nur vorübergehende Verlassen ihres Wohnortes 
untersagt." In §3 hieß es: „Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden 
mit Haft bis zu 3 Monaten und Geldstrafe bis zu 1.000,- ZI oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Die Unterbringung in einem Arbeitslager kann ebenfalls an­
geordnet werden."127 Losacker ergänzte diese Anordnung am 28.3.1941 mit 
der Klausel, daß die jeweiligen Kreis- bzw. Stadthauptleute für die Strafverfol­
gung zuständig waren.128 

Diese Anordnung verlängerte Zörner am 27.6.1941 bis zum 1. 10.1941.129 

Am 22.9.1941 erließ Zörner erneut ein Aufenthaltsverbot, diesmal allerdings 
unbefristet und mit verschärften Strafandrohungen. In §3 hieß es, neben der 
Geld- oder dreimonatigen Haftstrafe sei „die Unterbringung des Juden in einem 
Arbeitslager zum Zwecke langdauernder, verschärfter Zwangsarbeit anzuord­
nen" sowie „die Einziehung der zur Tat benutzten Fahrzeuge und der Zugtiere 
auszusprechen".130 Hierbei ist anzumerken, daß die Chefs der Distrikte sowie 
die Kreis- und Stadthauptleute laut der Verordnung vom 13.9.1940 lediglich be­
rechtigt waren, Verwaltungsstrafen auszusprechen. Im Verwaltungsstrafverfah­
ren konnte aber nur „auf Geldstrafe bis zu 1.000 Zloty erkannt werden. An 

Errichtung eines Barackenlagers für etwa 2.000 Insassen vor, in dem „die Juden [...] ei­
ner produktiven Arbeit zugeführt werden [sollten]". Dieser Plan scheiterte nur daran, 
daß die Finanzverwaltung in Krakau die erforderlichen Mittel nicht bewilligte, vgl. Lage­
bericht des KH in Jaslo für November 1940: IZ. Dok. 1151/19, Bl. 57; es sind auch antise­
mitische Exzesse von ihm aus dieser Zeit überliefert. So ließ er z. B. am 25.5.1940 150 Ju­
den für 2 Tage ohne Verpflegung in einen Raum einsperren, um die „Judenschaft" zu 
disziplinieren, vgl. sein Lagebericht vom 2.6.1940: AGK NTN 272, S.23-29. 

126 Niederschrift über die Besprechung der Kreis- und Stadthauptleute sowie der Abteilun­
gsleiter am 17.1.1941: AGK NTN 280, Bl. 125 f. 

127 AO des Chefs des Distrikts Lublin über Aufenthaltsbeschränkung der Juden im Bereich 
des Distrikts Lublin vom 15.2.1941: APL GDL 58, Bl. 121. 

128 Ebenda, BL 122. 
129 AO des Distriktschefs in Lublin Nr. 5 vom 27.6.1941: APL GDL 58, Bl. 123. 
130 AO des Chefs des Distrikts Lublin über Aufenthaltsbeschränkung der Juden im Bereich 

des Distrikts Lublin vom 22.9.1941: APL GDL 58, Bl. 124-125. 
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Stelle der Geldstrafe [war] für den Nichtbetreibungsfall Haft bis zur Höchst­
dauer von 3 Monaten festzusetzen."131 

Neben diesen Aufenthaltsbeschränkungen, die für den ganzen Distrikt gal­
ten, setzte im Frühjahr 1941 eine neue Aus- und Umsiedlungswelle ein, die alle 
Kreise im Distrikt erfaßte. In einer Sitzung der Regierung am 25.3.1941 berich­
tete Zörner: 

„Die Judenevakuierung habe auch in Lublin innerhalb dreier Tage durchgeführt werden 
müssen, und 10.000 Juden seien aus der Stadt Lublin ausgesiedelt worden. In die freige­
machten früheren Judenviertel würden Polen hineingesetzt [...| Die freigemachten polni­
schen Viertel würden dann der Wehrmacht zur Verfügung gestellt. In den Kreisstädten von 
besonderer Bedeutung seien ebenfalls die Juden viertel freigemacht worden, und man sei im 
Begriff, die ausgesiedelten Juden zu konzentrieren."132 

Für die verbliebene jüdische Bevölkerung in der Stadt Lublin, etwa 40.000, ord­
nete Zörner am 24. März 1941 die Errichtung eines „jüdischen Wohnbezirkes 
(Ghetto)" in Lublin an. Alle NichtJuden mußten diesen Wohnbezirk bis zum 10. 
April 1941 verlassen. „Die noch außerhalb des Ghettos wohnenden Juden [hat-
tenl ihre Wohnungen bis zum 15. April 1941 in den jüdischen Wohnbezirk zu 
verlegen."133 Da eine wichtige Verkehrsstraße mitten durch das Ghetto führte, 
mußte zunächst eine Umgehungsstraße gebaut werden, um dann das Ghetto ab­
schließen zu können.134 Bis zum Anlaufen der „Aktion Reinhardt" im März 
1942 blieb aber das Lubliner Ghetto kein „reguläres und abgeschlossenes 
Ghetto".135 

In den Kreisen des Distrikts Lublin setzten die Kreishauptleute ebenfalls um­
fangreiche Aus- und Umsiedlungen in Gang. Der Kreishauptmann Asbach in Ja­
nów Lubelski siedelte bereits im Februar 1941 2.000 jüdische Bewohner aus der 
mit Wehrmacht überfüllten Stadt Kraśnik nach Kosin, Trzydnik und Radomyśl 
aus. Anfang Juni 1941 veranlaßte er eine weitere Aussiedlung von 200 Juden 
aus Kraśnik nach Trzydnik.136 Im April 1941 ordnete der Kreishauptmann An-

131 VO über das Verwaltungsstrafverfahren im CG vom 13.9.1940: VOB1GG 1940, S.300. 
132 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.338. 
133 Bekanntmachung betreffend Bildung eines geschlossenen jüdischen Wohnbezirks in der 

Stadt Lublin vom 24. März 1941. Abgedruckt in der Krakauer Zeitung vom 30.3.1941, 
Nr. 73. 

134 Bericht des SH Sauermann, 17.10.1941: AGK Diensttagebuch Bd.XVIl/1, S.39. 
135 Leiter der Unterabteilung BuF an Abteilung BuF in Krakau, 6.2.1942: APL GDL 270, 

BL 12; Berenstein, Eksterminacja, S. 11, schreibt dagegen, daß Ende 1941 das Ghetto in 
Lublin, das man in Teil A und B aufteilte, mit Stacheldraht abgegrenzt worden sei. 

136 Lagebericht des KH Asbach, 6.3.1941: IZ Dok. 1-151/ 29, Bl. 18-19; Schreiben an Vor­
stand der JSS in Krakau, 4.2.1941: ZIH JUS/Janów L. 458, Bl. 13; Berenstein, Ekstermi­
nacja, S .U. 
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sei eine Aussiedlung aus Biłgoraj nach Goraj an.137 Aus Puławy berichtete 
Kreishauptmann Brand, daß er beabsichtige, „im Frühjahr eine Umsiedlung der 
an den Durchgangsstraßen wohnenden Juden in den verkehrsarmen Süden des 
Kreises vorzunehmen, um die Schiebertätigkeit durch diese Maßnahme einzu­
dämmen. Auch der Kurort Kazimierz soll im Frühjahr von Juden befreit wer­
den."138 Im April 1941 führte der Kreishauptmann Weihenmaier eine Umsied­
lung der gesamten jüdischen Bevölkerung, etwa 8.000, aus der Stadt Zamość in 
die Vorstadt Nowa Osada durch. Ein paar Tage später ließ der Kreishauptmann 
ein paar Hundert der erst deportierten umgesiedelten Juden aus Zamość nach 
Krasnobród „übersiedeln".139 

In Krasnystaw ließ der kommissarische stellvertretende Kreishauptmann 
Claus Volkmann zwischen dem 6. und 8. Mai 1941 die ca. 1.400 jüdischen Ein­
wohner in 15 verschiedene Ortschaften im Kreise umsiedeln. Die 300-400 Ver­
bliebenen ließ er in dem jüdischen Wohnbezirk Na Groblach unterbringen.140 

In allen Kreisen des Distrikts Lublin (außer der Kreishauptmannschaft Radzyń) 
fanden in der Zeit von Anfang 1941 bis zum Sommer 1941 ähnliche Aus- und 
Umsiedlungen statt.141 Der Kreishauptmann Fritz Schmiege unternahm keine 
Schritte, um Judensammelorte zu schaffen, weil er auf Schwierigkeiten (u.a. 
Wohnungsmangel) gestoßen sei, wie er berichtete.142 Aus den Distrikten Kra-
kau und Warschau sind ebenfalls Versuche überliefert, die jüdische Bevölkerung 
in bestimmten Gemeinden zu konzentrieren.143 

Diese umfangreichen Aus- und Umsiedlungen erfaßten zwar einen großen 
Teil der jüdischen Bevölkerung im Distrikt Lublin, führten aber aus deutscher 
Sicht nicht zu dem erwünschten Erfolg. Der Stadthauptmann in Lublin, Sauer­
mann, meldete im September 1941, daß in dem jüdischen „Wohnviertel rd. 
34.000 wohnen, womit es bereits überbelegt ist. Es besteht nicht einmal die 
Möglichkeit, die im übrigen Stadtgebiet wohnenden rd. 5.000 Juden dorthin 

137 KH des Kreises Biłgoraj an Bürgermeister in Biłgoraj, 5.4.1941: OKL 164, Bl.47. 
138 Lagebericht des KH Brandt für den Monat Januar 1941: AGK NTN 280, S. 158-181. 
139 Garfinkei, Monografia, S. 10-12. 
140 JSS in Lublin an JSS Präsidium in Krakau, 16.8.1941: ZIH JUS/Distrikt Lublin, 12; JSS in 

Krasnystaw an JSS Präsidium in Krakau, 28.5.1941: ZIH ZKOP Krasnystaw 602. 
141 Vgl. Kreishauptleute an Chef des Amtes Lublin, September 1941: APL GDL 270, BL 16-

29. 
142 KH Schmiege an Chef des Amtes, 26.9.1941: APL GDL 270, BL 19. 
143 Vgl. Beteiligung der Kreis- und Stadthauptleute an nationalsozialistischen Verbrechen. 

Teil 252, BL 1-5. Ausarbeitung der ZSdL. 
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einzusiedein."144 Der Kreishauptmann Kühl aus Biała Podlaska teilte im April 
1941 mit, daß es ihm unmöglich sei, neue Judensiedlungen zu schaffen, da alle 
Orte „vollgestopft" seien. Als Lösung schlug er vor, ein Konzentrationslager 
einzurichten. „Dafür müßten aber Baracken in genügender Anzahl bereitge­
stellt werden."145 Der Kreishauptmann in Cholm berichtete, daß die Pläne, ein 
Ghetto in Cholm zu schaffen, gescheitert seien, „da in dem vorgesehenen Stadt­
teil auch bei stärkster Belegung nur ein Bruchteil der jüdischen Bevölkerung un­
tergebracht werden konnte. [...] Ferner war vorgesehen, einige jetzt schon fast 
nur von Juden bewohnte Ortschaften als Judenreservat einzurichten, aber auch 
dies war wegen der zu geringen zusätzlichen Aufnahmefähigkeit nicht durch­
führbar."146 So wie in den angeführten Beispielen sah es in den meisten Kreisen 
des Distrikts Lublin aus. 

Die beabsichtigte Konzentrierung der jüdischen Bevölkerung in Ghettos, jü­
dischen Wohnbezirken, Judensammelorten oder regionalen „Judenreservaten" 
scheiterte im Distrikt Lublin an den mangelnden Wohnkapazitäten. Im Sommer 
1941 gab es lediglich in Piaski ein geschlossenes und überwachtes Ghetto mit 
5.000 Insassen und in Wisznice, dem Sitz eines Landkommissariats im Kreis 
Biała Podlaska, ein geschlossenes Lager. Dort waren die etwa 1.000 jüdischen 
Bewohner von Wisznice untergebracht.147 Der Krieg gegen die Sowjetunion 
brachte keine spürbare Entlastung in der Wohnungsfrage, weil die Wehrmacht 
weiterhin viele Gebäude belegt hielt.148 Um Ghettos und Judensammelorte zu 
schaffen, in denen die gesamte jüdische Bevölkerung konzentriert werden 
konnte, hätten erhebliche finanzielle Mittel aufgewendet und Baumaterial zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Darüber verfügten die Kreishauptleute aber 
nicht. Geradezu exemplarisch werden diese „Probleme" in einem Schreiben der 
Kreishauptmannschaft Lublin-Land vom 29.3.1941 an die Abteilung Wirt­
schaft im Amt des Gouverneurs in Lublin geschildert: 

144 Der SH in Lublin an Chef des Amtes in Lublin, 25.9.1941: APL GDL 270, Bl. 21 ; dagegen 
berichtete Sauermann drei Wochen später in der Regierungssitzung, die am 17.10.1941 in 
Lublin stattfand, daß „bereits über ein Jahr kein Jude mehr in den übrigen Stadtteilen 
wohnt und kein jüdisches Geschäft sich außerhalb des Ghettos befindet.": Dienst­
tagebuch, AGK XVII/1, B1.39. Bei dieser widersprüchlichen Mitteilung handelt es sich 
offensichtlich um eine „frisierte" Erfolgsmeldung (wohlgemerkt aus deutscher Sicht) des 
SH dem Generalgouverneur gegenüber. 

145 Eine Notiz: Judenkonzentration in Biała-Podlaska, 23.4.1941: APL GDL 270, Bl. 5-9. 
146 KH in Cholm an den Chef des Amtes in Lublin, 25.9.1941: APL GDL 270, Bl. 29. 
147 KH Biała Podlaska an den Chef des Distrikts Lublin, 6.10.1941: APL GDL 270, B1.25. 
148 Mehrere Schreiben vom September 1941: APL GDL 270, Bl. 16-29. 
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„Um die Juden und ihr Verhalten unter eindeutige Kontrolle zu zwingen, erachte ich die Er­
richtung von abgesperrten Ghettos für äußerst dringend geboten. Brennend ist jedoch die 
Frage der Beschaffung der notwendigen Holzmengen (Pfahl- und Schnittholz) [.. ,| Aus die­
sen Gründen bitte ich um Zuweisung eines vorläufigen zusätzlichen Holzkontingents von 
200 cbm Pfahlholz und 50 cbm Schnittholz, da das jetzt zur Verfügung stehende Kontingent 
nicht einmal zur Durchführung der dringendsten wirtschaftlichen Aufgaben genügt."149 

Mit ähnlichen Problemen waren die Kreishauptleute im ganzen GG konfron­
tiert. Folglich bedrängten sie die Hauptabteilung Finanzen, welche die Haus­
haltsmittel der einzelnen Kreishauptmannschaften und auch der Distrikte fest­
legte, zusätzliche Mittel zu bewilligen. Am 17. Juli 1941 trug der Finanzpräsi­
dent Spindler diesen Wunsch der Kreishauptleute dem Generalgouverneur vor. 
Frank erklärte daraufhin, er wünsche „keine weitere Ghettobildung mehr, da 
nach einer ausdrücklichen Erklärung des Führers vom 19. Juni d. J. die Juden in 
absehbarer Zeit aus dem Generalgouvernement entfernt würden und das Gene­
ralgouvernement nur noch gewissermaßen Durchgangslager sein solle".150 

Diese Entscheidung bedeutete eine Wende in der antijüdischen Politik im GG 
und stand im engen Zusammenhang mit den Plänen, die „Judenfrage" diesmal 
durch Vertreibung der jüdischen Bevölkerung in die durch die Wehrmacht er­
oberte Sowjetunion zu lösen.151 Am 22. Juli 1941 bestätigte erneut die Reichs­
kanzlei dem Generalgouverneur, „daß die Juden und andere asoziale Elemente 
bald nach dem Osten4 abgeschoben werden würden".152 Ebenfalls am 
22.7.1941 diskutierte man bereits während der Wirtschaftstagung in Warschau 
über Vorbereitungen zur Entfernung der Juden aus dem GG, wobei man mit 
dem Warschauer Ghetto beginnen wollte.153 Man sieht, daß im Sommer 1941 
die Hoffnungen der Zivilverwaltung auf die baldige Lösung der „Judenfrage", 
d. h. die Entfernung der Juden aus dem GG, hochgesteckt waren. 

Dementsprechend wies der Amtschef in Lublin, Engler, in einem Rundschrei­
ben vom 25.07.1941 die Kreishauptleute im Distrikt an, daß von der Bildung 
neuer Ghettos im Distrikt Lublin abgesehen werden sollte. Falls sich jedoch die 
Bildung bestimmter jüdischer Wohnviertel als notwendig erweise, müsse dies 
von der Distriktsverwaltung zuvor gebilligt werden. Allerdings enthielt diese 
Verfügung eine Einschränkung, die in der Praxis den Kreishauptleuten bei Ver­
treibungen und Aussiedlungen weiterhin freie Hand ließ: „Soweit aus polizeili-

149 KH Lublin-Land (i.A. Mathney), 29.3.1941 (Kopie): ZIH Zbiór zdjęć. 
150 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 386. 
151 Mehr dazu Aly, Endlösung, S.268-298. 
152 Ebenda, S. 294. 
153 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.389. 
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chen Gründen sanitäre Absperrungsmaßnahmen erforderlich sind, werden sie 
durch obige Anordnung nicht berührt."154 

Diese Klausel weist auf ein weiteres Motiv für die räumliche Isolierung der Ju­
den hin. Zu den Motiven wie Wohnraumbeschaffung, „Verschönerung des 
Stadtbildes", Eindämmung des Schwarzhandels und bessere Überwachung kam 
„Seuchengefahr" hinzu. In der Tat, infolge der Vertreibungen, der Überfüllung 
der jüdischen Wohnbezirke und der damit verbundenen katastrophalen hygie­
nischen Verhältnisse und der Unterernährung, breiteten sich unter der jüdischen 
Bevölkerung im GG Seuchenkrankheiten aus, allen voran Fleckfieber, das die 
Deutschen besonders fürchteten. Dieses Motiv war aber keinesfalls neu. Bereits 
im September 1940 forderte Dr. Ohrloff von der Abteilung Gesundheitswesen 
u.a. Ghettobildung in allen Ortschaften, Erfassung aller Juden nach Wohnort, 
Reiseverbote u.a., weil „erfahrungsgemäß die Juden in erster Linie die Träger 
des Fleckfiebers sind".155 

Manche Historiker bezeichnen die Behauptung, die Epidemie sei vor allem 
durch Juden verbreitet worden, als abwegig.156 Allerdings war die Zahl der Er­
krankungen in den überfüllten und hungernden Ghettos (das Fleckfieber ist eine 
typische Not- und Hungerkrankheit) besonders hoch. Es scheint auch, daß die 
Deutschen tatsächlich glaubten, daß die Ghettos im GG „Seuchenherde" und 
folglich ihre Bewohner „Seuchenträger" seien. Diese Überzeugung förderte der 
Umstand, daß die polnischen Juden nach deutschen Erhebungen gegen Fleckfie­
ber eher immun waren als Polen oder Deutsche. Die sanitären Abteilungen der 
JSS-Stellen bestätigten die niedrige Sterblichkeitsrate der Juden in der ersten 
Phase der Besatzung.157 

Im April 1941 teilte Gouverneur Fischer mit, er habe in Warschau aus politi-

154 Rundschreiben vom 25.8.1941: APL KH Lublin-Land 136, B1.62. 
155 Dr. Ohrloff: Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankhei­

ten im GG. September 1940: APL GDL 332, Bl. 153-198, hier 185 ff. 
156 So Mordecai Lenski, Problems of Disease in the Warsaw Ghetto, in: Yad Vashem Studies 

3, (1959), S.285. 
157 Weichen, Tagebuch, T. I, S. 110. Nach Weichen starben in der ersten Phase der Besatzung 

etwa 4-8 % der an Fleckfieber erkrankten polnischen Juden. Die durchschnittliche Sterb­
lichkeitsrate betrug dagegen um 2 0 % . Brockhaus Enzyklopädie, 1968, Bd. 6, S.332. 
Diese niedrigere Sterblichkeitsrate ist m. E. auf die passiv erworbene Immunisierung der 
polnischen Juden zurückzuführen. Sie waren seit Generationen von dieser Krankheit be­
droht, weil sie unter schlechten sanitären und hygienischen Bedingungen lebten. Polen, 
die im allgemeinen unter ähnlich schlechten Bedingungen lebten, waren von der Anstek-
kung nicht so bedroht, weil sie vorwiegend auf dem Lande und damit nicht so gedrängt 
wohnten wie die Juden in den Ghettos. In Deutschland war dagegen diese Seuchenkrank­
heit seit Jahrzehnten fast völlig ausgerottet. In der einschlägigen Literatur wird die nied­
rige Sterblichkeitsrate der Juden meistens als.Erfindung der NS-Propaganda hingestellt. 
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sehen, wirtschaftlichen und hygienischen Gründen einen geschlossenen jüdi­
schen Wohnbezirk errichten lassen. Dazu erklärte er: „Solange die Juden frei 
herumlaufen, bestehe die Gefahr der Verbreitung des Fleckfiebers."158 Am 
17.03.1941 dehnte der Leiter der HA Innere Verwaltung, Westerkamp, das Rei­
severbot für Juden, das Frank am 22.2.1941 für die Eisenbahn angeordnet 
hatte, auf alle Öffentlichen Verkehrsmittel aus, u.a. aus „sicherheits- und seu-
chenpolizeiliche[n] Rücksichten."159 Der stellvertretende Kreishauptmann in 
Krasnystaw, Claus Volkmann, stellte im Juli 1941 fest, 

„daß immer noch eine große Anzahl von Juden im Gebiet des Kreises Krasnystaw umher­
wandern. Durch diese wird in steigendem Masse eine Verbreitung des Flecktyphus geför­
dert, die zu einer erheblichen Gefährdung der arischen Bevölkerung des Kreises zu führen 
droht. Eine Bekämpfung des Flecktyphus ist nur möglich, wenn diesem Umherwandern der 
Juden Einhalt geboten wird [Herv. B, M.J." 16° 

In der Tat: im jüdischen Wohnbezirk in Lublin herrschte seit Juni 1941 Fleckfie­
ber. Im August 1941 stieg die Zahl der Erkrankungen an Fleckfieber an, es wur­
den auch die ersten Ruhrerkrankungen gemeldet. Die Sterblichkeit der jüdi­
schen Bewohner Lublins wuchs von 69 im Juni auf 80 im Juli, 209 im November 
und sogar bis auf 300 im Dezember 1941.161 Im September 1941 übertraf die 
Zahl der Neuerkrankungen an Fleckfieber in Lublin mit 326 Fällen bei Juden 
und NichtJuden den Stand von 1915/16; das waren die Jahre, in denen in Lublin 
die große Fleckfieberseuche wütete. Daher beabsichtigte die Distriktsverwal­
tung, das noch offene Ghetto in Lublin mit Stacheldraht einzäunen zu lassen.162 

In Zamość verbot der KH Weihenmaier im September 1941 jeglichen Verkehr 
mit der jüdischen Bevölkerung und erließ besondere Aufenthaltsverbote, um 
das Fleckfieber zu „bekämpfen".163 

Es muß hierbei hervorgehoben werden, daß der Zivilverwaltung im GG die 
wahren Gründe für die Verbreitung des Fleckfiebers, d. h. Verlausung, Hunger 
und Überfüllung der jüdischen Wohnbezirke, sehr wohl bekannt waren. Man 
wußte ganz genau, daß die Verlausung durch Fehlen von Waschmitteln, Mangel 
an Heizmaterial, Wäsche und Kleidungsstücken, der Hunger durch mangelnde 
Lebensmittelzuteilungen und die Überfüllung der jüdischen Wohnbezirke durch 
Deportationen, Aussiedlungen und Vertreibungen verursacht worden wa-

158 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 343. 
159 Westerkamp an Distriktschefs am 17.3.1941: AGK Reg.GG 11/35, S. 22 ff. 
160 AO des stellv. KH Volkmann vom 17.7.1941: AGK NTN 334, Bl. 125 f. 
161 Kasperek, Kronika, S. 114, 121, 129, 132. 
162 Bericht des SH Sauermanns vom 17.10.1941: AGK, Diensttagebuch XVII/1, Bl. 39. 
163 KH Weihenmaier: Fleckfieberbekämpfung, 27.9.1941: APL GDL/Archivamt 103. 
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ren.164 Diese Zustände waren alle auf die Politik der deutschen Besatzer zurück­
zuführen. Sie abzuschaffen und so die Seuchengefahr zu beseitigen, war aber 
aus der Sicht der Zivilverwaltung nicht möglich wegen „der Ernährungs- und 
Kriegslage im allgemeinen".165 

4.1.2.3 Bilanz der Politik der räumlichen Isolierung im Distrikt Lublin bis Ende 
1941 

Wie erwähnt, gab es bis Ende 1941 keine einheitliche, von Krakau aus gesteu­
erte Politik der Ghettoisierung im GG. Sie erübrigte sich, weil man davon aus­
ging, man würde alle Juden aus dem GG mittelfristig „entfernen". Die Regie­
rung in Krakau überließ diese Maßnahmen den regionalen Behörden, die je 
nach den örtlichen Verhältnissen ihre eigene Politik betreiben konnten. Man 
sorgte lediglich dafür, diesen die „gesetzliche" Grundlage wie z. B. Aufenthalts­
verordnungen zu verschaffen. Die Distriktsverwaltung in Lublin überließ ihrer­
seits die Ausführung der untergeordneten Instanz, den Kreishauptleuten. Diese 
waren also im Distrikt Lublin diejenigen, die in den Kreisen die räumliche Isolie­
rungspolitik nach den örtlichen Bedürfnissen und vor allem nach ihren eigenen 
Vorstellungen „gestalteten". Dementsprechend war diese Politik im Distrikt un­
einheitlich, unkoordiniert und zum Teil widersprüchlich. Nichtsdestoweniger 
lassen sich bestimmte Motive und Verlaufsmuster feststellen. 

Im Herbst 1939 versuchten einige Kreishauptleute, die Zahl der Juden in ih­
ren Kreisen zu „verringern", indem sie diese über „den Bug" in den sowjeti­
schen Machtbereich vertrieben. Diese Möglichkeit bestand aber nur bis Ende 
1939 und nur für die östlichen Kreise des Distrikts. Parallel dazu liefen die er­
sten Vertreibungen aus Städten in umliegende Ortschaften oder andere Ortsteile 
an. Diese Vertreibungen verliefen nach zwei Mustern. Einerseits wurden aus 
einigen Städten alle oder die meisten Juden in umliegende Ortschaften des gege­
benen Kreises „umgesiedelt". Andererseits wurden überall einzelne besser 
gestellte jüdische Familien aus ihren Wohnungen vertrieben. Diese „Aussied­
lungen" fanden im Rahmen der „Wohnraumbeschaffung", aber auch der soge­
nannten „Verschönerung des Stadtbildes" statt. 

164 Vgl. Arbeitstagung der Abteilung Gesundheitswesen in der Regierung des GGs in Bad 
Krynica (13.-16.10.1941): ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl.2981-3016; Gesundheitssitzung 
vom 26.11.1941. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 447-448; mehr dazu Pohl, Juden­
politik, S. 92 Anm. 22. 

165 Arbeitstagung der Abteilung Gesundheitswesen in der Regierung des GGs in Bad Krynica 
(13.-16.10.1941): ZStL 208 AR-Z 74/60, B1.3001. 
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Wohnraummangel bestand tatsächlich und war bedingt durch Kriegszerstö-
rungen, Deportationen von Polen und Juden aus den eingegliederten Gebieten, 
Wohnungsbedarf für die im Besatzungsapparat beschäftigten Deutschen, und 
nicht zuletzt durch die Wehrmacht, die viele Quartiere belegt hielt. Das Motiv 
„Verschönerung des Stadtbildes" war durch virulenten Antisemitismus bedingt; 
man empfand den bloßen Anblick polnischer Juden als störend. Daher ver­
suchte man, bestimmte Orte, vor allem Kurorte, Straßen, wie z.B. Hauptstra­
ßen in größeren Städten, und Stadtteile von diesen zu „säubern". 

Diese „Aussiedlungen" führten dazu, daß Juden aus einem Ort, wo sie relativ 
konzentriert wohnten, in mehrere Ortschaften „umgesiedelt", d.h. dekonzen­
triert, wurden. Aus dieser Situation ergaben sich aus deutscher Sicht bald nega­
tive Folgen, denn es war unmöglich, die auf diese Weise untergebrachten Juden 
zu kontrollieren. Es ging hier vor allem um den Schwarzhandel und „jüdischen 
Schmuggel". Hinzu kam die Angst vor Seuchen, die durch „umherwandernde" 
Juden verbreitet worden seien. Aufenthaltsverbote zu verhängen half hier nicht 
viel, weil deutsche Exekutivkräfte zahlenmäßig zu gering waren, um diese Ver­
bote in die Praxis umzusetzen, und weil der Hunger stärker war als die Angst 
vor Bestrafung. Bildung von geschlossenen Ghettos war im Distrikt Lublin tech­
nisch kaum möglich, da es keine größeren urbanen Zentren gab, wo man die 
Masse der Juden kurzfristig hätte einschließen können. 

Im Frühjahr 1941 spitzte sich die Lage vor allem wegen des Aufmarsches der 
Wehrmacht gegen die UdSSR dermaßen zu, daß sich die Distriktsverwaltung 
zum ersten Mal veranlaßt sah, nach neuen Auswegen zu suchen. So wurde in der 
Unterabteilung BuF das Sachgebiet „Judenwesen" zum Referat erhoben, das 
diese Frage auf Distriktsebene einheitlich koordinieren sollte. Als Sofortmaß­
nahme empfahl man den Kreishauptleuten, Juden in ihren Kreisen in bestimm­
ten Wohnbezirken und Gemeinden zu konzentrieren, was einige Kreishaupt­
leute bereits praktizierten. Es setzte eine neue Welle von „Aussiedlungen" ein. 
Allerdings war eine planmäßige Konzentration aller Juden auf Kreisebene, ge­
schweige denn auf Distriktsebene undurchführbar, weil alle Orte „vollge­
stopft" waren. Es war auch nicht möglich, die bereits existierenden jüdischen 
Wohnbezirke einzuschließen, da einerseits die Baustoffe dafür fehlten, anderer­
seits Exekutivkräfte nicht vorhanden waren, die diese Bezirke überwachen 
konnten. 

Im Endeffekt führten diese Aktionen aus deutscher Sicht zu keiner Entla­
stung, als im Sommer 1941 Hans Frank die laufende Konzentrierung unter­
brach in der Erwartung, die Juden aus dem GG bald nach dem Osten „abschie­
ben" zu können. 

So war die Distriktsverwaltung in Lublin Ende 1941 von dem Ziel, die Juden 
in Ghettos und Judensammelorten von der nichtjüdischen Umgebung räumlich 
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zu isolieren, weit entfernt. Am 6. Februar 1942 teilte Türk, der Leiter der Unter­
abteilung BuF in Lublin, der Zentrale in Krakau mit: „ daß im Distrikt Lublin, 
mit einer Ausnahme (Ghetto in Piaski, B. M.], reguläre und abgeschlossene 
Ghettos noch nicht vorhanden sind."166 Die Distriktsverwaltung in Lublin 
scheiterte mit ihrer ab Frühjahr 1941 angestrebten Politik der räumlichen Isolie­
rung der Juden, weil die technischen Mittel dafür fehlten. Im Zuge der seit 
Herbst 1939 anhaltenden Aussiedlungen, Umsiedlungen, Deportationen und 
Vertreibungen der jüdischen Bevölkerung erreichte man im Distrikt Lublin ge­
rade das Gegenteil, statt der Konzentrierung die Dekonzentrierung der jüdi­
schen Bevölkerung im Distrikt. 

Der Grad dieser Dekonzentrierung läßt sich am besten für die Kreishaupt­
mannschaft Lublin-Land rekonstruieren: Im April 1942 lebten nach offiziellen 
Angaben 25.770 Juden in der Kreishauptmannschaft Lublin-Land, und zwar in 
allen 30 Gemeinden. In 12 Gemeinden lebten bis zu 100 Juden, in 11 Gemein­
den zwischen 100 und 1.000 und in 7 Gemeinden über 1.000 Juden. Die stärk­
ste Konzentration von Juden gab es in der Gemeinde Piaski mit 5.166 jüdischen 
Einwohnern; dann folgten die Gemeinden Bełżyce mit 3.787, Ostrów mit 
3.062, Lubartów mit 2.737 und Bychawa mit 2.688 jüdischen Einwohnern. 
Hinzu kam, daß die Juden vielfach in verschiedenen Ortschaften der jeweiligen 
Gemeinde verstreut lebten. Nur in Piaski gab es ein geschlossenes Ghetto.167 

Ähnliche Zustände herrschten in allen anderen Kreisen des Distrikts Lublin. 
So lebten die Juden im Kreis Biała Podlaska im Frühjahr 1942 in 11 Ortschaften 
in größeren Ansammlungen; im Kreis Biłgoraj in 10; im Kreis Cholm (Chełm) in 
19; im Kreis Hrubieszów in 12; im Kreis Janów Lubelski in 16; im Kreis Krasny­
staw in 12; im Kreis Puławy in 13; im Kreis Radzyń in 13; im Kreis Zamość in 
11 Ortschaften.168 Unter diesen Umständen war es schier unmöglich, mit den 
Exekutivkräften, welche der Zivilverwaltung zur Verfügung standen, Aufent­
haltsverbote und räumliche Isolierung in der Praxis durchzusetzen. 

Eine totale, hermetische Isolierung der gesamten jüdischen Bevölkerung von 
der nichtjüdischen war sowohl im Distrikt Lublin als auch im ganzen GG mit 
technischen Mitteln, d. h. die Juden in geschlossenen und überwachten Ghettos 
einzuschließen, nicht realisierbar. Daher suchten die zivilen Behörden durch 
Aufenthaltsverbote und harte Bestrafungen für deren Überschreitung die Isolie-

166 Leiter der Unterabteilung BuF an Abteilung BuF in Krakau, 6.2.1942: APL GDL 270, 
Bl. 12. 

167 Erfassung jüdischer Arbeitskräfte in der Kreishauptmannschaft Lublin-Land, Mai 1942: 
IfZ Fb 95/34, Bl. 101-104, 437-441. 

168 Alle Angaben aus Berenstein, Martyrologia, S. 56-92. Für Kreis Puławy: Berenstein, Ek­
sterminacja, S.34, 36. Es handelt sich hierbei um Mindestzahlen. 
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rung mit polizeilich-administrativen Mitteln durchzusetzen. Die gesetzliche 
Grundlage dafür lieferten, ähnlich wie bei der Konzentrierung, die Aufenthalts­
beschränkungen. Die 1. Verordnung über Aufenthaltsbeschränkungen im GG 
erging am 13.9.1940, die 2. Verordnung, die nur eine Ergänzung der 1. Verord­
nung bildete, am 29.4.1941. Nach der 2. VO konnten Zuwiderhandlungen ent­
weder im Verwaltungsstrafverfahren wie nach der l.VO geahndet werden oder 
auch an die Staatsanwaltschaft (neu) abgegeben werden. Als Strafmaß wurde 
nunmehr Gefängnis und Geldstrafe bis zu 10.000 ZI festgesetzt. Trotz dieser 
Verbote und Strafen verließen die Juden, die von Hunger und unmenschlichen 
hygienischen Verhältnisse getrieben waren, ihre Wohnbezirke, um sich außer­
halb mit Nahrungsmitteln und sonstigen Gebrauchsgütern zu versorgen.169 

Seit dem Sommer 1941 häuften sich die Stimmen, die sich dafür aussprachen, 
das unerlaubte Verlassen von Ghettos mit der Todesstrafe zu ahnden, wie das 
der Fall im Ghetto Lodź war.170 In einer Sitzung der Regierung, die am 
17.10.1941 in Lublin stattfand, „wünschte" der Amtschef in Lublin, „Oberre­
gierungsrat Engler, eine Verschärfung der Bestimmungen über die Aufenthalts­
beschränkungen der Juden. Im Distrikt Lublin seien schon verschiedene 
Beschränkungen eingeführt worden. Es wäre aber zu begrüßen, wenn auf Ver­
lassen des Ghettos die Todesstrafe stände."171 Am 25. Oktober 1941, rück­
datiert auf den 15.10.1941, erging nun die 3. Verordnung über Aufenthalts­
beschränkungen, die diesen Forderungen Rechnung trug. Danach sollten die 
Juden, die unbefugt den ihnen zugewiesenen Wohnbezirk verließen, mit der To­
desstrafe bestraft werden.172 Dies bedeutete, daß alle Juden, die unerlaubt 
außerhalb der Ghettos angetroffen wurden, für vogelfrei erklärt worden wa­
ren.173 Mit dieser Maßnahme überschritt die deutsche Zivilverwaltung die psy­
chische Schwelle zur direkten Vernichtung der Juden, denn jedem Deutschen 

169 Vgl. die Beteiligung der Kreis- und Stadthauptleute, Teil 252, Bl. 1-5. 
170 Pohl, Judenpolitik, S. 92. 
171 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.427; für die Verhängung der Todesstrafe bei unbe­

fugtem Verlassen des Ghettos hatte sich schon im Dezember 1940 Ludwig Fischer, der 
Gouverneur des Distrikts Warschau, ausgesprochen. Ebenda; sogar Dr. Hagen, der Amts­
arzt in Warschau, schlug in seiner Denkschrift über Bekämpfung des Fleckfiebers vom 
7.7.1941 u.a. die Erschießung von „vagabundierenden Juden" vor. Sachbericht des 
Landgerichts Bonn: IfZ ED 66 (W. Hagen) Bd. 3; Dr. Hagen wurde bekannt durch seinen 
Brief an Hitler, in dem er gegen die geplante Ermordung von „arbeitsunfähigen" polni­
schen „Aussiedlern" aus der Gegend um Zamość protestierte. Madajczyk, Polityka, 
Bd. II, S. 503. 

172 VOB1GG 1941, S.595; Beteiligung der Kreis- und Stadthauptleute, Teil 253, BL 1-4. 
173 Vgl. Weichert, Teil 1, S. 181-185 mit Beispielen. 
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mußte es klar sein, daß die Juden die „Wahl" hatten, entweder zu verhungern 
oder erschossen zu werden. 

4.1.3 Die antisemitische Propaganda 

Ein Mittel, um die jüdische Bevölkerung von der nichtjüdischen zu isolieren, bot 
die antisemitische Propaganda. Da es im GG keine unabhängigen Informations­
quellen geben durfte, bestanden hier für die Propaganda theoretisch unbe­
grenzte Möglichkeiten, unter der polnischen und ukrainischen Bevölkerung 
antisemitische Hetze zu verbreiten. Diese war nur auf zugelassene und zensierte 
Zeitungen (in Lublin: Nowy Głos Lubelski), Großsprechanlagen, Broschüren, 
Plakate und Kinos angewiesen. 

In der antisemitischen Propaganda konnte man teilweise an die bereits vor 
1939 bestehenden antijüdischen Vorurteile anknüpfen, die vor allem durch die 
wirtschaftliche Stellung der Juden bedingt waren. Bereits in seiner Proklama­
tion vom 26.10.1939 kündigte Hans Frank u.a. an, daß es für „jüdische Aus­
beuter" keinen Platz im GG geben werde.174 Im Kreise Lubartów verkündete 
der Kreishauptmann von Winterfeld am 1.11.1939, daß die Ausschaltung des 
jüdischen Zwischenhandels allen zugute kommen werde.175 Der Leiter der Un­
terabteilung BuF, Richard Türk, faßte die Aufgaben der antisemitischen Propa­
ganda folgendermaßen zusammen: 

„Es muß unter allen Umstanden versucht werden, unter Anwendung jedes möglichen pro­
pagandistischen Mittels zu verhindern, daß die Polen sich mit den Juden auf einer Linie fin­
den; einfache und verständliche und immer wiederkehrende Aufklärung über Wesen und 
Wirken der Juden hier und auch in der Welt draußen ist dazu unbedingt erforderlich ,"1 7 6 

Ein sehr wichtiges Motiv in der antisemitischen Propaganda, außer den Bezeich­
nungen „jüdische Ausbeuter, Schleichhändler, Schieber", war der Jude als 
„Seuchenträger". Im Mai 1941 wurden beispielsweise in Lublin antisemitische 
Plakate „Juden - Läuse - Fleckfieber" öffentlich angeschlagen. Einen Monat 
später berichtete der Nowy Głos Lubelski über die Zustände im Ghetto: 
„Schmutz und Ungeziefer, all dies ist die Ursache, daß sich verschiedene Seu­
chen und Krankheiten ausbreiten."177 In den Schulen des Distrikts verbreitete 

174 Proklamation des Generalgouverneurs vom 26.10.1939: AGK NTN 314, B1.4. 
175 KH von Winterfeld: Aufruf an die Bevölkerung vom 1.11.1939: AGK Afisze i Plakaty 

1157/1. 
176 Türk an Landrat Kipke, 10.4.1941: APL GDL 106, B1.381. 
177 Nowy Glos Lubelski Nr. 151 vom 2.7.1941. 
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man ebenfalls den Stereotyp „Jude = Seuchenträger".178 In einem Artikel im 
Pressedienst des GGs hieß es: „Ein dokumentarischer Film Juden-Läuse-Fleck­
fieber' diente dazu, bei den Polen für die deutschen Absperrungsmaßnahmen 
gegen die Juden Verständnis zu erzielen."179 Über die Auswirkungen solcher 
Aktionen läßt sich aber nur spekulieren, denn es gibt bisher keine wissenschaft­
liche Untersuchung darüber. Es ist jedoch anzunehmen, daß solche Propaganda 
die Solidarität zwischen Polen und Juden nicht gerade gefördert hat. 

4.2 Maßnahmen im Wirtschaftsbereich - Zerstörung der Existenzgrundlage 
der jüdischen Minderheit 

Im Wirtschaftsbereich suchte die deutsche Zivilverwaltung im GG von Anfang 
an die weltanschaulich bedingte Politik der sogenannten „Entjudung" zu betrei­
ben: 

„die Entjudung der Wirtschaft [,. ,| ist unbedingt notwendig, wenn man von der jüdischen 
Wirtschaftsmentalität des Verschleierns und Irreführens zu einer durchsichtigen Wirtschaft 
gelangen will. Und Durchsichtigkeit der Wirtschaft ist eine Voraussetzung nicht allein für 
den Erfolg der staatlichen Wirtschaftslenkung, sondern ebenso für einen klaren Einblick 
des Wirtschafters in den Stand seines eigenen Betriebes, ohne den die erforderliche Rationa­
lisierung nicht denkbar ist." 18° 

Der Leiter der Abteilung EuL, Körner, ging ebenfalls davon aus, daß eine „ge­
ordnete und einigermaßen gleichmäßige Verteilung der auch für die Zukunft 
knappen Lebensmittel mit diesen Elementen [Juden, B.M.] nicht gegeben ist". 
Daher müsse man die „Ver-, Bearbeitungs- und Verteilerbetriebe von landwirt­
schaftlichen Produkten und Bedarfsartikeln" erfassen und völlig neu ordnen.181 

Man sieht, daß als Hauptmotiv für die Ausschaltung der Juden aus der Wirt­
schaft im GG der Gedanke war, daß die Juden durch ihre angeblich unlauteren 
und undurchsichtigen Geschäftspraktiken eine zersetzende Wirkung auf die 
Wirtschaft ausübten. Ferner habe der jüdische Einfluß jeden Versuch verhin­
dert, die rückständige Wirtschaft des GGs zu rationalisieren. 

In diesem Zusammenhang entstand auch der Gedanke der Rationalisierung 
(Bereinigung182 des tatsächlich überbesetzten Handels und Handwerks) und 
der Bildung einer gesunden polnischen Mittelschicht, welche an die Stelle der 

178 Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 65. 
179 Pressedienst des Generalgouvernements, 15.1.1943. Folge 235: AGK NTN 294, Bl. 1-2. 
180 Aufbau der Hauptabteilung Wirtschaft (November 1941): AGK NTN 284, Bl. 38. 
181 Die Lage der Ernährungs- und Landwirtschaft im GG, 1.12.1939: AGK NTN 269, Bl. 8. 
182 Schließung von unrentablen und kleinen Betrieben. 
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verdrängten Juden treten solle.1 8 3 Das Motiv der Bildung der gesunden polni­

schen Mittelschicht blieb aber eine Randerscheinung, denn dies stand ja im 

krassen Widerspruch zu den Prinzipien der NS-Polenpolitik im GG: Es galt ja 

die polnische Führungsschicht zu liquidieren und aus Polen ein Reservoir von 

billigen Arbeitskräften zu machen. In einem Lagebericht des KH Tarnów hieß 

es: 

„Ich vertrete den Standpunkt, daß eine planlose Arisierung jüdischer Betriebe politisch be­
denklich ist, da diese dem polnischen Volke einen Mittelstand schafft, den es bisher noch nie 
gehabt hat. Zumindest möchten polnische Mittelstandexistenzen durch starke Konzentrie­
rung des Handels und Gewerbes nur in beschränktem Ausmaße zugelassen werden."184 

Es galt, die Juden aus Industrie, Handel, Grundbesitz, Banken, Versicherungen, 

Verkehr und Lagerhaltung auszuschalten, wie dies bereits im Reich durchge­

führt worden war. Die „rechtliche" Basis hierfür lieferte eine Reihe von Erlassen 

und Verordnungen, die das Amt des Generalgouverneurs erlassen hatte. Im 

großen und ganzen verlief „die Entjudung" zweigleisig. Einerseits führten die 

direkte „Entjudung" der Wirtschaft die regionalen Behörden durch, d.h. die 

jeweiligen Kreis- bzw. Stadthauptleute mit ihren Ämtern, wobei sie nach 

Vorgaben, Richtlinien und Verordnungen der Zentrale sowie regionalen Ver­

hältnissen vorzugehen hatten. Andererseits sorgten zentrale Behörden für die 

Schaffung von Ersatzstrukturen für die verdrängten jüdischen Kaufleute, Hand­

werker und Unternehmer. 

Infolgedessen hatten die jeweiligen Kreis- und Stadthauptleute große Spiel­

räume, um ihre regionale „Arisierungspolitik" zu gestalten. Daher hing die 

praktische „Entjudung" der Wirtschaft von den örtlichen Verhältnissen, vom 

„Engagement" der zuständigen Kreishauptleute und der personellen Besetzung 

der jeweiligen Kreishauptmannschaft ab. Dieser Prozeß verlief deswegen regio­

nal unterschiedlich und mit verschiedener Intensität. Dieser Umstand, gepaart 

mit der schlechten Quellenlage macht es schwierig, wenn nicht unmöglich, den 

Verlauf dieses Prozesses genau zu rekonstruieren. 

Nichtsdestoweniger läßt sich als allgemeine Tendenz feststellen, daß nach der f 

ersten Phase der „Entjudung", die gleich nach der Besetzung stattgefunden : 

hatte, eine Art Ernüchterung folgte. Man erkannte bald, daß eine sofortige und ; 

völlige „Entjudung" der Wirtschaft im GG weder durchführbar noch vom wirt­

schaftlichen Standpunkt her erwünscht war. Die Wehrmacht lehnte beispiels-

183 Mehr dazu in Aly/Heim, Vordenker der Vernichtung, S. 222-231, 237-243. 
184 Lagebericht der Kreishauptmannschaft Tarnów für September 1940: AGK NTN 275, 

Bl. 98. 
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weise frühzeitig die totale Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft ab, da 
sonst einzelne Wirtschaftsbereiche zusammengebrochen wären. Die Militärs 
waren vor allem an Zulieferbetrieben interessiert.185 

Zu ähnlicher Ansicht kamen bald auch Wirtschaftsexperten des GGs. In einer 
Besprechung, die am 28.2.1940 in Warschau stattfand, berichtete der Leiter der 
Abt. Wirtschaft im Distrikt Warschau, Gaudick, daß die „Entjudung" der Wirt­
schaft den wirtschaftlichen Aufbau im Distrikt Warschau behindere, denn „der 
Handel mit Textilien und Lederwaren sowie alle größeren Wirtschaftszweige 
seien früher vollkommen in jüdischen Händen gewesen"; Ersatzorganisationen 
beständen aber noch nicht.186 Diese Überlegungen machten die sofortige und 
völlige „Entjudung" der Wirtschaft im GG illusorisch. In der Krakauer Zentrale 
mußte man einsehen, daß dieser Prozeß länger dauern würde und als Vorausset­
zung zunächst ein Ersatz für die ausgeschiedenen Juden oder jüdischen Ge­
schäfte geschaffen werden müsse. 

Relativ einfach war dagegen die Verdrängung der Juden aus den Freiberufen 
(Ärzte und Rechtsanwälte) und aus dem öffentlichen Dienst. Unter den arbeits­
losen Polen befanden sich viele Ärzte und Rechtsanwälte, die aus den eingeglie­
derten Ostgebieten vertrieben worden waren. Gleiches galt für den öffentlichen 
Dienst, wo der Anteil der Juden ohnehin vergleichsweise gering war. Viel pro­
blematischer gestaltete sich dagegen die Situation im Handel. Als am schwierig­
sten zu „arisieren" sollte sich jedoch das Handwerk erweisen, weil es einerseits 
keine ausreichenden Ersatzkräfte gab und andererseits das Erlernen eines 
Handwerksberufes einen längeren Zeitraum erforderte. 

4.2.1 Die Ausschaltung der Juden aus Industrie, Handel und gewerblicher 
Wirtschaft 

Die ersten Maßnahmen der Zivilverwaltung, um die Juden in ihrer wirtschaftli­
chen Betätigung einzuschränken oder aus der Wirtschaft zu verdrängen, waren 
die Bestätigung und Vereinheitlichung von Erlassen und Verordnungen, die in 
der Phase der Militärregierung ergangen waren. Es handelte sich hierbei um: 

- Anordnung zur Sperrung jüdischer Konten vom 20.11.1939. 
- Verordnung über die Bezeichnung der jüdischen Geschäfte im GG vom 

23.11.1939. 

185 Pohl, Judenpolitik, S. 74. 
186 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 124. 
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- Verordnung über die Pflicht zur Anmeldung jüdischen Vermögens im GG 
vom 24.1.1940.187 

Die Beschlagnahmeverordnung vom 24.1.1940 und die Verordnung über die 
Errichtung einer Treuhandstelle für das GG vom 15.11.1939 stellten sich als das 
wichtigste verwaltungstechnische Instrument heraus, um Juden aus der Wirt­
schaft auszuschalten. Sie verschafften die „gesetzliche" Handhabe, um herren­
loses Vermögen zugunsten des GGs einzuziehen. Nach geltenden Richtlinien 
gab es drei Arten von herrenlosem Vermögen und zwar das Vermögen der ins 
Ausland geflüchteten polnischen Bürger oder das Vermögen des polnischen 
Staates. Als herrenlos erklärte man aber auch das gesamte jüdische Vermögen, 
„bei dem nur eine fiktive Herrenlosigkeit" vorlag. Das Einziehen des herrenlo­
sen Vermögens oblag den Kreis- bzw. Kreishauptleuten, denen die Gemeinde­
vorsteher der einzelnen Gemeinden herrenloses und jüdisches Vermögen zu 
melden hatten. Die Treuhandstelle hatte dieses Vermögen über Treuhänder zu 
verwalten.188 Die Treuhandverwaltung bildete die Zwischenstufe für die vorge­
sehene spätere „rechtliche" Enteignung des jüdischen Besitzes. Eine Verord­
nung, welche die rechtliche Enteignung ermöglichen sollte, erging aber bis zum 
Ende der Besatzungszeit nicht. 

Im Distrikt Lublin gab es fast gar keine größeren Industriebetriebe. Das wirt­
schaftliche Rückgrat des Distrikts bildete die Landwirtschaft. Folglich gab es 
nur jüdische Ver- und Bearbeitungsbetriebe, die mittlerer Größe oder klein wa­
ren, wie Zuckerfabriken, Brauereien, Tabakbetriebe, Ölmühlen. Darüber hin­
aus dominierten die Juden im agrarischen und städtischen Handel sowie im 
Handwerk. Im Handwerk waren die Juden in der Metall-, Leder- und Textilver-
arbeitung absolut dominant. Vor dem Krieg zählte man im Distrikt etwa 19.000 
jüdische Handels- und mindestens 20.000 Handwerksbetriebe. Zum Großteil 
handelte es sich dabei um Kleinstunternehmen. Dazu kamen viele nicht regi­
strierte Händler und Handwerker.189 

In der Stadt Lublin gab es 1.238 größere und kleinere Industriebetriebe, da­
von waren 805 (60 %) in jüdischer Hand und 2.975 Handelsunternehmen, wo­
von 1.796 (60 %) jüdisch waren.190 Nach einer Berufszählung vom 25.10.1939 

187 Weh, Recht Nr. A435, E135, E336; VO vom 24.1.1940: VOB1GG 1940, S.23-27; VO 
vom 15.11.1939 mit Durchführungsvorschriften vom 16.3.1940: VOB1GG 1939, 1940; 
die Grundzüge des Beschlagnahmerechts im GG, Stand 1.1.1942: AGK NTN 349, 
Bl. 187-211. 

188 Niederschrift über Dienstbesprechung, 27.3.1941: APL GDL 867, Bl. 133-140. 
189 Pohl, Judenpolitik, S. 74 f. 
190 Bericht des Finanzinspekteurs, Lublin-Stadt, vom 19.2.1940: APL GDL 343, Bl. 108 f. 
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waren folgende Berufsgruppen unter den etwa 46.000 Juden in Lublin vertre­
ten: 

Handwerker 4.739 Ungelernte Arbeiter 3.319 
Handelsleute 2.388 Privatbeamte 884 
Hauseigentümer 293 Freie Berufe 177 
Fabrikbesitzer 84 Landarbeiter 28 

Darüber hinaus gaben 8% der Juden (3.680!) an, daß sie beschäftigungslos 
seien.191 Sie gehörten wahrscheinlich zu den illegalen Kleinst- und Gelegen­
heitshändlern, Hausierern, Gelegenheitsarbeitern oder sogenannten „Luftmen­
schen".192 Ein anderes Beispiel für die jüdische Berufsstruktur ist aus der Kreis­
hauptmannschaft Janów Lubelski überliefert, wo vor dem Krieg insgesamt 
11.327 Juden lebten. Davon waren:193 

Kaufleute und Händler 1.421 Freie Berufe 123 
Handwerker 792 Ohne Beruf 1.502 (!) 
Arbeiter 231 

Für andere Kreishauptmannschaften des Distrikts Lublin konnten die genauen 
Zahlen nicht ermittelt werden, es ist jedoch anzunehmen, daß diese von den 
oben aufgeführten nicht stark abwichen. Auffallend ist dabei die große Zahl der 
Personen, die entweder ohne Beruf oder offiziell beschäftigungslos waren. Im 
Kreis Janów Lubelski machte diese Gruppe sogar 37 % aller arbeitsfähigen Ju­
den aus. 

Die vordringlichste Aufgabe im Rahmen der „Entjudung" der Wirtschaft im 
GG war es, die jüdischen Händler aus dem Handel mit landwirtschaftlichen 
Produkten und Bedarfsartikeln auszuschalten.194 Um dies in die Praxis umzu­
setzen, mußte zunächst ein vollkommen neuer Handelsapparat geschaffen wer­
den, um die jüdischen Kaufleute und Händler zu ersetzen. Am 20.1.1940 erging 
eine Verordnung über die Errichtung der Landwirtschaftlichen Zentrale 
(LZ).195 Ihre Aufgabe war es, alle Großeinfuhren und -ausfuhren sowie die La­
gerhaltung von landwirtschaftlichen Produkten in einer Hand zu vereinigen. 
Darüber hinaus sollte sie die Bewirtschaftung von Getreide, Vieh, Fett und an-

191 Seifert, Jude an der Ostgrenze, S.26. 
192 Juden ohne besondere Ausbildung, ohne Kapital, ohne einen spezifischen Beruf. Vgl. 

Haumann, Heiko, Geschichte der Ostjuden, München 1991, S. 99 f. 
193 Bericht der JSS in Janów Lubelski vom 1.6.1941. ZIH JUS/Janów Lubelski 458 
194 Bericht Nr. 1: Die Lage der Ernährungs- und Landwirtschaft im Generalgouvernement, 

Körner, 1.12.1939: AGK NTN 269, Bl. 8. 
195 VOBlGG1940,Nr .3 . 
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deren landwirtschaftlichen Gütern regeln. Hinzu kam die Versorgung der Land-
und Ernährungswirtschaft mit den benötigten Produktionsmitteln aller Art wie 
Landmaschinen, Kunstdünger, Eisenwaren, Saatgut und vielem anderen mehr. 
Mit der Zeit baute die LZ ein Filialennetz in Distrikten und Kreisen aus und 
zog gleichzeitig die polnischen und auch ukrainischen Genossenschaften zur 
Mitarbeit heran. Diese Genossenschaften betätigten sich insbesondere auf der 
Kreisebene und konnten sich schnell entwickeln.196 Mit einem Wort: die 
Landwirtschaftliche Zentrale monopolisierte den Güteraustausch mit land­
wirtschaftlichen Produkten und Bedarfsartikeln total. Auf der Mikroebene ta­
ten dies vor allem die Kreisgenossenschaften.197 Auf diese Weise verdrängten 
die LZ und die Genossenschaften alle jüdischen Kaufleute und Händler, die sich 
zuvor in diesem Bereich betätigten. Die Juden des Distrikts Lublin waren davon 
besonders betroffen, weil sich viele von ihnen gerade in diesem Bereich betätig­
ten, was durch die agrarische Wirtschaftsstruktur des Distrikts bedingt war. 

Aus dem städtischen Handel sollten deutsche Großhandelsfirmen aus Ham­
burg und Bremen die jüdischen Kaufleute und Händler verdrängen. Sie hatten 
in jedem Kreis je ein Handelsunternehmen (Kreisgroßhändler) zu gründen.198 

Durch völligen Neubau von Großanlagen verloren diejenigen Juden ihren Un­
terhalt, die sich im Fischhandel und der Fischverarbeitung betätigten. Dagegen 
dürfte die Textilhandelsgesellschaft keine größere Bedeutung erlangt haben, die 
erst seit 1941 im Distrikt Lublin tätig war.199 

All diese Maßnahmen, die darauf abzielten, neue Wirtschaftsstrukturen zu 
schaffen, wurden zentral von Krakau aus gesteuert.200 Federführend bei der Er­
richtung der LZ war beispielsweise die Abteilung Ernährung und Landwirt­
schaft und bei Anwerbung von deutschen Großhandelsfirmen die Abteilung 
Wirtschaft. Die direkte „Entjudung" erfolgte dagegen dezentral. Dafür sorgten 
die jeweiligen Kreis- und Stadthauptleute mit ihren Verwaltungsapparaten. Sie 
zogen Häuser, Wohnungen, Geschäftsgebäude und Grundstücke ein und 
schlössen jüdische Handels- und Handwerksbetriebe in ihren Amtsbezirken. 

196 Vgl. die Nachkriegsaufzeichnungen des Betriebsführers der LZ, Dr. Friedrich Steding 
(Manuskript): IfZ Ms 446, S.53-67; die landwirtschaftliche Zentralstelle entwickelte 
sich in den folgenden Jahren zum größten Handelsunternehmen in den Ostgebieten mit 
einem Warenumsatz von 2,5 Milliarden Zloty. Dr. Steding an Institut für Zeitgeschichte, 
12.6.1987: IfZ Ms 446. 

197 Claus, Georg, Stand und Entwicklung der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
beim Chef des Distrikts Lublin. [Lublin 1940] S.25; Pohl, Judenpolitik, S.77; Präg/Ja­
cobmeyer, Diensttagebuch, S. 143. 

198 Aly/Heim, Die Ökonomie der „Endlösung", S.60L 
199 Pohl, Judenpolitik, S.77. 
200 Mehr dazu Aly/Heim, Die Ökonomie der „Endlösung", S. 60-79. 
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Die Beschlagnahmeverordnung vom 24.1.1940 stellte für die Kreis- und 
Stadthauptleute die wichtigste „rechtliche" Basis dar, um in ihren Amtsbezir­
ken Juden aus der Wirtschaft auszuschalten.201 In der Praxis wandten sie diese 
Verordnungen nach folgendem Muster an: Wenn jüdische Eigentümer ihr Ver­
mögen nicht angemeldet hatten, wie das die VO über die Pflicht zur Anmeldung 
jüdischen Vermögens vom 24.1.1940 vorsah, zog der jeweilige Kreis- bzw. 
Stadthauptmann dieses als „nicht angemeldetes bezw. nicht rechtzeitig ange­
meldetes Vermögen" ein.202 Falls jedoch der jüdische Eigentümer seiner 
„Pflicht" nachkam und sein Eigentum rechtzeitig anmelden ließ, wurde es eben­
falls beschlagnahmt, zu dem Zeitpunkt, den der Kreishauptmann für geeignet 
hielt. Als Begründung für die Einziehung reichte es, „jüdisches Vermögen" oder 
einfach „Jude" bzw . „Jüdin" anzugeben, was den Tatbestand der „fiktiven 
Herrenlosigkeit" erfüllte.203 

Die beschlagnahmten Grundstücke, Betriebe, Häuser oder Wohnungen ver­
walteten Treuhänder, die entweder der zuständige Kreis- bzw. Stadthauptmann 
oder die Treuhandstelle bestellte. Die Einkünfte (z.B. Mieten) aus diesem Ver­
mögen flössen den jeweiligen Kreis- und Stadthauptmannschaften zu, die damit 
meistens örtliche Aufgaben finanzieren ließen.204 Somit dürfte dies ein zusätzli­
ches Motiv für Kreishauptleute gewesen sein, die „Entjudung" voranzutreiben. 
Bis zum März 1942 befand sich der jüdische Haus- und Grundbesitz im Distrikt 
Lublin „nahezu erschöpfend" in treuhänderischer Verwaltung. Allerdings er­
folgte nur bei einem geringen Teil dieser Grundstücke eine formelle Beschlag­
nahme bzw. Einziehung, d.h. die Eintragung in Hypothekenbücher, weil „es 
einfach an den notwendigen Arbeitskräften hierfür [fehlte]".205 

Die „Entjudung" der Wirtschaft im Distrikt Lublin verlief mit unterschiedli­
cher Intensität in den einzelnen Kreisen. In den ersten Monaten der Besatzung 
stellten die Behörden im Distrikt Lublin alle größeren jüdischen Gewerbe- und 
Handelsbetriebe unter kommissarische und treuhänderische Verwaltung. In der 
Stadt Lublin wurden viele Läden und Warenlager versiegelt und ihre Vorräte im 

201 VOB1GG vom 24.1.1940, S. 23. 
202 Vgl. Einziehungsverfügungen, die der stellvertretende KH Volkmann am 1.2.1941 im 

Kreis Radzyń anordnete: APL GDL 648, Bl.3-4. 
203 Z.B. gab die Kreishauptmannschaft Krasnystaw in einer Einziehungsverfügung vom 

6.3.1940 als Gründe, „welche eine Beschlagnahme des Betriebes erfordern: Jude Ep-
sztein" an: APL GDL 645, Bl. 22 ff.; ähnliches meldete der KH Asbach aus Janów Lubel­
ski am 23.6.1941: APL GDL 644, B1.28; in Beständen der APL finden sich viele solche 
Einziehungsverfügungen. 

204 Begründung für die 1. Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens (Entwurf), 
16.7.1942: AGK Reg. GG 1/40, Bl. lOv. 

205 U.-Abt. Treunhandverwaitung an KH Biłgoraj, 17.3.1942: AGK GDL 180/25, B1.64f. 
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November 1939 konfisziert.206 Von 805 jüdischen Industrie- und 1.796 Han­
delsbetrieben in Lublin waren bis Februar 1940 die meisten liquidiert, nur we­
nige durch Treuhänder übernommen oder von NichtJuden weitergeführt.207 

In den Kreisen führten manche Kreishauptleute ihre Verdrängungspolitik 
etappenweise durch, in dem sie z. B. immer weniger Gewerbescheine für jüdi­
sche Handels- und Handwerksbetriebe ausstellten. In Piaski beispielsweise gab 
es im Jahre 1940 noch 250 jüdische Läden und im Januar 1941 nur noch 53.2 0 8 

Ähnlich verlief dieser Prozeß in Łuków209 und in der Stadt Lublin. Der Stadt­
hauptmann Sauermann berichtete im Dezember 1940: „Die Entjudung des Ge­
schäftslebens durch die Treuhandverwaltung hat im Dezember ihren Fortgang 
genommen. Es wurden weitere 40 Geschäfte in den Hauptstraßen entjudet."210 

Andere Kreishauptleute wiederum zogen radikale Maßnahmen vor. In Szcze­
brzeszyn schlössen die Behörden im August 1940 alle jüdischen Läden, Bierstu­
ben, Konditoreien und anderen kleinen Betriebe und Stände. Die Mehrzahl die­
ser Betriebe und Läden verkaufte man dann an die polnischen Vertriebenen aus 
den eingegliederten Ostgebieten.211 Noch radikaler ging der Kreishauptmann 
von Biała Podlaska Kühl vor. Im Dezember 1940 berichtete er: 

„Die Juden sind aus den Fabrikationsbetrieben restlos ausgeschaltet. | . . . ] Handel und Ge­
werbe waren zu mehr als 90 % in jüdischen Händen. Auch hier ist der Jude restlos ausge­
schaltet worden. Eine vorübergehende Störung des Verteilerapparates war die Folge. [...] 
Der Mangel an Fachkräften ist durch den Ausfall von jüdischen Handwerkern derart groß, 
daß, um nur ein Beispiel zu nennen, im gesamten Kreise nicht ein einziger vernünftiger In­
stallateur zur Verlegung von Rohrleitungen vorhanden ist. Nicht viel besser sieht es in eini­
gen anderen Handwerkszweigen aus. Wegen dieses Notstandes wurden auch vorläufig alle 
jüdischen Handwerker hier belassen und üben ihren Beruf aus, da geeignete arische Fach­
kräfte nicht vorhanden sind."2 1 2 

Dieses Beispiel zeigt exemplarisch, mit welchen Problemen die zivilen Behörden 
bei der „Entjudung" der Wirtschaft im Distrikt Lublin und auch im GG kon­
frontiert waren. Die Ausschaltung der Juden aus größeren und mittleren Ge­
werbe-, Handels-, Kredit- und Versicherungsunternehmen ging vergleichsweise 
schnell voran. Hier gab es genug Kandidaten als Treuhänder, weil diese Posten 

206 Berenstein, Eksterminacja, S. 13. 
207 Bericht des Finanzinspekteurs, Lublin-Stadt, vom 19.2.1940: APL GDL 343, Bl. 108 f. 
208 Schreiben vom 25.1.1941: APL KH Lublin-Land 73. 
209 "Łuków aryzuje się". Nowy Głos Lubelski, 14.2.1942, Nr. 37, S. 3. 
210 Lagebericht für Dezember 1940, Stadthauptmann Sauermann: IZ Dok. 1-151/24, Bl. 10-

15. 
211 Klukowski, Dziennik, S. 152. 
212 Lagebericht des KH Biała Podlaska, 11.12.1940: IZ Dok. 1-151/20, Bl. 1-5. 
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lukrativ waren. Es handelte sich hierbei um Reichsdeutsche, die oft als Glücks­
ritter ins GG kamen, Volksdeutsche, aber auch um Polen, wenn kein geeigneter 
reichs- oder Volksdeutscher Bewerber vorhanden war. Schwieriger gestaltete 
sich aus der Sicht der Behörden die „Entjudung" des Einzelhandels. Mit der Bil­
dung der Ersatzorganisationen wie der LZ mit ihren Filialen und der Förderung 
des polnischen Genossenschaftswesens gelang es im Laufe des Jahres 1940 ein 
Handelsnetz für landwirtschaftliche Produkte und Bedarfsartikel aufzubauen, 
das die weitgehende „Entjudung" des Handels im Distrikt Lublin und im GG 
allgemein ermöglichte.213 Nach einem Bericht von Dr. Alten, dem jüdischen Be­
rater beim Chef des Distrikts Lublin, seien bereits im Sommer 1941 alle Juden 
im Distrikt aus dem Handel und der industriellen Betätigung ausgeschaltet ge­
wesen, die dadurch ihre Existenzgrundlage verloren hatten.214 

Entscheidend für diesen „Erfolg" aus deutscher Sicht waren m.E. folgende 
Faktoren: Erstens war es relativ einfach, Ersatzkräfte für jüdische Händler und 
Kaufleute zu beschaffen, denn praktisch jeder konnte nach kurzem Anlernen ei­
nen Laden betreiben. Zweitens gab es unter den Polen Tausende von Vertriebe­
nen aus den eingegliederten Ostgebieten, die kein Auskommen hatten und da­
her jede Art von Erwerbsmöglichkeit zu ergreifen, bereit waren. Der wichtigste 
Faktor allerdings scheint die sogenannte „Bereinigung"215 des Handels im GG 
zu sein, die im Rahmen der Rationalisierung der Wirtschaft durchgeführt 
wurde. So gab es vor dem Krieg im ganzen GG 195.000 Handelsbetriebe, im 
Juni 1944 fiel dagegen ihre Anzahl infolge der Bereinigung des Handels auf 
44.800 zurück.216 Insgesamt weit über 100.000 jüdische Handelsbetriebe im 
ganzen GG wurden im Rahmen der Rationalisierung und Bereinigung des Han­
dels liquidiert.217 Der größte Rückgang an Handelsbetrieben - 1943 um 85 % 
(!) - wurde im Distrikt Lublin verzeichnet.218 Das bedeutet auch, daß der Kreis 
der Polen, die von der „Entjudung" des Handels profitierten, eher bescheiden 
war, denn die meisten jüdischen Handelsbetriebe fielen ohne Ersatz der Bereini­
gung und Rationalisierung zum Opfer. Auch polnische Betriebe wurden liqui­
diert. Dafür dürfte der Umsatz der verbliebenen Handelsbetriebe, vor allem der 

213 Im Jahre 1940 entstanden im GG 327, 1941-1348 und 1942 - 365 Verbrauchergenos­
senschaften, die ihre Umsätze, verglichen mit der Vorkriegszeit, verdoppeln konnten. 
Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S.586. 

214 Dr. Alten an JSS Präsidium in Krakau, 4.7.1941: ZIH Distrikt Lublin/JUS 12. 
215 Schließung von Betrieben, die aus deutscher Sicht unrentabel und überflüssig waren. 
216 Łuczak, Polityka, S. 414 f. 
217 Bericht: Der Handel des GGs in der Bewährung (1944): BA R 52 VI/22, Bl.3. 
218 Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S. 583 ff. 
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Verbrauchergenossenschaften, gestiegen sein, obwohl dieser insgesamt kriegs­
bedingt stark zurückging. 

Schwieriger als im Handel erwies sich der Versuch, jüdische Handwerker oder 
Facharbeiter auszuschalten. Diejenigen Handwerksbetriebe, für die es geeignete 
Nachfolger gab, wurden schnell verdrängt. Das gleiche galt für viele Betriebe, die 
im Rahmen der Rationalisierung der Wirtschaft geschlossen wurden. Im GG fiel 
die Zahl der Handwerksbetriebe von 235.000 im Jahre 1939 auf 118.000 im No­
vember 1941 und auf 89.000 im April 1942.219 Viele Handwerksbetriebe, deren 
Zahl schwer zu quantifizieren ist, mußten ohnehin geschlossen werden wegen 
des Niedergangs der polnischen Wirtschaft, der der militärischen Niederlage 
folgte. In den Jahren 1940 und 1941 fiel im GG der Umsatz im Handwerk um 
63 % im Vergleich zum Jahre 1938 (von 670 auf 250 Millionen ZI.)220 Wegen 
Mangel an Rohstoffen wie Textilien, Leder, Eisen u. ä. mußten viele jüdische und 
nichtjüdische Betriebe ihre Arbeit einstellen. Diese Rohstoffe wurden bewirt­
schaftet, und dadurch ergab sich eine indirekte Methode zur Verdrängung der jü­
dischen Handwerker aus diesen Bereichen.221 

Bei der Ausschaltung der Juden aus dem Handwerk stieß man aber bald an 
die Grenzen der wirtschaftlichen Verträglichkeit. Hans Frank führte in der Ab­
teilungsleitersitzung am 12.9.1940 dazu folgendes aus: 

„Im übrigen sind die Juden im Generalgouvernement nicht nur immer verlotterte Gestalten, 
sondern ein notwendiger handwerklicher Teil innerhalb des Gesamtgefüges des polnischen 
Lebens. Das haben wir nicht gewußt, wir wissen es heute, im Reich weiß man es nicht. [.. .| 
Von unserem Standpunkt ist die Frage nicht von heute auf morgen zu lösen. Wir können den 
Polen weder die Tatkraft noch die Fähigkeit beibringen, an stelle der Juden zu treten. Daher 
sind wir gezwungen, diese jüdischen Handwerker weiterarbeiten zu lassen."222 

Im Gegensatz zu den Handelsberufen war die Ausbildung als Handwerker oder 
Facharbeiter in der Regel viel aufwendiger. Hinzu kam, daß junge polnische 
Männer und Frauen, die am ehesten als handwerklicher Nachwuchs in Frage 
kamen, zur Zwangsarbeit ins Reich verschleppt waren. Geeignete polnische Er­
satzkräfte gab es kaum. Man bemühte sich zwar, Polen umzuschulen und polni­
sches Handwerk gezielt zu fördern,223 die Ergebnisse waren aber offensichtlich 

219 Ebenda, S.581; Aly/Heim, Ökonomie, S.69f. 
220 Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S. 580-583. 
221 Weichert, Teil 1, S.23-25; Pohl, Judenpolitik, S. 72-79. 
222 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.281. 
223 In einem Lagebericht des Distrikts Lublin vom 7.9.1940 hieß es: „Die Errichtung von Be­

rufsschulen [...] wurde eingeleitet. Es besteht ein starkes Bedürfnis nach Handelschulen, 
insbesondere bei der Industrie- und Handelskammer und den Genossenschaften. Letz­
tere geben als Hauptgrund die Ausschaltung der Juden aus dem Handel an.": AGKNTN 
274, Bl. 106-115; Pohl, Judenpolitik, S. 78. 
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nicht überzeugend. Die Schulung der Facharbeiter dauerte Monate bis zu einem 
Jahr und bei einigen besonders hoch qualifizierten Arbeitern und Handwerkern 
noch länger.224 So mußte sich die deutsche Zivilverwaltung damit abfinden, 
daß eine totale Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft, insbesondere von 
Handwerkern und Facharbeitern, im Distrikt Lublin wie im ganzen GG zu­
nächst nicht verwirklicht werden konnte. 

Im GG waren im Sommer 1942 über 300.000 Juden als gewerbliche Arbeiter 
beschäftigt, hiervon waren etwa 100.000 Facharbeiter. In den einzelnen Betrie­
ben, die für die Wehrmacht arbeiteten, schwankte die Zahl der Juden unter den 
Facharbeitern zwischen 25 und 100%. In vielen Betrieben waren die Juden 
Schlüsselkräfte.225 Gesonderte Zahlen für den Distrikt Lublin liegen nicht vor. 

4.2.2 Die Ausschaltung der Juden aus anderen Bereichen 

Die „Entjudung" der Justiz, der Medizin, des öffentlichen Dienstes u.a. verlief 
im Vergleich zum Handel und Handwerk reibungsloser. Die jüdischen Ärzte, 
Zahnärzte und Zahntechniker mußten auf Anordnung des Leiters der Abtei­
lung Gesundheitswesen, Dr. Walbaum, ihre Wohnungen und Praxen verlassen; 
an ihre Stelle ließ Walbaum polnische stellenlose Ärzte, Zahnärzte und Zahn­
techniker einsetzen. Meistens handelte es sich dabei um Polen, die aus den ein­
gegliederten Ostgebieten vertrieben worden waren.226 Jüdische Rechtsanwälte 
verloren ebenfalls ihren Lebensunterhalt, denn, wie dies der Leiter der Abtei­
lung Justiz, Wille, am 5.9.1940 formulierte: „Ein Bedürfnis für die Zulassung 
jüdischer Rechtskonsulenten innerhalb der deutschen Rechtspflege im General­
gouvernement sei nicht gegeben."227 Die jüdischen Hochschullehrer verloren 
ihre Stellen, da ja keine Hochschulen zugelassen waren. Das gleiche galt für jü­
dische Lehrer und Angestellte im öffentlichen Dienst und Journalisten. Mit ei­
nem Wort: Die ganze jüdische Intelligenz verlor ihre Existenzgrundlage.228 

Die jüdischen Facharbeiter, Angestellten und Gehilfen wurden ebenfalls aus 

224 Von Gienanth an OKW, 18.9.1942: BA MA RH 53-23/87, Bl. 116. 
225 Ebenda, Bl. 117. 
226 Walbaum an die Kreisärzte (Abschrift), 18.11.1939: AGK NTN 335, Bl.2-4. 
227 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 273; am 10.9.1940 erging die entsprechende Verfü­

gung von Wille an die Leiter der Abteilungen Justiz in den Distrikten, „daß jüdische Ad­
vokaten weder in der deutschen noch in der polnischen Gerichtsbarkeit tätig sein sollen. 
Auch eine beschränkte Zulassung jüdischer Rechtskonsulenten ist nicht vorgesehen.": 
AGK Reg GG V/1, S. 42. 

228 Berenstein, Eksterminacja, S. 14. 
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den von Treuhändern übernommenen Betrieben entlassen.229 In all diesen Be­
reichen war es relativ einfach, geeignete polnische Ersatzkräfte zu finden, insbe­
sondere unter den vertriebenen Westpolen. Eine Ausnahme bildete die bereits 
erwähnte Gruppe der jüdischen Facharbeiter. Die Abteilung Arbeit in der Regie­
rung des GGs ließ im November 1940 weitere Entlassungen von jüdischen 
Facharbeitern aus Betrieben, die unter Treuhandverwaltung standen, einstellen, 
„da bereits ein fühlbarer Mangel an Facharbeitern eingetreten ist und ein derar­
tiges rigoroses Vorgehen zu Wirtschaftsschäden führen könnte".230 

4.3 Die Deportationen in den Distrikt Lublin und Aussiedlungen innerhalb 
des GGs 

Der Distrikt Lublin war während der NS-Besatzung Schauplatz von umfassen­
den Deportationen, Aussiedlungen und Umsiedlungen.231 Davon waren vor al­
lem Polen und Juden betroffen, aber auch Volksdeutsche232 und Ukrainer. Diese 
Verschiebungen und Vertreibungen wirkten sich katastrophal auf die Woh-
nungs- und Versorgungslage der Vertriebenen, aber auch der einheimischen Be­
völkerung im Distrikt aus. 

Bereits in den ersten Monaten der Besatzung fanden die ersten Deportationen 
statt. Bis zur Jahreswende 1939 trafen mindestens 25.000 Vertriebene aus den 
eingegliederten Ostgebieten im Distrikt ein, die meisten davon, etwa 15.000, 
waren Juden. Die Vertriebenen durften nur kleine Geldbeträge und persönliches 
Gepäck mitnehmen. Im Februar und März 1940 kamen etwa 1.000 Juden aus 
dem Warthegau an, sonst wurden in der ersten Hälfte 1940 keine jüdischen 
Transporte in den Distrikt geleitet. Erst im Dezember 1940 gelangten wieder 
Transporte mit etwa 4.000 jüdischen Vertriebenen aus dem Regierungsbezirk 
Zichenau in den Distrikt. Die letzten Transporte mit Deportierten aus den ein­
gegliederten Ostgebieten fanden im Februar 1941 statt, wovon etwa 2.100 Ju­
den betroffen waren. Am 15. März 1941 verfügte das RSHA, daß alle Deporta­
tionen aus den eingegliederten Ostgebieten endgültig einzustellen seien.233 

229 Pohl, Judenpolitik, S. 79. 
230 Schreiben von Dr. Uhlik an Dr. Braunegg, 25.11.1940: AGK Reg GG 11/374, B1.7. 
231 Diese Problematik hat die Lubliner Historikerin Janina Kiełboń, Migracje ludności w dy­

strykcie lubelskim w latach 1939-1944, eingehend untersucht. 
232 Die Aussiedlung der Volksdeutschen fand allerdings meistens auf freiwilliger Basis statt. 

In vielen Fällen mußten die Behörden jedoch Druck ausüben. Die Volksdeutschen wur­
den aber nicht vertrieben, wie das bei Polen und Juden der Fall gewesen war. 

233 Kiełboń, Migracje, S. 130-133. 
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Darüber hinaus wurden bis Frühjahr 1941 etwa 4.000 deutsche und österrei­
chische Juden in den Distrikt deportiert. Es handelte sich dabei um 1.000 Juden 
aus Stettin (Februar 1940) und etwa 3.000 Juden aus Wien (Februar und März 
1941). Insgesamt wurden in den Jahren 1939 bis 1941 mindestens 32.000 Juden 
aus den eingegliederten Ostgebieten und dem Reich in den Distrikt Lublin de­
port ier t .2 3 4 Wie hoch die Dunkelziffer derjenigen war, die entweder nicht erfaßt 
wurden oder einzeln und „freiwillig" in den Distrikt Lublin kamen, läßt sich 
heute schwerlich feststellen. Nach meiner Schätzung waren das mindestens 
23.000 Personen.2 3 5 Viele Juden haben die eingegliederten Gebiete noch wäh­
rend der Kriegshandlungen oder kurz danach verlassen und sind ins GG ge­
flüchtet, ohne auf Räumungsbefehle zu warten. 

Zu Deportationen aus dem Reich kamen organisierte Aussiedlungen und 
wilde Vertreibungen von Juden aus anderen Distrikten des GGs hinzu. So wur­
den in drei Wellen (Dezember 1940, Februar/März 1941 und November 1941) 
etwa 10.000 Juden aus Krakau in den Distrikt Lublin „ausgesiedelt".2 3 6 Diese 
„Aussiedlungen" lenkte die Abteilung BuF.237 Es fanden aber auch wilde „Aus­
siedlungen" und Fluchtbewegungen von Juden statt. So verließen im Sommer 
1941 „Juden aus Hunger scharenweise Warschau" und suchten die Kreise im 
Distrikt Lublin auf.238 Der Stadthauptmann Dr. Wendler aus Tschenstochau 
und der Beauftragte für die Stadt Warschau organisierten im Frühjahr 1941 ei­
genmächtig „illegale Aussiedlungen" nach Zamość . 2 3 9 Es kam sogar vor, daß 
man verarmte und hilfsbedürftige Juden aus anderen Distrikten in Nacht-und-
Nebel Aktionen in einem Ort im Distrikt absetzte, wie das im November 1941 

234 Ebenda; Berenstein, Martyrologia, S.24-28; Pohl, Judenpolitik, S. 51-55. 
235 Auf diese Mindestzahl komme ich aufgrund der folgenden Angaben und Überlegungen: 

Nach einem Bericht von Dr. Alten vom 31.5.1941 befanden sich im April 1941 im Di­
strikt Lublin 55.000 jüdische Umgesiedelte. Allerdings war diese Zahl unvollständig, 
denn der Kreis Zamość wurde überhaupt nicht erfaßt, und es wurden auch viele andere 
Judenansammlungen in anderen Kreisen weggelassen: ZIH JUS 12. Der Abzug von 
32.000 amtlich erfaßten jüdischen Deportierten ergibt die Summe von 23.000 offiziell 
nicht registrierten jüdischen Flüchtlingen. Aus den oben genannten Gründen halte ich je­
doch diese Summe für ebenfalls zu niedrig gegriffen. Hinzu kam, daß offensichtlich viele 
Flüchtlinge nicht gemeldet wurden, beispielsweise aus verständlicher Angst vor amt­
lichen Repressionen. Ein Hinweis darauf findet sich im Schreiben des JSS-Präsidiums in 
Krakau an Dr. Alten vom 9.6.1941: ZIH JUS 12; Kiełboń, Migracje, S. 131 f., geht davon 
aus, daß es sich dabei mit Sicherheit um viel mehr als 10.000 Flüchtlinge handelte. 

236 Berenstein, Eksterminacja, S.8. 
237 Carl Schmid, Dienst in den besetzten Gebieten (Manuskript): IfZ ED 366/4, S.30. 
238 Landrat Kipke an Kreishauptleute, 11.7.1941: AGK GDL 102, B1.38. 
239 Bericht des Referats BuF im Kreis Zamość für Mai 1941: APL GDL 207, Bl. 135. 



Versorgung mit Nahrungsmitteln: Lebensmittelzuteilungen 159 

in Łuków vorkam.240 Die Ursache dafür lag darin, daß im Distrikt Lublin die 
Möglichkeiten, sich mit Nahrungsmitteln zu versorgen, besser waren als in an­
deren Distrikten. Die Distriktsverwaltung versuchte, diese unkontrollierte 
Fluchtbewegung und illegale Aussiedlung mit allen Mitteln zu unterbinden. 

All diese Vertriebenen, Deportierten und Flüchtlinge kamen in den Distrikt 
meistens ohne jegliches Vermögen, nur mit den nötigsten Sachen und kaum mit 
Bargeld. Da es für sie keine legalen Erwerbsmöglichkeiten im Distrikt gab, fie­
len sie der jüdischen Fürsorge zur Last. Darüber hinaus mußten sie irgendwo 
untergebracht werden, was die ohnehin angespannte Wohnungssituation zu­
sätzlich verschärfte. Hinzu kamen etwa 100.000 Polen, die in den Jahren 1939-
1941 aus den eingegliederten Ostgebieten in den Distrikt Lublin vertrieben wor­
den waren, und ebenfalls untergebracht und versorgt werden mußten.241 

Für die Unterbringung und Versorgung der Vertriebenen mußten die einzel­
nen Kreis- und Stadthauptleute aus Kreismitteln sorgen. Diese delegierten aber 
die praktische Durchführung dieser Aufgabe an jüdische und polnische Hilfsko­
mitees.242 Allmählich entstand im Distrikt Lublin eine Situation, die mit den 
Mitteln, über die die Kreishauptleute verfügten, nicht mehr zu lösen war. Die 
Appelle der Kreishauptleute an die Zentrale, die Transporte zu stoppen, wurden 
immer dringlicher, denn alle Orte im Distrikt Lublin wie im GG waren mit De­
portierten überfüllt. Die Kreishauptleute warnten vor Seuchengefahr und 
Schleichhandel, welche diese verfahrene Situation mit sich brachte. Im Dezem­
ber 1940 berichtete der KH Lublin-Land, daß in jeder Stube 8-10 Personen 
wohnten. Der Kreishauptmann Weihemaier warnte vor Störungen der Wirt­
schaft wegen Seuchengefahr und Schleichhandel, denn für die meisten Depor­
tierten stellte der Schwarzhandel die einzige Möglichkeit zum Überleben dar.243 

4.4 Versorgung mit Nahrungsmitteln: Lebensmittelzuteilungen 

Angesichts der Tatsache, daß immer mehr Juden ihre legale Existenzgrundlage 
verloren und die Nahrungsmittel ein ausgesprochen knappes Gut im GG waren, 
stellte die ausreichende Ernährung die Überlebensfrage für die große Mehrheit 

240 Gendarmerie Posten Łuków an KH Radzyń, 12.11.1941: APL GDL 893, B1.7f. 
241 Kiełboń, Migracje, S. 32. 
242 Bühler an Distriktschefs, 17.1.1941: AGK NTN 335, Bl. 44-51. 
243 Vgl. dazu Lagebericht des Gouverneurs, 5.12.1940: AGK NTN 276, Bl. 100; Lagebericht 

des KH Weihenmaier, Zamość, 8.12.1940: Ebenda, Bl. 114 f.; Lagebericht des KH Zie­
genmeyer, Lublin-Land, 9.12.1940: Ebenda, Bl. HOL; Auszug aus den Lageberichten, 
10.12.1940: IZ Dok. 1-151, S. 19-29. 
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der jüdischen Bevölkerung im GG dar, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. 
Im ersten Besatzungsjahr gab es keine einheitlich geregelte Rationierung der Le­
bensmittel auf GG-Ebene, diese Frage wurde regional gelöst. Für die praktische 
Durchführung waren auf der Distriktsebene die Abteilungen für EuL zuständig. 
In den meisten Fällen jedoch regelte der Kreishauptmann mit seinem Kreisland­
wirt die Versorgung in seinem Kreis, und zwar mit den Mitteln, die ihm im Kreis 
zur Verfügung standen. Bis zum Sommer 1940 führten viele Kreishauptmann­
schaften und größere Städte regional unterschiedliche Lebensmittelkarten ein. 
Erst im Sommer 1940 erarbeitete die Abteilung EuL im Amt des Generalgouver­
neurs ein einheitliches Lebensmittelkartensystem, das mit dem 1.1.1941 im GG 
eingeführt wurde.244 

Nach dem neuen einheitlichen System gab es 10 Verbrauchergruppen, die 
letzte Gruppe stellten die Juden dar. Die Juden sollten danach folgende Rations­
sätze erhalten: wöchentlich 700 g Brot (100 g pro Tag), 50 g Zucker, 40 g Ge­
treidekaffee, Kartoffeln „nach Bedarf" und Gemüse „nach jahreszeitlichem 
Anfall". Hinzu kam 1/4 1 Milch pro Person „nach Vorhandensein". Darüber 
hinaus konnten „Sonderzuteilungen nach Möglichkeit" gewährt werden, und 
zwar: Hülsenfrüchte, Mehl, Getreide, Fleisch, Fette, Milchprodukte, Eier u. ä. 
Die Zuweisung von Lebensmitteln an Juden erfolgte pauschal an die Judenräte, 
welche die entsprechenden Bezugsscheine einlösten und die Verteilung unter 
den Juden vornahmen.245 

Bei dieser Regelung fällt folgendes auf: Erstens waren die vorgesehenen Min­
destrationen so niedrig, daß sie in kürzester Zeit den Hungertod bedeuteten. 
Um zu überleben, waren die Juden gezwungen, sich ihre Nahrungsmittel auf 
dem Schwarzmarkt zu beschaffen. Zweitens hatten die einzelnen Kreis- und 
Stadthauptleute Freiräume, die durch die Regelungen „nach Bedarf" und „Son­
derzuteilungen nach Möglichkeit" gegeben waren, die jüdische Bevölkerung in 
ihren Amtsbezirken entweder verhungern zu lassen oder ihnen ein Minimum an 
Nahrungsmitteln zur Verfügung zu stellen. Drittens sollten die Judenräte die di­
rekte Verteilung unter den jüdischen Verbrauchern vornehmen.246 In der Praxis 
wälzten die jeweiligen Kreis- und Stadthauptleute jede Verantwortung für die 
Versorgung der jüdischen Bevölkerung auf die Judenräte und die Jüdische So-

244 Körner, Richtlinien für die Versorgung der Bevölkerung des Generalgouvernements im 
Wirtschaftsjahr 1940/41, 29.8.1940: AGK NTN 356, Bl. 13-28. 

245 Ebenda, Bl. 12, 24 f. 
246 Nach den Richtlinien gab es zwar die Möglichkeit, die Verteilung der Rationssätze ohne 

Einschaltung der Judenräte durch Herausgabe besonderer Karten vorzunehmen, ich fand 
aber bei meinen Recherchen keinen Hinweis, daß ein Kreishauptmann davon Gebrauch 
gemacht hätte: Ebenda, Bl.24f. 
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ziale Selbsthilfe (JSS) ab. Dies führte oft zu Verteilungskonflikten und Desinte­
gration unter der jüdischen Bevölkerung, worauf noch zu kommen sein wird. 

Im Monat Januar 1941 stellte beispielsweise der Stadthauptmann in Lublin, 
Sauermann, folgende Lebensmittelmengen für die 41.647 registrierten jüdi­
schen Bewohner der Stadt Lublin zur Verfügung: 4.080 kg Weizenmehl (100 g 
pro Kopf), 6.000 kg Nährmittel (144 g pro Kopf), 150.820 kg Roggenmehl 
(3600 g pro Kopf), 405 kg Zucker (10 g pro Kopf), 2.400 kg Salz (60 g pro 
Kopf), 2.000 kg Kleie (58 g pro Kopf), 100 Stück Seife (das ist eine Seife pro 416 
Personen) und 50 kg Seifenpulver (1,2 g pro Kopf). Es sei noch einmal hervorge­
hoben, daß es sich hierbei um Rationen für den ganzen Monat Januar 1941 han­
delte.247 

Im ganzen Monat Februar 1941 bekamen die Juden in Lublin folgende 
Lebensmittelmengen zugewiesen: 88.200 kg Roggenmehl (2.120 g pro Kopf), 
8.400 kg Zucker (200 g pro Kopf) und 67.500 1 Magermilch (1,62 1 pro 
Kopf).248 Im Endergebnis wies der Stadthauptmann Sauermann den jüdischen 
Bewohnern Lublins nicht einmal die in den Richtlinien vorgesehenen Rationen 
zu. Freilich waren seine Möglichkeiten, die Lebensmittel zu besorgen, begrenzt, 
denn einerseits besaß die Stadthauptmannschaft Lublin kein landwirtschaft­
liches Hinterland und verfügte somit über keine eigenen Lebensmittel. Ande­
rerseits waren die finanziellen und organisatorischen Möglichkeiten des 
Stadthauptmanns sehr begrenzt, um diese Lebensmittel anderswo zu besorgen. 
Hierbei ist zu erwähnen, daß die überlebenden Opfer Sauermann als „juden­
freundlich" im Vergleich zu anderen Kreishauptleuten schilderten.249 

In vielen ländlichen Kreisen bekamen die Juden keine rationierten Lebensmit­
tel zugewiesen, denn: 

„Orte, die in landwirtschaftlichen Überschußgebieten liegen (z.B. Kreis und Stadt Hrubie­
szów, Distrikt Lublin), und deren Lebensmittelversorgung nach den gegebenen Verhältnis­
sen auf keine besonderen Schwierigkeiten stößt, kommen für die Einführung eines Lebens­
mittelkarten- und Rationierungssystems nicht in Frage, auch wenn sich die Mehrzahl der 
Bewohner aus NichtSelbstversorgern zusammensetzt."250 

247 Lagebericht des SH Sauermann für Januar 1941, 31.1.1941: AGK NTN 280, 
Bl. 146-154. 

248 Lagebericht des SH Sauermann für Februar 1941, 28.2.1941: IZ Dok. 1-151/ 29, 
Bl. 51-55. 

249 Zeugenaussage von Aleksander B., 25.7.1961: ZStL 208 AR-Z 268/59, BL3108. 
250 Körner, Richtlinien für die Versorgung der Bevölkerung des Generalgouvernements im 

Wirtschaftsjahr 1940/41, 29.8.1940: AGK NTN 356, Bl. 15. 
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Als Überschußgebiete galten alle 10 Kreise im Distrikt Lublin außer der Stadt­
hauptmannschaft Lublin. Folglich mußten die Vertreter der Judenräte oder der 
JSS um jede Zuteilung mit den zuständigen Angestellten der Kreishauptmann­
schaft feilschen. Da die Spielräume groß waren, ergab sich wirklich aus der Ein­
stellung des einzelnen Kreishauptmanns und der Versorgungslage im Kreis, wie 
hoch die Rationen für die jüdische Bevölkerung waren.251 So wies der Kreis­
hauptmann Brandt aus Puławy keine rationierten Lebensmittel für die Juden in 
seinem Kreis zu. Ähnlich verhielten sich der Kreishauptmann Busse in Hrubie­
szów und der kommissarische stellvertretende Kreishauptmann Volkmann in 
Krasnystaw.252 Aufgrund der schwierigen Quellenlage war es nicht möglich, die 
Einstellung jedes Kreishauptmanns im Distrikt Lublin in dieser Frage genau zu 
rekonstruieren. Die erhaltenen Quellen lassen jedoch den Schluß zu, daß die 
Kreishauptleute im Distrikt Lublin wie im GG allgemein die Juden in dieser 
Frage ihrem eigenen Schicksal überließen. 

Um die immer größer werdenden Massen von Juden, die hilfsbedürftig wa­
ren, zu versorgen, gründete die Abteilung BuF am 29.5.1940 die Jüdische So­
ziale Selbsthilfe (JSS). Ihre Aufgabe war es, die freie Wohlfahrt und die gesamte 
Fürsorge (Krankenhäuser, Heilanstalten, Kinderheime u. ä.) für die jüdische Be­
völkerung zu betreiben.253 Im Frühjahr und Sommer 1940 baute die JSS ihr 
Netz von Außenstellen in jedem Kreis und Ort auf, wo es eine größere Ansamm­
lung von Juden gab. Mit der Zeit wuchs die Zahl der JSS-Außenstellen auf fast 
400 an. Mittel zur Finanzierung ihrer Tätigkeit bekam die JSS teils aus Regie­
rungsdotationen, teils aus ausländischen Spenden.254 Die Gouverneure und 
Kreishauptleute konnten Zuschüsse gewähren, was sie zum Teil auch machten. 

Die finanziellen Mittel und organisatorischen Möglichkeiten der JSS waren 
jedoch so bescheiden, daß in den meisten Fällen nur ein Teil der Bedürftigsten 

251 Vgl. Weichert, Teil I & II, passim; Garfinkel, Monografia, passim; mündliche Auskunft 
v.Jordan vom 18.6.1997. 

252 „Die evakuierten Wiener" an JSS in Lublin, 24.9.1941: ZIH JUS 12; Vern. Ferdinand Kr.: 
ZStL 208 AR-Z 38/62, Bl. 597; Bericht der JSS Außenstelle in Krasnystaw, 8.8.1941: ZIH 
JUS 12. 

253 Bericht über den Aufbau des GGs bis I.Juli 1940. Band I.: AGK NTN 277, B1.210ff.; 
ausführlich über Verhandlungen bei Errichtung, Aufbau, Aufgaben und Arbeit der JSS 
berichtet Michał Weichert in seinem Tagebuch, Bd. I & II, passim: ZIH 302/27. 

254 Weichert, Tagebuch, Bd.I, S. 102, 105; im Bericht über den Aufbau des GGs wird zwar 
behauptet, „finanziell gesehen bekommt die Jüdische Soziale Selbsthilfe keinerlei staatli­
che Zuschüsse, sondern muß von den Juden selbst bezw. von ausländischen Spenden ge­
tragen werden", was aber in der Praxis nicht stimmte: AGK NTN 277, BI.211. Bei dieser 
Meldung könnte es sich um eine „Erfolgsmeldung" handeln, um der Zentrale zu bewei­
sen, wie hart man im GG mit Juden umging. 
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betreut werden konnte. Oft beschränkte sich ihre Tätigkeit auf die Betreibung 
von Volksküchen, in denen bescheidene Mahlzeiten (Suppe) verteilt wurden. 
Dies war selbstverständlich zu wenig, um das nackte Überleben der hungernden 
jüdischen Massen zu sichern.255 In einem Schreiben an Gouverneur Zörner in 
Lublin vom 10.9.1941 hieß es: 

„Im Distrikt Lublin werden von den Dienststellen der Jüdischen Sozialen Selbsthilfe insge­
samt 51 Volksküchen unterhalten. Diese Volksküchen können seit längerer Zeit trotz Auf­
bietung aller verfügbaren finanziellen Mittel nur eine warme Wassersuppe den befürsorgten 
Personen bieten, da Lebensmittelzuteilungen wie Graupen, Kochmehl, Hülsenfrüchte, Zuk-
ker und Speiseöl nicht zu erlangen sind | . . . | Die von der Jüdischen Sozialen Selbsthilfe be­
fürsorgten Juden sind zum größten Teil auf die von den Volksküchen verabreichten Suppen 
angewiesen, diese Suppe stellt oft ihre einzige Tagesnahrung dar. In diesem Zusammenhang 
wäre noch zu erwähnen, daß in sehr vielen Orten des Distrikts in den letzten Monaten die 
übliche Brotzuteilung von 100 Gramm täglich ausgeblieben ist."256 

Hierbei ist zu erwähnen, daß die Zahl der fürsorgebedürftigen Juden im Distrikt 
Lublin zu dieser Zeit (April 1941) bei weitem größer als 100.000 war.257 

Durch die Maßnahmen der deutschen Zivilverwaltung im GG war die jüdi­
sche Bevölkerung gezwungen, ihre Versorgung über den „Schleichhandel" zu si­
chern. Im Warschauer Ghetto deckten die offiziellen Lebensmittelzuteilungen 
etwa 10% des Kalorienbedarfs (bei einem angenommenen Bedarf von 3.000 
Kalorien) pro Person.258 Die „Schleichhändler" gingen in die Dörfer und kauf­
ten zu Schwarzmarktpreisen Lebensmittel von den Bauern, um sie dann in der 
Stadt zu verkaufen oder selbst zu verzehren. Die Bauern taten dies gern, denn 
die amtlichen Preise waren so niedrig festgesetzt, daß sie ihre Produktionsko­
sten nicht einmal decken konnten. Hinzu kam, daß die Bauern die agrarischen 
Bedarfsartikel ebenfalls auf dem Schwarzmarkt kaufen und entsprechend hohe 
Preise bezahlen mußten. Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, 
daß der Schwarzmarkt im GG blühte. Daran beteiligten sich auch polnische 
Stadtbewohner und Vertriebene, deren Versorgungslage nicht viel besser war. 
Sie sollten durchschnittlich etwa 700 Kalorien pro Mann und Tag bekommen, 
oft genug erhielten sie aber nichts.259 

255 Weichen, Tagebuch, Bd.I & II, passim. 
256 JSS Lublin, Siegfried an den Chef des Distrikts Lublin, 10.9.1941: ZIH JUS 12. 
257 Dr. Alten gab in seinem Bericht vom 31.5.1941 die Zahl 92.500 der fürsorgebedürftigen 

Juden im Distrikt Lublin an: ZIH JUS 12; diese Zahl ist jedoch mit Sicherheit zu niedrig 
gegriffen. Siehe oben S. 158, Anm.235. Darüber hinaus stieg die Zahl der Hilfebedürfti­
gen vom April bis September 1941 mit Sicherheit an. 

258 Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S.227. 
259 Die offiziellen Lebensmittelzuteilungen im GG betrugen im Jahre 1941: Deutsche -
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4.5 Die Zwangsarbeit und der Arbeitseinsatz der Juden 

Von Anfang der Besatzung an zogen verschiedene Behörden, Dienststellen und 
Einheiten polnische Juden zur Zwangsarbeit heran. Aber erst seit Sommer 1940 
kann man von einem Versuch eines zentral gesteuerten jüdischen Arbeitseinsat­
zes sprechen, nachdem die Abteilung Arbeit diese Aufgabe übernommen hatte. 
Am 6. August 1940 fand unter Leitung von Dr. Frauendorfer eine Besprechung 
statt, in der die neuen einheitlichen Richtlinien für den jüdischen Arbeitseinsatz 
erörtert wurden. Auf der Tagesordnung standen vor allem drei Fragen. 

Erstens ging es um „die Verlagerung des Judeneinsatzes von verschiedenen 
Hilfsleistungen bei Behörden und sonstigen Dienststellen zum Masseneinsatz 
bei staatspolitisch bedeutsamen Bauvorhaben".260 Dies war ein völlig neuer 
Ansatz, der ermöglichen sollte, die jüdischen Arbeitskräfte im deutschen Sinne 
wirtschaftlich rational und planmäßig einzusetzen. 

Zweitens sollte der Arbeitseinsatz der Juden auf GG-Ebene koordiniert wer­
den. Da der Schwerpunkt der Planungen für diesen Einsatz im Distrikt Lublin lag, 
sollten zum Ausgleich aus anderen Distrikten Kontingente mit jüdischen Arbeits­
kräften dahin verschickt werden. Im Rahmen dieser Aktion ließ die Abteilung Ar­
beit im Jahre 1940 aus dem Distrikt Radom 7.223 und aus dem Distrikt War­
schau 5.253 jüdische Arbeitskräfte in den Distrikt Lublin transferieren.261 

Drittens ging es um die Entlohnung der jüdischen Arbeiter. Trotz Widerstan­
des seitens der SS und anderer Institutionen bekräftigte Dr. Frauendorfer seinen 
Standpunkt, daß ein jüdischer Arbeiter 80 % des polnischen Tarifes erhalten 
sollte, „da sonst die Erhaltung der Arbeitskraft der eingesetzten Juden nicht ge­
währleistet sei".262 Bisher bekamen jüdische Zwangsarbeiter keinen Lohn für 
ihre Arbeit, und alle Kosten, die dabei entstanden, mußten die jüdischen Ge­
meinden decken. Diese Regelung war m. E. ein Versuch, die rasch fortschrei­
tende Verelendung der jüdischen Massen, die vor allem durch die „Entjudung" 
der Wirtschaft verursacht worden war, aufzuhalten. Es ging darum, wie es Dr. 
Frauendorfer formulierte, „die Arbeitsfähigkeit der Juden zu erhalten, den nöti-

2.310, Ukrainer - 930, Polen - 654, Juden - 184 Kalorien pro Tag und Person. Ebenda, 
S.226. 

260 Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung vom 6.8.1940: APL GDL 906, Bl. 1-7. 
261 Aufstellung über die von den Arbeitsämtern des Distrikts Radom nach Lublin verschick­

ten Juden. September 1940: APL GDL 749, Bl. 85; Aufstellung über die aus dem Distrikt 
Warschau nach Lublin verschickten Personen: ZIH Ring. II 128, Bl. 1, 20. 

262 Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung vom 6.8.1940: APL GDL 906, BL 1-7. 



Die Zwangsarbeit und der Arbeitseinsatz der Juden 165 

gen Lebensunterhalt der Familie sicherzustellen und Krankheiten und Seuchen 
zu vermeiden".263 

Wie erwähnt, entwickelte sich der Distrikt Lublin im Jahre 1940 zum Zen­
trum der Zwangsarbeit der Juden im GG. Dies hing eng mit drei großen Projek­
ten zusammen, welche jeweils die SS, die Wehrmacht und die Zivilverwaltung 
durchführen ließen. Das am größten angelegte Zwangsarbeiterprojekt im Di­
strikt verfolgte Globocnik mit seiner SS. Es ging um die Errichtung des „Buggra­
bens" an der Grenze zur Sowjetunion, der den fallengelassenen Plan zum Bau 
des Ostwalls ersetzen sollte. Globocnik forderte von der Distriktsverwaltung in 
Lublin für sein Vorhaben 30.000 (!) jüdische Zwangsarbeiter an.264 Da die Ab­
teilung Arbeit diese Zahl nicht aufbringen konnte, ließ Globocnik breit ange­
legte Razzien auf jüdische Arbeitskräfte in verschiedenen Kreisen des Distrikts 
Lublin durchführen. Diese Aktion führte aber nicht zu dem gewünschten Er­
folg, weil viele Juden kurz zuvor geflüchtet waren.265 

Diese eigenmächtige Vorgehensweise Globocniks war die Ursache für anhal­
tende Konflikte der SS mit den Kreishauptleuten sowie der Distriktsverwaltung. 
Denn bei diesen Razzien verschleppte die SS viele Handwerker, die für das örtli­
che Wirtschaftsleben unentbehrlich waren oder Arbeiter, die bereits bei anderen 
Vorhaben eingesetzt worden waren.266 Zörner verbot sogar zivilen Dienst­
stellen, bei der Erfassung der jüdischen Arbeitskräfte mit der SS zusammen­
zuarbeiten.267 Aus der Sicht der Juden war es aber entscheidend, daß die Ar­
beitsverhältnisse sowie die Unterbringung und Verpflegung in den insgesamt 8 
Zwangsarbeitslagern (das Hauptlager befand sich in Bełżec) katastrophal wa­
ren.268 Darüber hinaus bekamen die jüdischen Zwangsarbeiter entgegen den 
Richtlinien kein Entgelt für ihre Arbeit. Alle Kosten mußten die jeweiligen jüdi­
schen Gemeinden decken.269 

Die Zahl der Zwangsarbeiter, die beim Aushub des „Buggrabens" eingesetzt 
waren, erreichte nie die geplanten 30.000. Vielmehr handelte es sich dabei nach 
meinen Schätzungen um etwa 8.000 jüdische Zwangsarbeiter.270 Aus deutscher 

263 Frauendorfer an Abteilungen Arbeit in den Distrikten, 5.7.1940: APL GDL 745, Bl. 9-14. 
264 Dr. Hofbauer an Abteilung Arbeit in Lublin, 15.7.1940: APL GDL 748, Bl.5. 
265 Bericht des Polizei-Regiments Lublin vom 16.8.1940: APL Pol. Bat. Zamość 30, BL 38 f. 
266 Vgl. dazu mehrere Schreiben vom August, September 1940: APL GDL 748. 
267 Vermerk vom 20.8.1940: APL GDL 748, Bl. 81. 
268 Berenstein, Obozy pracy, S.5-9; im Lagebericht des Gouverneurs Lublin für Oktober 

1940 hieß es: „Ihr Zustand [der jüdischen Zwangsarbeiter aus Bełżec, B. M.] war so, daß 
sie nicht als voll arbeitseinsatzfähig angesehen werden konnten.": IZ Dok. I-151/17, 
Bl.5. 

269 Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung vom 6.8.1940: APL GDL 906, Bl. 1-7. 
270 So berichtete der Distriktschef Zörner am 7.9.1940, daß dem SSPF Globocnik für sein 
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Sicht stellte sich der „Buggraben" als ein totales Fiasko heraus, denn er wurde 
nur auf einer Länge von 13 km fertiggestellt, war dilettantisch angelegt, unbe­
wacht und somit militärisch wertlos."71 Im Oktober 1940 mußte Globocnik die 
Arbeiten am „Buggraben" auf Druck der Zivilverwaltung und aufgrund einer 
Anweisung Krügers abbrechen, die Lager auflösen und ihre Insassen für den Ar­
beitseinsatz bei dringlicheren Vorhaben wie des „Otto"-Programms abge­
ben.272 

Seit Juli 1940 lief im GG das sog. „Otto"-Programm, in dessen Rahmen 990 
km Straßen ausgebaut werden sollten. Das „Otto"-Programm wurde im Fe­
bruar 1941 um den Bau von weiteren 850 km Straßen östlich von Weichsel und 
San erweitert. Auftraggeber war die Wehrmacht, die sich für den Angriff auf die 
UdSSR vorbereitete. Der Schwerpunkt dieses Programms lag in den Distrikten 
Lublin und Krakau. Privatfirmen, die im Auftrag der Wehrmacht dieses Stra­
ßenbauprogramm durchführten, setzten vor allem polnische Arbeiter, aber 
auch jüdische Zwangsarbeiter ein.273 Die genauen Zahlen der dabei eingesetz­
ten jüdischen Arbeiter für die Jahre 1940/41 liegen nicht vor. Meines Erachtens 
dürfte sich dabei um etwa 3.000 Personen handeln.274 Im Frühjahr 1942 waren 
bei Straßenarbeiten im Distrikt Lublin noch 2.628 jüdische Arbeitskräfte und 
im ganzen GG 18.365 beschäftigt, davon fast die Hälfte im Distrikt Galizien.275 

Pohl dagegen schreibt, daß im August 1940 12.000 jüdische Arbeiter bei Stra-

Projekt 7.000 Juden zugewiesen seien (Lagebericht vom 7.9.1940: AGK NTN 274, 
Bl. 111 f.); ferner wurden bei Auflösung des Lagers Bełżec 8 Züge zum Abtransport der 
jüdischen Zwangsarbeiter bestellt (Türk an Fohl, 21.10.1940: AGK NTN 335, Bl. 38); in 
einem Zug dürften durchschnittlich 900-1000 Personen transportiert worden sein, dies 
ergibt eine Summe zwischen 7.000 bis 8.000; das hieße, daß die Zivilverwaltung mit die­
ser Zahl gerechnet hatte; nach einem Bericht des Arbeitsamtes Lublin über die Räumung 
des Lagers Bełżec wurden insgesamt nur 5 Transportzüge mit 4.580 (!) jüdischen Arbeits­
kräften abgefertigt, bis das Lager außer 200 zückgebliebenen jüdischen Zwangsarbeitern 
geräumt war (Bericht vom 22.10.1940: APL GDL 746, Bl. 108); aus einem Bericht des 
Warschauer Judenrates läßt sich sogar eine genaue Zahl von 8.250 jüdischen Zwangs­
arbeitern ermitteln, die bei „Grenzsicherungsarbeitern" eingesetzt waren (Bericht des 
Warschauer Judenrates über die Verhältnisse in Lubliner Arbeitslagern: ZIH Ring. 128, 
Bl. 1-17); Peter Black, Rehearsal for „Reinhardt"?, S.216, gibt eine Zahl von etwa 
10.000 jüdischen Zwangsarbeitern an. 

271 Müller, Hitlers Ostkrieg, S. 22. 
272 Türk an Dr. Fohl, 21.10.1940: AGK NTN 335, BL 38 f; Vermerk vom 26.9.1940: APL 

GDL 746, Bl. 161; Jache an Globocnik, 3.10.1940: Ebenda, Bl. 172. 
273 Bericht der Abt. Straßenwesen zum 26.10.1944: AGK NTN 288, BL 24-28. 
274 Bis zum September 1940 wies die Arbeitsverwaltung den Straßenbaudienststellen 2.120 

jüdische Arbeitskräfte zu. Lagebericht vom 7.9.1940: AGK NTN 274, Bl. 111 f. 
275 HA Bauwesen an HA Arbeit, 22.6.1942: APL GDL 746, B1.387f. 
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ßenbauten im Distrikt Lublin beschäftigt worden seien. Diese Zahl ist aber 
falsch.276 

Das dritte Großprojekt, bei dem man jüdische Zwangsarbeiter einsetzte, wa­
ren die Meliorationsarbeiten. Dieses Vorhaben leitete die Wasserwirtschaftsin­
spektion. Im Jahre 1940 arbeiteten im Distrikt Lublin fast 10.000 Juden bei 
Flußregulierungen, Entwässerungsarbeiten, Eindeichungen und in landwirt­
schaftlichen Folgeeinrichtungen. Sie waren in 34 Lagern untergebracht.277 Alle 
diese Lager wurden im Dezember 1940 wegen der Witterungsverhältnisse auf­
gelöst.278 Im Frühjahr nahm die Wasserwirtschaftsinspektion die Arbeiten wie­
der auf und forderte diesmal 22.000 jüdische Arbeitskräfte von der Arbeitsver­
waltung an. Diese Zahl war aber zu hoch, um sie aus dem Distrikt Lublin stellen 
zu können. Daher war geplant, auch jüdische Arbeiter aus Warschau einzuset­
zen.279 Tatsächlich konnten aber im Jahre 1941 bei Meliorationsarbeiten höch­
stens 10.000 jüdische Arbeitskräfte beschäftigt werden. Vermutlich Ende 1942 
wurden diese Lager aufgelöst und ihre Insassen in Vernichtungslagern ermor-
det.280 

Genaue Angaben über die Gesamtzahl der jüdischen Zwangsarbeiter, die im 
Sommer/Herbst 1940 im Distrikt Lublin in Arbeitslagern eingesetzt waren, lie­
gen nicht vor. Pohl schätzt sie auf 50.000 bis 70.000, sie ist aber mit Sicherheit 
viel zu hoch gegriffen. Ich schätze dagegen etwa 21.000 jüdische Zwangsarbei­
ter, und zwar eher weniger als mehr.281 Noch geringer dürfte diese Zahl im 
Jahre 1941 ausgefallen sein, weil der Transfer aus anderen Distrikten ausblieb. 
Mit den Arbeitslagern der Wasserwirtschaftsinspektion und des Straßenbau­
programms konnte es sich höchstens um 15.000 jüdische Zwangsarbeiter han-

276 Pohl Judenpolitik, S. 82; Pohl übernahm diese Werte von Berenstein, Obozy Pracy, S.5, 
die schreibt, die Abteilung Straßenwesen habe 12.000 jüdische Arbeiter für. Straßenbau 
im Distrikt Lublin gefordert. Sie zitiert aber falsch die von ihr angegebene Quelle. Tat­
sächlich steht dort, daß der sofortige Bedarf an jüdischen Arbeitskräften 3.000 betrage. 
Bei der Summe von 12.000 Arbeiter handelte es sich um den Gesamtbedarf, wobei es da­
bei offensichtlich vor allem um polnische Arbeiter ging. Vgl. dazu Protokoll über die Ju­
deneinsatzbesprechung vom 6.8.1940: APL GDL 906, Bl.3. 

277 Krakauer Zeitung, 17.12.1940 Nr.297; Lagebericht der Abteilung EuL vom 3.9.1940: 
BA R 102 11/34, BI. 57; Lagebericht des Distrikts Lublin für August, 7.9,1941: AGK NTN 
274, Bl. 106-115. 

278 Lagebericht des Distrikts Lublin vom 8.1.1941: IZ Dok. I-151/22, Bl. 5. 
279 Lagebericht des Distrikts Lublin vom 6.3.1941: IZ Dok. 1-151/29, B1.49. 
280 Vern. Georg Ha., 27.5.1955: ZStL 208 AR-Z 38/62, BL 330-333. 
281 Pohljudenpolitik, S.85, stützte sich bei seiner Schätzung u.a. auf unkorrekte Angaben 

von Berenstein.. Beim „Buggraben" waren etwa 8.000 Juden, beim „Otto"-Programm 
etwa 3.000 und bei Meliorationsarbeiten 10.000 jüdische Arbeitskräfte eingesetzt. 
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dein. Entscheidend aus der Sicht der Betroffenen war, daß trotz der geltenden 
Richtlinien eine richtige Entlohnung für die geleistete Arbeit nicht stattfand. 

Zwar überwiesen die Privatfirmen, die diese Arbeiten ausführten, Gelder. 
Diese Zahlungen waren aber nicht ausreichend, um die tatsächlichen Kosten 
(Verpflegung, Bekleidung, Unterbringung) zu decken. Hinzu kam, daß ein Teil 
dieser Gelder in dunklen Kanälen verschwand. In der Praxis bekamen die jüdi­
schen Zwangsarbeiter in den meisten Fällen kein Geld, und die Judenräte muß­
ten die Kosten mittragen. Den Warschauer Judenrat kostete der Einsatz von 
4.118 Warschauer Juden in Lubliner Arbeitslagern im Jahre 1940 520.000 
ZI.282 Somit scheiterte die Zielsetzung der Arbeitsverwaltung, die jüdischen Ar­
beiter, ihre Familien und sich selbst durch eigene Arbeit unterhalten zu lassen. 
Im Gegenteil: Für die jüdischen Gemeinden bedeutete dieser Einsatz eine Dop­
pelbelastung, denn sie mußten die Arbeiter mitfinanzieren und für deren Fami­
lien aufkommen. 

Außer den Großeinsätzen hatten die Arbeitsämter die Aufgabe, jüdische Ar­
beitskräfte zu erfassen und sie möglichst für dauernde Arbeitsverhältnisse, aber 
auch für kurzfristige Arbeitsvorhaben zu vermitteln. Das Arbeitsamt Lublin, 
das die Stadt Lublin und die Kreise Lublin-Land, Janów Lubelski und Puławy 
umfaßte, registrierte bis zum Ende 1940 11.251 arbeitslose Juden, wovon 
11.087 Männer und 164 Frauen waren. Davon vermittelte das Arbeitsamt bis 
Ende 1940 aber nur 680 Männer und 3 Frauen. Erst, nachdem besondere Ju­
deneinsatzstellen errichtet worden waren, wuchs die Zahl der vermittelten jüdi­
schen Arbeitskräfte schlagartig. Die Judeneinsatzstellen, die mit jüdischen An­
gestellten besetzt und von den Deutschen beaufsichtigt waren, wurden meist in 
Orten errichtet, wo sich bereits Außenstellen des Arbeitsamtes befanden. Ende 
Juni 1941 konnten bereits 11.790 jüdische Männer und jüdische 345 Frauen 
vermittelt werden. Die Vermittlungen galten meist für kurzfristige Aufträge wie 
Be- und Entladen von Zügen, Abfahren von Kriegs- und Baumaterial, Schnee­
räumung im Winter, Aufräumearbeiten u.a.283 Im März 1942 vermittelte das 
Arbeitsamt Lublin zur Dauerbeschäftigung 2.139 jüdische Männer und 215 jü­
dische Frauen. Für kurzfristige Aufträge setzte man dagegen 7.622 jüdische 
Männer und 297 Frauen ein.284 Ähnlich gestaltete sich die jüdische Arbeitsver­
mittlung in anderen Arbeitsbezirken des Distrikts Lublin.285 

282 Bericht über Verhältnisse in Lubliner Lagern: ZIH Ring. 128, Bl. 9 f, 16 f. 
283 Tätigkeitsbericht des Arbeitsamtes Lublin vom Oktober 39 - August 1941: APL Arbeits­

amt Lublin 8, Bl. 8 f. 
284 Bericht über die Entwicklung des Arbeitseinsatzes im Monat März 42: Ebenda, Bl. 33. 
285 Vgl. Arbeitseinsatzbericht des Arbeitsamtes Biała Podlaska für den Monat Februar 1942: 

APL GDL 739, Bl. 16; für Arbeitsamt Zamość: Garfinkel, Monografia, passim. 
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Diese Form von Beschäftigung erwies sich ebenfalls als völlig unzureichend, 
um den Lebensunterhalt der jüdischen Arbeiter und ihrer Familien zu sichern. 
Dies lag vor allem daran, daß es einerseits viele Dienststellen ablehnten, die bei 
ihnen beschäftigten Juden zu entlohnen.286 Andererseits, selbst wenn die jüdi­
schen Arbeiter nach geltenden Richtlinien entlohnt wurden, waren die vorgese­
henen Sätze zu niedrig, um damit überleben zu können. Wie ausgeführt, sollte 
ein jüdischer Arbeiter 80 % des Lohnes erhalten, den ein polnischer Arbeiter für 
die gleiche Arbeit bekam. Diese Sätze waren aber selbst für polnische Arbeiter 
zu niedrig, denn sie deckten lediglich etwa 30 % der tatsächlichen minimalen 
Bedürfnisse der polnischen Arbeiter.287 Für die jüdischen Arbeiter war dieser 
Prozentsatz entsprechend niedriger. 

Es ist also nicht weiter verwunderlich, daß der Arbeitseinsatz in der jüdischen 
Bevölkerung sehr unpopulär war und jeder sich diesem Zwang zu entziehen 
suchte. Dieser passive Widerstand war so stark, daß die Judenräte selbst polizei­
liche Maßnahmen vorschlugen. Das Arbeitsamt in Biała Podlaska meldete, „bei 
Gestellung der Juden durch den Judenrat für das Arbeitsamt wurde festgestellt, 
daß die Juden der betreffenden Gemeinde sich einfach in Wälder geflüchtet 
bezw. auf die Wanderschaft begeben haben".288 

Trotz des m. E. ernst gemeinten Versuches der Arbeitsverwaltung, die Juden in 
freien Arbeitsverhältnissen zu beschäftigen und unentgeltliche Zwangsarbeit ab­
zuschaffen, gelang es nicht, den rasch fortschreitenden Prozeß der Verelendung 
der jüdischen Bevölkerung aufzuhalten. Die Gründe dafür waren vielfältig. 

Erstens war die vorgesehene Entlohnung viel zu gering, um diesen Prozeß 
wirklich aufzuhalten. Mehr konnte aber die Arbeitsverwaltung nicht durchset­
zen und zwar aus folgenden Gründen: Da selbst die polnischen Arbeitskräfte 
kaum mehr bekamen und die Leistung der jüdischen unqualifizierten Arbeiter 
niedriger als die der polnischen war,289 kam eine Erhöhung der Sätze nur für Ju-

286 Die SS-Dienststellen weigerten sich prinzipiell, die jüdischen Kräfte zu bezahlen, aber 
auch oft die Wehrmacht oder der Zollgrenzschutz. Es scheint, daß insbesondere für die 
kurzfristigen Arbeitseinsätze nichts bezahlt wurde. Vgl. Notiz vom 1.8.1940: APL GDL 
694, Bl. 56 f.; Arbeitsamt Cholm an Leiter der Abt. Arbeit, 9.8.1940; Thomke an Leiter 
der Abt. Arbeit, 9.8.1940: Ebenda, Bl. 78 f.; Schreiben: „Die evakuierten Wiener" aus 
Opole an JSS Lublin, 24.8.1941: ZIH JUS 12; Garfinkel, Monografia Zamościa, passim. 

287 Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S. 66 f. 
288 Notiz vom 1.8.1940: APL GDL 694, B1.56f.; vgl. auch Bericht des Arbeitsamtes Biała 

Podlaska für Februar 1942: APL GDL 739, Bl. 16; Dr. Alten JSS Präsidium, 4.7.1941: 
ZIH JUS 12. 

289 Madajczyk, Polityka, Bd. II, S. 222, schätzt, daß jüdische unqualifizierte Arbeiter 5-10 % 
der durchschnittlichen Arbeitsleistung erbrachten.; im Lagebericht des KH Tarnów, 
Hasse, heißt es: daß die Juden „für körperliche Arbeiten absolut ungeeignet sind. Die 
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den nicht in Frage. Die Sätze für die Polen konnten aber aus deutscher Sicht u. a. 
wegen Inflationsgefahr nicht erhöht werden.290 Aber auch aus ideologischen 
Gründen kam die Erhöhung der Sätze nur für die Juden nicht in Frage, denn dies 
hätte kraß gegen die Richtlinien über die unterschiedliche Behandlung der ein­
zelnen Volksgruppen im GG verstoßen: In der NS- Bevölkerungshierarchie im 
GG befanden sich Juden auf der untersten Stufe mit Zigeunern zusammen. 

Zweitens weigerten sich viele Dienststellen, sogar diesen geringen Satz zu be­
zahlen und beuteten die Juden erbarmungslos aus. 

Drittens scherte sich die SS im Distrikt Lublin wenig um die Zuständigkeit des 
Arbeitsamtes und veranstaltete Razzien auf jüdische Arbeitskräfte, wann im­
mer sie welche brauchte. Diese Vorgehensweise führte zu nachhaltigen Konflik­
ten mit der Zivilverwaltung, weil dies einen geordneten jüdischen Arbeitsein­
satz unmöglich machte. Es kam vielfach vor, daß die SS jüdische Facharbeiter 
oder andere Arbeiter, die bereits bei anderen Dienststellen beschäftigt waren, 
einfach verschleppte.291 Diejenigen, die unter diesen chaotischen Verhältnissen 
zu leiden hatten, waren aber die Juden des Distrikts Lublin. Ähnliche Verhält­
nisse herrschten in anderen Distrikten. 

5 Soziale Auswirkungen der antijüdischen Politik auf die jüdische Bevölkerung 
im Distrikt Lublin 

Die antijüdischen Maßnahmen der deutschen Zivilverwaltung trafen alle Spar­
ten des jüdischen Lebens im GG und wirkten sich verheerend auf die Lage der 
jüdischen Bevölkerung aus. Die Juden wurden durch Kennzeichnung, Absonde­
rung in Ghettos, in jüdischen Wohnbezirken und Judensammelorten, Aufent­
halts- und Reiseverbote, antisemitische Propaganda sowie Rassengesetze von 
der nichtjüdischen Umwelt räumlich, rechtlich und gesellschaftlich isoliert und 
stigmatisiert. Die verhängnisvollsten Auswirkungen für die Lage der jüdischen 

Arbeitsleistung der eingesetzten Juden beträgt teilweise nur 10 % der Leistung eines pol­
nischen Arbeiters.": AGK NTN 273, S.67-71. Die jüdischen Zwangsarbeiter, die bei 
körperlich schweren Arbeiten eingesetzt waren, waren meist an große körperliche An­
strengung nicht gewohnt. Das kann eigentlich bei einem Schuster, Händler oder Schnei­
der auch nicht verwundern. Hinzu kam, daß der Gesundheitszustand der Ghettobewoh­
ner bereits vor dem Krieg schlecht war. Bei der Registrierung in Lublin wurde knapp ein 
Drittel der Juden als krank eingestuft. Pohl, Judenpolitik, S.85, Anm.207. 

290 Während der fünfjährigen Besatzungszeit wurden im GG die Löhne für polnische Arbei­
ter nur einmal erhöht, und zwar im Januar 1941 um 15 % bis 30 %. Vgl. Łuczak, Poli­
tyka, S. 475-498. 

291 Vgl. mehrere diesbezügliche Schreiben vom Sommer/Herbst 1940: APL GDL 716. 
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Bevölkerung im GG hatten jedoch die Ausschaltung der Juden aus der Wirt­
schaft, die katastrophale Lebensmittelversorgung sowie die unvorstellbare 
Wohnungsknappheit. 

5.1 Die wirtschaftliche Lage 

Infolge des wirtschaftlichen Niedergangs im GG nach dem Polenfeldzug und 
der durch die deutsche Kriegswirtschaft bedingten Knappheit und Bewirtschaf­
tung von wichtigen Rohstoffen, der Bereinigung sowie der dazu parallel laufen­
den „Entjudung" der polnischen Wirtschaft verloren die meisten Juden ihre 
bisherige Erwerbsgrundlage. In diesem Zusammenhang muß hervorgehoben 
werden, daß die Grenzen zwischen wirtschaftlich und antisemitisch bedingten 
Motiven häufig fließend waren. Oft wirkten diese Motive gegenseitig verstär­
kend. Um ein Beispiel zu nennen, die tatsächliche Überbesetzung des Hand­
werks und Handels im Vorkriegspolen veranlaßte die Verwaltung, Maßnahmen 
einzuleiten, um die Wirtschaft des GGs auf kriegswirtschaftliche Erfordernisse 
umzustellen. Gleichzeitig aber schloß die NS-Ideologie jede Beteiligung der Ju­
den am Wirtschaftsleben aus, weil die Juden durch ihre angeblichen unlauteren 
Praktiken jede Volkswirtschaft zersetzten. So wurden im Rahmen der Bereini­
gung und Rationalisierung der Wirtschaft vor allem jüdische Betriebe geschlos­
sen. Welches Motiv hierbei primär und welches sekundär war, ist schwierig zu 
erkennen. Gleiches gilt für die Knappheit an Rohstoffen, die tatsächlich vorhan­
den und durch den Krieg verursacht war. Daher mußten diese Rohstoffe bewirt­
schaftet werden, wobei man bei deren Zuteilung jüdische Betriebe benachtei­
ligte oder gänzlich ausschloß. Hinzu kamen die umfangreichen Aussiedlungen, 
die zur Folge hatten, daß jüdische Handwerker ihre Werkstätten, Werkzeuge 
und auch Kunden verloren. 

Die Folge dieser Entwicklung war, daß die große Mehrheit der jüdischen Be­
völkerung ihre bisherige Existenzgrundlage verlor. Darüber hinaus mußten die 
gesamte jüdische Intelligenz, die Freiberufler, die Beamten und Angestellten im 
öffentlichen Dienst, die Angestellten in staatlichen und privaten Unternehmen 
und sogar die Hausangestellten ebenfalls ihre Arbeitsplätze räumen. Diese 
Maßnahmen waren aber vorwiegend durch antisemitische Motive bedingt.292 

Jüdische Pensionäre und Kriegsopfer erhielten keine Pensionen und Renten 

292 Alle jüdischen Hoch- und Gymnasiallehrer hätten ohnehin ihre Arbeit verloren, wie ihre 
polnischen Kollegen, weil diese Einrichtungen im GG geschlossen wurden. Ähnliches gilt 
für Journalisten, Literaten oder Wissenschaftler. Hier handelte es sich also nicht nur um 
spezifisch antijüdische Maßnahmen. 
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mehr. Auch finanzielle Unterstützung für jüdische Arbeitslose kam aus deut­
scher Sicht nicht in Frage.293 Zugleich mußten die Juden von Anfang an 
Zwangsarbeit verrichten, für deren Kosten die jüdischen Gemeinden selbst auf­
kommen mußten. Folglich beschleunigte die Zwangsarbeit sowohl die Verelen­
dung der einzelnen Zwangsarbeiter als auch die der jüdischen Gemeinden insge­
samt im GG. 

Die Konsequenzen dieser Entwicklung (Verelendung, Schwarzhandel, Hun­
ger und Seuchen) blieben den verantwortlichen Beamten in Krakau nicht ver­
borgen. Die Arbeitsverwaltung versuchte daher, die unbezahlte Zwangsarbeit 
abzuschaffen und die jüdischen Arbeitskräfte in freien Arbeitsverhältnissen be­
schäftigen zu lassen. In der Folgezeit wurden immer mehr Juden als unqualifi­
zierte Arbeiter beschäftigt, und zwar von deutschen Dienststellen, Behörden, In­
stitutionen, der Wehrmacht und auch einzelnen Deutschen als sogenannte 
„Hausjuden". Meistens jedoch setzte man die jüdischen Arbeitskräfte für kurz­
fristige Arbeitsvorhaben ein. Diese Entwicklung führte zu einer Proletarisierung 
der jüdischen Gesellschaft in rasantem Tempo. Um ein Beispiel zu nennen, gab 
es im Kreis Janów Lubelski vor dem Krieg 231 Arbeiterund 1.421 Kaufleute so­
wie Händler, im Juni 1941 dagegen 1.698 Arbeiter und 260 Kaufleute sowie 
Händler - die Proportionen wurden also umgedreht. Ähnlich verlief dieser Pro­
zeß auch im Distrikt Lublin und im ganzen GG.294 

5.2 Die Versorgungslage 

Die wichtigste Frage für die Juden bis zum Anlaufen der „Aktion Reinhardt" 
stellte die Versorgung mit Nahrungsmitteln dar. Wie bereits ausgeführt, waren 
die offiziellen Lebensmittelzuteilungen entweder absolute Hungerrationen oder 
oft genug gab es sie überhaupt nicht. Unter diesen Umständen war die jüdische 
Bevölkerung auf den Schwarzmarkt angewiesen, um überleben zu können. In 
den ersten Monaten der Besetzung war die Versorgung noch einigermaßen gesi­
chert. Die Lebensmittel waren noch nicht rationiert, und der freie Handel 
wurde toleriert. Garfinkel beschreibt diese Zeit sogar als „paradiesische Zu­
stände", freilich aus späterer Perspektive.295 

293 „Juden sind grundsätzlich von der Arbeitslosenhilfe ausgeschlossen." Der Verwaltungs­
chef im Militärbezirk Lodz, 22.10.1939: APL GDL 670, Bl.5. 

294 Bericht der JSS für die Zeit vom 1.6. bis 30.6.1941: ZIH JUS 458; für Zamość vgl. Garfin­
kel, Monografia, passim; für den Distrikt Lublin vgl. Dr. Alten an JSS Präsidium in Kra­
kau, 4.7.1941: ZIH JUS 12; für das ganze GG Weichen, Tagebuch, Teil I 6c II passim. 

295 Garfinkel, Monografia, S. 9 f. 
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Eine Zäsur stellte hier der Aufbau des neuen Handelsapparates landwirt­
schaftlicher Produkte und Bedarfsartikel dar, wovon Juden von vornherein aus­
geschlossen blieben. Gleichzeitig schrumpften aber die Lieferungen von Nah­
rungsmitteln auf dem Schwarzmarkt zusammen, was sowohl durch höhere 
Kontingente als auch schlechtere Ernten verursacht worden war. 

Tabelle 8: Durchschnittliche Erträge der vier Getreidesorten Weizen, Roggen, 
Gerste, Hafer in Doppelzentner (100 kg) pro Hektar Ackerland, Lieferungen 
auf den Schwarzmarkt und Zwangsablieferungen296 

Jahr 

1939/40 
1940/41 
1941/42 
1942/43 

Erträge 

7 ,4(100%) 
5,9 (80%) 
5,4 (73%) 
6,6 (89%) 

Gesamtlieferungen 

2,1 (100%) 
1,9 (90%) 
1,5 (71%) 
2,1 (100%) 

Zwangsablieferung 
in % der Gesamtlief. 

0,6 (8,1%) 
1,2(20,0%) 
1,1 (20,3%) 
1,5(22,7%) 

Schwarzmarkt in % 
der Gesamtlief. 

1,5(20,0%) 
0,7(11,8%) 
0,5 (7,4%) 
0,6 (9,0%) 

Dieser Prozeß spiegelt sich in der Entwicklung der Schwarzmarktpreise für 
Nahrungsmittel, die in rasantem Tempo anstiegen. In Warschau kostete bei­
spielsweise 1 kg Weizenmehl im Juli 1939 - 0,51 ZI, im Oktober 1939 - 2,42 ZI, 
im Februar 1940 - 5,50 ZI, im April 1941 bereits 31,31 ZI. Auf dem Lande stie­
gen die Preise nicht so schnell, z. B. kostete im Distrikt Lublin 1 kg Weizenmehl 
1941 im Jahresdurchschnitt „lediglich" 8,12 ZI, in Warschau dagegen 16,84 ZI. 
Im Distrikt Lublin waren die Preise für Nahrungsmittel die niedrigsten im GG. 
Ähnlich stiegen die Preise für andere Nahrungsmittel und Gebrauchsartikel.297 

Der Index der Lebenshaltungskosten stieg in Warschau von 100 im Juli 1939 auf 
1.932 im Mai 1942. Dieses Wachstum war in anderen Städten und ländlichen 
Kreisen des GGs allerdings nicht so dramatisch. Die gesonderten Zahlen für den 
Distrikt Lublin liegen aber nicht vor. Die Tariflöhne stiegen dagegen nur unwe­
sentlich oder blieben auf dem Vorkriegsniveau, wovon die Juden ohnehin nur 
80% erhielten.298 

Eine Linderung dieser Situation hätte der Vorschlag der JSS sein können, die 
jüdischen Arbeiter anstatt mit Geld mit Naturalien zu entlohnen. Dieser Vor­
schlag stieß aber auf wenig Verständnis in Krakau und wurde abgelehnt.299 Im 
Endeffekt mußten Juden wie auch Polen immer größere Summen für Lebensmit-

296 Rajca, Walka o chleb, S. 188. 
297 Ceny detaliczne i koszty żywności w b. Generalnym Gubernatorstwie w latach 1941-

1944, Warszawa 1971, S.9,14. 
298 Madajczyk, Polityka, Bd. 2, S. 64-67. 
299 Weichen, Tagebuch, Teil II, S. 3-6. 
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tel aufwenden. Der Kampf ums nackte Überleben wurde immer härter und im­
mer mehr Menschen verelendeten. Die JSS mit ihren Filialen in allen Kreisen 
konnten diese immer größer werdenden Massen an Hungernden mit ihren be­
scheidenen Mitteln nicht versorgen. Außerdem, wie Weichen formulierte, „was 
hilft ein Teller Suppe einem Menschen, dem man alles weggenommen hat, dem 
man seinen Beruf auszuüben verbietet, dem man die persönliche Unversehrtheit 
geraubt hat und dessen Menschenwürde man mit Füßen tritt".300 

Zu all dem kam noch die unvorstellbare Wohnraumknappheit hinzu, die ver­
ursacht war durch: Kriegszerstörungen, Zustrom von jüdischen und polnischen 
Deportierten aus den eingegliederten Ost- und anderen Reichsgebieten, Um­
siedlungen innerhalb des GGs und der einzelnen Kreise, Wohnraumbeschaffung 
für die im GG eingesetzten Reichsdeutschen, Beschaffung von Diensträumen 
für Besatzungsbehörden, -dienststellen und Einquartierungen von Wehrmachts­
soldaten, und zwar insbesondere vor dem Überfall auf die Sowjetunion. Um 
Wohnungen und Diensträume zu beschaffen, vertrieben die Deutschen in erster 
Linie die Juden aus ihren Wohnungen und Häusern, die dann auf engstem 
Raum in Ghettos, Judensammelorten und jüdischen Wohnbezirken zusammen­
gepfercht wurden. Die Wohnungsnot wurde mit der Zeit immer größer. Bei­
spielsweise betrug im Ghetto Piaski die gesamte Wohnraumfläche 5.887 m2. Bei 
einer Zahl von 4.900 Ghettobewohnern machte dies 1,1 m2 pro Person aus. 
Hinzu kamen der sehr schlechte, oft baufällige Zustand der Wohnungen und 
Häuser, in denen die Juden untergebracht waren, und katastrophale hygieni­
sche Verhältnisse. Ähnliche Zustände herrschten im ganzen GG.301 

5.3 Der Überlebenskampf 

Die Folgen dieser Zustände (Hunger, Wohnungsnot, katastrophale hygienische 
Verhältnisse und medizinische Versorgung) waren illegaler Handel und Flucht 
aus den Ghettos, Ausbreitung von Seuchen und Krankheiten, steigende Sterb­
lichkeitsrate, Verzweiflung und Resignation der Menschen, insgesamt eine Des­
integration der jüdischen Gesellschaft. Mit der Zeit wurde die Lage der jüdi­
schen Bevölkerung immer kritischer, und ein immer größerer Teil der jüdischen 
Bevölkerung mußte hungern. Im April 1941 gab es im Distrikt Lublin minde-

300 Weichert, Tagebuch, Teil I, S.46f. 
301 Dr. Siegfried über seinen Besuch in Piaski, 14.9.1941: APL GDL 282, Bl. 565 f.; zur Situa­

tion in Chodel, Bełżyce und Opole: Ebenda, BL 561 f.; Garfinkel, Monografia, passim 
über Zamość; Weichert, Tagebuch, Teil I & TI passim über Warschau, Krakau und GG 
aligemein. 
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stens 100.000 Juden, die absolut hilfsbedürftig waren.302 Im Herbst 1941 stieg 
diese Zahl mit Sicherheit noch an, die genauen Zahlen liegen aber nicht vor. 

In der ersten Phase der Besatzung lebten viele Juden von der Substanz - sie 
verkauften ihre Möbel, Kleidungsstücke, Wäsche, Kunstgegenstände, Schmuck 
u.a. Mittel- und langfristig konnten sich dies nur die Reichen leisten. Ein ehe­
maliger Lehrer und Bekannter von Michał Weichert rechnete sich aus, wie lange 
er von dem Ausverkauf seiner persönlichen Sachen leben konnte. Er entschloß 
sich, Selbstmord zu begehen, wenn der Krieg bis zu diesem Zeitpunkt nicht vor­
über sei. Er wollte nicht der Fürsorge zur Last fallen und langsam sterben. Das 
Schicksal ersparte ihm beides, er starb an Fleckfieber.303 

Die anderen Juden, die über kein Vermögen mehr verfügten, mußten betteln, 
stehlen304 und vor allem illegalen Handel betreiben, vorausgesetzt, sie verfüg­
ten über Anfangskapital. In Zamość bestritten die Juden ihr Leben vom illegalen 
Handel, dem Ausverkauf von persönlichen Gegenständen und Hausgeräten, 
dem Tränken von Bauernpferden auf dem Markt, vom Diebstahl (Kinder stah­
len beispielsweise von Bauernwagen landwirtschaftliche Produkte, die als Kon­
tingente abgeliefert werden sollten).305 Der Handel in Zamość blühte, und das 
Verbot des Handels mit den Polen blieb auf dem Papier.306 Mit einem Wort: Die 
antijüdische Politik der Zivilverwaltung zwang die Juden, ihren Lebensunter­
halt mit „illegalen" Mitteln zu bestreiten. Das Leben der Juden wurde gewisser­
maßen illegal, weil jeder Jude die geltenden Gesetze und Vorschriften verletzen 
mußte, um zu überleben. 

In der schwierigsten Lage befanden sich die „Umsiedler" und Deportierten. 
Sie hatten alles verloren: ihre Arbeit, ihre Werkstätten, ihre Häuser und Woh­
nungen, ihr Vermögen. Man riß sie aus ihrem gewohnten sozialen Umfeld ge­
waltsam heraus und brachte sie in fremden Orten, bei fremden Menschen oder 
in Massenquartieren auf engstem Raum unter. Hier sei ein Beispiel aus Opole 
angeführt, wohin im Februar 1941 2.000 Wiener Juden „evakuiert" wurden. 
Die Wiener Juden schilderten ihr Schicksal im September 1941 wie folgt: 

302 Dr. Alten an JSS Präsidium Krakau, 31.5.1941: ZIH JUS 12; Dr. Alten gibt hier die Zahl 
von 92.500 Hilfsbedürftigen an. Diese Zahl ist ungenau, denn nicht alle Ortschaften 
wurden in dieser Aufzählung erfaßt, z. B. blieben die Zahlen für den Kreis Zamość gänz­
lich oder aus vielen Ortschaften des Kreises Puławy teilweise aus. 

303 Weichert, Tagebuch, Teil I, S. 164. 
304 Nowy Głos Lubelski, 24.6.1942, Nr. 144 meldete, daß nach der Räumung des Ghettos in 

Lublin im März 1942 die Zahl der Diebstähle rapide zurückgegangen sei. 
305 Memoiren von G. Pawłowski (Jakub Hersz Griner): „Mein Leben" in: Tygodnik Pow­

szechny 1966, Nr. 896-899. 
306 Garfinkel, Monografia, S. lOaf. 
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„Rasch mußte man erkennen, daß man um leben zu können, den Inhalt der Koffer zu Geld 
machen mußte, da wir keine Lebensmittelkarten erhielten, die uns billige Lebensmittel ga­
rantiert hätten. So waren und sind wir auf Schleichhandelspreise angewiesen. Diejenigen, 
die Verwandte und Freunde haben, konnten Lebensmittelpakete und Pakete mit verkaufs­
fähigen Textilien und Schuhen erhalten und so die Mittel zur Lebenserhaltung beschaffen. 
Denjenigen aber, die dies nicht hatten, war und ist ein bitteres Los beschieden. Durch die zu­
nehmende Verelendung und Schwächung hat die Sterblichkeit an Hunger, aber auch durch 
die mangelnde Widerstandskraft an Typhus erschreckend zugenommen, so daß täglich seit 
Wochen mindestens 2 Sterbefälle sind. Was Wunder, wenn sich diese gequälten Menschen 
zur letzten energievollen Handlung aufraffen, den letzten Teil der Habe zu Geld machen -
um dem Tod - zu entfliehen. Ein Teil ist nach Wien - der andere zerstreut im Generalgouver­
nement - illegal abgewandert."3 0 7 

Unter den Umsiedlern breiteten sich Resignation und Verzweiflung aus, die 
durch die gewaltsame Vertreibung aus ihrer Heimat verursacht worden waren. 
Sie verloren häufig jede Hoffnung auf ein schnelles Ende des Krieges mit der 
Niederlage Deutschlands, und glaubten nicht an baldige Verbesserung ihres 
Schicksals. Viele von ihnen konnten keine Kraft mehr aufbringen, um ums 
nackte Überleben zu kämpfen. Sie ernährten sich von der Suppe aus der Volks­
küche und Brotzuteilungen und starben langsam.308 Sie waren dann oft die er­
sten Opfer der Deportationen in die Vernichtungslager während der „Aktion 
Reinhardt". 

5.4 Die Auswirkungen der antijüdischen Maßnahmen auf 
die jüdische Gesellschaft 

Die strukturellen, wirtschaftlichen und materiellen Veränderungen, denen die 
jüdische Bevölkerung seit Herbst 1939 ausgesetzt war, wirkten gezwungener­
maßen auf ihre gesellschaftliche Struktur, ihr kollektives Verhalten und die Psy­
che des Einzelnen. Die jüdische Gesellschaft polarisierte sich: Auf der einen Seite 
entstand eine relativ kleine Gruppe, die von dieser Situation profitieren konnte. 
Sie betrieben Schmuggel und Schiebergeschäfte en gros und machten zum Teil 
große Gewinne, oder sie gehörten dem Ordnungsdienst oder Judenrat an. Auf 
der anderen Seite stand die Mehrheit, die zusehends proletarisierte, verelendete, 

307 „Die evakuierten Wiener" an JSS Lublin, 24.9.1941: ZIH JUS 12. Ähnliches berichtet 
Weichen über das Schicksal der „evakuierten" Juden in Modliborzyce, Izbica und 
Opole. Weichert, Teil II, S. 26 ff. und über das Schicksal der Umsiedler im Warschauer 
Ghetto, ebenda, Teil I, S. 169 f. 

308 Vgl. Weichert, Teil I, S. 168 f..; Judenrat in Kazimierz Dolny an JSS in Lublin, 6.3.1942: 
ZIH JUS 13; Garfinkel, Monografia, passim. 
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ums nackte Überleben kämpfte, und von denen immer mehr diesen Kampf ver­
loren. Perechodnik, ein jüdisches Opfer, schildert in seinem Tagebuch diese Si­
tuation wie folgt: 

„Der Charakter der Juden, muß ich zugeben, hat sich während des Krieges geändert. Das 
Leben im Ghetto war ziemlich sonderbar, es fehlte an nichts, für das Geld konnte man alles 
bekommen. [...] Der Reiche lebte, kleidete sich, aß, trank, ohne fürchten zu müssen, in ein 
Arbeitslager geschickt zu werden; denn für das Geld konnte man sich immer freikaufen. 
Gleichzeitig bekam der Arme Hungerödeme und starb an Hunger oder Krankheiten auf der 
Straße. Alle gingen darüber zur Tagesordnung. Überhaupt entstand eine solche Atmo­
sphäre, daß jeder allein mit seiner eigenen Familie den Krieg überleben, alleine leben, gut le­
ben und vor allem so wenig wie möglich von eigenen Sachen verkaufen wollte."^09 

Hinzu kamen die Folgen der sogenannten jüdischen „Selbstverwaltung", die 
sich im allgemeinen auf die jüdische Gesellschaft desintegrierend auswirkten. 
Hierbei ging es vor allem um die Institution der Judenräte. Wie oben (siehe 
S. 114f.) ausgeführt, ließen die zivilen Behörden die Judenräte gründen, die 
dann die jüdische Gemeinde nach außen vertreten sollten. In der Praxis waren 
die Aufgaben der Judenräte, die Zwangsarbeiter zu stellen, die knappen Lebens­
mittel direkt an jüdische Verbraucher zu verteilen, Kontributionen aufzubrin­
gen, Möbel und andere Bedarfsartikel an verschiedene Dienststellen und auch 
einzelne Deutsche zu liefern. Um diese Forderungen zu erfüllen, mußten die Ju­
denräte ihren eigenen Glaubensgenossen hohe Steuern auferlegen. Mit einem 
Wort: Die Judenräte nahmen den Juden weg und gaben den Deutschen. Darüber 
hinaus gingen alle amtlichen Anordnungen der Besatzer an die Judenräte, die 
dann für die Ausführung sorgen sollten. Diese Verhältnisse verleiteten manche 
Angehörigen der Judenräte zur Korruption, Unterwürfigkeit gegenüber den Be­
satzern und Vetternwirtschaft. Es ist also nicht verwunderlich, daß das Ansehen 
der Judenräte oft sehr schlecht war. Das gleiche galt für den Ordnungsdienst, die 
jüdische Hilfspolizei in Ghettos, deren Angehörige nicht selten gegen ihre Lei­
densgenossen sehr brutal vorgingen. Vielfach mißbrauchten sie ihre Macht, er­
preßten und erzwangen Schutz- sowie Schmiergelder und terrorisierten die 
Ghettobewohner.310 

309 Calel Perechodnik, Czy ja jestem mordercą? Warszawa 1995, S.28; deutsche Überset­
zung unter dem Titel „Bin ich ein Mörder?" liegt inzwischen vor. 

310 Weichert, Teil I und II passim; vgl. auch die vernichtende Kritik von Eisenbach, Polityka, 
S. 166-175; Berenstein, Martyrologia, S. 33. Deren Kritik ist zwar teilweise berechtigt, sie 
versuchen jedoch nicht, diese Erscheinungen sozialhistorisch zu erklären. Eine einge­
hende und vorurteilslose Untersuchung der Rolle der Judenräte und des jüdischen Ord­
nungsdienstes steht noch aus. Vor kurzem thematisierte diese Frage Sandkühler, Endlö­
sung, S. 202-208. 
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In den Ghettos gab es eine Anzahl von Kollaborateuren und Lakaien, die den 
Deutschen blind ergeben waren und gleichzeitig davon profitierten. Darüber 
hinaus errichtete die Sipo in den größeren Ghettos wie in Lublin ein Netz von V-
Leuten, die über das Leben, die Spannungen und den sich regenden Widerstand 
in Ghettos ihre „Arbeitgeber" informierten und ihre Glaubensgenossen denun­
zierten.311 Den Besatzungsbehörden gelang es, die jüdische Gesellschaft weitge­
hend zu atomisieren, so von Innen zu lähmen und jeden aktiven Widerstand im 
Keim zu ersticken. Andererseits kam für die meisten Juden ein aktiver Wider­
stand überhaupt nicht in Frage, weil sie hofften, mit ihrer loyalen Haltung ge­
genüber den Besatzern den Krieg zu überleben. 

Das heißt aber nicht, daß die meisten Juden V-Leute, Kollaborateure und wil­
lige Diener der deutschen Täter gewesen wären. Vielmehr erfolgte parallel zur 
materiellen eine moralische und charakterliche Polarisierung der jüdischen Ge­
sellschaft. Der Krieg, der Hunger, die Verelendung, die Verzweiflung und die 
allgemeinen Verhältnisse in den Ghettos sowie eine gezielte Politik der Besatzer 
begünstigten die schwachen Seiten des menschlichen Charakters: An die Ober­
fläche wurde oft der menschliche Abschaum gespült. Auf der anderen Seite gab 
es viele charakterlich und moralisch starke Persönlichkeiten, wie beispielsweise 
Janusz Korczak und andere, die sich für ihre Mitmenschen unter dem Einsatz 
ihres eigenen Lebens aufopferten.312 

Zwischen den beiden Polen existierte die breite Masse der Juden, die weder 
besonders schlecht und kleinmütig noch besonders gut und heldenhaft war und 
die mit allen Mitteln um ihr Dasein kämpfte. Für die Solidarität über den engen 
Rahmen der eigenen Familie oder des Bekanntenkreises hinaus gab es wenig 
Raum. Im Endeffekt wurde die Mehrheit der jüdischen Bevölkerung durch die 
Gesamtheit der antijüdischen Maßnahmen der deutschen Besatzungsbehörden 
zu einer willenlosen, desintegrierten, durch Hunger und Krankheiten entkräfte­
ten Masse gemacht, über die beliebig verfügt werden konnte. 

311 Vgl. Berenstein, Martyrologia, S.33; Weichert, Teil l&cll passim; Ringelblum, Ghetto 
Warschau, S. 159-160,233. Das Wirken eines solchen V-Mannes namens Grajer in Lublin 
schildert Rachmil Ga. in einer Zeugenvernehmung vom 17.1.1961: ZStL 208 AR-Z268/ 
59, BI. 1664-1669. Diese V-Leute wurden oft gegen Polen, aber auch Deutsche eingesetzt. 
Dies ist eigentlich nicht verwunderlich, denn wenn diese Menschen keine Skrupel hatten, 
ihre eigenen Glaubensbrüder zu denunzieren, um so weniger Skrupel hatten sie, Polen zu 
verraten. Nach mündlicher Auskunft Dr. von Jordans seien die meisten V-Leute in den 
Kreisen Kolomea und Zlotschow Juden gewesen, die auch außerhalb der Ghettos tätig 
waren: „Sie gingen bei der Gestapo ein und aus." Ähnliche Beobachtungen hätten auch 
andere Kreishauptleute gemacht (Interview vom 18.6.1997). 

312 Zahlreiche Beispiele, sowohl negative als auch positive, schildert Weichert in seinem Ta­
gebuch. 
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6 Die deutsche Zivilverwaltung zwischen annjüdischer Politik und allgemeiner 
Besatzungspolitik 

Im Herbst 1939 war für die NS-Besatzer im GG die „Judenfrage" vor allem eine 
ideologisch-rassische Angelegenheit und verwaltungstechnisch gesehen gewis­
sermaßen ein abstraktes Problem. Nach der NS-Ideologie galten die Juden als 
Volksschädlinge, die man wegen ihrer zersetzenden Wirkung auf die immer wie­
der beschworene Volksgemeinschaft um jeden Preis aus Deutschland entfernen 
müsse. Man führte auch pseudo-ökonomische Gesichtspunkte an, nämlich daß 
die Juden, ähnlich wie die Volksgemeinschaft, die Wirtschaft zersetzten. Dem­
entsprechend leitete die deutsche Zivilverwaltung nach dem Vorbild des Rei­
ches eine Reihe von antijüdischen Maßnahmen ein, um die Juden gesellschaft­
lich zu isolieren und aus allen Bereichen des Wirtschaftslebens auszuschalten. 
Die wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen dieser Politik im GG waren 
aber viel schwerwiegender als im Reich, weil im GG der Anteil der Juden an der 
Bevölkerung um ein Vielfaches höher war. 

So wurde die jüdische Bevölkerung gezwungen, durch illegalen Handel, der 
im besetzten Polen zum Massenphänomen wurde, ihren Unterhalt zu sichern 
oder man fiel der jüdischen Fürsorge zur Last. Um dem illegalen jüdischen Han­
del entgegenzusteuern, erließen die zivilen Behörden eine Reihe von Reiseverbo­
ten, Ausgangssperren und Aufenthaltsverboten. Diese Maßnahmen brachten 
aber nicht den erwünschten Erfolg, denn die Besatzungsbehörden verfügten 
nicht über ausreichende Exekutivkräfte, um diese Verbote und Anordnungen 
durchzusetzen. Andererseits war der Hunger stärker als alle Verbote und Stra­
fen; folglich blühte der illegale Handel. 

Die Regierung in Krakau war sich dessen bewußt, wie verfahren diese Situa­
tion war. Man sah jedoch keinen Bedarf an langfristig angelegten und konstruk­
tiven Planungen, um dieses Problem zu lösen. Denn spätestens seit dem Sommer 
1940 ging man davon aus, daß die Juden nach dem bald gewonnenen Krieg aus 
dem GG entfernt werden würden. Daher beschränkte man sich weitgehend auf 
restriktive Gegenmaßnahmen. Das Problem wurde jedoch immer dringlicher, 
denn je mehr Juden ihre Existenzgrundlage verloren, desto mehr von ihnen wa­
ren auf illegalen Handel oder jüdische Fürsorge angewiesen. Die Deportatio­
nen, Umsiedlungen innerhalb des GGs und in einzelnen Kreisen, der Aufmarsch 
der Wehrmacht vor dem Überfall auf die UdSSR, schlechte Ernten und größere 
Zwangsablieferungen verschlechterten die Lage der jüdischen Bevölkerung zu­
nehmend. Hunger, Überfüllung von Ghettos und Judensammelorten, man­
gelnde medizinische Versorgung und katastrophale hygienische Verhältnisse 
verursachten die Ausbreitung von Seuchen und Krankheiten. 

Es entstand ein Teufelskreis: Je schärfer und restriktiver die Abgrenzung der 
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Juden wurde, desto kritischer wurde ihre materielle Lage. Je kritischer die mate­
rielle Lage der Juden wurde, desto mehr jüdische „Vergehen" gegen die Anord­
nungen der Zivilverwaltung gab es. Im Endeffekt wurde die „Judenfrage" aus 
deutscher Sicht immer mehr zu einem tatsächlichen verwaltungstechnischen 
Problem, je länger die endgültige Lösung auf sich warten ließ. 

Um diesen Teufelskreis zu durchbrechen, sah die Zivilverwaltung nur eine 
einzige Möglichkeit, und zwar wie vorgesehen, die Juden aus dem GG zu „ent­
fernen". Dies war nun aus der Sicht der zivilen Behörden nicht nur ideologisch, 
sondern auch wirtschaftlich erwünscht und sogar erforderlich. Denn die mei­
sten Juden verrichteten keine produktive und vor allem keine kriegswichtige Ar­
beit. Somit war die Ernährung der Juden aus der Perspektive der NS-Ökonomen 
und Wirtschaftsstrategen eine Belastung für die deutsche Kriegswirtschaft. 
Hinzu kamen die Angst vor Ausbreitung der Seuchen und der Wunsch, durch 
„Entfernung" der Juden die akute Wohnraumknappheit zu beseitigen. 

Judenangelegenheiten bedeuteten aus der Sicht der Zivilverwaltung, vor al­
lem der Kreishauptleute, nicht nur mehr Arbeit, sondern Schwierigkeiten und 
oft Ärger, wie ihre Mitarbeiter noch in den sechziger Jahren vor deutschen 
Staatsanwälten freimütig aussagten. So gab ein ehemaliger Angestellter der 
Kreishauptmannschaft Lublin-Land zu Protokoll: „Allgemein möchte ich an 
dieser Stelle als unser Interesse damals den Wunsch bezeichnen, die jüdischen 
Bewohner aus unserem Kreise heraus zu bekommen, da damit Arbeit und Mühe 
verbunden war. Auch gab es wiederholt Ärger."313 Der ehemalige Kreishaupt­
mann in Lublin-Land, Emil Ziegenmeyer, sagte 1962 aus: 

„Ich [erhielt] als Kreishauptmann laufend Meldungen, daß Juden aus Ghettos unerlaubter 
Weise verschwanden und im Gebiet umherstrichen, vor allem um ihre kärgliche Verpfle­
gung durch Handel aufzubessern. [...] Ich [sah] bei einer mangelnden Sicherheit der Bewa­
chung eine Gefahr für meinen Bezirk. [...] Ich habe nun in Erinnerung, daß ich wiederholt 
auf diese Umstände hingewiesen habe und beim Gouverneur um Abhilfe gebeten habe."3 1 4 

Im Zusammenhang mit dem Krieg gegen die UdSSR entstand in Krakau wie in 
Berlin der Plan, die „Judenfrage" durch „Abschiebung" nach dem Osten terri­
torial zu lösen. Im Juli 1941 machte sich Frank bei Hitler dafür stark, bei der ge­
planten Erweiterung des GGs nach dem Osten auch die Pripjetsümpfe dem GG 
einzugliedern. In einem Schreiben an Lammers begründete er seinen Wunsch 
wie folgt: „Wenn ich diesen Raum zur Einbeziehung mit vorschlage, so in erster 
Linie deshalb, weil ich hier die Möglichkeit sehe, Bevölkerungselemente (vor al-

313 Vern. Georg F., 27.3.1963: ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 369. 
314 Vern. E. Ziegenmeyer, 5.12.1962: ZStL 45 Js 14/62, B1.738f. 
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len Dingen jüdische) in eine produktive und dem Reiche dienende Beschäftigung 
zu bringen."315 Man beabsichtigte, die Juden bei der Trockenlegung der 
Sümpfe einzusetzen und somit die „Judenfrage" im Rahmen des erweiterten 
GGs selbständig zu lösen. Daß dieses Projekt dem zeitgenössischen Geist der 
Nationalsozialisten entsprach, beweist u.a. die Äußerung Zörners vom Juli 
1940 [!]: „Ich könnte mir vorstellen, daß die jenseits des Bugs gelegenen Sümpfe 
[für die Juden, B.M.] ein besseres Betätigungsfeld [als der Distrikt Lublin, 
B. M.] abgeben würden."316 Dieser Plan wurde aber abgelehnt u. a. wegen öko­
logischer Bedenken. Am 28.9.1941 äußerte sich Hitler dazu wie folgt: „So wol­
len wir die Sümpfe bestehen lassen, nicht nur weil wir sie als Manövergelände 
brauchen, sondern auch des Wetters wegen, der Gefahr der Versteppung zu be­
gegnen."317 

Trotz dieser Absage breitete sich nach dem Überfall auf die UdSSR im GG die 
Überzeugung aus, daß die unproduktiven Juden bald nach dem Osten „abge­
schoben" werden würden. Dazu trug vor allem das Versprechen Hitlers gegen­
über Frank vom 19.6.1941 bei, daß „die Juden in absehbarer Zeit aus dem Ge­
neralgouvernement entfernt würden".318 Folgerichtig unterband Frank alle 
weiteren Maßnahmen der gerade auf Hochtouren laufenden Ghettoisierung 
und ordnete sogar die Vorbereitung der Abschiebung von „Juden und anderen 
asozialen Elementen" an.319 Im Sommer 1941 schien der deutschen Zivilver­
waltung die Lösung der „Judenfrage" im Generalgouvernement in greifbarer 
Nähe zu sein. 

7 Exkurs: Die Deutschen im Generalgouvernement und 
die jüdische Minderheit 

Die Deutschen, die während der Besatzung in das GG kamen, um in der Zivil­
verwaltung und in anderen Bereichen eingesetzt zu werden, sahen sich mit einer 
„Judenfrage" konfrontiert, die für sie in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
neu war. Im Jahre 1933 belief sich die Zahl der Juden im Reich auf knapp 
500.000, das sind 0,77% der Gesamtbevölkerung. Ende 1939 zählte man im 
Reichsgebiet in den Grenzen von 1937 nur noch ca. 190.000 Juden, die unter 
den knapp 68 Millionen Reichsbürgern 0,28 % ausmachten. Im Alt-GG lebten 

315 Frank an Lammers, 19.7.1941. Zitiert nach Aly, Endlösung, S.276. 
316 Bericht des Chefs des Distrikts Lublin Zörner, 3.7.1940: AGK NTN 273, B1.75. 
317 Jochmann, Hitler Monologe, S. 74; mehr dazu Aly, Endlösung, S. 268-279. 
318 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 386. 
319 Ebenda, S. 386, 389. 
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dagegen nach Schätzungen von Golczewski im Januar 1942 ca. 1,9 Millionen 
Juden, das sind etwa 15-16 % der Gesamtbevölkerung.320 Das heißt, der Anteil 
der Juden im GG war mehr als fünfzigfach höher als im Reich Ende 1939. 

Hinzu kam, daß die deutschen Juden assimiliert waren - sie fielen nicht auf, 
denn Deutsch war ihre Muttersprache und sie kleideten und verhielten sich wie 
andere Deutsche auch. Zwar lebten 1933 in Deutschland ca. 56.000 polnische 
Juden,321 die teilweise äußerlich leichter zu erkennen waren als die deutschen 
Juden, sie wurden jedoch im November 1938 durch die Polizei ins Niemands­
land an der deutsch-polnischen Grenze abgeschoben. Vereinfachend gesagt 
stellte 1939 die „Judenfrage" - verglichen mit den Verhältnissen in Polen - für 
die meisten Deutschen eigentlich ein abstraktes Problem dar, das aber durch 
eine massive antisemitische Propaganda der Nazis ins Überdimensionale aufge­
blasen worden war. Hans Mommsen schreibt in diesem Zusammenhang sogar 
von einem „Antisemitismus ,ohne Juden'*'.322 Hitler selbst sagte dazu am 
1.12.1941: „Vor zehn Jahren hatte unsere ganze intellektuelle Welt noch keine 
Vorstellung davon, was ein Jude ist."323 Entscheidend war der Umstand, daß 
die Deutschen, beeinflußt durch diese antisemitische Hetze, darin ein reales Pro­
blem sahen. 

Diese Konstellation änderte sich abrupt nach der Besetzung Polens im Sep­
tember 1939. Mit einem Schlag wuchs die Zahl der Juden im deutschen Macht­
bereich um etwa 2,5 Millionen, davon etwa 1,9 Millionen im GG (ohne den Di­
strikt Galizien).324 Dieser enorme Zuwachs wurde noch dadurch verstärkt, daß 
es sich dabei um polnische, also sogenannte Ostjuden handelte, die sich von den 
deutschen Juden deutlich unterschieden. Die Ostjuden waren nämlich in ihrer 
Masse nicht assimiliert, sprachen ihre eigene Sprache, Jiddisch, lebten in eige­
nen Wohnbezirken und gesellschaftlich abgekapselt von der christlichen Umge­
bung; sie hatten eine andere berufliche Struktur, Kultur und ein anderes Verhal­
tensmuster, und sie kleideten sich sogar zum Teil anders als ihre christlichen 
Nachbarn. Mit einem Wort: Juden fielen auf den polnischen Straßen in den 
Städten und besonders auf dem Lande jedem Ausländer und jedem Einheimi­
schen äußerlich sofort auf. Im Vorkriegspolen gab es zwei Welten, eine nicht jü­
dische und eine jüdische, die nebeneinander existierten. 

320 Dimension des Völkermordes. Die Zahl der jüdischen Opfer des Nationalsozialismus, 
hrsg. Wolfgang Benz, München 1991, S.23, 32, 34, 457. 

321 Ebenda. 
322 Hans Mommsen, Was haben die Deutschen vom Völkermord gewußt?, S. 181. 
323 Jochmann, Hitler Monologe, S. 147 f. 
324 Golczewski, Polen, S. 457. 
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7.1 Die Konfrontation mit dem „Ostjudentum" 

Die Ostjuden spielten in der antisemitischen NS-Propaganda vor 1939 eine 
wichtige Rolle. Hitler selbst behauptete, daß ihm erst der Anblick der galizi-
schen Ostjuden, die nach Wien eingewandert waren, die Augen für die Juden­
frage geöffnet habe. Nach 1933 wurden die Ost Juden in Deutschland, deren 
Zahl jedoch vergleichsweise gering war, die bevorzugten Opfer der Gewalt auf 
den Straßen, weil sie äußerlich leicht identifizierbar waren.325 Der Polenfeldzug 
und die direkte Konfrontation mit der Masse der Ostjuden radikalisierte die 
antisemitische Hetze in Deutschland. Es scheint, daß sich sogar der Judenhaß 
Hitlers bei Anblick der polnischen Juden noch steigerte. So soll Hitler, der Ju­
denhasser par excellence, im September 1939 gesagt haben, die Juden seien „das 
Grauenhafteste, was man sich überhaupt vorstellen könne".326 

Ähnlich äußerte sich Hans Frank, als er am 30.7.1942 seine Begegnung mit 
polnischen Juden in Posen schilderte: „Das war ja nicht zu beschreiben, was da 
für Juden umeinanderliefen, von einer Scheußlichkeit, daß man sich wundern 
muß, daß die Erde ihren Betrieb nicht eingestellt hat. [...] Juden von einer so er­
schütternden Grauenhaftigkeit, daß ich glaube, auch der erbittertste Gegner der 
nationalsozialistischen Bewegung wäre eines anderen belehrt worden, wenn er 
das hätte sehen können."327 

Vergleichbar reagierten viele deutsche Soldaten, Polizisten, Angehörige der 
Zivilverwaltung und Mitarbeiter der verschiedenen Institutionen, Behörden 
und reichsdeutschen Firmen, die während der Besatzung im GG und im Osten 
eingesetzt und so mit dem Ostjudentum konfrontiert waren. Dies läßt sich aus 
zeitgenössischen Briefen und Dokumenten ablesen. So schrieb ein Obergefreiter 
am 30.12.1939 in einem Brief: „Und Juden - noch selten sah ich so verwahrloste 
Gestalten herumgehen, in Fetzen gehüllt, schmutzig, schmierig. Wie eine Pest 
kamen uns diese vor." Ein anderer Gefreiter schilderte seine Eindrücke aus einer 
Stadt in der Nähe von Lublin am 12.8.1940: „Die Ortschaft hat ca. 16.000 Ein­
wohner, davon sind 14.000 Juden. Aber richtige Juden, mit Bart und dreckig, 
genau gesagt noch schlimmer, wie sie im STÜRMER immer beschrieben wer­
den. Alle, ob Mann oder Frau, müssen eine Armbinde tragen. Es ist dies be­
stimmt nicht nötig, denn man kennt sie auch so." Ein anderer Soldat schrieb in 
einem Brief vom 6.8.1941 aus dem Osten: „Wie das Judenviertel aussieht, kann 
ich Dir nicht beschreiben, denn Du würdest es doch nicht glauben. Bilder von 

325 Vgl. Pohl, Judenverfolgung, S.33-42 mit weiterführenden Literaturhinweisen. 
326 Aufzeichnung Rosenbergs vom 29.9.1939, zitiert nach ebenda, S.35. 
327 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.533. 



184 Zweiter Teil: Die antijüdische Politik der deutschen Zivilverwaltung 

Juden, wie sie schon im STÜRMER waren, kann man hier haufenweise in na­
tura sehen. [...] Wir in der Maingegend konnten uns keinen richtigen Begriff 
von dem Judentum machen." [Herv. B.M.]328 

Insbesondere die Juden aus dem Distrikt Lublin verkörperten in den Augen 
der Nazis den Typ des Ostjuden. Veit Harlan, der Nazistarregisseur, erklärte, 
als er an seinem Hetzfilm „Jud Süß" arbeitete: „Hier zeige ich das Urjudentum, 
wie es damals war und wie es sich heute noch ganz rein in dem einstigen Polen 
erhalten hat."329 Harlan begab sich (wahrscheinlich Anfang 1940) nach Lublin 
und verhandelte mit Dr. Alten, dem jüdischen Berater bei dem Chef des Distrikts 
Lublin, über das Engagement von 200 Lubliner Juden. Er wollte diese Juden als 
Statisten für seinen Film zu Dreharbeiten nach Berlin mitnehmen. Dieses Vorha­
ben scheiterte aber daran, daß die 200 jüdischen Statisten keine Ausreisegeneh­
migung bekamen.330 

Ähnlich wie die deutschen Soldaten schilderte der deutsch-jüdische Schrift­
steller Alfred Döblin das jüdische Viertel in Lublin 16 Jahre zuvor: 

„Ich sehe Wohnungen auf dem Torbogen, die Menschen, die zum Fenster hinaussehen, die 
Menschen in den Nachbarhäusern! Jammer über Jammer. [...] Die Straße läuft eng und bo­
gig herunter, mit finsteren Kramläden. Ein alter Wasserträger trottet vorbei, einen Querbal­
ken über den krummen Schultern; rechts und links hängen die Eimer. [...] In Lumpen schlei­
chen die Männer; man sieht das weiße Fleisch ihrer Beine und Schultern. Am Platz unten an 
dem Brunnen münden winklige Gassen ein; zerbrechliche Holzhäuser, mörtelige kleine 
Steinhäuser umgeben den Platz. Juden in schmutzigen Kaftanen wandern hin und her, 
schreiende Frauen. [...] Ich bin auf einen Marktplatz gekommen. [...] Eine Masse zerrisse­
ner Männer lungern herum. [...] Polnische Straßen sind mäßig gefüllt, hier wimmelt es. [...] 
In der Lubartowska wohnen wohlhabende Kaufleute, sind zahlreiche mäßige und kleine 
Laden. Es ist ein dichtes achtloses Umeinanderlaufen der Menschen; nur einzelne betrach­
ten scharf die Passanten. Wie manche herumstehen, vor den Häusern, in den Fluren. Sie 
schnüffeln, umringen Passanten. Männer stehen vor ihren Läden; ich habe von ihnen und 
von vielen anderen Jen Eindruck großer Härte und Stärke. Das sind Männer der kältesten 
Berechnung, des gnadenlosen Willens."331 

Allerdings waren für Döblin die Verhältnisse, unter denen die Juden in Polen 
lebten, kein Anlaß, sie als minderwertig anzusehen oder sie gar zu verachten, 
wie das die von der Nazi-Propaganda infizierten deutschen Soldaten getan ha-

328 Manoschek, Walter (Hrsg.), „Es gibt nur eines für das Judentum: Vernichtung." Das Ju­
denbild in deutschen Soldatenbriefen 1939-1944, Hamburg 1996, S. 12,15,40, und auch 
andere Beispiele passim. 

329 Zitiert nach Sofie Rath, Lublin 1941, in: Die Brücke. Nachrichten aus Deutschland und 
Europa. 15.2.1997, Nr. 2. S. 10. 

330 Weichert, Teil I, S. 203 -204. 
331 Alfred Döblin, Reise nach Polen, München 1987, S. 167-170. 
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ben. Der Anblick der polnischen Juden erschütterte Döblin und wühlte ihn auf. 
„Er erschrickt, als er sieht, wie arm, wie verachtet und verhaßt sie sind."332 In 
den 16 Jahren, die von der Reise Döblins nach Polen bis zum deutschen Überfall 
auf Polen vergingen, änderte sich das Bild der polnischen Juden kaum. 

Ähnlich negativ wie deutsche Soldaten erlebten Angehörige der Militär- und 
später Zivilverwaltung die polnischen Juden. Ludwig Losacker schreibt aus 
Jaslo im späteren Distrikt Krakau, wo er im Oktober 1939 als Landrat hinkam: 
„Von den 13.000 Einwohnern sind 2.000 Juden. Sie haben fast alle Geschäfte in 
ihrer Hand, sprechen deutsch, nähern sich kriecherisch und unterwürfig den 
deutschen Truppen und Beamten."333 In dieser Äußerung klingen zwei weitere 
Motive - neben der äußeren Erscheinung - an, welche die Haltung vieler Deut­
scher im GG gegenüber Ost Juden bestimmten, nämlich die vorherrschende Stel­
lung der polnischen Juden im Handel und ihr Verhalten gegenüber den Besat­
zern. Diese Motive waren typisch für Angehörige der Zivilverwaltung im GG. 
Das erstere Motiv taucht oft in den Lageberichten aus der ersten Phase der Be­
satzungszeit auf. So berichtete der Landkommissar aus Tarnobrzeg am 
15.10.1939: „Tarnobrzeg war zum großen Teil verjudet. Auf hundert Geschäfte 
kam ein arisches."334 Der Landkommissar von Tarnów meldete Ähnliches: 
„Von den vorhandenen Geschäften sind mindestens 90% in jüdischer 
Hand."335 Nicht anders erging es in dieser Hinsicht den Angehörigen der Zivil­
verwaltung im Distrikt Lublin. Durch den miserablen Zustand des polnischen 
Handels (Kettenhandel, personelle Überbesetzung, schlechte hygienische Ver­
hältnisse in zahlreichen Läden u.a.) dürften viele Deutsche das „Axiom" der 
NS-Propaganda, die Juden schädigten die Wirtschaft, exemplarisch bestätigt 
gesehen haben. 

Für besonders wichtig für das deutsche Judenbild im besetzten Polen halte ich 
die psychologischen Auswirkungen der jüdischen Verhaltensmuster gegenüber 
den Besatzern. Viele Juden wie auch Polen hofften im Herbst 1939, daß die 
deutsche Besatzung nach ähnlichem Muster ablaufen würde wie während des I. 
Weltkrieges. Eine dienstwillige und demütige Haltung gegenüber den Deut­
schen zeichnete manche Kreise des polnischen Judentums aus. Das brutale 
Vorgehen gegen den polnischen Widerstand und der Versuch, die polnische In­
telligenz physisch auszurotten, veranlaßte viele Juden zu einer Haltung, die 
vielleicht keine zusätzlichen Repressionen hervorrufen würde, d.h. keinen akti­
ven Widerstand zu leisten. Viele von ihnen glaubten an die Macht des Geldes 

332 Ebenda, S. 353. 
333 Losacker an ehemalige Mitarbeiter, 16.10.1939: BA D-H, ZR 581/A. 13. 
334 Lagebericht des Landkommissars in Tarnobrzeg vom 13.10.1939: IfZ MA-682, fr. 580. 
335 Lagebericht des Landkommissars Tarnów vom 21.9.1939: IfZ MA-682, fr. 635. 
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und die Chance der Loyalität.336 Dies ging so weit, daß beispielsweise Juden aus 
Ozorków bei Łódź ihre Häuser mit Hakenkreuzfahnen schmückten, was dann 
die Wehrmacht verbot, da „sie damit nur über ihre ,minderwertige Gesinnung' 
hinwegtäuschen würden".337 In einem Lagebericht des Polizei-Bataillons 102/2 
hieß es: „Jude ist hündisch unterwürfig, tarnt Ergebenheit, ist und bleibt ein ge­
fährliches Element in Polens Volkskörper."338 Ein ehemaliger Mitarbeiter der 
Zivilverwaltung erinnerte sich, wie er als Vertreter des Besatzungsapparates von 
den Juden in Kolomea 1941 begrüßt worden war und kommentierte dies: „Das 
war für uns sehr peinlich."339 Im Jahre 1940 schilderte Hermann Seifert die 
Haltung der Juden in Lublin aus seiner Sicht folgendermaßen: 

„Der Jude hielt es für seine taktische Pflicht, sich zuerst einmal mit dem neuen Herrn gut zu 
stellen. 

,Großer, gietiger Harr!, Mit einer kriecherischen, falschen Unterwürfigkeit nähert sich der 
Jude immer wieder dem Deutschen im Generalgouvernement. | . . . | Er [der Jude] weiß, das 
sind die Gegner seines Volkes. [...] Aber: 

,Nebbich, mögen se sein Antisemiten, müssen se doch machen Geschäfte mit uns |den Ju­
den]. Nur zu leicht wächst diese Unterwürfigkeit zu plumper Vertraulichkeit aus, mit der es 
der Jude z.B. fertigbringt, einen deutschen Beamten, der in dienstlicher Angelegenheit die 
Judenwohnungen betreten muß, zu einem opulenten Frühstück einzuladen. | . . . ] Er macht 
[...1 für einen gesundempfindenden Menschen einen über alle Maßen unsympathischen 
und bis zum körperlichen Ekel widerwärtigen Eindruck." 

Die polnischen Juden galten für viele Deutsche, die im GG eingesetzt waren, als 
ängstlich, liebedienerisch, und korruptionsverdächtig, und sie wurden vor al­
lem verachtet.341 Der ehemalige Stadthauptmann von Lublin, Sauermann, 
sagte in den sechziger Jahren aus: „Die Gespräche über die Juden allgemein wa­
ren so, als wenn man von dem untersten Unrat sprach."342 Je länger die Besat­
zung dauerte, je größer die Verelendung wurde und je größere Teile der jüdi­
schen Bevölkerung von dieser Verelendung betroffen waren, desto mehr Juden 
entsprachen dem Bild vom verlausten, verwahrlosten und schmutzigen Ostju­
den. Dies war aber nicht durch die moralische, geistige und physische Minder-

336 Madajczyk, Polityka, Bd.2, S.215-218. 
337 Umbreit, Militärverwaltungen, S.205f. 
338 Bericht des Polizei-Bataillons 102/2, 15.10.1939: APL Polizei-Bataillon Zamość 17, S.5. 
339 Mündliche Auskunft von Dr. v. Jordan, 18.6.1997. 
340 Seifert, Hermann, Der Jude an der Ostgrenze, Lublin 1940, S. 82, 85. 
341 Mündliche Mitteilung von Dr. v. Jordan, 18.6.1997. Er selbst sagte: „Ich habe damals 

eine unberechtigte (Hervorhebung durch Betonung) Verachtung gegen Ghettojuden 
empfunden." 

342 Vern. Fritz Sauermann, 30.5.1968: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 8697. 
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Wertigkeit der Juden verursacht, sondern vor allem durch katastrophale hygie­
nische Verhältnisse, Fehlen von Reinigungsmitteln, Wohnraumknappheit, De­
portationen und Aussiedlungen - Faktoren, die durch die deutsche Besatzungs­
politik verschärft oder verursacht waren. 

Was den Vorwurf anbetrifft, die Juden neigten zur Korruption, dürfte dies so­
gar teilweise den Tatsachen entsprechen. Allerdings waren die polnischen Juden 
anders sozialisiert als die meisten Reichsdeutschen, die an die preußischen 
„Normen" gewohnt waren. Die polnischen Juden dagegen hatten zuvor mit za­
ristischen, österreichischen und später polnischen Beamten zu tun, für die das 
Ethos eines preußischen Beamten, und zwar vor allem die Unbestechlichkeit, 
vielfach ein Fremdwort war. Im Gegenteil: Oft erwartete man Bestechungsgel­
der. Andererseits zeigte die Realität der Besatzung, daß auch die Reichsdeut­
schen im GG keinesfalls dieser Versuchung standhielten. 

Für viele Reichsdeutsche, die seit 1933 einer massiven antisemitischen Nazi-
Propaganda ausgesetzt waren, bedeutete die Begegnung mit polnischen Juden 
unter den anormalen Verhältnissen der Besatzung die Bestätigung und sogar 
Verstärkung ihrer antisemitischen Ressentiments. Sie erlebten im GG eine Art 
„Kulturschock", der durch die materiellen und sozialen Verhältnisse, in denen 
Juden und auch Polen gelebt haben, aber auch durch die jüdische Haltung ge­
genüber den Besatzern bedingt war. Das Verhalten der polnischen Juden ent­
sprach aber der Überlebensstrategie, welche sich die osteuropäischen Juden 
während jahrhundertelanger Verfolgung angeeignet hatten und die sich mehr 
schlecht als recht in der Vergangenheit doch bewährt hatte. Diese Überlebens­
strategie bedeutete vor allem keinen aktiven Widerstand zu leisten, sich nach 
außen den jeweiligen Machthabern gegenüber loyal zu verhalten und nach 
Möglichkeit mit ihnen wirtschaftlich zusammenzuarbeiten. 

Diese loyale und demütige Haltung der polnischen Juden stand im krassen 
Gegensatz zu den martialischen Werten, die in der NS-Weltanschauung als eines 
„Übermenschen" würdig propagiert worden waren und welche insbesondere 
die SS verinnerlichte, Werte wie „germanischer" Stolz, soldatische Tapferkeit, 
Härte, physische Kraft. Die Deutschen im GG deuteten die Haltung der polni­
schen Juden als „moralische Minderwertigkeit und verkommene Geisteshal­
tung"343 und entwickelten ihnen gegenüber ein Gefühl von Verachtung und Ab­
scheu, und zwar insbesondere gegen Ghetto Juden. Denn man teilte polnische 
Juden in Ghettojuden und assimilierte Juden. Die assimilierten Juden hielt man 

343 Bericht über die Reise des Gouverneurs Zörner in die Grenzbezirke des Distrikts Lublin. 
Krakauer Zeitung, 3.7.1940. 
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oft für akzeptabler.3 4 4 Die absoluten Judenhasser machten da aber keinen Un­

terschied. 

7.2 Die Ausbeutung im privaten Bereich: Hofjuden, Hausjuden, Plünderer, 
Glücksritter 

Wie oben ausgeführt, führte die antijüdische Politik im GG zur Entrechtung, 
Verelendung und rechtlichen und gesellschaftlichen Absonderung der Juden 
von der nichtjüdischen Umgebung. Diesen Umstand nutzten die meisten der 
dort eingesetzten Deutschen für ihre persönlichen Zwecke auf verschiedene Art 
skrupellos aus. Am häufigsten geschah dies durch die Institution des „Hausju­
den" und des „HofJuden": diese Begriffe gehörten zum allgemeinen Sprachge­
brauch im GG. 

Unter dem Begriff „Hausjude" sind jüdische Bedienstete zu verstehen, die für 
deutsche „Herrenmenschen" allerlei Arbeiten ausführen mußten. Die Deut­
schen im GG ließen sich von jüdischen Hausburschen, Haushälterinnen, Putz­
frauen bedienen; die „Hausjuden" machten für sie sauber, hackten Holz, 
pumpten und holten Wasser, bügelten, putzten Schuhe, gruben den Garten um 
und verrichteten andere Arbeiten, die sonst im Haushalt anfielen. Für ihre Ar­
beit bekamen die Juden in der Regel keine tarifliche Entlohnung (es war vorge­
sehen 80 % des polnischen Tarifes), sondern wurden beköstigt und erhielten 
manchmal ein abgetragenes Kleidungsstück. Je nach Status in der Besatzerhier­
archie hatte ein Deutscher einen oder mehrere „Hausjuden". Ein Kreishaupt­
mann konnte sich sogar einen jüdischen „Pferdepfleger" leisten. Deutsche 
Frauen hatten ihre jüdischen Frisösen, Schneiderinnen und Schuster, welche sie 
in ihren Wohnungen aufsuchten. Auch jüdische Zahnärzte waren beliebt.345 

Die Deutschen setzten jüdische Arbeitskräfte für diese Leistungen bevorzugt 
ein, denn diese waren praktisch kostenlos. Alle Deutschen im GG konnten sich 
somit einen oder mehrere jüdische Bedienstete leisten. Zuvor in ihrer Heimat -

344 Vgl. dazu Gottong, Heinrich, Die Juden im Generalgouvernement, in: Das Vorfeld, 1940, 
3. Folge, S. 14-20. 

345 Vgl. Zeugenaussagen vom 10.2.1968, 5.2.1968, 7.2.1968: OKL Ds 36/67; Vern. Carl 
M., 7.2.1962: ZStL 208 AR-Z 91/61, B1.802; Vern. Johann: AGK., 27.1.1965: Ebenda, 
Bl. 1877; Vern. Hans Augustin, 23.2.1967: ZStL 208 AR-Z 38/62, B1.705; Vern. Adolf 
D., 13.1.1965: ZStL 202 AR 76/61, BL 100f.; Vern. Elfriede M., 15.1.1965: Ebenda, 
Bl. 116; Vern. Irmgard Seh., 10.1.1966: Ebenda, BL 991; Vern. Hans B., 30.5.1963: ZStL 
AR-Z 268/59, BI.4158L In Krasnystaw gab es im Sommer 1942 etwa 50-80 „Hausju­
den"; Mündliche Auskunft bei v. Jordan, 18.6.1997; Vern. Max W., 18.7.1962: ZStL 208 
AR-Z 91/61, B1.456; Vern. Felix S., 3.12.1963: Ebenda, BL 1617. 
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und auch später nach dem Kriege - konnten sich nur die wenigsten von ihnen 
solche Bedienstete leisten wegen ihrer sozialen Stellung und ihrer Einkommens­
verhältnisse. Im GG wurden sie dagegen als Deutsche auf die höchste Stufe in 
der Sozialhierarchie gehievt, und zwar allein aufgrund ihrer „Rassenzugehörig­
keit". Die Deutschen lebten im GG wie richtige „Herrenmenschen", denen ein 
Heer von praktisch kostenlosen Bediensteten zur Verfügung stand, und sie ko­
steten ausgiebig das „Lebensgefühl des Herrenmenschen"346 aus. Da die Juden 
rechtlos waren, konnte jeder Deutsche durch seine bloße Stellung als Angehöri­
ger der „Herrenrasse" Juden zur Arbeit heranziehen und sie ausbeuten. Ande­
rerseits waren die Juden so pauperisiert, daß sie froh waren, irgendwelche Be­
schäftigung und Ernährung gefunden zu haben. Diese Verhältnisse stärkten das 
„Selbstbewußtsein" und das Herrschergefühl der Deutschen enorm, anderer­
seits aber bestätigten und festigten sie ihre Vorurteile gegenüber den Juden. 

Als die meisten Juden im GG ermordet worden waren, mußten sich die Deut­
schen auf polnische Bedienstete umstellen. Polnische Arbeitskräfte waren aber 
knapp, weil viele junge Polen ins Reich zur Zwangsarbeit verschleppt worden 
waren. Zweitens vermittelte das Arbeitsamt die polnischen Arbeitskräfte mit der 
Vorgabe, für diese einen tariflichen Lohn zu zahlen und auch für sie Versiche­
rungsbeiträge abzuführen. Daher nahmen die Deutschen im GG die polnischen 
Bediensteten nicht so gern in Anspruch wie die jüdischen. Die hohen Funktions­
träger der Besatzungsverwaltung bevorzugten aber ohnehin polnische Bedien­
stete, offensichtlich wegen ihrer Stellung im Besatzungsapparat.347 

Weit weniger verbreitet als „Hausjuden" waren „Hofjuden". Unter diesem 
sozialgeschichtlich aus der frühen Neuzeit stammenden Begriff sind Juden zu 
verstehen, die für ihre „Schutzherren" Schwarzmarktgeschäfte tätigten und für 
sie verschiedene Mangelwaren besorgten. Ein „Hofjude" verfügte über gute in­
offizielle Handelsbeziehungen und hatte Zugang zum Schwarzmarkt. Ein 
„Schutzherr" war ein Deutscher, der durch seine führende Position innerhalb 
des Besatzungsapparates über tatsächliche Macht verfügte. Das konnte bei­
spielsweise ein Kreishauptmann, ein Leiter der Gestapoaußenstelle oder ein 
Gouverneur sein. Zwischen dem „Hofjuden" und dem „Schutzherrn" entstand 
oft ein eigentümliches Intimverhältnis, das manchmal den Krieg überdau­
erte.348 Diese Erscheinungen waren durch die Stellung der Juden im GG be­
dingt, was auch damals die nationalsozialistischen „Puristen" erkannten: 

346 Aly/Heim, Vordenker, S. 188. 
347 Beispielsweise hatten Bühler, Boepple, Westerkamp, Sporrenberg und andere polnische 

Bedienstete bzw. deutsche Haushälterinnen: Vgl. AGK NTN 512; Westerkamp, Schach 
dem König, S.74; Vern. Erika F., 29.11.1960: ZStL 208 AR-Z 74/60, S.375. 

348 Von Jordan berichtet, daß der „Hofjude" des Gestapomannes Warzog aus seinem Buch 
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„In der Tatsache, daß er [der Jude) praktisch für vogelfrei und rechtlos erklärt wurde, ist die 
Ursache zahlloser Verfehlungen von Reichsdeutschen zu suchen. Diese Zwangslage des Ju­
den wurde in allen Variationen ausgenutzt. Von der räuberischen Erpressung über die Be­
auftragung mit der Beschaffung von Mangelware bis zur offenen Bevorzugung und Förde­
rung des Juden finden sich unzählige Fälle würdelosen Verhaltens Reichsdeutscher. Der 
Haus- bezw. Hofjude war bei vielen Behördenchefs, selbst kleinster Dienststellen, eine all­
tägliche Erscheinung. Es ist klar, daß der Jude als Majordomus oder „Beschaffungsmini­
ster" alle Möglichkeiten in Bewegung setzte, die geeignet erschienen, ihm das Wohlwollen 
seines Gebieters zu sichern und damit sein Leben zu verlängern. Diese Ausplünderung der 
Juden zum eigenen Vorteil des Einzelnen dürfte wohl zu den würdelosesten Zuständen im 
Generalgouvernement zählen. Es gehört schon viel Schamlosigkeit dazu, sich mit Pelzen, 
Kleidern, Gold- und Silberwaren oder gar Brillanten aus jüdischem Besitz in der Öffentlich­
keit sehen zu lassen."349 

Als Beispiel für solche Haltung sei der Fall von Horst Goede erwähnt. Als Land­
kommissar von Opole im Kreis Puławy im Jahre 1942 vergewaltigte er mehr­
fach sein 17jähriges jüdisches Zimmermädchen. Ferner zwang Goede den 
Judenrat in Opole, an ihn zu liefern: „40 bis 60 Flaschen Wein, Likör und 
Champagner, 2 Paar Schaftstiefel, 3 Herrenanzüge, erhebliche Posten Herren­
unterwäsche, Damenunterwäsche, Handschuhe, Halbschuhe, Lederwaren, er­
hebliche Mengen Tee, Kaffee, Schokolade, Kakao, Keks, Speiseeis und Toilet­
tenartikel." Goede hielt die Juden in Opole durch Terror in konstanter Panik 
und Angst, indem er „öfters in angetrunkenem Zustand in das Ghetto in Opole 
fgingl und dort wahllos [umherschoß] und die Juden [auspeitschte]. In zahllo­
sen Einzelaktionen [erschoß er] selbst grundlos Juden oder [war] für ihre Er­
schießung durch [ihm] zugeteilte Sonderdienstmänner verantwortlich."350 Un­
ter solchen Umständen ist es nicht verwunderlich, daß die Juden bereit waren, 
jeden Wunsch von Goede zu erfüllen. Goede ist aber keine Einzelerscheinung im 
Distrikt Lublin oder im GG gewesen.351 

„Polnische Jahre" (im Buch heißt Warzog: Marlock) den Krieg überlebt habe. Dieser 
Jude soll gewußt haben, wo und unter welchem Namen Warzog untergetaucht war. 
Trotzdem verriet er diesen nicht, obwohl Warzog unzählige Opfer, vor allem Juden, auf 
seinem Gewissen hatte. Mündliche Auskunft vom 18.6.1997; ein anderes Beispiel ist der 
Fall des „Hofjuden" Blatt aus Krasnystaw. Sein „Schutzherr", der Leiter der Gestapo­
außenstelle in Krasnystaw, Engels, ermordete ihn persönlich nach der letzten „Aussied­
lungsaktion": ZIH Relacje, 301/5570. 

349 Verhalten der Reichsdeutschen in den besetzten Gebieten. KdS für den Distrikt Galizien 
an RSHA, 14.5.1943: BA R 58/1002, Bl. 137f. 

350 Einstweilige Verfügung des Parteigerichtes der NSDAP, Distriktstandort Lublin, Globoc-
nik, 21.1.1943: BA BDC Akte Goede. 

351 Ähnlich verhielt sich der Landkommissar von Tomaszów Lubelski, Walter Panzer: Vgl. 
OKL Ds 36/67. 
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Darüber hinaus gab es Reichsdeutsche, die scharenweise als sogenannte 
„Glücksritter" in das GG strömten, um sich hier an Juden und Polen schnell­
stens zu bereichern. Unter ihnen brach eine regelrechte Goldgräberstimmung 
aus. Als Beispiel für diese Stimmung sei der Brief von einem Glücksritter kleine­
ren Formats, Max Meinhold, angeführt. In diesem Brief schildert Meinhold sei­
nem Bruder Ernst das Klima für „Geschäfte" im GG: 

„Lieber Ernst, das Gehalt ist hier Nebensache, die Hauptsache sind hier die Provisions­
gelder. Damit Du Dir ein Bild machen kannst, sollst Du wissen, daß ich in den letzten 3 Mo­
naten sogar als Beamter der Post, der keine Provisionen annehmen darf, über 2.000.- RM. 
nebenbei verdient habe. (...] Um wieviel mehr ist das bei einem Großneubau der Fall. | . . .] 
Also Geduld lieber Ernst, der Weizen blüht auch für Dich. Es ist ein wahrer Spaß, der Han-
nel [seine Ehefrau] zuzusehen, wenn sie sich an den Schreibtisch setzt, die Zigarrenkiste und 
die Kasette herausnimmt und anfängt, Geld zu zählen, | . . . ] Heute hat Hannel noch 2 Klei­
der gekauft und eine fette Gans von 10 Pfund. Da wird am Sonntag wieder die Gusche trie­
fen. Ja, es ist eben Krieg."3;)2 

Die Methoden, welcher sich diese „Glücksritter" bedienten, waren Betrug, Er­
pressung, Nötigung, Bestechung, Schiebereien en gros, Unterschlagung, Dieb­
stahl und sogar der schlichte Raub. Diese Glücksritter, die entweder als Treu­
händer oder selbständige „Unternehmer" auftraten, nutzten die Gunst der 
Stunde und raubten sowohl Juden als auch Polen regelrecht aus. Sie bemächtig­
ten sich polnischer oder jüdischer Unternehmungen durch Erpressung und Nö­
tigung und zwangen oft ihre Opfer, diese Unternehmungen weiterhin als Ange­
stellte zu leiten, da sie selber dazu nicht fähig waren.353 

Einen dieser Glücksritter verewigte Steven Spielberg in seinem Film „Schind­
lers Liste". Spielberg schildert dort Oskar Schindler, zu Recht, als einen ehrba­
ren Retter von Hunderten von Juden. Aber bevor Schindler zum Retter wurde, 
erpreßte er Juden, beutete sie aus und wurde blitzschnell reich. Als er im Herbst 
1939 nach Krakau kam, hatte er kein Geld. 1942 besaß er bereits eine Emailwa­
renfabrik mit einem offiziellen Umsatz von über 5 Millionen Zloty jährlich. Für 
das Jahr 1943 war ein Umsatz von etwa 10 Millionen Zloty geplant.354 Bezeich-

352 Brief von Max Meinholdan seinen Bruder vom 29.10.1941 (Abschrift) in: Das Urteil des 
Sondergerichts Krakau in der Strafsache gegen Max Meinhold und dessen Ehefrau Jo­
hanna vom 13.4.1944: AGK Reg. GG V/244, Bl.3-4. 

353 Vgl. dazu ebenda, Bl. 2-11; Anklageschrift der Deutschen Staatsanwaltschaft in Krakau 
gegen Dr. Otto Schule u. a. vom 19.6.1944: AGK Reg. GG V/291, Bl. 2-28; das Urteil des 
Sondergerichts in Warschau gegen Georg Fritsch vom 22.4.1944: Ebenda V/292, B1.62-
87; Weichert, Teil II, S. 29-30. 

354 Expose über die Deutsche Emailwarenfabrik Inh. Oskar Schindler, Krakau, 25.9.1943: 
AAN Rzad GG 1360, Bl. 6-8. 
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nend genug, scheiterte Schindler sowohl vor als auch nach dem Krieg als selb­
ständiger Unternehmer. Allerdings hatte Oskar Schindler Skrupel und konnte 
nicht tatenlos zusehen, wie die Juden physisch vernichtet wurden, und er setzte 
sich für seine früheren Opfer ein. Er ist aber eine Ausnahme gewesen. Die mei­
sten Glücksritter hatten keine Skrupel und nutzten ihre Stellung als Reichsdeut­
sche gegenüber den Juden wie auch Polen bis zum Ende gnadenlos aus, um sich 
zu bereichern. 

Außer den oben angeführten Formen der Ausbeutung der Juden durch Deut­
sche im GG gab es noch regelrechte Plünderungen, Raubüberfälle und Raub­
morde, die von Einzelnen oder Gruppen verübt wurden. Diese Plünderer 
rekrutierten sich aus SS- und Polizei-Angehörigen, Wehrmachtsoldaten, Son­
derdienstmännern oder anderen, die nicht so viel Einfluß hatten, um die Juden 
auf dem „offiziellen" Weg auszuplündern, wie beispielsweise ein Leiter der Ge­
stapoaußenstelle oder ein Kreishauptmann. Sie fielen in eine Ortschaft ein und 
raubten Juden unter Waffengewalt alle Wertsachen, wie dies ein Kommando 
der Sicherheitspolizei Ende 1939 in Chełm tat. Dabei „seien den Juden sämt­
liche Wertsachen weggenommen, Ringe von den Fingern gerissen worden. Die 
Jüdinnen seien nackt ausgezogen und genauestens durchsucht worden, ob sie ir­
gendwelche Wertsachen am Körper hatten."355 In Dubienka, Kreis Hrubie­
szów, erschienen wiederholt SS-Leute in Kraftwagen und zwangen den örtlichen 
Judenrat, ihnen verschiedene Sachen wie Teppiche, Gardinenstoffe, Leder usw. 
herauszugeben.356 Über ähnliche Vorkommnisse sowohl im Distrikt Lublin als 
im GG allgemein wissen auch andere Augenzeugen zu berichten.357 

355 Vern. Kublin, 6.12.1939: BA Ordner Hasselberg, BI. 275-278. 
356 Vern. Anton X, 23.1.1963: ZStL 208 AR-Z 91/61, BI. 1186. 
357 Vgl. Zustände und Begebenheiten im Distrikt Lublin des Generalgouvernements von Ja­

nuar 1940 bis April 1942 aufgrund persönlicher Erinnerungen von Ferdinand Hahnzog: 
HStA. Nds. 721 Hild., Acc 39/91, Nr.28/113, BI. 233-250; Weichert, Teil I, passim; Gar-
finkel, Monografia, passim. 



DRITTER TEIL: DIE ZIVILVERWALTUNG IM GENERAL­
GOUVERNEMENT UND DER STAATLICH ORGANISIERTE 

MORD AN POLNISCHEN JUDEN -
DIE „AKTION R E I N H A R D T " 1 

1 Herbst 1941: Der Entschluß zum organisierten Massenmord 
im Generalgouvernement 

Das zentrale Ereignis in der Geschichte der Judenverfolgung im besetzten Polen 
während des Zweiten Weltkrieges ist die „Aktion Reinhardt". Unter diesem 
Decknamen verlief die Ermordung der polnischen Juden im GG im Rahmen der 
Vernichtung des europäischen Judentums durch Nazi-Deutschland. Die Frage, 
wie der Entscheidungsprozeß zu diesem Völkermord verlief, ist eine der am hei­
ßesten umstrittenen Fragen in der Forschung überhaupt.2 Die neuesten Unter­
suchungen zeigen, daß der Entschluß zu diesem Genozid ein komplexer und 
vielschichtiger Prozeß war und daß die wichtigsten Entscheidungen im Sommer 
und Herbst 1941 fielen.3 

Über die Rolle, die in diesem Entscheidungsprozeß die Zivilverwaltung im 
GG mit Hans Frank an der Spitze spielte, gibt es zwei gegensätzliche Auffassun­
gen. Die eine vertritt Götz Aly, der überzeugt ist, daß sich Hans Frank daran ak­
tiv und maßgeblich beteiligte.4 Aly stützt sich dabei vor allem auf die berühmt­
berüchtigte und vielzitierte Ansprache Franks vom 16.12.1941, in der er u.a. 

1 Der Plan zur Ermordung der polnischen Juden erhielt den Decknamen „Aktion Reinhardt" 
erst nach dem Anschlag auf Reinhard Heydrich (Mai 1942), um ihn offensichtlich so zu eh­
ren. Mehr dazu Pohl, Judenpolitik, S. 129. 

2 Einen Überblick über diese Diskussion bietet Ian Kershaw, Der NS- Staat. Geschichtsinter­
pretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbeck bei Hamburg 1995, S. 149-194. 

3 Überzeugend Christian Gerlach, Die Wannsee-Konferenz, das Schicksal der deutschen Ju­
den und Hitlers politische Grundsatzentscheidung, alle Juden Europas zu ermorden, in: 
WerkstattGeschichte 18 (1997), S.4-44. Gerlach datiert die Entscheidung zur Ermordung 
aller Juden in Europa auf Anfang Dezember 1941; vgl. Aly, Endlösung, und Peter Witte, 
Zwei Entscheidungen in der „Endlösung der Juden frage". Deportationen nach Lodz und 
Vernichtung in Chełmno, in: Theresienstädter Studien und Dokumente 1995, S, 38-68. Die 
englische Fassung dieses Aufsatzes erschien in Holocaust and Genozid Studies IX (1995), 
S. 318-345. 

4 Aly, Endlösung, S. 358-367. 
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mit erstaunlicher Offenheit erklärte: „Man hat uns in Berlin gesagt: Weshalb 
macht man diese Scherereien; wir können im Ostland oder im Reichskommissa­
riat auch nichts mit ihnen [den Juden] anfangen, liquidiert sie selber!"5 Aly 
nimmt intuitiv an, daß diese beispiellos offene und zynische Äußerung Franks 
der tatsächlichen Entwicklung entsprach. 

Die gegenteilige Meinung vertritt Dieter Pohl, der vermutet, daß Hans Frank 
bei der Entscheidung zum Genozid an Juden keine aktive Rolle gespielt habe: 
„Die Regierung des GG [...] ist anscheinend erst relativ spät von dieser Ent­
wicklung informiert worden. Vom 6.-19. November 1941 und vom 10.-13. De­
zember 1941 hielt sich Frank in Berlin auf, wahrscheinlich bei letzterem Aufent­
halt wurde er davon in Kenntnis gesetzt, daß es keine Abschiebungen [von 
Juden in die Sowjetunion] geben würde."6 Danach habe Frank den Entschluß 
zur Einleitung der „Aktion Reinhardt" nicht direkt beeinflußt, sondern wurde 
lediglich darüber informiert, und zwar relativ spät. 

Nach meinen Erkenntnissen entspricht die Auffassung von Götz Aly eher der 
tatsächlichen Entwicklung: Das heißt Hans Frank spielte eine wichtige und ak­
tive Rolle bei der Diskussion und Entscheidungsbildung zur Einleitung des or­
ganisierten Massenmordes an Juden. Hans Frank wurde nicht nur über die be­
reits gefallene Entscheidung bloß informiert. Meinen Standpunkt stütze ich auf 
eine Reihe von überlieferten Quellen, historischen Ereignissen und Überlegun­
gen. 

Erstens ist zu erwähnen, daß die vielfach belegte und mehrmals wiederholte 
Forderung Franks, das Generalgouvernement „judenrein" zu machen, als ak­
tive Einflußnahme auf die Entscheidung zum organisierten Massenmord an Ju­
den zu werten ist. Durch diese wiederholte Forderung setzte die Zivilverwal­
tung im GG die Zentrale in Berlin unter Druck, die „Judenfrage" endgültig zu 
lösen. Freilich dachten Frank und seine Mitarbeiter ursprünglich an eine territo­
riale Lösung. Insbesondere seit dem Beginn der Vorbereitungen zum Überfall 
auf die UdSSR hoffte man auf die Abschiebung nach dem Osten. Hierbei sei 
auch der Vorstoß Franks vom Frühsommer 1941 erwähnt, die Pripjetsümpfe in 
das GG einzugliedern, um dort die „Judenfrage" im GG selbständig und regio­
nal zu „lösen".7 

Im Sommer 1941 schien Frank und seinem Apparat diese Lösung in greifba­
rer Nähe zu sein, so daß er die Ghettoisierung im GG stoppen ließ. Frank ließ 
sogar die ersten Vorbereitungen zu Deportationen nach dem Osten treffen.8 

5 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 457-459. 
6 Pohl, Judenpolitik, S. 102-104. 
7 Vgl. Frank an Lammers, 19.7.1941, in Aly, Endlösung, S.276. 
8 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 386, 389; Aly, Endlösung, S.268-298. 
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Diese Hoffnungen hingen eng mit der Erwartung des schnellen Sieges im Osten 
zusammen, und zwar bis zum Herbst 1941. Diese Siegeserwartung erwies sich 
bald als illusorisch, seit August 1941 rechnete man bereits mit Kampfhandlun­
gen über den Winter 1942 hinaus. Gleichzeitig verschlechterte sich die Ernäh­
rungslage im Reich und auch im GG, die man ursprünglich durch die Eroberung 
der Kornkammer Ukraine zu verbessern gedachte.9 Dies führte zu erhöhten An­
forderungen von Lebensmittellieferungen aus dem GG an die Wehrmacht und 
für die Hunderttausenden sowjetischen Kriegsgefangenen, die im GG unterge­
bracht waren.10 Hinzu kam, daß es im GG im Jahre 1941/42 die schlechteste 
Ernte während der Besatzungszeit gab.11 Diese Faktoren verursachten eine dra­
matische Zuspitzung der ohnehin angespannten Ernährungslage im GG. Am 
17.10.1941 erklärte Frank in einer Ansprache anläßlich einer Regierungssitzung: 
„Ernährungssorge stellt heute in allen Distrikten das Hauptproblem dar."12 

Durch „Entfernung" von etwa 2,5 Millionen Juden aus dem GG, die aus Sicht der 
Behörden zum großen Teil „unproduktive Esser" waren, erhofften sich die zivi­
len Behörden im GG u. a. eine Entspannung der Versorgungslage. 

Bei diesen Planungen verließ sich Frank keinesfalls lediglich darauf, Druck 
auf die Zentrale in Berlin auszuüben. Vielmehr ergriff er selbst die Initiative. Am 
14.10.1941 verhandelte Frank persönlich mit Rosenberg, dem Minister für die 
Ostgebiete, darüber, ob die Möglichkeit bestünde, die jüdische Bevölkerung aus 
dem GG in die besetzten Ostgebiete abzuschieben. Die Antwort Rosenbergs 
war eine glatte Absage: „Im Augenblick sehe er jedoch für die Durchführung 
derartiger Umsiedlungspläne noch keine Möglichkeit."13 Die Enttäuschung 
Franks und seines Apparates muß groß gewesen sein, denn eine endgültige Ent­
fernung der Juden war aus der Sicht seiner Zivilverwaltung unbedingt erforder­
lich. Dafür sprachen: die katastrophale Ernährungslage, die Wohnungsnot, die 
„seuchenpolizeilichen" Überlegungen (Seuchengefahr) und wirtschaftliche Ge­
sichtspunkte (Schwarzhandel, Einziehung der Kontingente, Inflation). 

Im Sommer/Herbst 1941 sah die Verwaltungsspitze im GG nur einen einzigen 
Ausweg, um die verfahrene Situation in der „Judenfrage" im GG zu lösen, und 
zwar durch „die endgültige Entfernung" der Juden aus dem GG. In einer Regie-

9 Aly, Endlösung, S. 308-311. 
10 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 397-401; Eintragung vom 9.9.1941: AGK Dienst­

tagebuch, Vol. XII/3, S. 831 f. 
11 Łuczak, Polityka, S. 267. Im Jahre 1941/42 erntete man im GG 2,824 Millionen Tonnen 

Getreide (Weizen, Roggen, Hafer, Gerste), 1940/41 3y6 Millionen und 1939/40 4,16 Mil­
lionen. 

12 AGK Diensttagebuch Vol.XVII/1, S.30. 
13 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 413. 
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rungssitzung am 17.10.1941 erklärte der Stadthauptmann von Lublin, Fritz 
Sauermann: „Eine Klärung der Judenfrage wird natürlich endgültig erst dann 
zu erreichen sein, wenn der vollkommene Abtransport aller Juden bewerkstel­
ligt werden kann."14 Ähnlich äußerte sich der Gouverneur des Distrikts Kra-
kau, Wächter, in einer Regierungssitzung am 20.10.1941. Er erklärte, daß eine 
„letztlich radikale Lösung der Judenfrage unvermeidlich" sei.15 

1.1 Die Besprechung in Lublin am 17.10.1941 

Für einen der wichtigsten Belege, daß Frank und seine engsten Mitarbeiter an 
dem Entscheidungsprozeß zur Einleitung des Judenmordes aktiv beteiligt wa­
ren, halte ich die im Diensttagebuch überlieferte Besprechung in Lublin vom 
17.10.1941. An dieser Besprechung nahmen teil: der Generalgouverneur Hans 
Frank, Staatssekretär Dr. Boepple, der Gouverneur Zörner, der Amtschef im Di­
strikt Lublin, Engler, und der SSPF in Lublin, Globocnik. In diesem engen Kreis 
wurden vier Punkte besprochen, der dritte Punkt betraf die Judenfrage. Hierzu 
trafen die Teilnehmer folgende Entscheidung: 

„Die Juden sollen - bis auf unentbehrliche Handwerker und dergl. - aus Lublin evakuiert 
werden. Zunächst werden 1000 Juden über den Bug überstellt werden. Den Vollzug über­
nimmt der SS- und Polizeiführer. Die Auswahl der zu evakuierenden Juden erfolgt durch 
den Stadthauptmann."16 

Bei einer eingehenden Analyse dieser Sätze kam ich zu dem Schluß, daß die 
„Evakuierung der Juden über den Bug" für alle Teilnehmer dieser Unterredung 
nur die Ermordung der Juden bedeutet haben kann.17 Somit war diese „Eva­
kuierung" als Auftakt zu dem staatlich organisierten Massenmord geplant. Das 
Tarnwort "Evakuierung über den Bug" für diesen Massenmord stammte aus 
der Zeit Herbst/Winter 1939/1940, als man tatsächlich Juden aus dem GG 
„über den Bug" in das sowjetisch besetzte Ostpolen vertrieben hatte. 

Ein Blick auf die geographisch-politische Lage der Stadt und des Distrikts Lu-

14 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.428. 
15 Ebenda, S. 436. 
16 AGK Diensttagebuch Vol. XIII/1, S. 951 f. 
17 Im Gegensatz dazu meint Pohl, Judenpolitik, S. 108: „Diese Planung steht genau an der 

Schwelle zwischen Plänen zur Vertreibung und zum Massenmord". Historiker, die die Edi­
tion, Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, bearbeitet und kommentiert u.a. 
von Peter Witte, Hamburg 1999, S.233, Anm.35, vorbereitet haben, kamen unabhängig 

. von mir zu einer ähnlichen Einschätzung dieser Besprechung wie ich. 
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blin im Herbst 1941 lehrt, daß die wörtliche Auslegung des Begriffs „über den 
Bug" die Evakuierung der Lubliner Juden entweder in den Distrikt Galizien 
oder das Kommissariat Ukraine oder den Bezirk Białystok hätte bedeuten müs­
sen. Allerdings kam eine Evakuierung in den Distrikt Galizien „über den Bug" 
a priori nicht in Betracht - dieses Gebiet gehörte ja zum GG> und so hätte man 
die „Probleme" nur in einen anderen Distrikt verschoben. Abschiebung in das 
Kommissariat Ukraine kam vorläufig ebenfalls nicht in Frage, wie drei Tage zu­
vor Rosenberg Frank gegenüber unmißverständlich erklärt hatte.18 Das gleiche 
galt mit Sicherheit für den Bezirk Białystok, der zum Herrschaftsgebiet von 
Erich Koch gehörte. 

Hinzu kommt, daß nach neueren Erkenntnissen Globocnik am 13. Oktober 
1941 von Himmler die Genehmigung zum Aufbau des Vernichtungslagers in 
Bełżec erhielt.19 Aufgrund dieser Überlegungen schließe ich, daß erstens Frank, 
Boepple, Zörner und Engler von dem Auftrag Globocniks informiert waren. 
Zweitens waren sie bereit, daran aktiv mitzuwirken, und zwar durch Über­
nahme der Selektion von „zu evakuierenden Juden". Diese Selektion sollte der 
damals amtierende Stadthauptmann Fritz Sauermann vornehmen, der wie auch 
seine Mitarbeiter rechtzeitig informiert werden mußte und auch wurde, wofür 
es Indizien gibt.20 

Auffällig ist auch, daß diese „Evakuierung" der SSPF Globocnik vorzuneh­
men hatte, weil nur er im Distrikt Lublin über entsprechende Kräfte zum Mas­
senmord verfügte, nämlich die SS und Polizei. Alle „normalen" Aussiedlungen 
von Juden innerhalb des GGs, die bis dahin stattgefunden hatten, organisierte 
die Zivilverwaltung und führte sie auch durch. 

Ein weiteres wichtiges Indiz ist eine Äußerung Franks, die er ebenfalls am 
17.10.1941 in einer Ansprache anläßlich der Regierungssitzung in Lublin bei­
läufig fallen ließ. Frank erklärte in dieser Rede: „Ich habe in der nächsten Zeit 
auf Grund eines besonderen Auftrages des Führers [Herv. B.M.] sowieso hier 

18 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 413. 
19 Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.233, Anm.35; Witte, Zwei Entschei­

dungen, S. 61, Anm. 16. 
20 Nach einer Zeugenaussage informierten die Ehefrau von Sauermann und auch Sauermann 

selbst in vorsichtiger Weise die ihnen bekannten Lubliner Juden über „die bevorstehenden 
späteren scharfen Maßnahmen" der Sicherheitspolizei gegen die Juden (gemeint sind die 
Deportationen in Vernichtungslager) und rieten zur Flucht. Der Zeuge gibt keinen ge­
nauen Zeitpunkt für diese Warnungen an. Vern. Aleksander B., 3.12.1962: ZStL 208 AR-
Z 268/59, BL3108; man weiß aber, daß Sauermann seinen Posten als Stadthauptmann in 
Lublin im Februar 1942 wegen wirtschaftlicher Verfehlungen räumen mußte. Kasperek, 
Kronika, S. 140. Man kann also annehmen, daß diese Warnungen vor dem Februar 1942 
ausgesprochen wurden. 
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noch öfter zu tun und werde daher das Glück haben, öfter in Lublin zu erschei­
nen."21 Meines Erachtens kann Frank hierbei nur die „Aktion Reinhardt" und 
die deutsche Neubesiedlung des Distrikts Lublin gemeint haben, worauf noch 
einzugehen sein wird. 

Dieser beiläufig ausgesprochene Satz bedeutet erstens, daß die Ermordung 
der Juden von Hitler genehmigt worden war und Frank die Entscheidung als 
Führerbefehl ansah. Zweitens, daß Hans Frank davon ausging, er als General­
gouverneur habe an der „Entfernung" der jüdischen Bevölkerung aus dem GG 
mitzuwirken. 

Hinzu kommt, daß zu dieser Zeit für Hans Frank und seine Mitarbeiter eine 
aktive Beteiligung an einem Massenmord durchaus nichts Neues war. Dies be­
weist die in der bisherigen Forschung nicht erwähnte Tatsache, daß die deutsche 
Zivilverwaltung an dem Mord an den sowjetischen Kriegsgefangenen, die im 
GG untergebracht waren, beteiligt war. Dies ist von Eberhard Westerkamp, der 
im Jahre 1941 die Hauptabteilung Innere Verwaltung im GG leitete, in seinen 
Aufzeichnungen überliefert.22 Westerkamp berichtet, daß wahrscheinlich im 
Spätsommer 1941 ein „Kommandierender General, der eine sehr exponierte 
Stellung im Oberkommando der Wehrmacht bekleidete", in Krakau weilte. An 
den genauen Zeitpunkt konnte er sich nicht erinnern - meiner Auffassung nach 
dürfte dies Ende August oder Anfang September 1941 gewesen sein. Der Gene­
ral, der von Westerkamp nicht namentlich genannt wird, verhandelte mit Hans 
Frank und seinen engsten Mitarbeitern über die Frage der Verpflegung von so­
wjetischen Kriegsgefangenen, die sich zu dieser Zeit im Bereich des GGs in 
Kriegsgefangenenlagern befanden: 

„Ihre [Führung der Wehrmacht, B. M. | Berechnungsart nach eiskalter Ratio war einfach: so 
und soviele Kriegsgefangene sind im Ganzen vorhanden; zum Arbeitseinsatz für militäri­
sche Zwecke werden so und soviele benötigt; die Lebensmittel reichen nicht für alle, wenn 
die letzteren arbeitsfähig bleiben sollen; diese müssen also zu diesem Zweck genug bekom­
men, was aus den restlichen wird, interessiert nicht. Daraus ergab sich die befohlene Richtli­
nie, an die sich der Generalgouverneur mit seiner Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
halten sollte!"23 

Daß sich die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft an diese Richtli­
nien hielt, daran läßt Westerkamp keinen Zweifel, obwohl er dies ausdrücklich 
nicht erwähnt. Hierbei sei angemerkt, daß die Wehrmacht der deutschen Zivil­
verwaltung im GG zu dieser Zeit nichts zu befehlen hatte, wie dies Westerkamp 

21 AGK Diensttagebuch Bd. XVII/1, S. 30. 
22 Zur Entstehungsgeschichte dieser Aufzeichnungen siehe Einleitung, S. 10. 
23 Westerkamp, Schach dem König, S. 82. 
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mit der Formulierung „befohlene Richtlinie" zu suggerieren versucht. Denkbar 
ist, daß der Umstand, daß die Sterblichkeitsrate unter den sowjetischen Kriegs­
gefangenen im GG, die gerade Ende September 1941 stark zunahm, auf die Um­
setzung dieser Absprache zurückzuführen ist. Von Ende September bis zum 20. 
Oktober 1941 starben 54.000 Kriegsgefangene; vom 21. bis 30. Oktober 1941 
verstarben pro Tag im Durchschnitt fast 4.600 von ihnen. Insgesamt fielen zwi­
schen Juni 1941 und dem 15. April 1942 in den Lagern im GG 290.560 sowjeti­
sche Gefangene diesem Massenmord zum Opfer. Diese Zahl machte mehr als 
85,7 % der sowjetischen Gefangenen aus, die zu dieser Zeit im Bereich des GGs 
untergebracht waren.24 

Dies ist ein Beweis dafür, daß in den Köpfen der Akteure in Krakau die psy­
chologische Schwelle zum staatlichen Massenmord bereits überschritten war, 
als die Entscheidung zum Genozid an polnischen Juden fiel. Dieser Schritt war 
aus deutscher Sicht wegen der kritischen Ernährungslage und den kriegswirt­
schaftlichen Anforderungen notwendig, was in Westerkamps Aufzeichnungen 
klar zum Ausdruck kommt. Die Täter waren überzeugt, daß bei solchen Ent­
scheidungen unter den gegebenen Umständen (der schicksalhafte Kampf des 
deutschen Volkes um Leben und Tod) menschliche Gefühle außer Betrachtzu 
bleiben hätten. Dies belegt geradezu exemplarisch die Äußerung des von Wester-
kamp erwähnten „Kommandierenden Generals", den er auf die „menschliche 
Perspektive" der neuen „Richtlinien" zur Verpflegung der sowjetischen Kriegs­
gefangenen unter vier Augen ansprach: „Ich [Westerkamp] bilde mir ein, mich an 
sie [die Antwort des Generals] noch halbwegs wörtlich zu erinnern: ,Solche 
Weichheitsanwandlungen [Herv. B.M.] können wir uns durchaus nicht leisten! 
Wir sind in einem Kriege auf Leben und Tod/"2 5 

Darüber hinaus deutet einiges darauf hin, daß für die Akteure in Krakau wie 
in Berlin „die Abschiebung nach dem Osten" bereits die physische Ausrottung 
der Juden bedeutete. Ein Indiz dafür liefert eine genaue Analyse der bereits zi­
tierten Rede Franks vom 16.12.1941, und zwar des Satzes: „Man hat uns in Ber­
lin gesagt: Weshalb macht man diese Scherereien; wir können im Ostland oder 
im Reichskommissariat auch nichts mit ihnen [den Juden] anfangen, liquidiert 
sie selber![Herv. B.M.]"26 Die Formulierung „liquidiert sie selber" ist m.E. als 
eine Aufforderung an Hans Frank und seinen Apparat zu verstehen, die Juden 
nicht im Osten, wie es offensichtlich gedacht war, sondern im GG zu ermorden. 

Diese These unterstützt die Nachkriegsaussage Eberhard Westerkamps: „Ins-

24 Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefange­
nen 1941-1945, Stuttgart 1978, S. 134. 

25 Westerkamp, Schach dem König, S. 83. 
26 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 457 ff. 
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gesamt aber hatte ich persönlich den Eindruck, daß mit den Juden damals [1941] 
eine große unmenschliche Maßnahme vorgesehen war."27 Ähnlich äußerte sich 
Dr. von Jordan, ein ehemaliger Angehöriger der Zivilverwaltung im GG: „Die 
gängigste Meinung unter uns war, die Juden würden nach dem Osten abgescho­
ben. Im Grunde genommen gab es aber keine praktikable und realisierbare Lö­
sung, so daß man den Mord irgendwie im Hinterkopf einkalkuliert hatte."28 

1.2 Motive der Akteure 

Eines der am heißesten diskutierten Themen in der Holocaust-Forschung ist die 
Frage nach den Motiven der Täter. Wenn die These Gerlachs stimmt, daß die 
Entscheidung, alle europäischen Juden zu ermorden, erst Anfang Dezember 
1941 gefallen ist, dann wären die Motive zur Ermordung der Juden im GG dort 
zu suchen. Denn der Beschluß, Juden im GG zu töten, wurde früher und unab­
hängig von der später gefällten Entscheidung gefaßt, alle Juden Europas zu ver­
nichten. Im GG handelte es sich offensichtlich um eine Art Sonderprogramm. 
Demnach wären die Gründe zur Ermordung der deutschen Juden nicht mit denen 
zur Vernichtung der polnischen Juden gleichzusetzen. Ausgehend von dieser 
Überlegung halte ich eine gesonderte Analyse dieser Gründe für erforderlich. 

Im folgenden will ich versuchen, einige Beweggründe der unmittelbaren Ent­
scheidungsträger im GG für die Ingangsetzung des organisierten Massenmordes 
an polnischen Juden kurz zu analysieren. Unter „unmittelbare Entscheidungs­
träger im GGiL verstehe ich vor allem auf der Seite der Zivilverwaltung Hans 
Frank als Generalgouverneur, Josef Bühler, Franks Stellvertreter, Ernst Boep-
ple, der dritte Mann in der Verwaltung im GG, die jeweiligen Gouverneure und 
ihre Amtschefs sowie die Leiter der Hauptabteilungen in der Regierung des Ge­
neralgouvernements. 

Auf der Seite des SS- und Polizeiapparates sind vor allem der HSSPF Krüger 
und die jeweiligen SS- und Polizeiführer zu nennen. Hierbei beschränke ich mich 
aber auf die Person des SSPF in Lublin, Odilo Globocnik. Globocnik beeinflußte 
nach meinen Erkenntnissen maßgeblich die Entscheidung zur Einleitung der 
„Aktion Reinhardt", die er schließlich auch leitete. Diese gesonderte Analyse der 
Motive von Hans Frank und seinen engsten Mitarbeitern einerseits und Globoc­
nik und den Angehörigen seines Stabes andererseits ist m. E. notwendig, um dies­
bezügliche Unterschiede zwischen den beiden Seiten zu unterstreichen. 

27 Vern. Eberhard Westerkamp, 10.10.1962: ZStL 201 AR 1434/61, Bl. 329. 
28 Mündliche Auskunft bei Dr. von Jordan, 18.6.1997. 
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1.2.1 Odilo Globocnik: Pläne zur Besiedlung des Distrikts Lublin und 
die „Judenfrage" - der Entschluß zum Massenmord 

Für Globocnik und seinen Apparat wie für andere SS- und Polizeiführer im GG 
bedeutete die „Judenfrage" seit dem Sommer 1940, nachdem die Zivilverwal­
tung faktisch alle Kompetenzen hierfür übernommen hatte, ein sicherheits­
polizeiliches und ideologisches (rassenpolitisches) Problem. Da nach der Auf­
fassung der Besatzer eine direkte Gefahr, d.h. bewaffneter Widerstand der 
polnischen Juden, für die Besatzungsmacht als gering eingeschätzt wurde, war 
der sicherheitspolizeiliche Aspekt der „Judenfrage" im Vergleich zur Polenfrage 
eher untergeordnet. Der SSPF im Distrikt Warschau, Arpad Wigand, führte in 
einer Regierungssitzung am 14.10.1941 aus: „Die Juden halten sich besonders 
in letzter Zeit relativ ruhig. Da man sie in bezug auf die Ernährung und wirt­
schaftliche Existenz sehr knapp gehalten hat, sind ihre noch vorhandenen Ener­
gien ausschließlich diesen Dingen gewidmet."29 Daher stellten für Globocnik 
wie auch für andere NS-Antisemiten aus dem SS- und Polizeiapparat die Juden 
vor allem ein rassenpolitisches Problem dar. 

Diese Konstellation änderte sich aus Sicht Globocniks in dem Augenblick, als 
er und auch sein „Mentor" Himmler sich entschlossen, ihre „hochfliegenden" 
Pläne zur Besiedlung des Distrikts Lublin mit Volksdeutschen im Rahmen des 
Generalplans Ost in die Tat umzusetzen. Den engen Zusammenhang zwischen 
den Besiedlungsplänen im allgemeinen und der Vernichtung der Juden hat kürz­
lich Götz Aly in seiner Studie „Endlösung" überzeugend dargelegt. Vieles deutet 
darauf hin, daß bei der Entwicklung der Pläne zur Germanisierung des Ostens 
gerade Odilo Globocnik eine gewaltige Initiative entfaltete. Globocnik war ein 
nationalsozialistischer „Ost-Visionär", der die Pläne zur Germanisierung des 
Ostens sofort umsetzen wollte, ohne auf die damit verbundenen Opfer Rück­
sicht zu nehmen. 

Ein ehemaliger Nachrichtenoffizier der Wehrmacht sagte im Jahre 1960 aus: 
„Vom SS-Gruppenführer Globocnik habe ich bei meinem zweiten Aufenthalt in 
Polen viel gehört. [...] Es war bekannt, daß er von einer großen Siedlungsidee 
besessen war und den Regierungsbezirk Lublin teilweise eindeutschen wollte. 
Es war auch bekannt, daß er dabei brutal vorging." Nach Informationen, die 
dieser von dem Nachfolger von Globocnik, dem SSPF Sporrenberg, erhielt, sei 
„Himmler von den Plänen und Karten Globocniks sehr begeistert gewesen".30 

Dr. Boepple, der Staatssekretär in der Regierung des GG, sagte im Jahre 1946 im 

29 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 423. 
30 Vern. Hans W., 21.10.1960: HStA, Nds, 721 Hild, Acc 39/91, Nr.28/55, Bl. 141 f. 
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Internierungslager aus: „Globocnik sei der Vater dieses verrückten Gedankens 
|Germanisierung des Distrikts Lublin, B.M.] gewesen und habe die Pläne 
Himmler eingeredet."31 

Globocniks Adjutant erklärte in den sechziger Jahren: „Ich wußte, daß die Ju­
den aus dem GG rauskommen sollten, und daß Globocnik für die Besiedlung 
des Gebietes große Pläne entwickelte."32 Rudolf Höß, der Lagerkommandant 
von Auschwitz, schrieb nach seiner Auslieferung nach Polen im Krakauer Ge­
fängnis, Globocnik habe „phantastische Pläne von Stützpunkten bis zum Ural" 
entwickelt. „Schwierigkeiten gab es dabei für ihn nicht. Vorwürfe tat er mit ei­
ner Handbewegung ab. Die Juden in diesen Gebieten wollte er, soweit er sie 
nicht für die Arbeiten an ,seinen' Stützpunkten brauchte, an Ort und Stelle ver­
nichten."33 

Am 30. Juli 1941 traf Himmler bei seinem Besuch in Lublin u. a. zwei schick­
salsträchtige Entscheidungen: l.„Die alte deutsche Stadt [Lublin] ist in den Ge­
samtbebauungsplan des SS- und Polizeiviertels einzubeziehen." 2. „Die Aktion 
,Fahndung nach deutschem Blut'34 wird auf das gesamte Generalgouvernement 
erweitert und ein Großsiedlungsgebiet in den deutschen Kolonien bei Zamosc 
geschaffen."35 Als unabdingbare Voraussetzung für die Verwirklichung dieser 
Pläne galt aber aus der Sicht der SS die „Säuberung" dieses Gebietes von Juden 
und auch von Polen. Denn die Gebiete, die man besiedeln wollte, waren keines­
wegs menschenleer. Dies wird geradezu exemplarisch durch den Bericht des SS-
Hauptsturmführers Hellmut Müller vom 15.10.1941 bestätigt: 

[Globocnik] „hält ['...] die allmähliche Säuberung des gesamten GG. von Juden und auch 
Polen zwecks Sicherung der Ostgebiete usw. für notwendig, f... ] Er steckt in diesem Zusam­
menhang voller weitgehender und guter Pläne, an deren Durchführung ihn lediglich die in 
dieser Beziehung beschränkte Einflußgewalt seiner jetzigen Dienststellung hindert, denn er 
braucht für alle Aktionen die Unterstützung der zivilen Dienststellen und Behörden des 
G.G. | . . .] D.h. also, ohne den Generalgouverneur und dessen Gouverneure [...] ist die 
Durchführung seiner Pläne und Gedanken nicht möglich. [.. .| Der Gedanke des Brif. [Bri-

31 Vern. Boepple, 11.5.1946, Zuffenhausen: AGK SAKr 1, Bl. 18. 
32 Vern. Max R., 28.01.1963: HStA, Nds, 721 Hild, Acc 39/91, Nr.28/188 (ohne Paginie­

rung). 
33 Rudolf Höß über Globocnik, Januar 1947: IfZ F 13/6. 
34 Unter dem Decknamen „Fahndung nach deutschem Blut" leitete Globocnik bereits im 

Herbst 1940 die Suche nach „verschüttetem" deutschem Volkstum ein. Es ging um deut­
sche Siedler, die sich im 18. und 19. Jahrhundert auf dem Gebiet des damaligen GGs ange­
siedelt und die sich im Laufe der Zeit polonisiert hatten; sie sollten „regermanisiert" wer­
den. 

35 Zamojszczyzna - Sonderlaboratorium SS. Zbiór dokumentów polskich i niemieckich z 
okresu okupacji hitlerowskiej, hrsg. Czesław Madajczyk, Warszawa 1979, Bd. 1, S.26f. 
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gadeführers Globocnik, B. M.] ist nun, aus einem Teilstück heraus die Deutschbesiedlung 
des gesamten Distrikts Lublin durchzusetzen und darüber hinausgehend (Zielbild) im An­
schluß an die nordisch bzw. deutschbesiedelten baltischen Länder über den Distrikt Lublin 
einen Anschluß an das deutschbesiedelte Siebenbürgen herzustellen. Er will so im westli­
chen Zwischengebiet das verbleibende Polentum siedlungsmäßig ,einkesseln' und allmäh­
lich wirtschaftlich und biologisch erdrücken."36 

Im September 1941 schien für Globocnik die Zeit gekommen zu sein, die von 
ihm und seinem Stab erarbeiteten Pläne zur Germanisierung des Distrikts Lu­
blin in die Praxis umzusetzen.37 Zunächst mußte aber das Gebiet von Juden und 
Polen „gesäubert" werden. Die in der Anfangsphase des Krieges gegen die 
UdSSR erwartete baldige „Abschiebung" der Juden nach dem Osten blieb aber 
aus, weil sich der Krieg unerwartet hinzog. Man rechnete jetzt mit Kriegshand­
lungen, die über den Winter dauern würden. Darüber hinaus bedeutete eine 
„Abschiebung" der Juden nach dem Osten keine dauerhafte Lösung, denn diese 
Gebiete sollten, wie es im Generalplan Ost vorgesehen war, kolonisiert und ger­
manisiert werden. Im Machtbereich des Deutschen Reichs war aber aus ideolo­
gischen Gründen kein Platz für die Juden vorgesehen. Somit schlössen die 
Kriegshandlungen kurzfristig und die ideologischen Überlegungen langfristig 
eine „Abschiebung" der Juden nach dem Osten aus. 

Es war nun aus Globocniks Sicht folgerichtig, auf die Idee zu kommen, die 
polnischen Juden umzubringen, anstatt darauf zu warten, bis sie nach dem 
Osten „abgeschoben" werden konnten, weil das ohnehin, ideologisch gesehen, 
verfehlt war. Hierbei sei auch angemerkt, daß zu dieser Zeit der Massenmord an 
den sowjetischen Juden im vollen Gange war, so daß der Plan, die Juden umzu­
bringen, kein Novum war. Darauf deutete auch die bereits zitierte Aussage von 
Rudolf Höß hin. Globocnik konnte aber in seiner Eigenschaft als SSPF und Be­
vollmächtigter des RKF im Distrikt Lublin eine Frage von derart historischer 
Bedeutung nicht selbständig entscheiden. Doch er konnte einen entsprechenden 
Vorschlag Heinrich Himmler unterbreiten, der als RKF die zuständige Instanz 
war. Das Schreiben Globocniks an Himmler vom 1. Oktober 1941 ist m. E. als 
ein solcher Vorschlag zu interpretieren: 

„Reichsführer! Im Vollzug Ihrer Absichten in der Verdeutschung des Distriktes habe ich ge­
stern Obergruppenführer Krüger die ausgearbeiteten Unterlagen übergeben und wollte SS-

36 Hellmut Müller, Bericht über die Verhältnisse in Lublin, 15.10.1941: BA BDC (Globoc­
nik). 

37 Im Frühjahr 1941 waren diese Pläne bereits ausgearbeitet. Vgl. Marszałek, Majdanek, 
S. 17; bereits im Sommer 1940 legte Globocnik Himmler ein Projekt zur Errichtung von 
Wehrbauerndörfern im Distrikt Lublin vor. Himmler lehnte das aber ab und genehmigte 
lediglich die Bildung von SS- und Polizeistützpunkten. Eisenblätter, Grundlinien, S. 203 f. 
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Obergruppenführer Krüger diese Unterlagen Ihnen, Reichsführer, sogleich zur Vorlage 
bringen. Die Dringlichkeit dieser Vorlage ist dem Obergruppenführer deshalb erschienen, 
weil die Notlage der Volksdeutschen im Generalgouvernement ein Ausmaß angenommen 
hat, von dem man ruhig behaupten kann, daß ihre Lage unter polnischen Zeiten besser war. 
[...] Da die Vorbereitungen zu einer Zusammensiedlung beendet sind, könnte mit der 
Durchführung sofort begonnen werden. [...] In diesem Zusammenhang darf ich aber auch 
darauf hinweisen, daß eine Zusammensiedlung und eine Entsiedlung der Fremdvölkischen 
zu einer wesentlichen, politischen Beruhigung führen kann. [...] SS-Obergruppenführer 
Krüger [hat mir] befohlen, Sie, Reichsführer, um die Möglichkeit einer baldigen Vorsprache 
zu bitten."38 

In dem Schreiben wurden folgende Punkte angesprochen: 1. Die Lage der Volks­
deutschen im GG sei verzweifelt. 2. Vorbereitungen zu der von Himmler per­
sönlich befohlenen „Verdeutschung" des Distrikts Lublin seien praktisch been­
det außer der „Entsiedlung". Die „Entsiedlung der Fremdvölkischen" war aber 
eine Bedingung sine qua non der „Zusammensiedlung" von Volksdeutschen im 
Distrikt. 3. Globocnik drängte auf eine kurzfristige Entscheidung, um mit der 
„Entsiedlung" und dann der „Zusammensiedlung" beginnen zu dürfen, und 
bat um einen Termin bei Himmler. 

Kurz nach dem 1. Oktober 1941 dürfte Himmler das Schreiben von Globoc­
nik erhalten haben. Die Entscheidung war aber von einer derart grundsätzlichen 
politischen Relevanz, daß Himmler den Vorschlag Globocniks dem „Führer", 
sicherlich befürwortend, vorgetragen haben muß. Aus Sicht der Handelnden 
ging es ja um eine Entscheidung von größter geschichtlicher Bedeutung, die nur 
vom „Führer" persönlich getroffen werden konnte. Für diese persönliche Ent­
scheidung Hitlers gibt es auch Indizien. Wie bereits erwähnt, sprach Hans Frank 
in Lublin am 17.10.1941 beiläufig von einem „Sonderauftrag des Führers" im 
Distrikt Lublin. Es konnte sich dabei nur um Ermordung von Juden und deut­
sche Neubesiedlung des Distrikts Lublin handeln. 

Auch ist es wohl kein Zufall, daß Hitler am 17. Oktober 1941 in einem ver­
trauten Kreis Zukunftsvisionen über die Besiedlung des Ostens mit deutschen 
Siedlern entwickelte. Dabei stellte er die rhetorische Frage, was mit den dort 
wohnenden Menschen geschehen solle: „Die Eingeborenen? Wir werden dazu 
übergehen, sie zu sieben. Den destruktiven Juden setzen wir ganz hinaus." Fer­
ner führte er aus: „Es gibt nur eine Aufgabe: eine Germanisierung durch Herein­
nahme der Deutschen vorzunehmen und die Ureinwohner als Indianer zu be­
trachten. [...] Ich gehe an diese Sache eiskalt heran. Ich fühle mich nur als der 
Vollstrecker eines geschichtlichen Willens."39 

38 Globocnik an Himmler, 1.10.1941: BA BDC (Globocnik). 
39 Jochmann, Hitler Monologe, S. 90 f. 
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Diese Ausführungen deuten einerseits an, daß Hitler kurz zuvor mit dieser 
Frage konfrontiert worden war. Andererseits geben sie einen Hinweis auf den 
hierbei gefaßten Beschluß, Juden „ganz hinauszusetzen", die übrigen „Eingebo­
renen", in diesem Fall Polen zu „sieben", d.h. „deutschstämmige" Polen zu 
„germanisieren", arbeitsfähige, aber nicht „eindeutschungsfähige" Polen zur 
Zwangsarbeit ins Reich zu verschleppen und nichtarbeitsfähige Polen zunächst 
in „Rentendörfern" unterzubringen. Später spielte man aber auch zeitweilig mit 
dem Gedanken, die nichtarbeitsfähigen Polen wie Juden zu vernichten (siehe 
unten S. 346). Die Wendung „den destruktiven Juden ganz hinaussetzen" inter­
pretiere ich genauso wie „Evakuierung über den Bug", d.h. Vernichtung (siehe 
oben S. 196 f.), was dann auch tatsächlich geschah. 

Nachdem Hitler diese aus seiner Sicht historische Entscheidung getroffen 
hatte, übernahm Himmler die Aufgabe, Globocnik, der ja darauf drängte, da­
von zu unterrichten. Am 13. Oktober 1941 fand tatsächlich eine Besprechung 
statt, an der Himmler, Krüger und Globocnik teilnahmen. Dies war die einzige 
Besprechung Himmlers an diesem Tag, und sie dauerte insgesamt zwei Stunden. 
Über den Inhalt dieser Besprechung wurde zwar nichts überliefert, es ist aber 
anzunehmen, daß dabei die Ansiedlung der Volksdeutschen und die Ermordung 
der Juden gleichermaßen besprochen und gewissermaßen genehmigt wurden.40 

Diese Besprechung bedeutet aber auch, daß Hitler seinen Entschluß einige 
Tage nach dem 1. Oktober, aber vor dem 13. Oktober 1941 faßte. Von der Ent­
scheidung mußte auch Hans Frank erfahren haben, der sich vom 1. bis zum 14. 
Oktober 1941 im Reich aufhielt.41 

Das Hauptmotiv Hitlers, Himmlers und Globocniks, die Juden aus dem Di­
strikt Lublin und dem GG überhaupt zu diesem Zeitpunkt zu „entfernen", 
scheint also durch die „hochfliegenden" Visionen bedingt gewesen zu sein. Um 
Lublin und andere Gebiete zu „germanisieren", mußten diese zunächst von Ju­
den und dann Polen „gesäubert" werden. Der rassenpolitische Gesichtspunkt 
war entscheidend. 

Es ist auch denkbar, daß Globocnik mit seinem Stab selbständig den Gedan­
ken entwickelte, die Juden in Gaskammern zu ermorden. Der damalige Kom­
mandeur der Gendarmerie des Distrikts Lublin, Ferdinand Hahnzog, berichtete 
in den sechziger Jahren über „eine tief im Grenzwalde gegen Galizien bei Belzec 
verborgene primitive Anlage [...] die aus einem abgedichteten Schuppen be­
stand, in den die Sicherheitspolizei und der SD aus Zamosc die Abgase von 

40 Montag, 13. Oktober 1941,18 h - 20 h, Besprechung m. SS-Ogruf. Krüger u. SS-Brif. Glo­
bocnik. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.233. 

41 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 410-413. 
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Kraftfahrzeugen hineinleitete, mit denen die ,morituri ' herangeführt worden 
waren!" Diese Versuche hätten bereits „im Frühjahr 1941, wenn nicht schon im 
Herbst 1940" stattgefunden.42 

Dies würde also bedeuten, daß Globocnik früh an diese Tötungsmethode 
dachte und sie selbständig „entwickeln" ließ.43 Diese Annahme unterstützt er­
stens indirekt die Aussage von Dieter Wisliceny, einem engen Mitarbeiter Eich­
manns, daß Globocnik als „erster Gaskammern zur Massenextermination von 
Menschen angewandt ha t te" . 4 4 Zweitens, als Globocnik im Oktober 1941 den 
Befehl zur Errichtung der Vernichtungslager erhielt, waren Pläne in Lublin 
hierzu offensichtlich bereits vorhanden, und er veranlaßte sofort, mit dem Auf­
bau zu beginnen.45 

Daß Globocnik als ein Judenhasser vor dem Massenmord an Juden nicht zu­
rückschreckte, ist hinreichend belegt. So schlug er z.B. am 16.2.1940 in einer 
Besprechung über die Versorgung der vertriebenen Polen und Juden aus dem 
Warthegau vor, „die evakuierten Juden und Polen sollten sich selbst ernähren 
und von ihren Landsleuten unterstützen lassen. [...] Falls dies nicht gelänge, 
sollte man sie verhungern lassen."4 6 Darüber hinaus leitete Globocnik als der 
SSPF in Lublin seit Beginn der Besetzung den Terror gegen das polnische Volk. 
Hierbei sei als Beispiel die „AB-Aktion" erwähnt, in deren Verlauf Tausende 
von Polen ermordet worden sind. 

Es dürften damit keine Zweifel bestehen, daß im Herbst 1941 Globocnik und 
seine Schergen die psychologische Schwelle zum Massenmord längst überschrit-

42 Zustände und Begebenheiten im Distrikt Lublin des Generalgouvernements von Januar 
1940 bis April 1942 aufgrund persönlicher Erinnerungen von Ferdinand Hahnzog, Juli 
1962: HStA, Nds, 721 Hild, Acc 39/91, Nr.28/113, BI.245. Hahnzog blieb in Lublin bis 
April 1942, so daß ein möglicher Fehler in der zu frühen Datierung dieser Versuche als ge­
ring eingeschätzt werden muß. Auch sonst sind seine Angaben zuverlässig und korrekt. 

43 Wenn Globocnik so früh mit dieser Tötungsmethode experimentierte, dann nicht, um auf 
diese Weise Juden zu töten, sondern um allgemein „Reichsfeinde", und zwar vor allem ver­
meintliche oder tatsächliche Angehörige des polnischen Widerstandes, unauffällig zu li­
quidieren. Spater wurden tatsächlich auch Polen in Gaskammern in Bełżec ermordet. So 
trafen eines Tages in einem Transport zwei Waggons mit Polen in Bełżec ein, die dann zu­
sammen mit Juden ermordet wurden. Michael Tregenza, Christian Wirth a pierwsza faza 
„Akcji Reinhard", in: Zeszyty Majdanka 14 (1992), S.7-28, hier S.26; das Mitglied der 
polnischen Widerstandsbewegung, Janusz Peter, ein polnischer Arzt aus Tomaszów Lubel­
ski, 7 km von Bełżec entfernt, berichtete, daß zu den Transporten nach Bełżec mit jüdi­
schen Opfern oft ein Waggon mit polnischen politischen Häftlingen angehängt wurde. Ja­
nusz Peter, Tomaszowskie za okupacji, Tomaszów Lubelski 1991, S. 190; auch in Sobibór 
wurden Polen vergast. Aussage, Raab Ester, 17.9.1949: AGK SAL, B1.688. 

44 Bericht, D. Wisliceny, 18.11.1946: IfZ Fa 164 (Wisliceny), S.8. 
45 Witte, Zwei Entscheidungen, S. 61 , Anmerkung 16; Pohl, Judenpolitik, S. 100. 
46 Bericht über die Sitzung am 14.2.1940 in Lublin: APL GDL 61, Bl. 17. 
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ten hatten. Vielmehr ist es fraglich, ob Globocnik diese Hemmschwelle über­
haupt hatte. Ein Fanatiker wie er, der bereit war, seine eigene Freiheit und sein 
eigenes Leben für eine Wahnidee einzusetzen, dürfte um so weniger Skrupel ge­
habt haben, die Freiheit und das Leben von Menschen, die er verachtete und 
haßte, für seine Wahnideologie zu opfern.47 Diese Menschen standen ihm aus 
seiner Sicht im Wege, um seine „Visionen" realisieren zu können. 

Es stellt sich nun die Frage, ob der Beschluß von Anfang Oktober 1941, die 
Juden zu ermorden, nur für den Distrikt Lublin oder für das ganze GG galt. Ger­
lach geht davon aus, daß der Bau des Vernichtungslagers in Bełżec nicht mit der 
Entscheidung zur Ermordung aller Juden im GG gleichzusetzen sei, denn die ur­
sprünglichen „Mordkapazitäten" dieses Vernichtungslagers seien unzurei­
chend gewesen. Er schließt sich dabei Dieter Pohl an, der vermutet, daß der Auf­
trag Globocniks zunehmend erweitert worden sei.48 

Dagegen vermute ich, daß die Führung der Zivilverwaltung im GG bereits im 
Oktober 1941 davon ausging, daß die Vernichtung der Juden im ganzen General­
gouvernement bald beginnen würde. Denn am 21. Oktober 1941 wurde die Neu­
bildung von Ghettos im Distrikt Galizien verboten, „da die Hoffnung besteht, 
daß die Juden in naher Zukunft aus dem Generalgouvernement abgeschoben 
werden könnten".49 Hierbei sei daran erinnert, daß sechs Tage zuvor Rosenberg 
eine baldige Abschiebung nach dem Osten ausschloß. 

Auch Globocnik dürfte im Oktober 1941 daran gedacht haben, alle Juden im 
Generalgouvernement zu ermorden. Darauf deutet der bereits zitierte Bericht 
von Hellmut Müller vom 15. Oktober 1941 hin. Dieser berichtete nämlich, daß 
Globocnik „die allmähliche Säuberung des gesamten G. G. von Juden und auch 
Polen zwecks Sicherung der Ostgebiete usw." für notwendig hielte. Globocnik 
war aber „realistisch" genug, dieses Verbrechen sukzessive begehen zu wollen. 

Das Argument, die „Mordkapazitäten" des Lagers Bełżec seien zu gering ge­
wesen, um dort alle Juden aus dem GG kurzfristig zu ermorden, ist nicht unbe­
dingt stichhaltig. Hierbei muß aber zunächst geklärt werden, was „kurzfristig" 
heißt. Ich gehe hier von einem Zeitraum bis zu zwei Jahren aus. Nach Ermittlun­
gen von Dr. Kiełboń wurden in Bełżec zwischen dem 15. und 31. März 1942 ins­
gesamt fast 58.000 Juden vergast.50 Ein Mitarbeiter Globocniks, Höfle, er-

47 Vor dem Anschluß Österreichs saß Globocnik insgesamt 11 Monate im Gefängnis wegen 
politischer Betätigung in der NSDAP. Vgl. dazu Pucher, Bewegung, S. 22-30. 

48 Gerlach, Wannsee-Konferenz, S. 9; Pohl, Judenpolitik, S. 101. 
49 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 436; das Verbot zur Neubildung von Ghettos im GG 

erging bereits im Juli 1941, der Distrikt Galizien bekam offensichtlich im September 1941 
eine Sondergenehmigung. Pohl, Nationalsozialistische Judenverfolgung, S. 141. 

50 Kiełboń, Migracje, S. 149, 170. 
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klärte am 16. März 1942, „er könne täglich 4-5 Transporte zu 1.000 Juden mit 
der Zielstation Belzec aufnehmen".51 Man rechnete also damit, 4.000-5.000 
Juden pro Tag ermorden zu können. Für die geplante „allmähliche Säuberung 
des gesamten G. G. von Juden" waren also die „Mordkapazitäten" des Vernich­
tungslagers Bełżec durchaus ausreichend. Die Mörder konnten also vor dem 
Anlaufen der „Aktion Reinhardt" davon ausgehen, daß in Bełżec innerhalb von 
zwei Jahren die etwa 2,5 Millionen Juden aus dem GG getötet werden konnten. 
Mitte Juni 1942 wurden die alten Gaskammern abgerissen und neue, größere 
gebaut;52 d.h., erst als das Lager Bełżec in Betrieb war, stellte man seine be­
grenzte „Mordkapazität" fest. 

Hinzu kommt, daß nicht ausgeschlossen werden kann, daß gleichzeitig mit 
dem Bau des Vernichtungslagers in Bełżec die ersten Vorbereitungen zur Errich­
tung des Vernichtungslagers Sobibór getroffen worden sind. Davon gehen in­
zwischen mehrere Historiker aus, wie beispielsweise Jules Schelvis: „Etwa 
gleichzeitig mit dem Bau von Bełżec begannen im Herbst 1941 die ersten für 
Außenstehende registrierbaren Aktivitäten in Sobibór".53 

1.2.2 Frank und sein Apparat: Juden als „außergewöhnlich schädliche 
Fresser!" 

Für Hans Frank und seine Zivilverwaltung war im Gegensatz zu dem SS- und 
Polizeiapparat die „Judenfrage" im Sommer 1941 vor allemein akutes „verwal­
tungstechnisches" Problem, das dringend zu lösen war. Der Überfall auf die 
UdSSR ließ sie auf eine schnelle Deportation der Juden nach dem Osten und so­
mit auf die endgültige Lösung der „Judenfrage" im GG hoffen. Durch die „Ent­
fernung" der Juden erhofften sich die zivilen Behörden im GG folgende „Vor­
teile" und „Erleichterungen": 
- Entspannung der Ernährungslage. Die etwa 2,5 Millionen Juden im GG wa­

ren aus deren Sicht „unnütze Esser", weil sie zum größten Teil „unproduktiv" 
waren. Dieses Motiv kommt klar zum Ausdruck, als Bühler in der Wannsee-
Konferenz Heydrich aufforderte, mit der „Endlösung" im GG zu beginnen. 

51 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl. 34. 
52 Yitzhak Arad, Belzec, Sobibór, Treblinka. The Operation Reinhard Death Camps, Bloo-

mington 1987, S.73. 
53 Jules Schelvies, Vernichtungslager Sobibór, Berlin 1998, S.37f.; ähnlich Witte, Zwei Ent­

scheidungen, S. 61 , Anm. 16; darüber berichtet auch der bereits zitierte damalige Kom­
mandeur der Gendarmerie im Distrikt Lublin, Ferdinand Hahnzog, Zustände und Bege­
benheiten im Distrikt Lublin, S. 245 f. 
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Er verwies u.a. darauf, daß die meisten Juden im Generalgouvernement oh­
nehin bereits arbeitsunfähig seien. 

- Entspannung der äußerst akuten Wohnungsnot insbesondere in den Städten 
des GGs, wo die meisten Juden lebten. 

- Rückgang der Seuchengefahr. Ghettos waren aus deutscher Sicht die „Brut­
stätten" der verschiedenen Seuchen. Gleichzeitig galten Juden als „Seuchen­
träger", vor allem des Fleckfiebers, vor dem die Deutschen im GG eine gera­
dezu panische Angst hatten. 

- Leichtere Erfassung von Kontingenten. Da die Juden im GG auf den Schwarz­
markt angewiesen waren, um zu überleben, erschwerten sie die Erfassung von 
Kontingenten. Weil die Preise für landwirtschaftliche Produkte auf dem 
Schwarzmarkt viel höher waren als bei der Ablieferung von Kontingenten, 
bedeutete der Schwarzhandel für die Bauern eine große Versuchung. Der 
Wegfall der Juden als potentielle Kunden auf dem Schwarzmarkt erleichterte 
folglich die Erfassung von Kontingenten: weniger Kunden = kleinerer Umsatz 
auf dem Schwarzmarkt = einfachere Erfassung der Kontingente. 

- Rückgang des Schwarzhandels. Der Ausfall von jüdischen Teilnehmern des 
Schwarzmarktes (sowohl als Käufer wie Verkäufer) mußte zur Verringerung 
des Umsatzes auf dem Schwarzmarkt führen. Somit erhoffte man sich fal­
lende Preise und Minderung der Inflationsgefahr. Nach der Auflösung des 
Ghettos in Lublin im März 1942 meldete die Preisüberwachungsbehörde in 
der Stadthauptmannschaft Lublin im Lagebericht für April 1942 beinahe eu­
phorisch: „Der gesamte Schleichhandel hat in den letzten 4 Wochen stark ab­
genommen, was bestimmt auf die Judenaktion und Evakuierung der Juden 
zurückzuführen ist. Auch die bisher geforderten Schleichhandelspreise sind 
niedriger gehalten."55 

Alle diese Faktoren hätten aus der Sicht der deutschen Zivilverwaltung im 
GG eine ungeheure verwaltungstechnische Entlastung für die einzelnen Kreise 
und das ganze GG bringen müssen: Die Juden waren für sie „außergewöhnlich 
schädliche Fresser", wie dies Hans Frank in seiner Rede am 16.12.1941 formu­
lierte.56 Dieses Schmähwort beinhaltete den Aspekt Juden als „Schädlinge" 
ebenso wie den als „nutzlose Esser". Juden bedeuteten für Frank eine doppelte 
Belastung für das GG. 

54 „Wannsee-Protokoll", in: Faschismus-Getto-Massenmord, S.267f. 
55 Lagebericht der Preisüberwachungsbehörde und Gewerbepolizei, Stadthauptmann Lu­

blin, für den Monat April 1942, 1.5.1942: APL SH Lublin, 8, Bl. 16; einen Monat später 
meldete diese Behörde jedoch wieder ein Ansteigen des „Schleichhandels". Lagebericht für 
Monat Mai 1942, 2.6.1942: Ebenda, B1.20. 

56 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 458. 
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Gleichzeitig muß aber betont werden, daß der Antisemitismus der einzelnen 
Angehörigen der Zivilverwaltung zwar empirisch sehr schwer zu erfassen ist, 
aber eine sehr wichtige Rolle spielte. Vielmehr vermengten sich die oben ange­
führten Faktoren und der Antisemitismus, wirkten sich gegenseitig potenzie­
rend und erzeugten schließlich in den Köpfen der Verantwortlichen eine psychi­
sche Konstellation, die zur Entscheidung für den Massenmord an den Juden 
führte. Der Antisemitismus war aber m.E. nicht die unabdingbare Vorausset­
zung dieses Prozesses. Für diese These spricht der Massenmord an Geisteskran­
ken als „nutzlose Esser", der in Gang gesetzt worden war, bevor die Entschei­
dung zur physischen Vernichtung der Juden fiel. Ein anderes Indiz dafür ist die 
Beteiligung der zivilen Behörden an dem Mord an sowjetischen Kriegsgefange­
nen. Andererseits ist es denkbar, daß diese beiden Ereignisse bei den Beteiligten 
einen „Gewöhnungseffekt" erzeugten, der die Entscheidung für den Massen­
mord an Juden^zusätzlich erleichterte. 

Dagegen spielte das Motiv der Germanisierung des Ostens, das bei Globoc-
nik ein dominierender Beweggrund gewesen zu sein scheint, bestenfalls eine un­
tergeordnete Rolle: Es gibt keine Indizien dafür. Im Gegenteil, Hans Frank und 
seine engsten Mitarbeiter waren der Auffassung, daß solche langfristigen Volks­
tums- und siedlungspolitischen Pläne erst nach dem gewonnenen Krieg in An­
griff genommen werden sollten. Grundsätzlich begrüßten sie aber diese Pläne. 
Am 25. März 1941 stellte Hans Frank in einer Regierungssitzung in der für ihn 
typischen euphorischen Rhetorik die neueste Entscheidung des Führers über die 
Zukunft des GGs vor: 

„Das Generalgouvernement [...] wird mehr Förderung erfahren und wird vor allem entju-
det werden [.. ,|, mit den Juden werden auch die Polen dieses Gebiet verlassen. Der Führer 
ist entschlossen, aus diesem Gebiet im Laufe von 15 bis 20 Jahren ein rein deutsches Land 
zu machen. [...] Ich wünsche, daß in den kommenden Wochen und Monaten die Verwal­
tung nach den großen Richtlinien der Ordnung sich vollzieht, daß aber von allen Aktionen, 
die irgendwie geeignet sind, Unruhe hereinzubringen, abgesehen wird. Wir müssen mit bru­
taler Hand dort zuschlagen, wo Gefahren drohen; aber auf weite Sicht große volkspoliti-
scbe Experimente zu machen, ist im Augenblick nicht angängig |Herv. B. M.]. Unlängst hat 
Reichsmarschali Göring gesagt: ,Es ist wichtiger, daß wir den Krieg gewinnen, als Rassen­
politik durchzusetzen1. Wir müssen heute froh sein über jeden Polen, den wir in der Werk­
stätte haben. Ob der Pole oder der Jude uns paßt oder nicht, spielt jetzt keine Rolle; wichtig 
ist nur, daß er indirekt im Dienste des deutschen Volkes steht."57 

Es ist m. E. zweifelhaft, daß im Herbst 1941, als die Entscheidung zum Massen­
mord an Juden fiel, Frank seine Meinung dazu geändert hatte. Vielleicht hat 
Hitler persönlich Hans Frank zu überzeugen versucht, daß die Zeit dazu bereits 

57 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 335 f. 
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reif sei. Ein vages Indiz hierfür ist der Umstand, daß Frank in den Tagen vom 10. 
bis zum 13. Dezember 1941 eine Unterredung mit Hitler hatte, über deren In­
halt jedoch nichts überliefert ist.58 Ein paar Tage danach, am 16.12.1941, hielt 
Hans Frank in Krakau die berüchtigte Ansprache. Darin sprach er u. a., daß es 
notwendig sei, die Juden zu „liquidieren" und entwickelte gleichzeitig Visionen 
über die Besiedlung des Ostens, die von Hitler stammen konnten. Unter ande­
rem sagte Frank: „Wir werden die großen Reichsautobahnen bauen, die quer 
durch unser Land gehen. An diesen Reichsautobahnen werden große Siedlungs­
dörfer mit Deutschen entstehen, f...] Der Führer hat mir die Befugnisse erteilt, 
in dieser Richtung Vorbereitungen zu treffen [Herv. B.M.]."59 Die „Entfer­
nung" der Juden aus dem GG war ein wichtiger Bestandteil dieser Vorbereitun­
gen. 

Andererseits vertrat Frank weiterhin die Auffassung, die Germanisierung des 
GGs und die damit verbundene „Entfernung" der Polen sei nicht vor dem „Sieg­
frieden" zu realisieren. In einer Regierungssitzung, die am 11.3.1942 stattfand, 
bekräftigte Frank seinen Standpunkt, daß „langfristige Projekte im GG jetzt 
nicht durchzusetzen [seien], das GG habe jetzt vor allem den Bedürfnissen der 
Ostfront zu dienen". Ihm war klar, „daß sich solche Veränderungen [Germani­
sierung, B.M.] über Jahrzehnte erstrecken werden". Weiter führte Frank aus: 

„Wenn wir heute schon Frieden hätten, dann würde ja die Situation volkstumspolitischer 
Art sehr viel einfacher sein, als sie heute ist; denn dann könnten wir nach freiem Beliehen 
auch volkspolitisch wirtschaften, wie wir wollten. So aher müssen wir bedenken, daß im 
Generalgouvernement, in Oberschlesien, in den Reichsgauen Wartheland und Westpreu­
ßen, in Südostpreußen-Ziechenau Millionen von Polen leben, die heute schon um deswillen 
nicht ausgesiedelt oder beseitigt [Herv. B. M.] werden können, weil ihre Arbeitskraft im 
Dienste des Krieges und des Sieges unseres Volkes unentbehrlich ist. | . . . ] Außerdem ist es 
gut, wenn man auch mitten im Kriege dafür sorgt, daß keine überflüssige Unruhe in ein an 
sich nur von wenigen Deutschen geführtes Land kommt."6 0 

Ähnlich dachte der Gouverneur Zörner, der in der gleichen Sitzung warnte: 

„Für die Frühjahrsbestellung hege er eine große Sorge: die Polen und die Ukrainer seien sehr 
hellhörig im Bezug auf die Absichten, daß dieses Land künftig als deutsches Siedlungsland 
angesehen werde. Jetzt schon werde mit den Vorarbeiten für eine Umsiedlung begonnen. 
Dies bedeutete eine Gefährdung des Frühjahrseinsatzes, da die Leute sich auf den Wursch­
tigkeitsstandpunkt stellten, da sie doch über kurz oder lang evakuiert werden könnten."61 

58 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.459, Anmerkung 90. 
59 Ebenda, S. 459; vgl dazu Jochmann, Hitler Monologe, S. 90-92. 
60 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.469f. 
61 AGK Diensttagebuch, Vol. XXIV/1, S. 57. 
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Nicht umsonst beklagte die SS die „Passivität im Bürokratismus erstarrter Re­
gierungsstellen" im GG.62 Für die Spitzenbeamten der Zivilverwaltung galt es 
als vordringliche Aufgabe, die vom Reich auferlegten Leistungen als wichtigen 
Beitrag zur Kriegswirtschaft zu erbringen: Es handelte sich dabei vor allem um 
Lebensmittellieferungen. Aus der Sicht der Zivilverwaltung im GG konnte also 
die „Entfernung" der vielen „unproduktiven" Juden nur diese Aufgabe erleich­
tern, wobei man davon ausging, daß die „produktiven" Juden zunächst verblei­
ben würden. Die „Entfernung" von Polen bedeutete aber gerade das Gegenteil: 
Schließlich waren die polnischen Bauern diejenigen, welche die knappen Le­
bensmittel produzierten. 

Im Oktober 1941 waren sich die Zivilverwaltung im GG und der SS- und Po­
lizeiapparat einig, daß die Juden ermordet werden sollten. Der einzige Unter­
schied bestand in der Motivation: Für Globocnik und seinesgleichen waren der 
volkstumspolitische Gesichtspunkt und der Judenhaß ausschlaggebend. Für 
Frank und seine engsten Mitarbeiter spielten dagegen kriegswirtschaftliche 
Überlegungen und Antisemitismus die entscheidende Rolle. Diese beiden Denk­
weisen schlössen sich aber bei der Entscheidung zur Einleitung des Massenmor­
des an Juden im GG nicht aus, sondern im Gegenteil, sie ergänzten sich und ver­
liehen diesem Entscheidungsprozeß eine zusätzliche Dynamik. 

1.2.3 Ein breiter Konsens? 

Die bisherige Darstellung vermittelt zwangsläufig den Eindruck, daß die Ent­
scheidung zum Massenmord an den Juden unter den Führungsbeamten der Zi­
vilverwaltung im GG auf einhellige Zustimmung gestoßen wäre. Dies war aber 
nicht der Fall, worauf einige erhaltene Dokumente und viele Indizien hinweisen. 
Im Gegenteil, Hans Frank mußte, wie es scheint, „Überzeugungsarbeit" leisten, 
um diejenigen, die zögerten und moralische Skrupel hatten, auf den Massen­
mord einzustimmen. Für einen Hinweis auf solche „Überzeugungsarbeit" 
Franks halte ich die bereits oben zitierte Rede, die er vor einem großen Kreis63 

am 16.12.1941 hielt: 

„Ich weiß, es wird an vielen Maßnahmen, die jetzt im Reich gegenüber den Juden getroffen 
werden, Kritik geübt. Bewußt wird - das geht aus den Stimmungsberichten hervor - immer 
wieder versucht, von Grausamkeit, von Härte usw. zu sprechen. Ich möchte Sie bitten: eini-

62 Bericht über die Verhältnisse in Lublin, Hellmut Müller, 15.10.1941: BA BDC (Globoc­
nik). 

63 Westerkamp, Schach dem König, S. 95. 
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gen Sie sich mit mir zunächst, bevor ich jetzt weiterspreche, auf die Formel: Mitleid wollen 
wir grundsätzlich nur mit dem deutschen Volke haben, sonst mit niemandem auf der Welt. 
[...] Meine Herren, ich muß Sie bitten, sich gegen alle Mitleidserwägungen zu wappnen. 
Wir müssen die Juden vernichten, wo immer wir sie treffen und wo es irgend möglich ist, um 
das Gesamtgefüge des Reiches hier aufrecht zu erhalten. [Herv. B .M.]" 6 4 

Ein anderes Beispiel für solche „Überzeugungsarbeit" ist die Rede von Robert 
Ley, dem Reichsleiter der NSDAP und Leiter der DAF, die dieser Ende 1941 
bzw. im Januar 1942 in Krakau hielt. Seine Zuhörer waren etwa 40 bis 50 Per­
sonen, ein recht kleiner Kreis von „Hochgestellten" aus Krakau. Westerkamp, 
der dieses „Ereignis" in seinen Erinnerungen festgehalten hat, fragte sich, ob 
diese Rede nicht eine Art von „Narkosevorbereitung" gewesen wäre. 

„Aus seinem hysterischen Haßgesang, der nach meiner [Westerkamps, B.M.] Erinnerung 
ausschließlich gegen die Juden angestimmt war, klingen mir inhaltlich noch die unvergeß­
lichen Sätze im Ohr : , . . . die Juden sind ja keine Menschen. Jeder müßte sich allmählich ab­
gewöhnt haben, sie als solche zu sehen. Daß wir ein Insekt totschlagen, das uns pisakt [sie], 
ist uns allen etwas ganz Natürliches. Nichts anderes bedeutet es, wenn wir uns eines Juden 
entledigen.'"65 

Es ist anzunehmen, daß bei vielen diese „Argumente" auf offene Ohren stießen. 
Wie jedoch diese „Überzeugungsarbeit" insgesamt wirkte, ist schwer einzu­
schätzen. Es ist aber auch sicher, daß nicht bei allen Adressaten diese Argumen­
tation griff. Ein Beispiel dafür ist Eberhard Westerkamp selbst, der damals 
den Posten des Leiters der Hauptabteilung Innere Verwaltung bekleidete. Wie 
Westerkamp in den sechziger Jahren aussagte, nahm er die Rede Franks vom 
16.12.1941 als den „letzten Anstoß", um Frank sein Kündigungsschreiben ein­
zureichen und sich in die Wehrmacht einziehen zu lassen.66 

Diese Aussage macht sein Schreiben an Stuckart vom 14.4.1942 glaubwür­
dig. Westerkamp berichtete dort über seine Unterredung mit dem HSSPF Krü­
ger, die am 29.1.1942 stattgefunden hatte. In diesem Gespräch erklärte Wester­
kamp Krüger gegenüber, daß ihm die „Bespitzelungspsychose im deutschen 
Volk" und „gewisse Methoden und Auswüchse bei der Behandlung des Juden­
problems [Herv. B.M.] [...] Kopfzerbrechen" bereiteten. Auf diese Bedenken, 
so Westerkamp, „ging [Krüger] sachlich ein."67 Dieses Gespräch belegt, daß 
man sogar mit Krüger über die „Endlösung" diskutieren konnte, der darauf 
noch „sachlich einging". Im Klartext heißt es wohl, Krüger versuchte, Wester­
kamp zu überzeugen, daß der Massenmord an Juden notwendig sei. 

64 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.457. 
65 Westerkamp, Schach dem König, S. 96. 
66 Vern. E. Westerkamp, 10.10.1962: ZStL201 AR 1434/61, Bl.329. 
67 Westerkamp an Dr. Stuckart, 14.4.1942: BA D-H, ZA/VI, 304/A. 2. 
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Westerkamp war aber kein Einzelfall. Der Leiter der HA Finanzen, Alfred 
Spindler, reagierte auf den Aufruf von Ley zum Mord an Juden nach Wester-
kamps Aufzeichnungen ebenfalls mit wenig „Verständnis": „Noch in der Tür 
inmitten anderer sprach er mich [nach der Rede Leys] niedergeschlagen und 
nicht besonders leise [Herv. B.M.] mit den Worten an: ,Kann man denn unter 
solchen Umständen überhaupt noch hier weiterarbeiten, Herr Westerkamp? 
Das ist doch einfach unmöglich.'"68 Spindler schied tatsächlich zum 1.1.1942 
aus der Regierung des GGs aus und kehrte ins Reich zurück.69 

Ähnlich dürfte der Stellvertreter Westerkamps in der HA Innere Verwaltung, 
Eberhard Franke, gefühlt haben, der gleichzeitig mit Westerkamp „aus der 
Regierungsverwaitung des GGs hinausdrängte".70 Franke wurde nach Tschen-
stochau versetzt, wo er den Posten des Stadthauptmannes übernahm. In Tschen-
stochau bemühte er sich, Werkstätten für etwa 4.000 Juden einzurichten, wie 
Weichert zu berichten weiß.71 Da Franke wie Westerkamp wußte, daß die „un­
produktiven" Juden ermordet werden sollten, versuchte er möglicherweise 
„kriegswichtige" Arbeitsplätze für Juden zu schaffen, um diese „nutzlosen Es­
ser" vor der Ermordung zu bewahren. Diese Haltung ist m.E. ein Indiz dafür, 
daß auch Franke sich am Massenmord an Juden nicht beteiligen mochte. 

Auch deutet einiges darauf hin, daß der Leiter der HA Arbeit, Dr. Max 
Frauendorfer, ähnliche Skrupel gehabt haben dürfte. Ein vages Indiz dafür ist 
sein vergeblicher Versuch, jüdische Facharbeiter als unentbehrliche Arbeits­
kräfte für die Dauer des Krieges der „Aussiedlung" zu entziehen und andere Ju­
den in der Landwirtschaft zu beschäftigen. Frauendorfer wurde dabei von dem 
Leiter der HA Ernährung und Landwirtschaft, Naumann, und dem Inspekteur 
der Rüstungsinspektion im GG, Generalleutnant Schindler, unterstützt.72 Im 
Frühjahr 1942 bat Frauendorfer um Erlaubnis, sich freiwillig zur Wehrmacht zu 
melden. Das Reichsarbeitsministerium lehnte aber diese Bitte ab.73 

Wie breit die Zustimmung zum staatlich organisierten Massenmord an Juden 
in den Regierungskreisen in Krakau war, ist heute auf Grund der schwierigen 
Quellenlage im einzelnen nicht zu rekonstruieren. Es darf aber angenommen 
werden, daß die Mehrheit diesem Massenmord entweder zustimmte oder sich 
entschloß, sich aus der Sache möglichst herauszuhalten, wenn ihr Arbeitsbe­
reich in diesen Mord direkt nicht involviert war. Nur die wenigsten entschlossen 

68 Westerkamp, Schach dem König, S. 96. 
69 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.463, 953 f. 
70 Westerkamp, Schach dem König, S. 127. 
71 Weichert, Teil II, S. 38 L 
72 Hauptabteilungsleitersitzung, 22.6.1942. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.516f. 
73 Frauendorfer an Frank, 28.9.1942: IfZ MA-309, fr. 10138. 
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sich, die Entscheidung anzuzweifeln oder sie offen zu kritisieren, wie dies Eber­
hard Westerkamp dem HSSPF Krüger gegenüber tat. 

Sein Beispiel beweist aber, daß solche Kritik durchaus möglich war, ohne ir­
gendwelche Konsequenzen befürchten zu müssen, geschweige denn, daß diese 
Kritik eine Gefahr für Leib und Leben des Betroffenen bedeutet hätte. Wester-
kamps Haltung scheint sogar genau das Gegenteil bewirkt zu haben, und zwar 
paradoxerweise Anerkennung bei Krüger und sogar Heydrich! Dies belegt ein 
Schreiben von Krüger an Stuckart vom 21.4.1942: 

„Bei der Verabschiedung von Oberlandrat Westerkamp habe ich [Krüger] ihm bedeutet, 
daß ich bereit wäre, ihm behilflich zu sein, falls er in irgendeiner Form meine Unterstützung 
benötigte. [...] Nebenbei darf ich erwähnen, daß in verschiedenen Unterhaltungen, die ich 
mit SS-Obergruppenführer Heydrich hatte, er die gleich gute Meinung von Oberlandrat 
Westerkamp besaß, ganz unabhängig von der sachlich verschiedenen Auffassung."74 

Diese Anerkennung seitens Krügers und Heydrichs ging so weit, daß Krüger auf 
Wunsch Heydrichs sogar Westerkamp vorschlug, in die „Verwaltung des Ober­
gruppenführers Heydrich in Berlin" einzutreten.75 Fazit: Es kann keine Rede 
davon sein, daß sich die Angehörigen der deutschen Zivilverwaltung im GG bei 
ihrer Beteiligung an der „Aktion Reinhardt" im Zustand des sogenannten „Be­
fehlsnotstands" befunden hätten. 

2 Vorbereitungsphase der „Aktion Reinhardt" - Oktober 1941 bis März 1942 

Nachdem die Entscheidung für den staatlich organisierten Massenmord an Ju­
den im GG gefallen war, gingen die verantwortlichen Stellen dazu über, dieses 
„gigantische und einmalige Ereignis" (Frank am 16.12.1941) technisch und or­
ganisatorisch vorzubereiten. Bereits am 17.10.1941, in der bereits zitierten Be­
sprechung in Lublin, stellte man Weichen für die „Arbeitsteilung": Der SS- und 
Polizeiapparat, hier Globocnik, sollte den technischen Teil dieser „Aktion" -
den Vollzug - übernehmen, die Zivilverwaltung, hier der Stadthauptmann, die 
Selektion. Die Zentrale der „Endlösungs"-Maschinerie für das GG, die Odilo 
Globocnik leitete, befand sich in Lublin.76 Wie dies im einzelnen ablief, ist bis 
heute noch nicht genau rekonstruiert. 

An den Vorbereitungsmaßnahmen beteiligte sich auch die Zivil Verwaltung, 

74 Krüger an StS Dr. Stuckart, 21.4.1942: BA D-H, ZA/VI, 304/A. 2. 
75 Westerkamp an Dr. Stuckart, 14.4.1942: BA D-H, ZA/VI, 304/A. 2. 
76 Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 143-148. 
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„denn er [Globocnik] braucht für alle Aktionen [Herv. B. M.] die Unterstützung 
der zivilen Dienststellen und Behörden des GG."77 Allerdings kam die Zusam­
menarbeit zwischen Globocnik und der Zivilverwaltung auf der Distrikts- und 
Regierungsebene anscheinend schleppend voran. Dies ist auf zwei Faktoren zu­
rückzuführen. Erstens mußte diese „Aktion" geheimgehalten werden. Zweitens 
erreichte in dieser Zeit der Konflikt zwischen Frank und seinem Apparat einer­
seits und dem SS- und Polizeiapparat andererseits den absoluten Höhepunkt.78 

2.1 Technische Vorbereitung 

Um die geplante Vernichtung der Juden durchführen zu können, mußten zu­
nächst Vernichtungslager errichtet werden, in denen die Opfer getötet werden 
sollten. Die „traditionelle" Methode des Mordens, d.h. Erschießung kam nicht 
in Frage, weil dies bei der geplanten Zahl von Opfern schwer durchführbar ge­
wesen wäre.79 Im Distrikt Lublin ließ Globocnik daher zwei Vernichtungslager, 
in Bełżec und Sobibór, und eines im Distrikt Warschau, in Treblinka, errichten. 
Die Entstehungsgeschichte dieser Vernichtungsstätten ist bis heute wenig er­
forscht.80 Daher ist es auch nicht klar, inwieweit die Zivilverwaltung an deren 
Errichtung beteiligt war. 

Für die Hilfe der zivilen Behörden bei der Errichtung des Vernichtungslagers 
in Bełżec gibt es keine konkreten Anhaltspunkte, außer der Lieferung von Le­
bensmitteln für ein Sonderkommando.81 Dagegen gibt es Hinweise, daß die 
deutsche Zivilverwaltung an der Errichtung des Lagers in Sobibór, das im März 
und April 1942 errichtet wurde, beteiligt war. Den Bau des Lagers beaufsich­
tigte Hauptsturmführer Thomalla, ein Maurermeister, der der Bauinspektion in 
Lublin angehörte. Thomalla bekam professionelle Hilfe vom Baurat Moser, der 
der Kreishauptmannschaft Cholm angehörte.82 

11 Hellmut Müller, Bericht über die Verhältnisse in Lublin, 15.10.1941: BA BDC (Globoc­
nik). 

78 Eisenblätter, Grundlinien, S. 236-246. 
19 Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 148. „Wie Eichmann ausführte, war dieses , Verfahren' [Gas­

kammern] des Globocnig [sie] ,unauffälliger* als die Massenerschießungen, da sich ver­
schiedentlich Polizeiverbände geweigert hatten, die Exekutionen von Frauen und Kindern 
durchzuführen." Bericht D. Wisliceny, 18.11.1946: IfZ Fa 164 (Wisliceny), S. 8. 

80 Vgl. dazu Arad, Belzec, Sobibór, Treblinka; Adalbert Rückerl (Hrsg.), Nationalsozialisti­
sche Vernichtungslager im Spiegel der deutscher Strafprozesse. Belzec, Sobibór, Treblinka, 
Chełmno, München 1979; Schelvies, Sobibór. 

81 Interview mit Weihenmaier vom 19.7.1961: BA Ost-Dok. 13 GG Id/17, S.37. 
82 Raul Hilberg, Vernichtung der europäischen Juden, Frankfurt/Main 1997, S. 939. 
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Nach Aussage von B. Falkenberg, der von 1940 bis 1943 als Mitarbeiter einer 
deutschen Firma aus Berlin im Distrikt Lublin eingesetzt war,83 habe Moser 
diese Arbeiten unmittelbar geleitet. Darüber hinaus habe Anfang des Jahres 
1942 die Kreishauptmannschaft Cholm 142 Juden nach Sobibór geschickt, die 
dort bei der Errichtung des Vernichtungslagers eingesetzt worden seien. Ferner 
habe Falkenberg von der Kreishauptmannschaft den Auftrag erhalten, eine Zu­
fahrtsstraße zu planieren.84 

Unter diesen Umständen muß angenommen werden, daß die Kreishaupt­
mannschaft Cholm über die Errichtung des Vernichtungslagers in Sobibór bis in 
die Einzelheiten unterrichtet war. Dies bestätigt die Tatsache, daß der damalige 
Kreishauptmann in Cholm, Dr. Werner Ansei, das Lager in Begleitung des Bau­
leiters Moser besuchte (vielleicht inspizierte), und zwar angeblich kurz vor des­
sen „Inbetriebnahme". Ansei behauptete in den sechziger Jahren, als ihn die 
Staatsanwaltschaft zu diesem Komplex vernahm, der Zweck des Lagers Sobi­
bór sei ihm damals nicht bekannt gewesen. „Bei dem Besuch des noch nicht be­
legten Lagers seien ihm keine Besonderheiten aufgefallen."85 

Diese Aussage werte ich als eine Schutzbehauptung. Ansei dürfte das Lager in 
Sobibór frühestens Anfang April 1942 besucht haben. Er wurde als Kreishaupt­
mann erst am 1. April 1942 von Biłgoraj nach Cholm versetzt.86 Anfang Mai 
1942 aber begann man im Lager Sobibór, Juden zu ermorden.87 Bereits am 
16.3.1942 begann Globocnik, Juden aus Lublin nach Bełżec zu deportieren, und 
die Nachricht davon verbreitete sich wie im Lauffeuer.88 Ansei besuchte Sobi­
bór, nachdem die „Aktion Reinhardt" angelaufen war. Somit erscheint es 
äußerst unglaubwürdig, daß ihm bei diesem Besuch keine „Besonderheiten" 
aufgefallen seien. Dieses Lager unterschied sich schließlich wesentlich von Ar-

83 Das Urteil gegen A. Müller u.a. vom 29.10.1964: StA Hannover 2 Ks 4/63, B1.20. 
84 Vern. B. Falkenberg, 16.7.1965 (Abschrift): OKL Ds 12/67, Bl. 19-21. 
85 StA Stuttgart an die ZSdL, 10.5.1968: ZStL AR 1269/64, Bl.49-52. 
86 Vern. Dr. Werner Ansei, 27.1.1964: ZStL 208 AR-Z 38/62, B1.447. 
87 Das Urteil gegen A. Müller u.a. vom 29.10.1964: StA Hannover 2 Ks 4/63, B1.22. 
88 Klukowski erfuhr von dieser Aktion am 26. März 1942; er wohnte in Szczebrzeszyn, Kreis 

Biłgoraj, wo Ansei bis Ende März 1942 der Kreishauptmann war! Am 8. April schreibt 
Klukowski, man wisse jetzt mit Sicherheit, daß die Juden in Bełżec mit Strom oder Gas ge­
tötet und die Leichen der Opfer verbrannt würden. Klukowski, Dziennik, S.251, 254; 
Mieczysław Garfinkel, Monografia, S. 35^ berichtet, daß die Juden in Zamość bereits Ende 
März 1942 über den Massenmord in Bełżec genau unterrichtet waren; so früh erhielten 
also Polen und Juden Kenntnis über das Schicksal der Juden in Bełżec trotz der Geheimhal­
tung seitens der Beteiligten. Die Deutschen, falls sie mit diesem Massenmord direkt oder 
indirekt nichts zu tun hatten, erfuhren davon mit Sicherheit nicht später als die Opfer. 
Siehe S. 323-327. 
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beits-, Straf- oder Kriegsgefangenenlagern, die Dr. Ansei bisher bekannt gewe­
sen waren. Er war seit Oktober 1939 im Distrikt Lublin als Kreishauptmann in 
Biłgoraj eingesetzt.89 

2.2 Organisatorische Vorbereitung 

Nicht nur technisch, sondern auch organisatorisch mußten die Täter den ge­
planten Massenmord an Juden vorbereiten. Wie bereits erörtert, einigten sich 
am 17.10.1941 in Lublin Frank, Boepple, Zörner, Engler und Globocnik auf 
eine erste „Abschiebung" von zunächst 1.000 Juden „über den Bug", ohne ei­
nen konkreten Termin festgelegt zu haben: Die Vernichtungsanlagen waren ja 
noch nicht fertiggestellt. 

In der Stadt Lublin selbst machte sich im Dezember 1941 die Distriktsverwal­
tung daran, wie vorgesehen, die jüdische Bevölkerung in zwei Gruppen zu tei­
len.90 Man richtete einen Sonder-Wohnbezirk (Sonderghetto) ein, „zum 
Zwecke der geschlossenen Unterbringung der außerhalb des alten jüdischen 
Wohnbezirks (Ghetto) von deutschen Dienststellen oder Firmen beschäftigten 
Juden."91 Sonst sind aber bis zum Anlaufen der Deportationen aus Lublin in die 
Vernichtungslager keine anderen Maßnahmen überliefert, die auf selbständige 
organisatorische Vorbereitungen der Distriktsverwaltung in Lublin hinweisen. 
Dies könnte an dem ausgesprochen schlechten Verhältnis zwischen Globocnik 
und Zörner gelegen haben. 

2.2.1 Der 16. Dezember 1941 

Ein markantes Datum in der Vorbereitungsphase des Massenmordes an den Ju­
den im GG ist der 16.12.1941. An diesem Tag fand in Krakau eine Besprechung 
statt, zu der auch die Amtschefs der Gouverneure und die SSPF eingeladen wor­
den waren. Während dieser Sitzung kündigte Hans Frank seinen Mitarbeitern 
mit erstaunlicher Offenheit die bevorstehende Vernichtung aller Juden in Eu­
ropa an. Für alle Teilnehmer dürfte es seit diesem Tag keinen Zweifel gegeben 
haben, auf welche Weise und wo die „Judenfrage" gelöst werden sollte. Am 
gleichen Tag, dem 16.12.1941, fand noch eine Sitzung statt, diesmal in kleine-

89 Vern. Dr. Werner Ansei, 27.1.1964: ZStL 208 AR-Z 38/62, B1.447. 
90 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.456. 
91 Anordnung des Gouverneurs Zörner über Aufenthaltsbeschränkungen im Bereich der 

Stadt Lublin vom 4.2.1942: AGK NTN 334, Bl. HOv. 
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rem Kreis, der sich wie folgt zusammensetzte: Hans Frank, Josef Bühler, Dr. 
Boepple, Dr. Rümelin,92 Westerkamp, Zörner, BdS Schöngarth, SSPF Globoc­
nik.93 Es wurde kein Protokoll geführt, aber die Zusammensetzung läßt die Ver­
mutung zu, daß dabei die geplante „Endlösung" besprochen wurde. 

Die Ankündigung Franks vom 16. Dezember, daß nun alle Juden in Europa 
vernichtet werden würden, hing eng mit dem Datum des 13. Dezember 1941 zu­
sammen. An diesem Tag fand eine Tagung der Reichs- und Gauleiter der 
NSDAP statt, an der auch Hans Frank teilnahm. Dort verkündete Hitler seine 
Entscheidung, alle Juden Europas zu ermorden.94 Die Absicht, die Juden im GG 
zu ermorden, die zunächst als eine regionale Lösung gedacht war, wurde nun 
zum Bestandteil eines Planes, der daraufhinauslief, alle Juden in Europa zu ver­
nichten. 

Es ist sicherlich kein Zufall, daß ausgerechnet am 16.12.1941, als Frank die 
Ermordung der Juden offiziell ankündigte, Bühler alle Aus- und Umsiedlungen 
im GG ohne Genehmigung der Abteilung BuF verbot: „Unter diese Anordnung 
fallen Aus- und Umsiedlungen jeder Art, insbesondere auch Neubildungen und 
Veränderungen von Ghettos [Herv. B.M.], mit Ausnahme von ganz geringfügi­
gen Aktionen, durch welche nicht mehr als 50 Personen erfaßt werden."95 Die­
sem Verbot dürften durchaus „rationale" Gesichtspunkte zugrunde gelegen ha­
ben.96 Angesichts der geplanten und endgültigen „Abschiebungen" von Juden 
war es nicht zweckmäßig, aufwendige Neubildungen und Veränderungen von 
Ghettos vorzunehmen. Auffallend ist ebenfalls, daß die eventuellen Umsiedlun­
gen die Abteilung BuF zu genehmigen hatte. 

Übrigens erließ Bühler dieses Verbot, weil dies der Leiter der Abteilung BuF, 
Lothar Weirauch, ausdrücklich gefordert habe, wie letzterer nach dem Kriege 
selbst aussagte.97 Gerade die Abteilung BuF spielte später eine wichtige Rolle in 
der Koordinierung der laufenden Deportationen in die Vernichtungslager. Mit 
dieser Anordnung unterlagen zum ersten Mal seit Herbst 1939 alle Aus- und 
Umsiedlungen innerhalb des GGs einer zentralen Regelung. Dieses Verbot war 

92 Rümelin war Leiter der Dienststelle für Außenhandel in Krakau. Vgl. du Prel, Das Gene­
ralgouvernement, S.376; Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.312, Anmerkung 171. 

93 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 451. 
94 Gerlach, Wannsee-Konferenz, S. 22-31. 
95 Anordnung Bühlers vom 16.12.1941 (Abschrift): AGK SOKr 490, BI.41. 
96 Pohl, Judenpolitik, S. 107, nimmt an, daß dieser Erlaß im Zusammenhang mit der eigen­

mächtigen Polen-Umsiedlung Globocniks vom November 1941 stehe, wobei er sich auf 
Eisenblätter bezieht. Allerdings hatte Globocnik als SSPF keine Befugnis für Umsiedlun­
gen, es sei denn in seiner Eigenschaft als Bevollmächtigter des RFS. In diesem Fall wie­
derum unterstand Globocnik Himmler und nicht Bühler oder Frank. 

97 Einstellungsverfügung der StA Dortmund, 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61, Bd.I, B1.78. 
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ein so schwerer Eingriff in die Zuständigkeiten der einzelnen Kreis- und Stadt­
hauptleute und Gouverneure, daß nur ein wichtiges Ereignis, wie es die „Endlö­
sung" war, dies rechtfertigen konnte. 

2.2.2 Der 20. Januar 1942 

Ab Dezember 1941 war der Massenmord an Juden im GG als ein Bestandteil 
der „Endlösung" der Judenfrage in Europa konzipiert. Daher mußte diese 
„Aktion" sowohl auf der regionalen (GG) als auch überregionalen (der ganze 
deutsche Machtbereich) Ebene von der Zentrale in Berlin (RSHA) koordiniert 
werden. Am 29. November 1941 setzte Heydrich den Termin für die Wannsee-
Konferenz auf den 9.12.1941 fest, auf der die Koordinierung des Genozids an 
den europäischen Juden besprochen werden sollte.98 Heydrich war aber durch 
die Kriegserklärung an die USA und die deswegen einberufene Sitzung des 
Reichstages gezwungen, diesen Termin auf den 20.01.1942 zu verschieben. Auf 
der Konferenz vertraten Dr. Josef Bühler sowie der BdS Schöngarth das Gene­
ralgouvernement. 

Während der Konferenz forderte Dr. Bühler, mit der Endlösung im General­
gouvernement zu beginnen, da hier weder Transportprobleme (Vernichtungs­
anlagen vor Ort) noch der Arbeitseinsatz in kriegswichtigen Betrieben hinder­
lich seien. Denn die meisten Juden im GG seien ohnehin bereits arbeitsunfähig, 
wie Bühler ausführte. Als Vertreter der Zivilverwaltung im GG akzeptierte Büh­
ler, „daß die Lösung der Judenfrage federführend beim Chef der Sicherheitspo­
lizei und des SD liegt und [versprach, daß] seine Arbeiten durch die Behörden 
des Generalgouvernements unterstützt würden".99 Die Wannsee-Konferenz 
war von Frank am 16.12.1942 in der Regierungssitzung angekündigt worden, 
so daß alle Teilnehmer unterrichtet waren. 

Während in Berlin Heydrich, Bühler und andere die kommende „Endlösung" 
auf der zentralen Ebene koordinierten, liefen parallel dazu organisatorische 
Vorbereitungen in Krakau. Am 20. Januar 1942 kam der Entwurf einer Anord­
nung über Aufenthaltsverbote und Aufenthaltsbeschränkungen im GG in Um­
lauf.100 Die „Judenfrage", so hieß es, sei „in doppelter Hinsicht" ein Argument 
„für die Notwendigkeit der Neufassung" der Anordnung gewesen.101 Der Ent-

98 Pätzold/Schwarz, Wannsee-Konferenz. S. 33-56. 
99 „Wannsee-Protokoll", in: Faschismus-Getto-Massenmord, S, 267f. 

100 Entwurf einer VO über Aufenthaltsverbote . . . im GG, 20.01.1942: AGK NTN 335, 
B1.107f. 

101 Begründung des Entwurfs vom 20.01.1942, 9.05.1942: AGK NTN 335, Bl. 146-150. 
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wurf wurde in den Regierungskreisen des GGs lebhaft diskutiert: Man überlegte 
gemeinsam, wie nun die geplante und dann auch laufende „Endlösung" verwal­
tungstechnisch abzusichern sei. Der Entwurf sollte die früheren Anordnungen 
(vom 13.9.1941, 29.4.1941 und 15.10.1941) ersetzen, die Bühler ohnehin mit 
seiner Verfügung vom 16.12.1941 faktisch außer Kraft gesetzt hatte. 

Der § 7 des Entwurfs sah für „Juden, die einem Aufenthaltsverbot zuwider­
handeln", die Todesstrafe vor. „Die gleiche Strafe trifft Personen, die solchen Ju­
den wissentlich Unterschlupf gewähren."102 Ferner bestimmte der § 7 Abs. 2 
des Entwurfs: „Juden, die es unterlassen, die ihrer Gewalt und Aufsicht unter­
stehenden strafmündigen Kinder von der Übertretung eines Aufenthaltsverbo­
tes abzuhalten, werden mit Zuchthaus oder Gefängnis, in besonders schweren 
Fällen mit dem Tode bestraft." Diese Strafbestimmung erschien der Abteilung 
Gesundheitswesen unzureichend, da „die Seuchenverbreitungsgefahr durch 
Kinder am allergrößten" sei: Dr. Middeldorf, der diese „Bedenken" schriftlich 
äußerte, forderte daher „die Todesstrafe als Regelstrafe im Falle einer Aufsichts-
säumnis [sie!]."103 

Auch der BdS, der „im allgemeinen keine Bedenken" hatte, meldete Bedarf an 
Korrekturen an. Ihm ging es um § 3 dieses Entwurfs, der die Zuständigkeit für 
die Anordnung eines Aufenthaltsverbotes oder einer Aufenthaltsbeschränkung 
regelte. Nach der Fassung vom 20.1.1941 konnten die Anordnung erlassen: 
(1) für das ganze GG die Hauptabteilung Innere Verwaltung, der die Abteilung 
Bevölkerung und Fürsorge unterstand, (2) für einen Distrikt die jeweiligen Gou­
verneure, (3) für die Kreise der jeweilige Kreis- bzw. Stadthauptmann. Der BdS 
bat, den § 3 um folgende Regelung zu ergänzen: „Beim Vorliegen sicherheitspoli­
zeilicher Gründe" sollte auch die Sipo befugt sein, diese Anordnung zu erlassen, 
und zwar der BdS für das ganze GG, der jeweilige KdS für einen Distrikt.104 

Die Verfasser der Verordnung hüteten sich geflissentlich, im Text den eigentli­
chen Grund für die Neufassung der Aufenthaltsverordnung beim Namen zu 
nennen. Es ging ja darum, die geplanten Deportationen in die Vernichtungslager 
„rechtlich" abzusichern. In der Begründung wurden einerseits die „Judenfrage" 
allgemein und die damit verbundenen „Erscheinungen" erwähnt: der „jüdische 
Schleichhandel", das „Schiebertum" und die „Seuchengefahr", die von Juden 
ausgingen. Andererseits mußte die Verordnung so formuliert werden, daß diese 
in der Praxis der geplanten „Endlösung" anwendbar war. Dieses Ziel erreichte 

102 Entwurf einer VO über Aufenthaltsverbote ... im GG, 20.01.1942: AGK NTN 335, 
BI.107f. 

103 Dr. Middeldorf an Abt. Polizeiangelegenheiten, 9.2.1941: AGK NTN 335, Bl. 111. 
104 BdS im GG an Amt für Gesetzgebung, 19.2:1942: AGK NTN 335, B1.135f. 
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m a n m i t d e m r h e t o r i s c h e n Kunstgriff , d e n E n t w u r f zu e r l ä u t e r n , o h n e die „ E n d ­

l ö s u n g " be im N a m e n zu n e n n e n : 

„Die jetzige Fassung der Verordnung vermeidet bewußt die Angabe von Gründen für Auf­
enthaltsverbote und Aufenthaltsbeschränkungen. | . . . ] Eine erschöpfende Aufzählung von 
Gründen wäre auch heute, wo die Verhältnisse immer noch im Fluß sind und sich immer 
wieder neue Gründe für derartige Anordnungen | . . . | ergeben können, nicht möglich: Eine 
solche Aufzählung würde die Gefahr in sich schließen, daß Ausweisungen, die nach Lage 
der Dinge unbedingt nötig wären, nicht durchgeführt werden können, weil die Gründe da­
für in der Verordnung nicht enthalten wären." I 0 5 

Trotz der Tatsache, daß der Entwurf mehrmals nachgebessert und an die „Be­
dürfnisse" der Handelnden angepaßt wurde, trat die Verordnung nie in Kraft, 
denn die Ereignisse machten sie obsolet. Als man in Krakau über den Wortlaut 
der Verordnung noch eifrig diskutierte, lief die Ermordung der Juden bereits auf 
Hochtouren. Die SS-Mörder kümmerten sich wenig um die „gesetzlichen" 
Grundlagen für „Abschiebungen" der Juden „nach dem Osten" bzw. „über den 
Bug". Sie begannen den systematischen Mord an Juden im GG bereits am 16. 
März 1942. 

Ein anderer Hinweis, daß die Zivilverwaltung die geplante „Endlösung" or­
ganisatorisch vorbereitete, ist das Schreiben der Abteilung BuF an ihre Unterab­
teilung in Lublin vom 20. Januar 1942 (!). In diesem Schreiben forderte man 
Auskunft an über die Zahl der Ghettos, der jüdischen Wohnviertel und beson­
deren Judengemeinden mit Einwohnerzahl.106 

2.2.3 Die Endphase 

Im März 1942 befand sich die Zivilverwaltung mitten in ihren organisatori­
schen Vorbereitungen. Der Entwurf der neuen Aufenthaltsverordnung wurde 
lebhaft diskutiert und erst im Mai 1942 lag der nächste korrigierte Entwurf vor, 
als die „Endlösung" bereits seit zwei Monaten lief.107 Die Unterabteilung BuF 
im Distrikt Lublin bemühte sich, die von der Abteilung BuF am 20. Januar 1942 
angeforderte Übersicht über die Zahl der Ghettos, der jüdischen Wohnbezirke 
und ihrer Bewohner zusammenzustellen. Am 25. März 1941, als die Deporta-

105 Begründung des Entwurfs vom 20.01.1942,9.05.1942: AGK NTN 335, Bl. 146-147. 
106 Das erwähnte Schreiben wurde nicht überliefert, sein Inhalt läßt sich aber aus zwei 

Schreiben Türks vom 6. Februar 1942 und 11. April 1942 rekonstruieren, in denen er 
sich auf dieses Schreiben bezieht: APL GDL 270, Bl. 10, 12; es ist anzunehmen, daß die 
Unterabteilungen BuF in anderen Distrikten gleiches Schreiben erhielten. 

107 AGK NTN 335, Bl. 144-147. 
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tionen in die Vernichtungslager bereits seit 9 Tagen liefen, wurde Türk noch ein­
mal aufgefordert, endlich die Übersicht zusammenzustellen. Daraufhin bat 
Türk am 11. April 1942, davon Abstand zu nehmen, da wegen der „verschiede­
nen Umsiedlungen laufende Veränderungen" einträten.108 Die Täter aus den 
Reihen der Zivilverwaltung hatten vor, systematisch und planmäßig vorzuge­
hen. Die SS-Mörder neigten dagegen eher zum Improvisieren, sie starteten die 
„Aktion" ohne auf diese Übersicht zu warten. 

Anfang März 1942 wurde der Bau des Vernichtungslagers in Bełżec abge­
schlossen: Der systematische Massenmord an Juden konnte beginnen. Die Re­
gierungsstellen in Krakau wurden davon informiert und unternahmen ihrerseits 
entsprechende Schritte, um die kommende „Aktion" mit dem Stab der „Aktion 
Reinhardt" zu koordinieren. 

Am 3. März 1942 teilt Bühler dem Chef des Distrikts Lublin, Zörner, mit, 
daß „im Rahmen der Gesamtlösung des Judenproblems im europäischen Raum 
die Errichtung eines Durchgangslagers für aus bestimmten Teilen des Reiches zu 
evakuierende Juden in Lublin erforderlich geworden fistl". Ferner kündigte er 
an, daß „im Laufe des nächsten Monats insgesamt 14.000 Juden vorüberge­
hend im Distrikt Lublin Aufenthalt nehmen".109 Dieses Schreiben ging in der 
Kanzlei des Gouverneurs Zörner am 6. März ein. Zörner leitete es an die Unter­
abteilung BuF über die Abteilung Innere Verwaltung weiter, wo es erst nach 
dem 9. März eingetroffen sein dürfte.110 

Am 4. März 1942 telegraphierte Siebert, der Leiter der HA Innere Verwal­
tung, nach Lublin an die Unterabteilung BuF und wies diese ausdrücklich an, 
„dem SS- und Polizeiführer in Lublin bei seinen Maßnahmen behilflich [zu] 
sein". Diese Anweisung bekräftigte Major a.D. Ragger, der Referent des Refe­
rats V in der Abteilung BuF in Krakau, am 7. März 1942 in einem Telefonat mit 
Fritz Reuter, dem Referenten der Unterabteilung BuF in Lublin. Beide waren 
u.a. für Umsiedlungen zuständig. Ragger verlangte ausdrücklich, „das Ein­
vernehmen mit dem SS- und Polizeiführer herzustellen und zu pflegen" und 
betonte, „daß auf dieses Einvernehmen größter Wert gelegt wird."111 Reuter 
versuchte daraufhin über mehrere Tage vergeblich, mit dem Stab der „Aktion 
Reinhardt" Kontakt aufzunehmen. Erst am 16.3.1942 um 17.30 Uhr kam es zu 
einer Unterredung mit Höfle, dem „zuständigen Sachbearbeiter für Judenaus-

108 Das Schreiben vom 25.3.1942 ist zwar nicht überliefert, Türk bezieht sich aber in seinem 
Antwortschreiben vom 11.4.1942 darauf: APL GDL 270, Bl. 10, 12. 

109 Bühler an Zörner, 3.3.1942: APL GDL 270, B1.30. 
110 Dies geht aus der Randbemerkung hervor: Ebenda. 
111 Vermerk vom 17.3.1942, Reuter: APL GDL 270, Bl. 33 f. 
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Siedlungen".112 Wenige Stunden später, gegen 22 Uhr, begann die „Aktion 
Reinhardt" mit der „Räumung" des Lubliner Ghettos. 

Am 9. März 1942 ordnete der Referent des Referats X in der Abteilung BuF, 
Heinrich, an, daß „Errichtung und Abhaltung von kurzfristigen Handwerker-, 
Umschulungs- und landwirtschaftlichen Fachkursen für Juden" im ganzen GG 
nicht mehr zu genehmigen seien.113 Der Grund dieser Verfügung lag darin, daß 
angesichts der geplanten „Endlösung" aus der Sicht der Behörden weitere Kurse 
reine Verschwendung waren. 

Am 11. März 1942 beantragte Gouverneur Zörner in einer Regierungssit­
zung „einen finanziellen Zuschuß für die Entgasung von Ghetto-Wohnungen in 
Lublin, in denen man Polen unterbringen wolle. Diese Wohnungen würden 
dringend benötigt, damit von Polen benutzte Wohnblocks zur Unterbringung 
von Deutschen frei würden."114 

Wie man sieht, waren im März 1942 die Regierungsstellen in Krakau und die 
Distriktsverwaltung in Lublin davon unterrichtet, daß die „Endlösung" im GG 
bald beginnen werde. Es war für alle klar, daß Odilo Globocnik diese „Aktion" 
zu leiten habe. Innerhalb des Verwaltungsapparats übernahm die Abteilung 
BuF in Krakau auf der zentralen Ebene und die Unterabteilung BuF auf der Di­
striktsebene die Aufgabe, die kommenden Deportationen mit dem Stab der 
„Aktion Reinhardt" zu koordinieren. Der Versuch der Lubliner Unterabteilung 
BuF, direkten Kontakt mit Globocniks Stab aufzunehmen, gelang aber erst we­
nige Stunden vor dem Beginn der ersten Deportationen in Lublin. 

2.3 Die Aussiedlung aus Mielec 

Eine Sonderstellung in der Vorbereitungsphase der „Endlösung" im GG nimmt 
die Aussiedlung der Juden aus Mielec im Distrikt Krakau ein, die Anfang März 
1942 stattfand. Die Aussiedlung aus Mielec führte das Referat V (Leiter Major 
a. D. Ragger) der Abteilung BuF in Krakau zusammen mit der für die Stadt Mie­
lec zuständigen Kreishauptmannschaft in Dębica durch.115 Bei der „Aktion" 

112 Ebenda. 
113 Heinrich an BuF in Krakau, Warschau, Lublin, Radom, 9.3.1942: AGK NTN 335, Bl. 67. 
114 AGK Diensttagebuch, Bd. XXIV, S.61. 
115 Beschluß des Oberlandesgerichts (Schleswig-Holstein) in der Strafsache gegen Dr. Fried­

rich Schmidt vom 22.1.1973: ZStL 6 AR-Z 40/62, ß\. 2435; Friedrich Schmidt, der zu die­
ser Zeit der stellvertretende KH in Dębica war, gab bei der Vernehmung an, er habe sich 
an dieser Aktion beteiligt. 
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kam es zu schweren Übergriffen mit zahlreichen Toten.116 Man sonderte alte 
und kranke Personen sowie zum Teil Kinder aus, brachte sie in den nahegelege­
nen Wald und erschoß sie dort.117 

Die Entscheidung für diese Aussiedlung war nach Aussage von Weirauch, 
dem ehemaligen Leiter der Abteilung BuF in Krakau, bereits im Dezember 1941 
gefallen. Es habe sich dabei um eine Sonderaktion gehandelt, man habe Juden 
aus Mielec aus „Sicherheitsgründen"aussiedeln müssen, so Weirauch. Er habe 
sich aber nicht erinnern können, um welche Sicherheitsgründe118 es sich dabei 
gehandelt habe.119 

Die Vorbereitungen für die Räumung des Ghettos in Mielec traf die Abteilung 
BuF in Krakau bereits im Januar 1942,120 allerdings habe der Termin der Aktion 
wegen der ungünstigen Witterungsverhältnisse (Kälte) und dem Mangel an 
Transportraum verschoben werden müssen, wie Weirauch behauptet.121 Erst 
Anfang März 1942 war man soweit, diese Aussiedlung in Angriff zu nehmen. 

Am 7. März teilte Ragger der Unterabteilung BuF in Lublin telefonisch mit, 
daß „diese Aktion am Montag [dem 9. März, B.M.] an[läuft]". Ferner forderte 
Ragger den U-Abteilungsleiter Türk auf, sich mit SSPF Globocnik in Verbin­
dung zu setzen, mit diesem „Einvernehmen zu pflegen" und Globocnik „so weit 
wie notwendig helfend zur Seite zu stehen".122 Es ging offensichtlich u.a. 
darum, die Ausgesiedelten aus Mielec in die „Aktion Reinhardt" einzubeziehen, 
d. h. gleich ermorden zu lassen. Der Unterabteilung BuF gelang es aber erst am 
16. März 1942, den Kontakt mit dem Stab des SSPF herzustellen, als die Trans­
porte aus Mielec im Distrikt Lublin bereits eingetroffen waren.123 

Am 10. März 1942 telegraphierte Ragger an die Unterabteilung BuF in Lublin 
und teilte mit, daß „am 11. März 1942 ein Transport mit 2.000 Juden von Mie-

116 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61, Bd. I, S. 57. 
117 Judenvernichtung im Distrikt Krakau, Ausarbeitung der ZSdL, S.2833. 
118 Diese Erklärung erscheint aus deutscher Sicht durchaus „plausibel", wenn man bedenkt, 

daß sich in der Nähe von Mielec ein großer Truppenübungsplatz befand, wo u.a. im 
Jahre 1943 nach Bombardierung von Peenemünde die V-Waffen getestet wurden. In der 
Stadt Mielec selbst befand sich eine Flugzeugfabrik. 

119 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61, Bd.I, S. 78 f. 
120 Vgl. Schriftwechsel vom Januar und Februar 1942, in: „Akcje" i „Wysiedlenia". Doku­

menty i materiały do dziejów okupacji niemieckiej w Polsce, hrsg. von Józef Kermisz, 
Łódź u. a. 1946, Bd. II, S. 10-19. 

121 Verfügung der StA Mainz vom 23.5.1966: ZStL 208 AR 1434/61, Bi. 1357. 
122 Aktennotiz vom 9.3.1942. Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S. 22. 
123 Schreiben vom 12.3.1942 und Vermerk Reuters vom 17.3.1942. Ebenda, S.27, 32-33. 



226 Dritter Teil: Die Zivilverwaltung im Generalgouvernement 

lec mit Zielstation Parczew und Międzyrzec [abgeht]".124 Drei Tage später, am 
13.3.1942, drahtete wiederum Ragger an die Unterabteilung BuF in Lublin: 
„Am Sonntag den 15. März 1942 abgeht ein Transport mit 2.000 Juden von 
Mielec nach Zielstation Hrubieszów und Susiec. [...] Hiermit ist die Aktion Ju­
denaussiedlung aus Mielec beendet."125 Etwa 100 bis 300 Juden aus Mielec 
brachte man in ein Arbeitslager in Mielec bei der dortigen Flugzeugfabrik. Die 
Zahlen der „Ausgesiedelten" entsprach ungefähr der Gesamtheit der kleinen jü­
dischen Gemeinde in Mielec.126 

Dies war die erste Deportation einer ganzen jüdischen Gemeinde im GG. 
Darüber hinaus weist diese Aktion noch eine andere Besonderheit auf. Die Ab­
teilung BuF ließ nämlich alle Juden aus Mielec in die östlichen Teile des Distrikts 
Lublin deportieren, und zwar in das Einzugsgebiet der Vernichtungslager von 
Bełżec und Sobibór! So leitete man etwa 200 jüdische Umsiedler nach Sosno­
wica (etwa 30-40 km von Sobibór), etwa 800 nach Włodawa, 7 km von Sobibór 
entfernt, 500 Juden nach Cieszanów, 28 km von Bełżec entfernt, 843 Juden nach 
Dubienka, etwa 50 km von Sobibór entfernt, 500 gingen nach Bełz, das in einer 
Entfernung von etwa 40 km von Bełżec liegt.127 Nach Międzyrzec gelangten etwa 
750 Umsiedler, dieser Ort ist etwa 70-80 km von Sobibór entfernt. Diese geringe 
Entfernung der Zielorte von einem der zwei Vernichtungslager im Distrikt Lublin 
war mit Sicherheit kein Zufall.128 Vielmehr ist diese Aussiedlung als ein Bestand­
teil der „Aktion Reinhardt" anzusehen, die fast zeitgleich anlief. 

Der erste Transport aus Mielec traf am 12. März in den Kreisen Cholm und 
Radzyń und der zweite am 16. März 1942 in den Kreisen Zamość und Hrubie­
szów ein. Als der zweite Transport am 16. März 1942 im Distrikt Lublin eintraf, 
schlug der Referent der Unterabteilung BuF in Lublin, Fritz Reuter, dem zustän­
digen Sachbearbeiter für Judenaussiedlungen im Stabe der „Aktion Reinhardt", 
Höfle, vor, die Juden aus Mielec nach Bełżec zu verschicken: „Über die jetzt von 
uns aus laufenden Judentransporte orientiert, erklärte H. [Höfle], daß von den 

124 Major Ragger an Unterabteilung BuF in Lublin, 10.3.1942: ZStL 208 AR 1434/61, 
Bl. 168. 

125 Major Ragger an Unterabteilung BuF in Lublin, 13.3.1942: Ebenda, Bl. 169. 
126 Weichen, Teil II, S. 39 f. 
127 Bericht der Unterabteilung BuF (Türk) für März 1942 vom 7.4.1942. Faschismus-Getto-

Massenmord, S.271; Vermerk vom 11.3. und 12.3.1942 sowie JSS Hrubieszów an JSS in 
Lublin, 19.3.1942: ZIH, JUS, Sign. 11. 

128 Insgesamt also kamen nach offiziellen Angaben der Abteilung BuF knapp 3.600 „Um­
siedler" in Zielorten an, also 400 weniger als aus Mielec abgegangen waren. Gilbert 
nennt dagegen die Zahl von 4.500 Juden, die aus Mielec deportiert, direkt nach Bełżec 
transportiert und auch ermordet worden seien, was offensichtlich nicht richtig ist. Gil­
bert, Endlösung, S. 90-91. 
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500 in Susiec angekommenen Juden die nichtarbeitsfähigen aussortiert und 
nach Belzec geschickt werden können."129 Hierbei sei erwähnt, daß die Mehr­
zahl der „Aussiedler" aus Mielec Frauen und Kinder waren, und diese waren 
aus deutscher Sicht nicht arbeitsfähig.130 

Die überlieferten Quellen lassen den Schluß zu, daß die Abteilung BuF die Ju­
den aus Mielec in den Distrikt Lublin deportieren ließ in der Erwartung, daß die 
Opfer bald nach ihrer Ankunft in die anlaufende „Aktion Reinhardt" einbezo­
gen, d.h. selektiert und ermordet werden würden, was dann tatsächlich ge­
schah.131 Weirauch und seine Mitarbeiter handelten aus ihrer Sicht logisch: Sie 
leiteten eine „notwendige" Aussiedlung von Juden in das Einzugsgebiet von 
Vernichtungslagern, das eine war bereits fertig (Bełżec), das andere befand sich 
noch im Bau (Sobibór). Eine Aussiedlung in andere Gebiete des GGs wäre ver­
waltungstechnisch unsinnig gewesen, da bereits feststand, daß früher oder spä­
ter das ganze GG von der „Endlösung" erfaßt werden würde. 

2.4 Die Zivilverwaltung im GG - Chronologie der Vorbereitungsmaßnahmen 
für die „Aktion Reinhardt": Oktober 1941 - März 1942 

Es folgt eine Zusammenstellung der Eckdaten und Ereignisse, welche die aktive 
Beteiligung der Zivilverwaltung im Generalgouvernement an Vorbereitungen 
zur „Aktion Reinhardt" belegen oder darauf hindeuten. 
14. Oktober 1941: Rosenberg erklärt Hans Frank gegenüber, daß in der näch­

sten Zukunft keine „Abschiebungen nach dem Osten" möglich seien. 
17. Oktober 1941: Frank, Boepple, Zörner, Engler und Globocnik vereinbaren, 

daß die Lubliner Juden bis auf die benötigten Handwerker aus der Stadt 
„evakuiert" werden. Zunächst sollten 1.000 Juden „über den Bug" abge­
schoben werden. In einer Rede erwähnt Frank beiläufig einen „besonderen 
Auftrag vom Führer", der im Distrikt Lublin zu erledigen sei. 

21. Oktober 1941: Die Neubildung von Ghettos im Distrikt Galizien wird ge­
stoppt, „da die Hoffnung besteht, daß die Juden in naher Zukunft aus dem 
Generalgouvernement abgeschoben werden könnten". Im Alt-GG galt der 
Stop seit Sommer 1941. 

28. November 1941: Krüger beschwert sich bei Heydrich, „der Generalgouver­
neur (sei) bestrebt, die Behandlung des Judenproblems völlig an sich zu zie-

129 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl.33-34. 
130 Bericht der Unterabteilung BuF (Türk) für März 1942 vom 7. 4.1942, in: Faschismus-

Getto-Massenmord, S.271. 
131 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 1434/61, Bd.I, BL 95. 
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hen"132. Er konnte dabei nur die Ermordung der Juden gemeint haben, 
denn für die übrigen Judenangelegenheiten im GG war seit Sommer 1940 
die Zivilverwaltung ohnehin zuständig. 

29. November 1941: Frank erhält eine Einladung zur Teilnahme an der Wann­
see-Konferenz. 

13. Dezember 1941: Während einer Tagung der Reichs- und Gauleiter der 
NSDAP, an der auch Frank teilnimmt, verkündet Hitler den Beschluß, alle 
europäischen Juden zu ermorden. 

16. Dezember 1941: Hans Frank kündigt in einer Regierungssitzung in Krakau 
die Ermordung aller europäischen Juden an. 

16. Dezember 1941: Eine Sitzung im kleineren Kreis findet statt, daran nehmen 
teil: Dr. Hans Frank, Dr. Josef Bühler, Dr. Boepple, Dr. Rümelin, Wester-
kamp, Zörner, BdS Schöngarth, SSPF Globocnik.133 Über den Inhalt ist 
nichts überliefert. Die Zusammensetzung läßt jedoch die Vermutung zu, daß 
dabei die geplante „Endlösung" besprochen worden ist. 

16. Dezember 1941: Verfügung Bühlers: Von nun an dürfen alle Umsiedlungen, 
die mehr als 50 Personen erfassen, nur mit Genehmigung der Abteilung BuF 
erfolgen. 

Januar 1942: Die Aussiedlung der Juden aus Mielec in den Distrikt Lublin 
vorbereitet. 

20. Januar 1942: Bühler nimmt an der Wannsee-Konferenz teil. 
20. Januar 1942: Ein Entwurf der neuen Aufenthaltsverordnung wird in Um­

lauf gebracht, eine lebhafte Diskussion dieses Entwurfes setzt ein. 
20. Januar 1942: Die Abteilung BuF weist ihre Unterabteilung in Lublin an, eine 

Übersicht über die Ghettos, Judensammelorte und ihre Einwohnerzahlen 
anzufertigen. 

3. März 1942: Bühler teilt Zörner mit, daß in Lublin ein Durchgangslager für 
die aus dem Reich zu evakuierenden Juden errichtet wird. 

4. März 1942: Siebert, der Leiter der HA Innere Verwaltung, weist die Unterab­
teilung BuF in Lublin an, „dem SS- und Polizeiführer bei seinen Maßnahmen 
behilflich zu sein". 

7. März 1942: Ragger, Referent in der Abteilung BuF in Krakau, fordert die 
Unterabteilung BuF in Lublin auf, „das Einvernehmen mit dem SS- und Poli­
zeiführer herzustellen und zu pflegen". 

132 Vermerk Eichmanns vom 1.12.1941, in: Pätzold/Schwarz, Tagesordnung: Judenmord, 
S.90f. 

133 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.451. 
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9. März 1942: Die Abteilung BuF verbietet das Einrichten und das Abhalten 
von Handwerkskursen für Juden. 

11. März 1942: Zörner beantragt Mittel, um die Ghetto-Wohnungen zu entseu­
chen. 

13. März 1942: Der erste Transport aus Mielec rollt in Richtung Włodawa und 
Międzyrzec, Distrikt Lublin. 

15. März 1942: Der zweite Transport aus Mielec rollt in Richtung Hrubieszów 
und Zamość. 

16. März 1942: Die Räumung des Lubliner Ghettos beginnt: Die „Aktion Rein­
hardt" läuft an. 

3 Die „Aktion Reinhardt" und die Deportationen in die Vernichtungslager: 
März 1942 - Sommer 1942 

Die gängige These in der Holocaust-Forschung lautet, den Völkermord an Ju­
den im GG habe Globocnik mit den SS- und Polizeikräften weitgehend selbstän­
dig begangen. Zu diesem Schluß kommt man, wenn man untersucht, wie die 
Räumung der größeren Ghettos wie Warschau, Lublin oder Radom verlief. In 
der Tat, diese „Aussiedlungsaktionen" führten SS und Polizei durch. Sie liqui­
dierten auch im Herbst 1942 die verschiedenen kleineren Ghettos in vielen Ort­
schaften des GGs. Die Beteiligung der zivilen Behörden an diesem Genozid 
wurde dagegen in der bisherigen Forschung entweder „übersehen" oder nur am 
Rande behandelt. Eine Ausnahme stellen die neuesten Untersuchungen von Die­
ter Pohl über Judenverfolgung im Distrikt Lublin und Galizien sowie von Tho­
mas Sandkühler über den Ablauf der „Endlösung" im Distrikt Galizien dar. 
Beide weisen ausdrücklich darauf hin, daß sich die zivilen Behörden an der Ju­
denvernichtung aktiv beteiligten. 

3.1 Die Räumung des Ghettos in Lublin: Der Auftakt der „Aktion Reinhardt" 

Am 16. März 1942 gegen 22 Uhr begannen die Kräfte Globocniks, des SSPF in 
Lublin mit der „Räumung" des Ghettos in Lublin.134 Einen Tag später traf der 
erste Transport mit Juden aus Lublin im Vernichtungslager Bełżec ein. Dies war 

134 Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 113-117. 
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der eigentliche Auftakt der „Aktion Reinhardt" im Generalgouvernement.135 

Die Deportationen nach Bełżec erfaßten bald auch andere Ortschaften des Di­
strikts. Bis zum 30. März 1942 verschickten die Täter nach eigenen Angaben: 
18.000 Juden aus dem Lubliner Ghetto und 7.550 aus Piaski (Kreis Lublin-
Land), Izbica (Kreis Krasnystaw) sowie aus Wąwolnica und Opole (Kreis 
Puławy) nach Bełżec.136 Die „Aussiedlungsaktion" in der Stadt Lublin, die bis 
zum 20. April dauerte, lief darauf hinaus, das Lubliner Ghetto vollständig zu 
räumen. Im April 1942 richtete der KdS ein neues Ghetto für die übriggebliebe­
nen „Arbeitsjuden" in Majdan Tatarski, einem Vorort von Lublin, ein.137 

Die „Aussiedlungen" aus den Kreisen des Distrikts Lublin hingen dagegen 
eng mit den Deportationen von Juden aus dem Reich, dem Protektorat und der 
Slowakei zusammen. Diese „Aussiedlungen" erfolgten nach dem sogenannten 
„Austauschprinzip": Die polnischen Juden wurden nach Bełżec deportiert und 
dort ermordet. Die entleerten Ghettos füllte man mit nichtpolnischen Juden auf. 
Aus dem Protektorat verschickten die Reichsbehörden vom 11. März bis 13. 
Juni 1942 in den Distrikt Lublin insgesamt 14.000 Juden. Das größte Kontin­
gent setzte sich aus slowakischen Juden zusammen und bestand aus knapp 
40.000 Personen, die vom 27. März bis zum 14. Juni 1942 dort ankamen. Die 
letzten 10 Transporte aus der Slowakei mit 10.000 Opfern, die zwischen dem 1. 
und 14. Juni eintrafen, leitete man direkt nach Sobibór.138 

Aus Wien kamen vom 9. April bis 17. Juni 1942 insgesamt 6.000 Juden, wo­
bei der letzte Transport mit 996 Personen ohne Zwischenstation nach Sobibór 
geleitet wurde. Hinzu kamen 21 Transporte aus dem Reich, die zwischen dem 
13. März und 30. Juni 1942 mit insgesamt 19.000 Personen eintrafen. Die letz­
ten 8 Transporte aus dem Reich wurden in Lublin aufgeteilt: Die Arbeitsfähigen 
gingen nach Majdanek, die Arbeitsunfähigen ermordete man in Sobibór.I39 Alle 
diese „Umsiedlungen" erfolgten nach dem „Austauschprinzip", wie dies bei­
spielsweise im März 1942 in Piaski geschah: „Aus Piaski 3.400 [ortsansässige, 
B. M.] Juden heraus; 2.000 Reichsjuden kamen hinein - 1.000 Reichsjuden wer­
den erwartet."140 

Der Grund, warum sich die Mörder anfangs so viel „Mühe" machten, ist ver­
mutlich darauf zurückzuführen, daß man versuchte, dieses Genozid geheimzu-

135 Zeitgleich begannen die Deportationen in das Vernichtungslager Bełżec aus dem Distrikt 
Galizien. Vgl. Pohljudenverfolgung, S. 186-188; Sandkühler, Endlösung, S.208-212. 

136 Vermerk Türks vom 30.3.1942: APL GDL 273, B1.27. 
137 Pohl, Judenpolitik, S. 113-117. 
138 Kiełbon, Migracje, S. 141-146. 
139 Ebenda. 
140 Vermerk Türks vom 30.3.1942: APL GDL 273, B1.27. 
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halten. Sonst wäre es viel „einfacher" gewesen, die „Reichsjuden" direkt nach 
Bełżec oder Sobibór zu schicken und sie dort zu ermorden. Allerdings wäre in 
solchen Fällen in der Heimat der Opfer gleich der Verdacht aufgekommen, daß 
die Deportierten ermordet worden seien und nicht umgesiedelt, wie vorgegeben 
wurde, da es keine Nachrichten von den Deportierten gegeben hätte. Wie es 
scheint, wollte man dies anfangs auf jeden Fall vermeiden. Im Oktober 1941 
klagte Goebbels: „Unsere intellektuellen und gesellschaftlichen Schichten ha­
ben plötzlich wieder ihr Humanitätsgefühl für die armen Juden entdeckt."141 

Erst nach einer „Galgenfrist" wurden die Opfer ermordet. Goebbels schrieb am 
27. März 1942 in sein Tagebuch: „Die in den Städten des Generalgouverne­
ments freiwerdenden Ghettos werden jetzt mit den aus dem Reich abgeschobe­
nen Juden gefüllt, und hier soll sich dann nach einer gewissen Zeit der Prozeß er­
neuern." , 4 2 

Die letzten Transporte vom Mai/Juni 1942 gingen aber bereits teilweise di­
rekt in die Vernichtungslager. Später hielt man den Aufwand wohl für zu groß, 
als möglicherweise die befürchteten Proteste ausblieben. Im GG dagegen, wo 
das ganze polnische Volk durch den permanenten Terror paralysiert war, konn­
ten die Mörder schalten und walten, ohne sich um die öffentliche Meinung oder 
um diplomatische Schwierigkeiten (z. B. mit der Slowakei) kümmern zu müssen: 
Der Osten war für die Nazis ein rechtsfreier Raum. 

Es stellt sich nun die Frage, welche Rolle die zivilen Behörden bei den ersten 
„Aussiedlungen" spielten. Wie schon ausgeführt, führte Globocnik mit seinen 
Kräften die Räumung des Ghettos in Lublin durch. Die Distriktsverwaltung 
war zwar unterrichtet, spielte dabei jedoch eine untergeordnete Rolle. Zörner 
beantragte bereits am 11. März Mittel, um Ghetto-Wohnungen nach der Räu­
mung zu entseuchen. An den unmittelbaren Vorbereitungen der „Aktion" betei­
ligte sich das Arbeitsamt Lublin: 

„Vor Beginn der Aktion fand eine Besprechung zwischen dem SS- und Polizeiführer und 
dem Arbeitsamt statt, durch die sichergestellt wurde, daß die laufenden Arbeiten während 
der Aussiedlungsaktion nicht gestört wurden. Die Juden erhielten in ihrer Meldekarte einen 
Stempelaufdruck durch das Arbeitsamt und gleichzeitig durch den SD und wurden anhand 
dieser Ausweise von der Aussiedlung freigestellt. Diese Ausweise haben neuerdings ihre 
Gültigkeit verloren und wurden durch J'-Ausweise des Polizeidirektors beim Stadthaupt­
mann ersetzt. "14 , ł 

141 Goebbels Tagebücher, Bd. 2, S. 194. 
142 Ebenda, Bd. 3, S. 561. 
143 Bericht des Arbeitsamtes Lublin für Monat März 1942 vom 7.4.1942: APL Arbeitsamt 

Lublin 8, Bl. 39. 
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In der Praxis jedoch verloren der Stadthauptmann und damit auch die Distrikts­
verwaltung mit dem Beginn der Räumung ihre Zuständigkeit für die Judenan­
gelegenheiten in der Stadt, obwohl es noch keinen offiziellen Erlaß in dieser 
Hinsicht gab. Von nun an bestimmte Globocnik, der sich auf besondere Voll­
machten berufen konnte, mit seinem Apparat die antijüdische Politik in der 
Stadt. Die Distriktsverwaltung machte Globocnik den Anspruch nicht streitig, 
sondern fügte sich. Als im Distrikt Lublin die ersten „Judentransporte" aus dem 
Reich eintrafen, stellte sich die Frage, ob Reichsjuden wie bisher den gelben 
Stern weiter tragen oder ob sie vielleicht Armbinden wie die polnischen Juden 
anlegen sollten. Um diese Frage zu klären, rief Türk am 25. März 1942 den 
Hauptsturmführer Höfle an und fragte nach seiner Meinung. Höfle wünschte, 
daß die „besondere Kennzeichnung" der „ReichsJuden" aufrechterhalten 
bleibe.144 

Bereits am 5. April 1942 ordnete Zörner an: „Alle aus dem Reichsgebiet eva­
kuierten Juden haben ihre bisherige [...] vorgeschriebene Kennzeichnung durch 
gelben Davidstern auf der Brust im GG zu tragen."145 Auch beim Arbeitseinsatz 
der „Reichsjuden" akzeptierte die Zivilverwaltung die Zuständigkeit des Stabes 
des SSPF. So wandte sich der Kreishauptmann Weihenmaier aus Zamość über 
die Unterabteilung BuF an Höfle, ob er aus Izbica (Kreis Krasnystaw) 200 
„Reichsjuden" „zur Arbeit heranziehen" könne. Höfle bejahte diese An­
frage.146 Unter „normalen" Umständen hätte er beim zuständigen Arbeitsamt 
oder beim Kreishauptmann in Krasnystaw anfragen müssen. 

Für die Stadt Lublin sanktionierte Zörner den Verlust der Kompetenzen für 
die Judenangelegenheiten am 16. April 1942, indem er seine früheren Aufent­
haltserlasse aufhob. Gleichzeitig erklärte er den KdS als zuständig für die Ghet-
toisierung und die jüdische Zwangsarbeit.147 

Bei den Aussiedlungen in den Kreisen, die nach dem „Austauschprinzip" ab­
liefen, übte die Zivilverwaltung dagegen einen größeren Einfluß aus als bei der 
Räumung des Lubliner Ghettos. Wie oben ausgeführt, informierte Bühler den 
Gouverneur Zörner mit dem Schreiben vom 3.3.1942, daß in Lublin ein Durch­
gangslager für die aus dem Reich zu evakuierenden Juden einzurichten sei. Die 
Unterabteilung BuF in Lublin erhielt die Aufgabe, die „Aktion" zwischen dem 

144 Vermerk Türks vom 25.3.1942: APL GDL 270, Bl. 35. 
145 Amtsblatt des Gouverneurs des Distrikts Lublin, Anordnung Nr. 4 vom 1. April 1942: 

AGK NTN 334, Bl. 17v. 
146 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl 34. 
147 Anordnung über Aufenthaltsbeschränkungen im Bereich der Stadt Lublin vom 

16.4.1942. Amtsblatt des Gouverneurs des Distrikts Lublin, S. 22-23: AGK NTN 334, 
Bl. 119-120. 
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Stab der „Aktion Reinhardt" und der Zivilverwaltung zu koordinieren. Das er­
ste Gespräch zwischen Fritz Reuter, dem Referenten der Unterabteilung BuF in 
Lublin, und Höfle, dem „Sachbearbeiter für Judenaussiedlung" im Stabe Glo-
bocniks, fand aber erst am 16. März 1942 statt, als bereits die ersten Transporte 
mit „ReichsJuden" im Distrikt eingetroffen waren und nur wenige Stunden be­
vor Globocnik das Lubliner Ghetto zu „räumen" begann.148 

Der erste „Judentransport" mit 1.000 „Umsiedlern" aus dem Reich kam am 
13. März 1942 in Izbica, Kreis Krasnystaw an. Der nächste mit 1.000 Perso­
nen - diesmal aus dem Protektorat - traf dort wahrscheinlich 2 Tage später 
ein.149 Die Ankunft und Unterbringung dieser Transporte sprach Höfle direkt 
mit Adolf Schmidt, dem Kreishauptmann in Krasnystaw, ab. Höfle besuchte 
Schmidt persönlich und vereinbarte, daß dieser 6.000 Reichsjuden aufzuneh­
men habe „gegen die Zusicherung, daß sein Kreis als erster überhaupt von Ju­
den später frei gemacht würde". Ferner versprach Höfle dem Kreishauptmann, 
20.000 ZI zur Verfügung zu stellen, um die anfallenden Kosten zu decken.150 

Dieser Vereinbarung konnte Schmidt nur auf Anweisung von oben (Distrikts­
amt) hin zugestimmt haben, da sonst weder Globocnik noch Höfle Weisungsbe­
fugnis gegenüber Kreishauptleuten hatten. Zweitens ist es m. E. unwahrschein­
lich, daß ein Kreishauptmann von sich aus bereit gewesen wäre, 6.000 Juden in 
seinem Kreis aufzunehmen. 

In der Tat: Die Distriktsverwaltung Lublin verpflichtete die Kreishauptleute, 
mit dem Stab der „Aktion Reinhardt" bei „Judenaussiedlungen" zusammenzu­
arbeiten. Dies geht eindeutig aus einem Schreiben des Gouverneurs an die Kreis­
hauptleute vom 17.4.1942 hervor, in dem stand: „Gleichzeitig weise ich noch­
mals [Herv. B.M] darauf hin, daß die einzelnen Judenaussiedlungen in engster 
Zusammenarbeit mit dem SD durchzuführen sind."151 Dies bestätigte teilweise 
auch der ehemalige Kreishauptmann Lublin-Land, Ziegenmeyer, in seiner 
Nachkriegsaussage. Er konnte sich nämlich erinnern, „daß bei einer Dienstbe­
sprechung auf Distriktsebene in Lublin den anwesenden Kreishauptleuten be­
kanntgegeben worden sei, daß vorübergehend Juden im Durchgang aufgenom­
men werden müßten".152 

148 Vermerk Reuters vom 173.1942: APL GDL 270, Bl. 33-34. 
149 Kiełbon, Migracje, S. 142, 146; Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl. 34. 
150 Vermerk Türks vom 20.3.1942: APL GDL 273, Bl. 19. 
151 Gouverneur an Kreishauptleute und Stadthauptmann in Lublin, 17.4.1942 (Das Schrei­

ben verfaßte vermutlich der Leiter der Abt. Innere Verwaltung Dr. Haße): ZStL Doku­
mentensammlung zur „Beteiligung der Kreis- und Stadthauptleute an nationalsozialisti­
schen Verbrechen", BL 31. 

152 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61, Bd.I, S.44. 
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Wie ausgeführt, fand am 16. März 1942 die erste Unterredung zwischen Fritz 
Reuter von der Unterabteilung BuF in Lublin und Höfle statt. Zum ersten Mal, 
wie es scheint, erfuhr Reuter nähere Einzelheiten über die bereits laufende 
„Endlösung". Unter anderem unterrichtete Höfle Reuter über die geplanten 
„Judentransporte" in den Distrikt Lublin und über das Verfahren, nach dem 
man dabei vorzugehen gedenke. Der erste Grundsatz dabei lautete: „Nichtein-
satzfahige Juden kommen sämtlichst nach Belzec"; zweitens würden alle „ein­
satzfähigen Juden" in einem großen Lager erfaßt, das Höfle bauen wollte; drit­
tens, das Ghetto Piaski sollte von polnischen Juden freigemacht und dort ein 
„Sammelpunkt der aus dem Reich kommenden Juden" gebildet werden. Dar­
über hinaus erkundigte sich Höfle bei Reuter, „wo auf der [Eisenbahn-] Strecke 
Deblin-Trawniki 60.000 Juden ausgeladen werden können. [...] Abschließend 
erklärte er, er könne täglich 4-5 Transporte zu 1.000 Juden mit der Zielstation 
Belzec aufnehmen. Diese Juden kämen über die Grenze und würden nie mehr 
ins Generalgouvernement zurückkommen."153 

Von der Eisenbahnstrecke Deblin-Trawniki aus waren mit der Eisenbahn auf 
dem kürzesten Wege sowohl Bełżec als auch Sobibór zu erreichen. Auffallend ist 
die Zahl von 60.000 Juden, die Höfle nannte und die in den Distrikt Lublin de­
portiert werden sollten. Tatsächlich trafen vom März bis Juni 1942 etwa 79.000 
nichtpolnische Juden ein, wobei die letzten Transporte meist direkt in den Ver­
nichtungslagern endeten.154 Bühler kündigte dagegen mit dem Schreiben vom 
3. März 1942 die Deportation von „nur" 14.000 Juden an.155 Dies bedeutet, 
daß Bühler wie die Regierung in Krakau über die Stärke der ankommenden 
Transporte und auch den Zeitpunkt der Ankunft nicht genau unterrichtet wa­
ren. Denn Bühler schrieb dort, daß „im Laufe des nächsten Monats" diese Ju­
den „vorübergehend im Distrikt Lublin Aufenthalt nehmen", d.h. im Monat 
April. Die ersten „Judentransporte" in Richtung Distrikt Lublin rollten aber be­
reits eine Woche später ein. Mit einem Wort: Die Regierung des GGs war über 
die Details der anlaufenden „Endlösung" nicht unterrichtet. Die Ereignisse 
überrollten die Beamten in Krakau. Dieser Umstand ist m. E. vor allem auf Kon­
kurrenzdenken der Handelnden untereinander zurückzuführen. Die Mörder 
wie Himmler und Globocnik waren sehr stolz auf ihre „Leistungen".156 Hinzu 

153 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl. 33-34. 
154 Kielbon, Migracje, S. 141-148. 
155 Bühler an Zörner, 3.3.1942: APL GDL 270, BL30. 
156 Himmler schrieb an Globocnik am 13. August 1942, als die „Aktion Reinhardt" auf 

Hochtouren lief, folgendes: „Arbeiten Sie weiter so tatkräftig wie bisher und ich glaube 
sicher, daß Sie in dieser schönen Arbeit [Herv. B.M.| Befriedigung finden.": BA BDC 
(Globocnik); in seiner berüchtigten Posener Rede im Jahre 1943 bezeichnete Himmler die 
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kam, daß Frank zu dieser Zeit seine größte Niederlage im Machtkampf mit 
Himmler erlitt.157 

3.2 Die Unterabteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge - ihre Zusammen­
arbeit mit dem Stab der „Aktion Reinhardt" 

Wie ausgeführt, stellte die Unterabteilung BuF in Lublin, namentlich Fritz Reu­
ter, erst am 16. März 1942 die Verbindung mit dem Stab der „Aktion Rein­
hardt" her. Während der Unterredung zeigte sich Höfle durchaus interessiert 
wie auch bereit, mit der Unterabteilung BuF zusammenzuarbeiten. So bat Höfle 
um Informationen, „wo auf der Strecke Deblin-Trawniki 60.000 Juden ausgela­
den werden können." Ferner erklärte er sich bereit, einen Teil der Mielec-Aus-
siedler, deren Vertreibung die Abteilung BuF organisiert hatte, in Bełżec „aufzu­
nehmen", d.h. zu ermorden.158 

Drei Tage später, am 19. März 1942, trafen erneut Vertreter der Unterabtei­
lung BuF in Lublin und des Stabes der „Aktion Reinhardt" zusammen. Diesmal 
waren das Richard Türk, der Leiter der Unterabteilung, und Obersturmführer 
Pohl, der Höfle vertrat. Sie fanden sich zusammen, „um die kommende Juden­
aktion, Aussiedlung heimischer Juden nach Rußland und Einsiedlung von 
Reichsjuden, zu besprechen". Man erörterte drei Fragen: 1. „Welche Orte an 
der Bahnlinie Lublin-Belzec aufnahmefähig sind. 2. Welche Orte [...] dazu ent­
leert werden müssen. 3. Die Aufstellung eines zeitlichen Planes für die Durch­
führung." Im Laufe der Unterredung hob Türk hervor, daß die „Arbeitsjuden" 
wegen ihres Einsatzes „zunächst nicht ausgesiedelt werden könnten und außer-

Judenvernichtung als „ein niemals zu schreibendes Ruhmesblatt unserer Geschichte". Zi­
tiert nach Aly/Heim, Vordenker, S. 454; Globocnik habe dagegen einmal erklärt: „Ich bin 
[...] der Ansicht, daß man Bronzetafeln versenken muß, auf denen festgehalten ist, daß 
wir den Mut gehabt haben, dieses große und notwendige Werk durchzuführen." In: Au­
genzeugenbericht zu den Massenvergasungen. Der Gersteinbericht, VfZ 1 (1953), S. 189-
194, hier S. 189. 

157 Dies gipfelte im „Canossagang" Franks vom 5. März 1942. An diesem Tag unterzogen 
Bormann, Lammers und Himmler den Generalgouverneur einem „kameradschaftli­
chen" Verhör. Dabei mußte Frank viele Zugeständnisse machen, u. a. sollte Zörner abbe­
rufen werden und auf seine Stelle Globocnik (!) als Gouverneur berufen werden. In der 
Folgezeit gelang es Frank jedoch, diese Abmachung zu hintertreiben. Mehr dazu Eisen­
blätter, Grundlinien, S. 235-258. 

158 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, Bl. 33-34. 
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dem die Ernährungsfrage159 auch eine gewisse Rolle spielen wird". Ferner si­
cherte Türk dem Stab Globocniks „jede mögliche Hilfe" zu. Abschließend ei­
nigte man sich, sich „nach Beschaffung [durch Türk] der für die Punkte 1 bis 3 
notwendigen Unterlagen" am 23. März 1942 zu treffen.160 

Nun machte sich Türk mit Schwung an die Arbeit. Zunächst setzte er sich mit 
den Kreishauptleuten in Verbindung, deren Kreise für die„Austauschaktionen" 
in Frage kamen. Einen Tag nach der Unterredung mit Pohl, am 20. März 1942, 
begaben sich Türk und Reuter persönlich nach Krasnystaw und Zamość, um 
die dortigen Kreishauptleute „über die zum Teil schon laufende und kommende 
Judenaktion vertraulich" zu unterrichten.161 Dieser Aufwand - die beiden fuh­
ren persönlich von Lublin aus nach Krasnystaw und Zamość (170 km hin und 
zurück), anstatt anzurufen - war ungewöhnlich in der bisherigen Praxis. Bei 
früheren „normalen" Aussiedlungen trieb man nicht so viel Aufwand, außer­
dem waren sie nie so „geheim" gehalten worden. 

Allerdings müssen Türk und Reuter ziemlich überrascht gewesen sein, als sie 
erfuhren, daß die beiden Kreishauptleute über die Modalitäten der laufenden 
„Aussiedlungen" bereits unterrichtet worden waren. Der Kreishauptmann 
Schmidt aus Krasnystaw wurde zuvor von Höfle persönlich eingeweiht. Der 
Kreishauptmann Weihenmaier war auch unterrichtet, obwohl er „über den 
Endablauf der Aussiedlung noch nichts [hatte] erfahren können".162 Unter 
„Endablauf" ist m. E. der Ablauf der Tötung zu verstehen, denn die Mitglieder 
der Zivilverwaltung wußten genau, daß die Juden vernichtet werden sollten. Es 
ist anzunehmen, daß der Kreishauptmann Ziegenmeyer, in dessen Kreis (Lu-
blin-Land) sich Piaski befand, ebenso direkt von dem Stab des SSPF unterrichtet 
wurde. Seine Dienststelle befand sich schließlich in der Stadt Lublin wie die 
Dienststelle des SSPF Globocnik. 

Türk und Reuter waren also recht überrascht, daß die Kreishauptleute 
Schmidt und Weihenmaier von den laufenden „Aussiedlungen" bereits infor­
miert waren. Unter diesen Umständen war es nicht mehr nötig, die übrigen Kreis­
hauptleute „persönlich" zu unterrichten. So rief Türk am 20.3.1942 den Kreis­
hauptmann Brandt in Puławy an, anstatt ihn aufzusuchen. In einem Vermerk 
Türks über diesen Anruf heißt es knapp: „Persönlich verständigt und sein Einver-

159 Aus dem Dokument geht nicht hervor, welche Rolle die „Ernährungsfrage" bei diesen 
Deportationen spielen sollte - hier kann man nur spekulieren. Nichtsdestoweniger ist 
dies ein Hinweis mehr, daß die „Ernährungsfrage" die Haltung der Zivilverwaltung in 
der „Judenfrage" wesentlich beeinflußte. 

160 Vermerk Türks vom 19.3.1942: APL GDL 273, Bl. 18. 
161 Vermerk Türks vom 20.3.1942: APL GDL 273, Bl. 19. 
162 Ebenda. 
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ständnis eingeholt, daß ein Judenaustausch für Opole in Aussicht genommen 
ist."163 Es ist anzunehmen, daß Türk ähnliche Telefonate nach Cholm und Bił­
goraj ausführte, da in diesen Kreisen ebenfalls „Austauschaktionen" vorgese­
hen waren. 

Am 23. März 1942, wie vereinbart, erschien der Obersturmführer Pohl in der 
Dienststelle Türks, der inzwischen seine „Hausaufgaben" gemacht hatte. Türk 
legte Pohl einen von seiner Unterabteilung eilig vorbereiteten Plan der „Aus­
tauschaktion" vor. Der Plan sah Izbica (Kreis Krasnystaw) und Piaski (Lublin-
Land) als „Hauptunterbringungs- und Umschlagspunkte" vor. Weiter für die 
„Austauschaktion" vorgesehene Ortschaften waren: Szczebrzeszyn (Kreis Bił­
goraj), Krasnobród (Kreis Zamość), Opole (Kreis Puławy). Als „Ausweichmög­
lichkeiten" schlug Türk vor: Rejowiec, Włodawa und Żmudź im Kreis Cholm 
sowie Niedrzewica im Kreis Lublin-Land. Die „Aktion" selbst, so Türk, sollte 
nach dem Austauschprinzip erfolgen und zwar: „1 Zug [mit polnischen Juden, 
B. M.] heraus - 1 Reichszug hinein". Darüber hinaus wies Türk den Obersturm­
führer Pohl darauf hin, daß er: 

„1) seine jeweiligen Vorhaben dem zuständigen Kreishauptmann kurz mitteilen müßte, 
2) daß die Anordnung über Räumung von Judenhäusern, die Maßnahmen für den Ab-
schub und die Neueinsiedlung der Juden von ihm direkt in eigener Verantwortung durch 
den jeweiligen Judenrat durchgeführt werden, 
3) daß die Arbeitsjuden zurückbleiben und er notfalls mit den zuständigen Stellen des Ar­
beitsamtes Verbindung hält. 
Obersturmführer Pohl hat zugesichert, daß er sich nach den gemachten Vorschlägen und 
Wünschen richten wird."1 6 4 

Der Plan landete keinesfalls in der Schublade. Im Gegenteil, man setzte ihn in 
die Praxis um. Izbica und Piaski waren tatsächlich die Ortschaften, in denen die 
meisten „Austauschaktionen" stattfanden.165 Aber auch in anderen von Türk 
vorgeschlagenen Ortschaften wie Opole, Rejowiec, Włodawa fanden „Aus­
tauschaktionen" statt. So wurden zum Beispiel am 7. April 1942 2.400 polni­
sche Juden aus Rejowiec nach Bełżec deportiert und dort ermordet.166 An deren 
Stelle kamen in der zweiten Aprilhälfte zwei Transporte aus der Slowakei mit 

163 Vermerk Türks vom 20.3.1942: APL GDL 273, B1.20; der Besuch Türks in Krasnystaw 
und Zamość sowie sein Anruf nach Puławy fanden am gleichen Tag statt. Aus dem Text 
geht zwar nicht die Reihenfolge dieser beiden Vorgänge hervor, ich vermute aber, daß der 
Besuch in Krasnystaw und Zamość früher stattfand als der Anruf nach Puławy. Diese 
Vermutung stütze ich auf die oben aufgeführte Argumentation. 

164 Vermerk Türks vom 23.3.1942: APL GDL 273, Bl.21-23. 
165 Vgl. dazu Kiełbon, Migracje, S. 141-146. 
166 Berenstein, Eksterminacja, S. 30. 
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2.070 und einer aus dem Protektorat mit 1.000 Deportierten.167 Diese „ergie­
bige" Zusammenarbeit wurde im Verlauf der „Aktion" fortgesetzt.168 

Der ausdrückliche Wunsch Türks, den „ Abschub und die Neueinsiedlung der 
Juden [habe] in eigener Verantwortung" der Stab des SSPF durchzuführen 
(Punkt 3), weist darauf hin, daß die Distriktsverwaltung die absolute Kompe­
tenz Globocniks in dieser Hinsicht akzeptierte. Möglicherweise könnte man 
diesen „Wunsch" dahingehend interpretieren, daß Türk, seine Mitarbeiter und 
die jeweiligen Kreishauptleute Bedenken hatten, sich an diesem Massenmord 
direkt und aktiv zu beteiligen. Solche rein hypothetische Interpretation dieses 
„Wunsches" ist aber mit Sicherheit falsch. Denn in der Zeit von Ende März bis 
zur zweiten Aprilhälfte 1942 fanden mindestens drei Deportationen in das Ver­
nichtungslager Bełżec statt, die aus dem Rahmen der „Austauschaktion" her­
ausfielen. Sie gehen eindeutig auf Initiative der Zivilverwaltung zurück. Hierbei 
handelte es sich um „Aussiedlungen" aus Wąwolnica und Kazimierz im Kreis 
Puławy sowie aus Kraśnik, Kreis Janów Lubelski. Von Bedenken kann also 
keine Rede sein. 

Die „Aussiedlungen" aus Wąwolnica, Kazimierz und Kraśnik: Am 24. März 
1942 bemühte sich Türk wiederholt, den Hauptsturmführer Höfle oder einen 
seiner „Mitarbeiter" in deren Dienststelle zu erreichen. Leider war keiner von 
ihnen anwesend, denn alle „maßgebenden SD- oder SS-Führer [...] [waren] zur 
Zeit unterwegs"169. Die „Aussiedlungen" liefen ja auf Hochtouren, und es gab 
viel zu tun. So setzte Türk ein Schreiben an Hauptsturmführer Höfle mit folgen­
dem Inhalt auf: 

„|Nachstehend] teile ich Ihnen einen Anruf des Kreishauptmanns von Puławy mit. 
Der Kreishauptmann bittet 1.100 Juden aus Wąwolnica, Nähe Nalenczow (10 km) abzu­
nehmen. Ks soll dies eine im Einverständnis mit dem Herrn Gouverneur durchzuführende 
Strafmaßnahme sein. Es wurde ein Vertreter des Arbeitsamtes dort erschossen, wofür zu­
nächst sofort 80 Juden umgelegt worden sind. 
Weiter teilt der Kreishauptmann mit, daß er aus Kazimierz a. d. Weichsel 1.600 Juden aus­
siedeln muß und würde auch diese am besten abgeben. 
Ich bitte Sie, sich mit dem Kreishauptmann, oder seinem Beauftragten Herrn Kirschnick 
[Referent im Referat BuF in Puławy, B. M.] freundlichst selbst in Verbindung setzen zu wol­
len und ihm mitzuteilen, ob seinen Wünschen im Rahmen Ihres Programms [Herv. B. M. | 
entsprochen werden kann." 1 7 0 

167 Kiełbon, Migracje, S. 142-146. 
168 Vgl. dazu Peter Witte, Letzte Nachrichten aus Siedliszcze. Der Transport Ax aus There-

sienstadt in den Distrikt Lublin, in: Theresienstädter Studien und Dokumente, 1996, 
S. 99-101; auch Pohl, Judenpolitik, S. 120. 

169 Türk an Abteilung BuF, 8.4.1942: APL GDL 273, BI.28. 
170 Türk an Höfle, 24.3.1942: APL GDL 273, B1.25. 
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Das Motiv für die „Aussiedlung" aus Kazimierz war die „Verschönerung des 
Stadtbildes". Kazimierz war nämlich als Kurort und Erholungsstätte für deut­
sche Beamte und Angestellte aus dem Distrikt Lublin vorgesehen.171 Die erho­
lungsbedürftigen Volksgenossen fühlten sich durch den Anblick der polnischen 
Juden gestört. 

Höfle hatte offensichtlich Verständnis für die „Wünsche" des Kreishaupt­
manns Brandt. Bereits am 30. März 1942 fand eine „Aussiedlung" von etwa 
1.400 Juden aus Kazimierz statt, die der Kreishauptmann Brandt in kleineren 
Gruppen nach Opole hatte bringen lassen. In Opole wurden die Juden in Wag­
gons verladen, nach Bełżec gebracht und ermordet.172 Einen Tag später, am 31. 
März, fand die nächste Deportation aus dem Kreis Puławy statt, und zwar von 
1.950 Juden aus Opole und Wąwolnica.173 Die „Aussiedlung" aus Opole lag si­
cherlich im Rahmen der „Austauschaktion".174 Die Deportation aus Wąwol­
nica war die von Brandt geforderte Strafmaßnahme, denn dorthin kamen keine 
ausländischen Judentransporte. 

Hierbei ist zu erwähnen, daß diese „Aussiedlungen" wie auch die nachfolgen­
den im Kreis Puławy der Kreishauptmann Brandt in eigener Verantwortung und 
mit Kräften durchführte, die ihm zur Verfügung standen.175 Im Gegensatz dazu 
standen die Deportationen in der Stadt Lublin. Hier war die Zivilverwaltung zu 
dieser Zeit, wie es scheint, an den Deportationen nicht direkt beteiligt. Das glei­
che gilt für die Deportationen aus Izbica und auch vermutlich aus Piaski. Dort 
nahmen aber die jeweiligen Kreishauptleute vor einer „Aussiedlung" Selektio-
nen vor. 

Die „Aussiedlung" aus Kraśnik vom 7. April 1942 fällt ebenfalls aus dem 
Rahmen der „Austauschaktion". In Kraśnik kamen keine „Judentransporte" 
aus dem Reich an. Der „Aktion" fielen etwa 2.040 Juden zum Opfer.177 Die 
„plausible" Erklärung für diesen Mord ist, daß der Kreishauptmann Lenk die 
Stadt Kraśnik von Juden „räumen" wollte, um die Verlegung der Kreishaupt­
stadt von Janów nach Kraśnik vorzubereiten. Die Krakauer Zeitung berichtete 

171 Dr. Alten (JSS in Lublin) an Präsidium JSS in Krakau, 14.3.1942: ZIH JSS 13; bereits im 
März 1941 wurden die Juden aus Kazimierz vertrieben, die meisten von ihnen kehrten je­
doch „illegal" nach und nach in die Stadt zurück: Ebenda. 

172 Berenstein, Martyrologia, S. 77. 
173 Berenstein, Eksterminacja, S.30. 
174 Vermerk Türks vom 20.3.1942: APL GDL 273, Bl.20. 
175 Verfügung vom 2.9.1964 der StA Dortmund: ZStL 208 AR 1434/61, Bd.I, B1.42. 
176 Vermerk Türks vom 24.3.1942: APL GDL 273, B1.24; Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.54. 
177 Berenstein, Eksterminacja, S.30. 
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am 9. Mai 1942, „der Kreishauptmann [Lenk] habe mit Fleiß und Tatkraft die 
vorbereitenden Arbeiten für diese Umlegung bereits durchgeführt".178 

Den „Aussiedlungen", die in der Zeit von Ende März bis zur zweiten April­
hälfte 1942 stattfanden und die die jeweiligen Kreishauptleute veranlaßten, fie­
len mindestens 4.500 Juden zum Opfer. Diese Zahl setzt sich aus 1.400 Juden 
aus Kazimierz, 1.100 aus Wąwolnica und 2.040 aus Kraśnik zusammen. Türk 
mit seinen Mitarbeitern koordinierte mit dem Stab der „Aktion Reinhardt" die 
Ermordung. Kreishauptmann Brandt und wahrscheinlich auch Kreishaupt­
mann Lenk ließen die Transporte zusammenstellen und die Opfer in Güterwag­
gons verladen, die dann in Richtung Bełżec rollten. 

Darüber hinaus bemühte sich die Unterabteilung BuF, daß die „Aussiedlun­
gen", welche die SS und Polizei mit eigenen Kräften durchführten, möglichst rei­
bungslos abliefen. Als bei „Aussiedlungen" in Lublin auch die Mitarbeiter der 
JSS „ausgesiedelt" wurden,179 stellte man fest, daß dies den Gang der „Umsied­
lung" erschwerte. Am 14. 4.1942 telegrafierte Mitarbeiter der Abteilung BuF, 
Heinrich, an die Unterabteilung BuF in Lublin: „Ich bitte bei Aussiedlung von 
Juden die Mitglieder der Jüdischen Hilfskomitees bezw. Delegaturen als letzte 
auszusiedeln, um unter Hinzuziehung der Jüdischen Hilfskomitees bezw. Dele­
gaturen eine leichtere Aussiedlung durchführen zu können."180 Diese Anord­
nung leitete dann die Distriktsverwaltung umgehend an die Kreishauptleute 
weiter.181 Am 16.4.1942 wandte sich das Amt des Gouverneurs im Distrikt Lu­
blin an den KdS mit der Bitte, er möge seine Dienststellen von dieser Richtlinie 
unterrichten mit der Begründung, „es ist dadurch eine leichtere Umsiedlung ge­
währleistet".182 

Sonst hatte die Unterabteilung BuF eher einen begrenzten Einfluß darauf, wie 
die einzelnen „Aussiedlungen" im Rahmen der „Austauschaktion" abliefen. 
Am 24. März 1942 rief ein Mitarbeiter des Arbeitsamtes Lublin den Unterab­
teilungsleiter Türk an und beschwerte sich, daß „bei der gestern stattgefunde­
nen Judenaussiedlung aus Piaski in Stärke von ca. 2.000 auch Arbeitsjuden mit­
genommen worden sind. Auch Angehörige der vom Arbeitsamt geschaffenen 
Judeneinsatzstelle sollen mit umgesiedelt worden sein." Türk konnte oder 
wollte in diesem Fall aber nicht viel helfen und wies den Anrufer an, diese Anga­
ben „nochmals auf ihre Richtigkeit zu prüfen und sich alsdann selbst mit 

178 Jüngste Kreishauptstadt im GG: Kraśnik. Krakauer Zeitung vom 9.5.1942, Nr. 109. 
179 Türk an die Abteilung BuF in Krakau, 8.4.1942: APL GDL 273, Bl.28. 
180 Heinrich an die Abteilung BuF Lublin, 14.4.1942. Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S.50. 
181 Gouverneur an die Herren Kreishauptleute und Herrn Stadthauptmann in Lublin, 

17.4.1942: ZStL, Beteiligung der Kreishauptleute, Dokumentensammlung, Bl. 32. 
182 Gouverneur des Distrikts Lublin an KdS, 16.4.1942: APL GDL 893, Bl. 97. 
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Hauptsturmführer Höfle bzw. Obersturmführer Pohl direkt in Verbindung zu 
setzen".183 

Der Grund dafür, daß Türk in diesem Fall nicht intervenierte, lag wahr­
scheinlich darin, daß die Mitarbeiter der Abteilung BuF in Lublin ohnehin 
große Schwierigkeiten hatten, einen laufenden Kontakt mit dem Stab der „Ak­
tion Reinhardt" aufrechtzuerhalten. Erwähnt sei hier, daß die Mitarbeiter der 
Abteilung BuF wiederholt vor dem 16. März 1942 versuchten, den Kontakt zum 
Stab der „Aktion Reinhardt" aufzunehmen. Ähnlich erging es Türk, als er am 
24. März 1942 vergeblich versuchte, Höfle oder einen seiner Mitarbeiter 
dringend zu erreichen wegen der vom Kreishauptmann Brandt gewünschten 
„Aussiedlungen" aus dem Kreis Puławy.184 Ein anderes Beispiel ist die „Aus­
siedlung" von Dr. Siegfried, dem Vorsitzenden des Jüdischen Hilfskomitees Lu-
blin-Land Ende März 1942. Dieser wurde deportiert, „ehe ich [so Türk] einen 
maßgebenden SD- oder SS-Führer, die alle zur Zeit unterwegs sind [Herv. 
B.M.], erreichen konnte".185 

Demnach sind die Schwierigkeiten der Unterabteilung BuF in Lublin, eine 
laufende und direkte Verbindung zum Stab der „Aktion Reinhardt" aufrecht­
zuerhalten, keineswegs auf den Unwillen von Türk, Reuter und den übrigen 
Mitarbeitern der BuF zurückzuführen, mit Mördern zusammenzuarbeiten. Im 
Gegenteil, sie bemühten sich nach allen Kräften, den Kontakt herzustellen und 
zu pflegen. Da aber die Angehörigen des Stabes wegen der auf Hochtouren lau­
fenden „Endlösung" häufig unterwegs, aber selten in ihren Dienststellen in Lu­
blin waren, wurde dieser Kontakt sehr erschwert. 

Die Unterabteilung BuF in Lublin sorgte auch dafür, daß die jüdischen Opfer 
ihren Mördern nicht entgingen. Als der Kreishauptmann Busse aus Hrubieszów 
Anfang April 1942 meldete, „daß einige Juden in nächster Zeit in die römisch­
katholische Religionsgemeinschaft überzutreten beabsichtigen", kam bei Türk 
sofort der Verdacht auf, diese wollten „die jüdische Abstammung verschleiern". 
Diese Juden hofften offensichtlich, durch die Konversion der Erfassung als Ju­
den und somit der Vernichtung zu entgehen. Das wollte Türk aber nicht zulas­
sen. In einer Stellungnahme an seine Vorgesetzten in Krakau führte er aus: „Ich 
halte es für angebracht, wenn mit rückwirkender Kraft, vielleicht ab 1. Januar 
1942, für einen bestimmten Zeitraum die Übertritte von Juden zu den christli­
chen Bekenntnissen oder sonstigen Sekten verboten würden."186 In Krakau 
nahm man sich dieser Sache ernstlich an und ließ bald einen Erlaßentwurf über 

183 Vermerk Türks vom 24.3.1942: APL GDL 273, B1.24. 
184 Türk an Höfle, 24.3.1942: APL GDL 273, Bl. 25. 
185 Türk an die Abteilung BuF in Krakau, 8.4.1942: APL GDL 273, Bl.28. 
186 Türk an die Abteilung BuF in Krakau, 7.4.1942: APL GDL 893, Bl. 93 f. 
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das Verbot der Taufen von Juden vorbereiten, der jedoch nie als eine Anordnung 
erschien.187 

4 Die Zivilverwaltung und die Durchführung der Deportationen 
in die Vernichtungslager im Distrikt Lublin: Mai -Juni 1942 

Der Beginn der „Aktion Reinhardt" im Distrikt Lublin stand im Zeichen der Li­
quidierung des Lubliner Ghettos und der „Austauschaktionen", die von den 
Kräften des SSPF Globocnik durchgeführt wurden. In dieser Phase galten für 
Globocnik zwei Prioritäten, das Ghetto in Lublin zu räumen und Raum für die 
aus dem Reich, dem Protektorat und der Slowakei deportierten Juden zu schaf­
fen. Das letztere erreichte er dadurch, daß er polnische Juden in Bełżec ermor­
den ließ. Hierbei war er, wie oben ausgeführt, auf die Zusammenarbeit mit der 
Zivilverwaltung angewiesen. 

Die Zivilverwaltung beschränkte sich aber nicht nur auf Hilfeleistung, son­
dern versuchte bei dieser Gelegenheit ihre eigenen Interessen durchzusetzen. So 
verschickte Weirauch mit seinen Mitarbeitern fast 4.000 Juden aus Mielec in 
das Einzugsgebiet der Vernichtungslager Sobibór und Bełżec in der Erwartung, 
daß die Ausgesiedelten dort bald ermordet werden würden, was dann tatsäch­
lich geschah. Aber auch die einzelnen Kreishauptleute im Distrikt Lublin sahen 
in der anlaufenden „Aktion Reinhardt" eine günstige Gelegenheit, ihre eigene 
antijüdische Politik, d. h. die Entfernung der Juden aus ihren Kreisen, endlich zu 
verwirklichen, wie dies die Beispiele aus Puławy und Kraśnik zeigen. Diese Ak­
tionen bestimmten aber nicht den Verlauf der ersten Wochen der „Aktion Rein­
hardt". 

Dies änderte sich, als die Räumung des Lubliner Ghettos abgeschlossen (Ende 
April 1942) und das Vernichtungslager Sobibór in „Betrieb" genommen wor­
den war (Anfang Mai 1942). Ende April ging man dazu über, systematische De­
portationen aus den Kreisen des Distrikts Lublin vorzubereiten und durchzu­
führen. Dabei war die SS in viel größerem Umfang auf die Zusammenarbeit mit 
der Zivilverwaltung angewiesen als bei der Liquidierung des Lubliner Ghettos. 
Das Lubliner Ghetto befand sich in einem abgegrenzten Teil der Stadt Lublin 
und umfaßte gut über 40.000 Insassen. Konzentrierte Kräfte der SS und Polizei, 
über die Globocnik verfügte, ließen sich hier effektiv einsetzen. Die Mitarbeit 
der Zivilverwaltung dabei „beschränkte" sich darauf, wie es scheint, daß das 

187 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.503; am 19.8.1942 lehnte es Frank endgültig ab, 
diesen Entwurf zu unterschreiben. Ebenda, S.545. 
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Arbeitsamt bei der Selektion von arbeitsfähigen und nichtarbeitsfähigen Juden 
mitwirkte. In den Landkreisen dagegen, wo die jüdische Bevölkerung verstreut 
in zahlreichen Ortschaften lebte, erforderten systematische Deportationen ei­
nen viel größeren organisatorischen Aufwand. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die bevorstehenden kreisweiten 
Deportationen war es, sich eine Übersicht über die Zahl und die Wohnorte der 
in den einzelnen Kreisen lebenden Juden zu verschaffen, und zwar gegliedert 
nach arbeitsfähigen und nichtarbeitsfähigen. Es war schließlich geplant, „nur" 
nichtarbeitsfähige Juden als „unnütze Esser" zu ermorden - die „Arbeitsjuden" 
sollten zunächst verschont bleiben. In einem Schreiben vom 21. April 1942 for­
derte Höfle im Auftrag des SSPF den Kreishauptmann Lublin-Land auf, ihm 
mitzuteilen: „Die Anzahl der in Ihrem Kreise vorhandenen Juden getrennt nach 
einzelnen Ortschaften" sowie die Zahl der arbeitsfähigen und nichtarbeitsfähi­
gen Juden mit ihren Familienangehörigen. Der Zweck dieser Erhebung war, so 
Höfle: „Ermöglichung einer einheitlichen Planung hinsichtlich des Arbeitsein­
satzes jüdischer Arbeitskräfte".188 

An diesem Schreiben fällt auf, daß der SSPF dem Kreishauptmann direkt eine 
Anweisung erteilte, obwohl er dazu nicht befugt war, schon gar nicht in der 
Frage des jüdischen Arbeitseinsatzes: Dafür war seit Juli 1940 die Arbeitsver­
waltung zuständig. Hier ging es eindeutig darum, die Juden zu erfassen, die er­
mordet werden sollten. Hierzu verfügte aber der SSPF Globocnik über spezielle 
Vollmachten. Es ist anzunehmen, daß auch die übrigen Kreishauptleute im Di­
strikt Lublin ähnliche Schreiben erhielten. 

Der Referent Leonhard, der in der Kreishauptmannschaft Lublin-Land das 
Sachgebiet BuF bearbeitete, beauftragte am 29.4.1942 Vögte und Bürgermei­
ster im Kreis, die von Höfle geforderten Erhebungen vorzunehmen.189 Bereits 
am 8.5.1942 teilte die Kreishauptmannschaft Lublin Land dem SS-Haupt­
sturmführer Höfle die geforderten Zahlen mit. So betrug die Gesamtzahl der Ju­
den im Kreis 25.770, wovon 7.010 arbeitsfähige Juden mit 8.185 Familienmit­
glieder sowie 10.575 nichtarbeitsfähige Juden mit Familienangehörigen wa­
ren.190 

Es ist auch ein Schreiben des Kreishauptmanns Lenk aus Janów-Lubelski an 
den SSPF in Lublin vom 9.5.1942 überliefert, das höchstwahrscheinlich eine 
Antwort auf Höfles Schreiben, gleich dem an den Kreishauptmann Lublin-Land 
vom 21.4.1942, war. Lenk nannte die Angelegenheit beim Namen und bat, ins-

188 Der SSPF in Lublin an KH Lublin-Land, 21.4.1942: APL KH Lublin-Land 75, Bl. 143. 
189 KH Lublin-Land an Bürgermeister und Vögte des Kreises, 29.4.1942: IfZ Fb 95/34, 

S.626. 
190 KH Lublin-Land an Höfle, 8.5.1942: APL KH Lublin-Land 75, Bl. 144-147. 



244 Dritter Teil: Die Zivilverwaltung im Generalgouvernement 

gesamt 5.900 Juden aus 8 Orten seines Kreises „auszusiedeln". Lenk gab auch 
Hinweise, von welchen Bahnhöfen der Abtransport der Juden am besten erfolgen 
könnte. Er bat weiterhin, für den Abtransport ein SS-Kommando bereitzustellen, 
da in seinem Kreis nur sehr wenige Gendarmeriekräfte vorhanden seien. Ferner 
äußerte Lenk auch den Wunsch, „von diesen Aussiedlungsaktionen möchten nur 
alte, arbeitsunfähige Leute, Frauen und Kinder erfaßt werden und solche Män­
ner, die nicht bei deutschen Stellen beschäftigt sind. Handwerker möchten aller­
dings unter allen Umständen zunächst noch hier bleiben. Ich werde diese Angele­
genheit mit Ihrem Beauftragten näher durchsprechen."191 

Die erste kreisweite Räumung im Distrikt Lublin fand vom 6. bis zum 10. Mai 
1942 in der Kreishauptmannschaft Puławy statt. Dieser Aktion fielen knapp 
17.000 Juden zum Opfer, die alle in Sobibór ermordet wurden.192 Diese Depor­
tationen standen noch teilweise im Zeichen der „Austauschaktion", denn in ei­
nigen der „geräumten" Ortschaften wurden zwischen dem 22. April und dem 
26. Mai 1942 nach Berechnungen von Dr. Kiełbon 9.390 Juden aus der Slowa­
kei „angesiedelt", z. B. in Końskawola, Ryki, Dęblin-Irena und Opole.193 Insge­
samt „verbuchte" der Kreishauptmann Brandt ein Minus von etwa 7.500 Juden 
in seinem Kreis. 

Nach der Räumung im Kreis Puławy folgten Deportationen aus den Kreisen 
Krasnystaw (12.-15. Mai), Zamość (15., 22.-23., 27. Mai), Cholm (18.-23. 
Mai), Hrubieszów (1 .-10. Juni) und am 10. Juni aus Biała Podlaska. In den Mo­
naten Mai und Juni fanden dagegen, wie es scheint, keine Deportationen aus 
den Kreisen Janów Lubelski/Kraśnik und Biłgoraj statt und aus Lublin-Land 
wurden dagegen nur „relativ wenige" ermordet. Dieser zweiten Deportations-
Welle fielen vermutlich mindestens 57.500 Juden zum Opfer.194 An diesen Aus­
siedlungsaktionen beteiligte sich die Zivilverwaltung in viel größerem Ausmaß 
als zuvor, und zwar vor allem die jeweiligen Kreishauptmannschaften und die 
Unterabteilung BuF in Lublin. 

4.1 Die Rolle der Unterabteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge 

In den ersten Wochen der „Aktion Reinhardt" übernahm die Unterabteilung 
BuF in Lublin die Aufgabe, den Stab der „Aktion Reinhardt" organisatorisch zu 

191 Lenk an den SS- und Polizeiführer Lublin, 9. Mai 1942. Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S. 54. 
192 Berenstein, Eksterminacja, S.34; KH Puławy an Gouverneur des Distrikts Lublin, 

13.5.1942, in: Faschismus-Ghetto-Massenmord, S.438. 
193 Berenstein, Eksterminacja, S.23; Kiełbon, S. 143. 
194 Pohl, Judenpolitik, S. 121; Kiełbon, Migracje, S. 172; Berenstein, Eksterminacja, S. 30. 
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unterstützen. Die Mitarbeiter der BuF in Lublin erarbeiteten einen Plan, in wel­
chen Ortschaften die „Austauschaktionen" stattzufinden hatten und versuch­
ten, zwischen dem Stab Globocniks und den Kreishauptleuten zu vermitteln. 
Türk bereitete beispielsweise Ende März 1942 die Deportation der Juden aus 
Wąwolnica und Kazimierz in das Vernichtungslager Bełżec vor (siehe oben 
S.238f.). 

Als die kreisweiten Räumungen im Distrikt Lublin begannen, festigte und 
baute sogar die Unterabteilung BuF ihre Vermittlerrolle zwischen den Kreis­
hauptleuten und dem Stab der „Aktion Reinhardt" aus. Dies geschah, obwohl, 
wie es scheint, Globocnik bestrebt war, direkte Kontakte zu den jeweiligen 
Kreishauptleuten zu unterhalten. So informierten Globocniks Mitarbeiter di­
rekt die jeweiligen Kreishauptleute über die bevorstehenden „Austauschaktio­
nen". Die Anweisung Höfles über die Erfassung „jüdischer Arbeitskräfte" vom 
21. April 1942 deutet darauf hin, daß der Stab der „Aktion Reinhardt" ver­
suchte, sich direkt eine Übersicht über die Zahl der Juden zu verschaffen, die er­
mordet bzw. als einsatzfähige Juden verschont werden sollten. Bei den Selektio­
nen in arbeitsfähige und nichtarbeitsfähige Juden in den vielen Ortschaften des 
Distrikts Lublin war die SS aber auf die Hilfe der örtlichen Dienststellen der Zi­
vilverwaltung unbedingt angewiesen. 

Die anvisierte selbständige Erfassung der Opfer durch den Stab der „Aktion 
Reinhardt" wurde aber nicht erreicht, was bei den verwaltungstechnischen 
„Qualitäten" der Angehörigen dieses Stabes wenig verwundert. Erinnert sei an 
den dilettantischen Versuch des SS- und Polizeiapparates im GG, die jüdischen 
Arbeitskräfte in der ersten Hälfte 1940 karteimäßig zu erfassen (siehe oben 
S. 111). Unter diesen Umständen sah sich offensichtlich die Verwaltungsspitze in 
Krakau veranlaßt, „helfend" einzugreifen. Die Zivilverwaltung war nämlich 
daran interessiert, daß vor allem nichtarbeitsfähige Juden als „unnütze Esser" 
ausgesondert und ermordet wurden; die Facharbeiter und Handwerker sollten 
zunächst verschont bleiben, weil sie für die Kriegswirtschaft wichtig waren. An­
fang Mai 1942 erhielt nun die Abteilung BuF den Auftrag, auch die jüdischen 
Handwerker und Facharbeiter zu erfassen. 

Am 9. Mai 1942 um 9.55 Uhr telegrafierte der Leiter der Abt. BuF, Weirauch 
mit „eilt sehr" die Anweisung an das Amt des Gouverneurs in Lublin, alle jüdi­
schen Handwerker und Facharbeiter im Distrikt Lublin bis zum 16. Mai 1942 
zu erfassen.195 Die Unterabteilung BuF in Lublin forderte ihrerseits in einem 
Fernschreiben alle Kreishauptmannschaften auf, umgehend diese Erhebungen 

195 Weirauch an Abteilung Innere Verwaltung in Lublin, 9.5.1942: APL GDL 893, Bl. 127. 
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bis zum 13.Mai 1942 zu übermitteln.196 Als Ergebnis wurden im Distrikt Lu­
blin insgesamt 32.583 jüdische Männer und nur 9.042 jüdische Frauen (Ge­
samtzahl 41.625) als „kriegswichtig" klassifiziert.197 Den Rest, die überwälti­
gende Mehrheit der gesamten jüdischen Bevölkerung im Distrikt Lublin,198 

hielt man für „unnütze Esser", die getötet werden konnten. 
Dieser Erfassungsaktion folgte sogleich die nächste; diesmal ging es lediglich 

um die Zahl der „unnützen" Juden. Am 12. Mai 1942 verschickte die Unterab­
teilung BuF in Lublin ein Rundschreiben an die Kreishauptleute im Distrikt mit 
der Frage nach „Zahl und Wohnort derjenigen Juden, deren Aussiedlung als 
notwendig erscheint".199 Zwei Antwortschreiben der Kreishauptleute sind er­
halten geblieben. So teilte Ziegenmeyer am 19. Mai 1942 der Unterabteilung 
BuF in Lublin mit: 

„Auf die Rundfrage vom 12. d. M. hin empfehle ich, bei sich bietender Gelegenheit folgende 
Juden abzuschieben, deren Aussiedlung zuerst nötig ist: 

Lubartów 
Ostrow-Stadt 
Piaski 
Belzyce 
Bychawa 
Chodel 

2.737 
3.062 
6.166 
3.639 
2.733 
1.398 

19.735"2 0 0 

Die 19.735 Juden, die Ziegenmeyer „abgeschoben" haben wollte, machten 
mindestens 76 % aller Juden aus, die in seinem Kreis lebten.201 Der Kreishaupt­
mann Busse aus Hrubieszów „empfahl" in seiner Antwort vom 22.5.1942, ins­
gesamt 14.188 Juden aus seinem Kreis „abzuschieben".202 Es ist anzunehmen, 
daß die übrigen Kreishauptleute ähnliche Erhebungen vorgenommen haben.203 

196 Unterabteilung BuF an Kreishauptleute, 9.5.1942: APL KH Lublin-Land 75, Bl. 177. 
197 Pohl, Judenpolitik, S. 120; Antwortschreiben der Kreise: IfZ Fb 96/6. 
198 Wenn wir die Zahl 320.000 Juden zugrunde legen, dann wurden 8 7 % aller Juden als 

„unnütze Esser" eingestuft. 
199 Dieses Schreiben ist zwar nicht erhalten geblieben, aber die Kreishauptleute Ziegenmeyer 

von Lublin-Land am 19. Mai 1942 und Busse aus Hrubieszów am 22. Mai nehmen Bezug 
darauf. Akcje i wysiedlenia Bd. 2, S, 53, 55. 

200 Ebenda, S. 53; AGK OKB Lublin 257, Bl. 74. 
201 Ziegenmeyer meldete am 8.5.1942 die Zahl von 25.770 Juden, die in seinem Kreis lebten. 

Allerdings war diese Erhebung nicht vollständig: APL KH Lublin-Land 75, Bl. 144-147. 
202 Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S. 55. 
203 Rieger, der ehemalige Referent BuF in Krasnystaw, erinnerte sich, daß einmal nach Lu­

blin gemeldet worden sei, wieviele Juden in Krasnystaw ansässig seien. Verfügung StA 
Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 1434/61, Bd.I, S.48. 
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Der Kreishauptmann Lenk aus Janów Lubelski tat dies bereits am 9. Mai 1942 
und schickte die Zahlen direkt an den SSPF.204 Mit dieser Erfassungsaktion ver­
schaffte man sich eine Übersicht über die Zahl der Juden, die als „unnütze Es­
ser" ermordet werden sollten und auch wurden. Es bestehen kaum Zweifel, daß 
die Ergebnisse dieser Erhebung auch an den Stab der „Aktion Reinhardt" über­
mittelt wurden, wo anhand dieser Angaben ein „Aussiedlungsplan" aufgestellt 
wurde.205 

Diese Erfassungsaktion ist ein Indiz dafür, welche Spielräume die einzelnen 
Kreishauptleute hatten; sie entschieden, wieviele Juden aus ihren Kreisen er­
mordet werden sollten. Für eine nach allen Regeln der Verwaltungstechnik 
durchgeführte Erfassung gab es keine Zeit. Man mußte schätzen und den Kreis­
hauptleuten vertrauen, daß diese die „richtige" Entscheidung treffen würden. 

Wie sich nach dem Mai 1942 die weitere Zusammenarbeit der Unterabtei­
lung BuF in Lublin mit dem Stab der „Aktion Reinhardt" entwickelte, läßt sich 
schwerlich rekonstruieren, weil nur einzelne Quellen erhalten geblieben sind. 
Daß diese Zusammenarbeit aber fortgesetzt wurde, ist sicher, worauf noch zu 
kommen sein wird. Eigentlich ist es erstaunlich, daß so viele Dokumente aus der 
ersten Phase der „Aktion Reinhardt" überliefert sind. Diesen Umstand führe ich 
auf die fehlende Erfahrung der Angehörigen der Zivilverwaltung zurück, inwie­
weit ein staatlich organisierter Massenmord aktenmäßig korrekt festzuhalten 
ist. 

Nach den relativ ausführlichen Berichten und Aktenvermerken aus den ersten 
Wochen der „Aktion Reinhardt" folgen immer weniger erhaltene Dokumente, 
was wohl kein Zufall ist. Im Gegenteil: Bereits nach wenigen Wochen legten sich 
die Angehörigen der Zivilverwaltung eine Art Selbstzensur auf. Am 8. April 
1942 berichtete Türk an die Abteilung BuF in Krakau über die „Aussiedlung" 
des Vorsitzenden des Jüdischen Hilfskomitees in Lublin-Land, Dr. Siegfried. 
Abschließend stellte er fest: „Näheres hier schriftlich festzulegen ist nicht 
zweckmäßig."206 

Einige Tage darauf forderte ein Mitarbeiter der Abteilung BuF, höchstwahr­
scheinlich Weirauch persönlich, Türk in einem Telefongespräch auf, „einen Be­
richt über den Verlauf der Judenumsiedlungen" zu erstatten. Am 11. April 1942 
verwies Türk auf seinen bereits verfaßten Monatsbericht für März 1942 und 
stellte abschließend fest: „Einzelheiten schriftlich niederzulegen halte ich nicht 

204 Akcje i wysiedlenia Bd. 2, S. 54. 
205 Zur „Aussiedlungsaktion" im Kreis Hrubieszów im Juni 1942, unten S. 248-254. 
206 Türk an Abteilung BuF in Krakau, 8.4,1942: APL GDL 273, B1.28. 
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für zweckmäßig und werde dies bei nächster Gelegenheit mündlich nachho­
len."207 

Am 5. Mai 1942 erging ein Erlaß Bühlers über die Bestellung von Abwehr­
sachbearbeitern. Alle Dienststellen der Regierung, der Distriktsverwaltungen 
sowie die Kreis- und Stadthauptleute waren verpflichtet, Abwehrsachbearbeiter 
zu bestellen. Die offizielle Begründung lautete: „Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
die abwehrmäßige Überprüfung [der Aktenvorgänge, B. M.] in noch stärkerem 
Umfange als bisher erfolgen muß."208 Es ist anzunehmen, daß dieser Erlaß eng 
mit dem laufenden Genozid zusammenhing. Damit reagierte man in Krakau of­
fensichtlich auf die geradezu sträfliche Offenheit, die bis dahin im offiziellen 
Schriftverkehr gepflegt wurde. Es ist also nicht verwunderlich, daß ab Juni 1942 
nur einzelne Schriftstücke zu diesem Komplex überliefert sind. 

4.2 Beteiligung der Kreishauptleute an den Deportationen im Distrikt Lublin. 
Fallbeispiel: „Aussiedlungsaktion" in Hrubieszów - Juni 1942 

Wie im Detail die Deportationen in den einzelnen Kreisen abliefen, läßt sich an­
hand der überlieferten zeitgenössischen Quellen nicht mehr rekonstruieren. 
Trotzdem gelang es in den sechziger Jahren einem fleißigen und engagierten 
Staatsanwalt in Hildesheim, „Aussiedlungsaktionen" aus dem Kreis Hrubie­
szów teilweise mit erstaunlicher Präzision zu rekonstruieren. Dieses Kunststück 
gelang ihm und seinen Mitarbeitern in mühsamer Kleinarbeit durch Zeugenaus­
sagen. 

Der Kreis Hrubieszów lag im Südosten des Distrikts Lublin. Im Jahre 1931 
lebten auf dem Gebiet der späteren Kreishauptmannschaft Hrubieszów ca. 
31.000 Juden - etwa 12 % der Gesamtbevölkerung.209 Zuverlässige statistische 
Angaben für den Kreis Hrubieszów gibt es aus der Besatzungszeit nicht. Es ist 
aber anzunehmen, daß die Zahl der jüdischen Bewohner damals geringer war 
als vor dem Kriege, denn viele Juden verließen Hrubieszów 1939 mit der sowje­
tischen Armee. Andererseits blieb der Kreis von Transporten vertriebener Juden 
aus den angegliederten Ostgebieten eher verschont. Du Prel gibt zwar die Zahl 
der im Kreis Hrubieszów lebenden Juden mit 11.000 an, dies ist jedoch mit Si-

207 Türk an Abteilung BuF in Krakau, 11.4.1942: APL GDL 273, Bl. 30. 
208 Bestellung von Abwehrsachbearbeitern vom 4.5.1942: AGK NTN 264, Bl. 109 f. 
209 Konfessionelle Gliederung der Bevölkerung. Stand vom 9.12.1931: APL GDL 728, Bl. 8. 
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cherheit zu niedrig.210 Angesichts dieser Schwierigkeiten versuchte die Staats­
anwaltschaft Hildesheim nicht, die Zahl der im Frühjahr 1942 im Kreis Hru­
bieszów lebenden Juden zu schätzen. 

Die erste kreisweite „Aussiedlung" im Kreis Hrubieszów fand vom 1. bis zum 
10. Juni 1942 statt. Sie wurde von dem Kreishauptmann und seinen Mitarbei­
tern vorbereitet und durchgeführt. Bereits Anfang Mai 1942 leitete der Kreis­
hauptmann Busse eine Selektion der Opfer ein. Als kriegswichtig eingestufte 
Handwerker und Arbeiter bekamen rote Spezialausweise. Einer dieser Aus­
weise, den der Kreishauptmann Busse am 12.5.1942 unterschrieben hat, ist im 
Original erhalten geblieben und zwar mit folgendem Wortlaut: „Der Jude Be-
kermann, Wolf (Uhrmacher) aus Hrubieszów wird für die Arbeit im Kreise Hru­
bieszów dringend benötigt."211 

Als der Kreishauptmann Busse das Rundschreiben der Abteilung BuF vom 
12.5.1942 erhielt, in dem die Zahl der „auszusiedelnden" Juden aus seinem 
Kreis erfragt wurde, hatte er die Selektion entweder abgeschlossen oder war 
kurz davor sie abzuschließen. Am 22. Mai 1942 schickte er der Unterabteilung 
BuF in Lublin ein Antwortschreiben mit folgendem Inhalt: 

„Die Zahl und Wohnort derjenigen Juden, deren Aussiedlung zuerst als notwendig er­
scheint, stellt sich folgendermaßen dar: 
1.) in Hrubieszów 5.690 Juden 
2.) " Uchanie 2.025 " 
3.) " Grabowiec 2.026 " 
4.) " Dubienka 2.907 " 
5.) " Beiz 1.540 " 

Der Kreishauptmann: Busse"212 

Insgesamt stufte er 14.188 Juden aus seinem Kreis als „unnütze Esser" ein, die 
ermordet werden konnten. Die Unterabteilung BuF in Lublin bearbeitete die 
Angelegenheit zügig und leitete die Angaben umgehend an den Stab der „Ak­
tion Reinhardt" weiter. Bald erhielt der Kreishauptmann die Nachricht, daß in 
Hrubieszów ab dem 1. Juni 1942 „ausgesiedelt" werden könne. Diese Mittei­
lung bekam er direkt von dem Stab der „Aktion Reinhardt". Der Leiter des Am­
tes für Polizeiangelegenheiten im Kreis Hrubieszów, Meyer, sei, nach seiner 
eigenen Aussage, von der bevorstehen „Aussiedlung" offiziell am 31.5.1942 in­
formiert worden. Inoffiziell habe er aber einige Tage zuvor davon erfahren. 

210 Du Prel, Das Generalgouvernement, S.320; der KH Busse in Hrubieszów meldete dage­
gen am 22. Mai 1942 die Zahl von 14.188 Juden, deren „Aussiedlung zuerst als notwen­
dig erscheint", in: Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.55. 

211 Urteil des Landgerichtes Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61, Urteil S. 14. 
212 Der KH Busse an U-Abt. BuF in Lublin, 22.5.1942, in: Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.55. 
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Ebenfalls wußte er wie alle anderen Angehörigen der Kreishauptmannschaft, 
wohin die „Reise" der „ausgesiedelten" Juden führen sollte.213 

Nun leitete Busse die letzten Maßnahmen ein, um den bevorstehenden Ab­
transport in das Vernichtungslager Sobibór vorzubereiten. Er bestellte die benö­
tigten Güterwagen214 und wies den Judenrat an, am 1. Juni 1942 eine be­
stimmte Anzahl Juden (die genaue Zahl konnte das Gericht nicht ermitteln) für 
die „Aussiedlung" auf dem Marktplatz bereitzustellen. Der Judenrat sollte die 
Selektion durchführen - die Opfer selbst sollten entscheiden, wer von ihnen zu­
nächst „ausgesiedelt" werde. Dem Judenrat gelang es aber nicht, die angewie­
sene Zahl der Opfer auf dem Marktplatz zu versammeln, denn viele Juden ka­
men der Anweisung nicht nach. 

Unter diesen Umständen sah sich der Kreishauptmann veranlaßt zu handeln. 
Angehörige deutscher Dienststellen (Sonderdienst, Gendarmerie und auch 
jüdischer Ordnungsdienst) griffen ein, holten die Juden aus den Häusern und 
brachten sie zum Marktplatz. Diese Aktion leitete der Leiter des Amtes für Poli­
zeiangelegenheiten, Meyer. Wenn auf dem Marktplatz genügend Juden zusam­
mengetrieben waren, führten die Deutschen die Opfer gruppenweise zum Bahn­
hof und verluden sie in die bereitstehenden Güterwagen. Der Zug brachte die 
„Aussiedler" nach Sobibór. Auf diese Weise kamen bei der ersten „Aussied­
lung" in Hrubieszów, wie das Gericht feststellte, mindestens 2.000 jüdische 
Männer, Frauen und Kinder zu Tode.21 ̂  

Am gleichen Tag wie in Hrubieszów selbst fanden noch zwei „Aussiedlun­
gen" im Kreis statt, und zwar in Dubienka und Bełz, wo ein Teil der „Aussied­
ler" aus Mielec untergebracht worden war.216 Diese Aktionen führte ebenfalls 
die Kreishauptmannschaft Hrubieszów durch. Für die „Aussiedlung" in Du­
bienka kommandierte der Kreishauptmann „etwa 6-7 Beamte oder Angestellte 
der Kreishauptmannschaft" ab: „SS habe ich [so ein ehemaliger Bezirkslandwirt 
im Kreis Hrubieszów, B.M.] nicht gesehen".217 

Die zweite „Aussiedlung" in Hrubieszów fand 7 bis 10 Tage nach der ersten 
statt. Wieder wies der Kreishauptmann Busse den Judenrat an, auf dem Markt­
platz alle Juden antreten zu lassen. Die Auswahl sollten aber Mitarbeiter des 
Kreishauptmanns und er selbst treffen. Viele Juden versteckten sich jedoch. 
Wiederum mußten der Sonderdienst, wahrscheinlich auch die polnische und 
ukrainische Polizei sowie der jüdische Ordnungsdienst eingreifen, Menschen 

213 Urteil des Landgerichtes Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61. 
214 Vern. Elise B. 27.7.1965: ZStL 208 AR-Z 91/61, B1.2222. 
215 Urteil des Landgerichtes Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61. 
216 Berenstein, Eksterminacja, S.34. 
217 Vern. Erich B., 24.5.1942: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl.371. 
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aus den Verstecken holen und zum Marktplatz treiben. Alle auf dem Marktplatz 
zusammengetriebenen Juden wurden dann in Gruppen zum Bahnhof geführt. 
Die Suche sowie den Transport führte der Sonderdienst mit äußerster Brutalität 
durch. Man erschoß dabei zahlreiche jüdische Kinder, Frauen und Männer. Die 
Aktion in der Stadt leitete wiederum der Leiter des Amtes für Polizeiangelegen­
heiten, Meyer, der dabei eine Lederpeitsche in der Hand hatte.218 

Die Selektion wurde zwar auf dem Marktplatz durchgeführt, aber noch auf 
dem Bahnhof durfte der Leiter der Arbeitsamtsnebenstelle, Stüber, weitere 
50-60 Juden auswählen, die als Handwerker und Facharbeiter in Hrubieszów 
blieben. Auch andere Juden wandten sich an den Kreishauptmann, von denen 
dieser manche von dem Abtransport freistellte. Anschließend trieben die Deut­
schen die übrigen Opfer in die bereitgestellten Güterwagen und verschickten sie 
nach Sobibór. Der zweiten „Aussiedlung" aus Hrubieszów fielen mindestens 
3.000 jüdische Kinder, Frauen und Männer zum Opfer. 

An der zweiten „Aussiedlungsaktion" beteiligten sich nachweislich alle 
männlichen Angehörigen der Zivilverwaltung im Kreis Hrubieszów. Ihre Auf­
gabe war es, den Verlauf der „Aussiedlung" zu überwachen. Es waren unter an­
derem beteiligt: der Leiter der Kreissparkasse in Hrubieszów, der deutsche Leh­
rer, der in Hrubieszów deutsche und Volksdeutsche Kinder unterrichtete, der 
Leiter des Amtes Ernährung und Landwirtschaft, der Chauffeur des Kreis­
hauptmannes, der Leiter der Treuhandverwaltung. Sie alle forderte der Kreis­
hauptmann kurz vor der „Aussiedlung" zur Beteiligung auf. Der Leiter der 
Sparkasse sagte in den sechziger Jahren aus: „Am Vortage dieser Aktion wurde 
ich zu dem Kreishauptmann Busse gebeten, der mir nach meiner Erinnerung er­
öffnete, daß am nächsten Tage Juden verladen würden, daß die Gendarmerie ei­
nen Sondereinsatz hätte und die Verladung selbst nicht vornehmen könne. Er sei 
von der Gendarmerie gebeten worden, doch Bedienstete der Zivilverwaltung 
bei der Verladung abzustellen, die dort die Aufsicht führen sollten."219 

Dieser breite Einsatz aller Kräfte, die dem Kreishauptmann zur Verfügung 
standen, war aus folgenden Gründen notwendig: Es stellte sich bei der ersten 

218 Ebenda; Vern. Leonard L., 1.3.1966: HStA Nds. 721 Hild., Aec 39/91, Nr. 28/73, Bl. 150. 
219 Vern. Max H., 31.1.1964. ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1536. Max H. unterstellt hier, daß 

der eigentliche Initiator dieses Einsatzes die Gendarmerie gewesen wäre, was aber den 
vom Gericht festgestellten Tatsachen nicht entspricht. Darüber hinaus ist schwerlich vor­
stellbar, daß ein Kreishauptmann, der Weisungsbefugnis gegenüber der Gendarmerie 
hatte, bereit gewesen wäre, auf Bitte oder Anweisung der Gendarmerie zu handeln. Auch 
gab Max H. seinen Einsatz zu, weil dieser ihm nachgewiesen werden konnte. Von ihm 
und seinen Kollegen machte nämlich der Leiter der Arbeitsamtsnebenstelle Fotos, was 
später dem Staatsanwalt die Arbeit sehr erleichtern sollte. 
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Aktion heraus, daß der Judenrat nicht imstande war, die Opfer wegen ihres pas­
siven Widerstandes zusammenzutreiben. Ein SS-Sonderkommando für den Ein­
satz in Hrubieszów wurde aber nicht zur Verfügung gestellt. Hinzu kam, daß 
am 8. Juni 1942, parallel zur „Aussiedlung" in Hrubieszów, auch „Aussiedlun­
gen" in Uchanie und Grabowiec (zwei von 5 Ortschaften des Kreises Hrubie­
szów, wo Juden lebten) liefen. Zu dieser Aussiedlung kommandierte der Kreis­
hauptmann seinen Stellvertreter Fieback, den Dezernenten der BuF Max 
Kanthak, Sonderdienstmänner und auch Gendarmerie ab. Fieback und Kan­
thak leiteten die Aktion in den jeweiligen Ortschaften. Sie trieben die Juden von 
Uchanie und Grabowiec zu der Bahnstation Miączyn, um sie dort in Güterwa­
gen zu verladen und nach Sobibór zu verschicken.220 Die zur Abfahrt fertigen 
Züge nahmen die „Trawniki"-Männer221 in Empfang, die das Bewachungs­
kommando stellten und die Züge bis zu den Toren von Sobibór begleiteten. 

Die Opfer der „Aussiedlungen" im Kreis Hrubieszów waren vor allem 
Frauen, Kinder und Männer, die nicht arbeitsfähig waren. Jüdische Handwer­
ker und Facharbeiter mit ihren Familien blieben von den „Aussiedlungen" weit­
gehend verschont. Darüber hinaus veranlaßte der Kreishauptmann, wie die 
Staatsanwaltschaft feststellte, daß mit den Juden auch eine Gruppe von Zigeu­
nern nach Sobibór deportiert wurde.222 Das Gericht sah zwar dies als nicht aus­
reichend erwiesen an, ich halte allerdings dies für sehr wahrscheinlich, denn 
dieses Vorgehen entsprach der Logik der Täter. Für sie waren alle Zigeuner ge­
nauso „unnütze Esser" wie jüdische Frauen und Kinder, es lag also nahe, sie mit 
den Juden „nach dem Osten abzuschieben". 

Bei den „Aussiedlungen" kam es zu grausigen Szenen. Die Angehörigen des 
Sonderdienstes und der Gendarmerie erschossen unzählige Kinder, Frauen und 
Männer. Einer der Beteiligten schilderte die Aktion folgendermaßen: 

„Das Zusammentreiben der Juden war bereits so scheußlich, daß ich hierzu keine Lust mehr 
hatte. Ich selbst weiß, daß bei dieser Aktion eine jüdische Frau mit ihrem Kleinkind, das sie 
in einem Tuch, das sie um den Hals gewickelt hatte, bei sich trug, erschossen worden ist. 
[... | Die Frau hatte wohl einen Genickschuß bekommen, bei dem Kind hatte der Schuß den 
halben Kopf weggerissen."223 

220 Urteil des Landgerichts Hildesheim vom 3.5.1968. ZStL 208 AR-Z 91/61; Serwis pra­
sowy Nr. 471, 1942: ZIH Ring. 1/471. 

221 Einheit, die sich aus ehemaligen sowjetischen Kriegsgefangenen zusammensetzte und in 
Trawniki (30 km östlich von Lublin) ausgebildet wurde -davon der Name „Trawniki"-
Männer. Sie unterstanden dem SSPF Globocnik und wurden u. a. im Rahmen der „Ak­
tion Reinhardt" eingesetzt. 

222 Urteil des Landgerichts Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61. 
223 Vern. Wilhelm M., 2.1.1963: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1106. 



Beteiligung der Kreishauptleute an den Deportationen 253 

Der Führer des Sonderdienstkommandos, Lischka, der bei seinen „Einsätzen" 
in Hrubieszów ständig alkoholisiert war, beging am 23.6.1942 Selbstmord, 
weil er die Erschießung von Frauen und Kindern nicht länger aushalten 
konnte.224 Ein anderer Beteiligter beschrieb die Verladung von Juden in Mią­
czyn (dorthin wurden Juden aus Uchanie und Grabowiec getrieben) folgender­
maßen: 

„Ein weiteres Mal war ich zusammen mit dem Inspektor Fieback [der stellv. KH, B. M.| , der 
die Aufsicht führte, in einer Ortschaft des Kreises Hrubieszów, wo ebenfalls ein Judentrans­
port abging . . . Es waren hier aus mehreren anderen Orten Juden zusammengetrieben. Es 
könnten 1.000 oder auch mehr gewesen sein. Sie wurden von Uniformierten zusammenge­
trieben, darunter auch von der Gendarmerie. Fieback ließ bei dieser Gelegenheit einige 
Juden, es könnten 5-10 gewesen sein, erschießen. [...] Ansonsten wurden die Juden beim 
Besteigen der Güterwagen sehr schlecht behandelt. Die Uniformierten waren teils mit 
Knüppeln ausgestattet und schlugen heftig auf die Einsteigenden ein, weil es nicht schnell 
genug ging. [...] Diese üble Behandlung der Juden war m. E. nur auf die Haltung Fiebacks 
zurückzuführen, der sich dort wie ein Nero aufspielte. Er zeigte den Uniformierten [Sonder­
dienstmännern, B.M.], wenn sie ihn ansahen, den Daumen zur Erde gewandt und das be­
deutete für sie, sie sollten den oder die betreffende Jüdin erschießen."225 

Einen Tag nach der zweiten „Aussiedlung" fand auf dem jüdischen Friedhof 
eine Massenerschießung statt, der mindestens 100 jüdische Kinder, Frauen und 
Männer zum Opfer fielen. Es handelte sich dabei um Juden, die sich vor der 
„Aktion" versteckt hatten und später aufgegriffen worden waren. Dieses Mas­
saker veranstalteten zwar Gestapoangehörige, der Kreishauptmann dürfte aber 
hierfür die „Erlaubnis" oder Anweisung erteilt haben.226 

Bilanz der „Aussiedlungen" im Kreis Hrubieszów im Juni 1942: Das Gericht 
schätzte die Zahl der „ Aussiedlungs"-Opfer aus der Stadt Hrubieszów im Juni 
1942 auf mindestens 5.000. Busse nannte in seinem Schreiben vom 22.Mai 
1942 die Zahl 5.690 Juden, die er „ausgesiedelt" haben wollte. Er sah also sei­
nen „Aussiedlungsplan" für die Stadt Hrubieszów erfüllt. Ähnlich gestaltete 
sich die Lage in den vier übrigen Ortschaften des Kreises, wo Juden im Juni 
1942 „ausgesiedelt" wurden. Nach Schätzungen Berensteins tötete man in So-
bibór am 2. Juni 1942 2.600 Juden aus Dubienka (geplant waren 2.907) und 
1.000 aus Beiz (geplant 1.540); am 8. Juni 1.200 Juden aus Grabowiec (geplant 

224 Anklageschrift der StA Hildesheim, November 1967: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl.2532. 
225 Vern. Max K., 8.8.1966: HStA Nds. 721 Hild., Acc 39/91, Nr.28/74, Bl. 179; nach Fest­

stellung der Staatsanwaltschaft erschoß Fieback Juden auch eigenhändig: Ebenda, 28/ 
193, Bl. 158. 

226 Urteil des Landgerichts Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61, S. 22-23. 
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waren 2.026); am 10. Juni 1942 1.500 Juden aus Uchanie (geplant waren 
2.025).227 

Nachdem die „Aussiedlungsaktion" im Juni 1942 abgeschlossen war, konnte 
der Kreishauptmann zufrieden sein, denn in Hrubieszów, wie auch in den vier üb­
rigen Ortschaften gelang es ihm, seinen Plan zu etwa 80 % zu erfüllen: Von anvi­
sierten 14.188 Juden verschickte er mindestens 11.300 nach Sobibór. Angesichts 
dessen dürfte es als sicher gelten, daß die am 12. Mai 1942 von der Abteilung BuF 
angeordnete Erfassung der Juden die statistische Grundlage für die „Aussied­
lungsaktion" im Kreis Hrubieszów wie auch in anderen Kreisen darstellte. 

Die Beweise, welche die Hildesheimer Staatsanwaltschaft in dem sieben Jahre 
dauernden Ermittlungsverfahren gesammelt hat, sind erdrückend: Es wurden 
sogar Bilder von dieser Aktion gefunden. Angesichts dessen entschloß sich 
Busse, Selbstmord zu begehen, bevor das Gerichtsverfahren eröffnet wurde. 
Wilhelm Mayer, der die Aktion direkt leitete, verurteilte das Landgericht Hil­
desheim am 3. Mai 1968 zu drei Jahren Haft. In der Revision hob der Bundesge­
richtshof am 7. April 1970 dieses Urteil auf und stellte das Verfahren gegen 
Meyer wegen Verjährung ein mit der Begründung: Da Meyer beim Sammeln 
und Abtransport der Juden in die Gaskammern auf Befehl als Beamter mit­
wirkte, sei dies als Beihilfe zu einem Tötungsverbrechen anzusehen, und nicht 
als Mord. Die Beihilfe zum Tötungsverbrechen verjährt aber nach 15 Jahren.228 

Es ist anzunehmen, daß das Urteil gegen Busse, wenn dieser nicht Selbstmord 
begangen hätte und in der ersten Instanz verurteilt worden wäre, mit der glei­
chen Begründung aufgehoben worden wäre. Auf diese Problematik wird noch 
einzugehen sein. 

4.3 Der Verlauf der „Aussiedlungen" in den übrigen Kreisen des Distrikts 
Lublin 

Wie erwähnt, lassen es die überlieferten Quellen nicht zu, eine der „Aussiedlun­
gen" im Kreis des Distrikts Lublin im Detail zu rekonstruieren. Auch in keinem 
anderen Fall ist es gelungen, eine „Aussiedlung" so aufzuklären, daß die ehema­
ligen Angehörigen der Zivilverwaltung abgeurteilt worden wären. Die Ermitt­
lungsergebnisse und einzelne überlieferte Quellen lassen jedoch den Schluß zu, 
daß der Verlauf der „Aussiedlungsaktion" im Kreis Hrubieszów kein Extrem-

227 Berenstein, Eksterminacja, S.34; Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.55; in Serwis prasowy 
Nr. 471, 1942: ZIH Ring. 1/471, wird für Uchan höhere Opferzahl (2.000) angegeben. 

228 Das Urteil des Bundesgerichtshofes vom 7. April 1970: ZStL 208 AR-Z 91/61 Bd. XIV, 
Bl. 113-114. 
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fall war, sondern im Gegenteil: Wie im Kreis Hrubieszów liefen - mit einigen 
Abweichungen - die „Aussiedlungen" in den übrigen Kreisen des Distrikts Lu­
blin ab. 
Kreis Biała Podlaska: 
Die erste „Aussiedlung" im Kreis Biała Podlaska fand am 10. Juni 1942 statt. 
Wilhelm G., der damalige Leiter der SD-Außenstelle in Biała Podlaska, sagte 
1966 aus: „Wenige Tage bevor das Ghetto in Biała Podlaska geräumt werden 
sollte, wurden alle Dienststellenleiter der im Kreis stationierten Dienststellen 
zum Kreishauptmann geladen. Der damalige Kreishauptmann Kühl teilte uns 
die beabsichtigte Räumung mit." Am Tage der „Aussiedlung" formierten sich 
die Juden im Ghetto zu einem Zug und marschierten ab. Der Abmarsch sei sehr 
diszipliniert vor sich gegangen, und die Juden seien nicht von irgendwelchen 
Uniformierten begleitet gewesen. „Lediglich nach außen waren alle Dienststel­
len aus Biała Podlaska, einschließlich Wehrmachtsangehörige [...] eingesetzt." 
Ferner hat der Zeuge, der ja auch Beteiligter war, Schüsse bei der Räumung ge­
hört, er habe aber mit Bestimmtheit keine toten Juden gesehen.229 

Aus dieser Aussage geht eindeutig hervor, daß der Kreishauptmann Kühl die 
„Aussiedlung" in Biała Podlaska durchführte und zwar - ähnlich wie in Hru­
bieszów - unter Einsatz aller im Kreis zur Verfügung stehenden Kräfte. Zur glei­
chen Zeit liefen „Aussiedlungen" aus zwei anderen Ortschaften des Kreises 
Biała Podlaska, und zwar aus Cyców und aus Sławatycze, die mit Sicherheit 
ebenfalls die Kreisverwaltung durchführte. Berenstein schätzt, daß am 10. Juni 
1942 etwa 3.000 Juden aus dem Kreis Biała Podlaska in Sobibór ermordet wur­
den.230 Da der Kreishauptmann Kühl im Dezember 1942 von Partisanen er­
schossen worden war, wurde in diesem Fall in den sechziger Jahren nicht ermit­
telt. 
Kreis Biłgoraj: 
Im Kreis Biłgoraj fand die erste kreisweite „Aussiedlung" erst am 9. August 
1942 statt, als die Zivilverwaltung längst ihre Zuständigkeit für Judenangele­
genheiten an den HSSPF und seine Dienststellen abgegeben hatte: Eine entspre­
chende Anordnung erging am 3. Juni 1942 (siehe unten S. 276). Nichtsdestowe­
niger führten auch hier die Angehörigen der Zivilverwaltung im Kreis Biłgoraj 
die „Aussiedlungsaktion" durch. 

Vor dem 9.8.1942 gab der Kreishauptmann bekannt, daß eine „Aussiedlung" 
von Juden in die Ukraine stattfinden werde, wo die Ansiedler Land zur Bebau­
ung zugewiesen bekämen. Manche glaubten daran und meldeten sich freiwillig, 

229 Vern. Wilhelm G., 30.3.1966: ZStL212 AR 1436/66, Bl.7-9. 
230 Kiełbon, Migracje, S. 172; Berenstein, Eksterminacja, S.34. 
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andere versteckten sich. Kurz nach der Bekanntgabe der „Umsiedlung" begann 
man, die Juden aus den umliegenden Dörfern in den Städten des Kreises und in 
Biłgoraj zusammenzutreiben.231 Überdies wies der Kreishauptmann Augustin 
seinen Judensachbearbeiter Leibeck (BuF) an, eine Liste der auszusiedelnden Ju­
den zu erstellen. Die Juden wurden zum Bahnhof getrieben, wo sie in Güterwa­
gen verladen und nach Bełżec gebracht wurden. Wie die Staatsanwaltschaft 
Hannover feststellte, war der Kreishauptmann Augustin derjenige, der die 
ganze Aktion persönlich überwachte, wobei er und Leibeck die Juden durch 
Schläge zur Eile trieben.232 Dabei setzte er ein: Gendarmerie, Gestapo, Sonder­
dienst, polnische und sicherlich ukrainische Polizei, jüdischen Ordnungsdienst, 
polnische Amtsboten und männliche Angehörige der Kreisverwaltung.233 

Am 9. August 1942 wurden nach Angaben von Kielbon Juden aus drei Ort­
schaften des Kreises in das Vernichtungslager Bełżec deportiert: und zwar 500 
aus Biłgoraj, 800 aus Goraj und 1.000 aus Tarnogród.234 Einige Hundert wur­
den aber auch aus Szczebrzeszyn deportiert. Den Verlauf dieser „Aussiedlung" 
hielt Dr. Klukowski in seinem Tagebuch fest: 

„8. August, 11 Uhr Vormittag: [...] Man befahl allen Juden ohne Ausnahme, sich um 8 Uhr 
auf dem Markt zu versammeln. Man erlaubte ihnen, 15 kg Gepäck, Verpflegung für 5 Tage 
und 1.500 ZI mitzunehmen. Der Bürgermeister |ein Volksdeutscher, B.M.] erzählte mir, 
daß aus Szczebrzeszyn 2.000 Juden in die „Ukraine" ausgesiedelt werden sollten; die Bahn­
arbeiter erzählten, daß auf der Bahnstation ein Zug mit 55 Waggons bereit stehe. Freiwillig 
stellte sich keiner von den Juden, man begann sie aufzugreifen und sie dann zur Markthalle 
zu bringen. [...) Es ist fast 7 Uhr Abend. Ab Nachmittag streifen durch die Stadt Gendar­
men, Gestapoangehörige, Sonderdienstmänner, polnische Polizei, Amtsboten von der 
Stadtverwaltung, Angehörige des Judenrats, Ordnungsdienstmänner und suchen in den 
Häusern nach Juden. Sie holen diese aus verschiedenen Verstecken heraus und treiben sie 
zur Halle. Das Aussehen der Juden ist schrecklich, meistens in Lumpen, Frauen mit kleinen 
Kindern auf dem Arm. In den Gesichtern steht die tierische Angst und hoffnungslose Ver­
zweiflung. Sie sind still, man hört weder Weinen noch Lamentieren. Die jüdischen Häuser 
sind leer geworden, manche Wohnungen sind offen. Amtsboten bringen die zurückgelasse­
nen Sachen und versteckte Ware. Ich habe Fuhrwerke gesehen, voll mit Säcken und Bündel 
mit verschiedensten Sachen beladen. Die Mehrheit der Juden versteckte sich jedoch, so daß 
man sie nicht finden konnte. Ein Teil der polnischen Bevölkerung, insbesondere Jungen, hel­
fen eifrig bei der Suche nach Juden. In der ganzen Stadt herrscht große Aufregung. 

9 Uhr Abend: Vor 8 Uhr begann man die Juden aus der Halle herauszuführen. Manche ver­
suchten zu fliehen, daraufhin setzte eine chaotische Schießerei ein, u. a. in unserer Straße. [... | 
Bald danach führte man, eigentlich trieb man, alle Juden in Richtung der Bahnstation, [...] 
Diejenigen, die zu langsam waren, schlug man mit Stöcken oder Peitsche u. ä. Ich habe alles 

231 Bericht von Wajnberg Rywka: ZIH 301/1437. 
232 Beschluß des LG Hannover, 1.7.1975: ZStL II 208 AR-Z 38/1962, Bl. 1862-1865. 
233 Klukowski, Dziennik, S.272. 
234 Kielbon, Migracje, S. 171. 
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mit eigenen Augen gesehen. [...] Dies war so erschütternd, so unmenschlich, so daß es 
schwierig zu beschreiben ist. [...] Insgesamt erschoß man heute in Szczebrzeszyn 13 Juden. 

10. August: Über die, welche vorgestern weggebracht wurden, weiß man nur, daß der 
Zug mit ihnen Richtung Bełżec abging. In der Stadt sind alle sicher, daß sie nicht mehr am 
Leben sind."235 

Das Verfahren gegen Augustin stellte das Landgericht Hannover am 1. Juli 1975 
ein, mit der Begründung: „Die Einlassung des Angeschuldigten, er habe noch 
keine Kenntnis von der planmäßigen Judenvernichtung gehabt, ist nicht mit 
hinreichender Sicherheit zu widerlegen."236 Somit wäre nach der Meinung des 
Gerichts die „Aussiedlung" vom 9.8.1942 subjektiv (vom Standpunkt des An­
geschuldigten) keine Beihilfe zum Mord: Augustin behauptete nämlich, er habe 
geglaubt, es habe sich um eine „echte" Aussiedlung nach dem Osten gehandelt. 
In diesem Fall wandten die Richter des Landgerichts Hannover das Prinzip in 
dubio pro reo sehr „großzügig" an: Wer im August 1942 im Distrikt Lublin 
keine Ahnung von der laufenden Judenvernichtung hatte, mußte zugleich blind 
und taub sein und durfte vor allem kein Kreishauptmann gewesen sein; darauf 
wird noch einzugehen sein. Es gehört viel dazu, den „Behauptungen" Augustins 
Glauben zu schenken. 
Kreis Cholm: 
Die kreisweite „Aussiedlungsaktion" fand im Kreis Cholm vom 18. bis zum 23. 
Mai 1942 statt.237 Es ist anzunehmen, daß auch diese Aktion von der Kreis­
hauptmannschaft durchgeführt wurde, wofür es auch ausreichende Anhalts­
punkte gibt. So bekam in Włodawa der dortige Judenrat eine Anweisung, alte 
und schwache Juden aus dem Ort auszusortieren und zum Abtransport bereit­
zustellen. Diese Anweisung konnte nur der Kreishauptmann Ansei oder sein 
Landkommissar in Włodawa erteilen. Zum Teil kamen die Juden der Aufforde­
rung des Judenrates freiwillig nach, zum Teil wurden sie von dem jüdischen 
Ordnungsdienst aus den Wohnungen geholt. Der stellvertretende Gendarmerie­
führer in Włodawa wurde dann von der Kreishauptmannschaft Cholm telefo­
nisch angewiesen, die von dem Judenrat gesammelten Juden entgegenzunehmen 
und diese einem SS-Kommando zum Abtransport nach Sobibór zu überge-
ben.238 

Der ehemalige Kreishauptmann Ansei stritt im gegen ihn eingeleiteten Ermitt-

235 Klukowski, Dziennik, S. 277-278. 
236 Beschluß des LG Hannover, 1.7.1975: ZStL II 208 AR-Z 38/1962, Bl. 1862-1865. 
237 Berenstein, Eksterminacja, S. 34. 
238 Das Urteil des Oberlandesgerichts Hannover vom 29.10.1964 in der Strafsache gegen 

Müller u.a. Archiv der Staatsanwaltschaft Hannover Ks 4/63; Staatsanwalt I. an StA 
Stuttgart, 30.1.1967: HStA Nds. 721 Hild., Acc 39/91, Nr. 28/74, Bl. 179. 
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lungsverfahren den Vorwurf, diese „Aussiedlung" organisiert zu haben, ab. Er 
räumte aber ein, „einmal einen Beamten der Kreishauptmannschaft [...] als Be­
obachter zu einer ihm vom Bezirksgouverneur oder der Sipo Cholm angekün­
digten Aussiedlungsaktion entsandt zu haben, der ihn über den Verlauf der Ak­
tion unterrichten und Ausschreitungen verhüten sollte."239 Sonst habe er sich 
an nichts entsinnen können und er stritt jede Beteiligung an „Aussiedlungsak­
tionen" ab. Erinnert sei, daß Ansei das Vernichtungslager Sobibór, das sich in 
seinem Kreis befand, angeblich vor der „Inbetriebnahme" aufsuchte, wobei ihm 
nicht aufgefallen sei, daß es sich um ein Vernichtungslager handelte. Das Ermitt­
lungsverfahren gegen ihn wurde eingestellt.240 

Der damalige Stadkommissar in Cholm, Claas, stritt dagegen weniger ent­
schieden die Beteiligung der Zivilverwaltung an den „Aussiedlungen" im Kreis 
Cholm ab. Er sagte nämlich aus, die Aussiedlung in Cholm sei „weitgehend 
auch" durch die Sicherheitspolizei durchgeführt worden.241 

Kreis Krasnystaw: 
Im Kreis Krasnystaw, und zwar in Izbica, fand bereits am 24. März 1942 die er­
ste „Aussiedlung" statt. Izbica war ein Ort, wo laufend „Austauschaktionen" 
durchgeführt wurden, diese vollzogen jedoch, wie es scheint, die Kräfte des 
SSPF Globocnik. Es kam sogar vor, daß vor einer solchen Aktion der Kreis­
hauptmann Schmidt nicht einmal informiert wurde.242 Sonst aber konnte die­
ser den Ablauf der „Aussiedlungen" beeinflussen. Das beweist ein Ereignis, das 
eine polnische Zeugin festhielt: 

„Bei einem Abtransport [aus Izbica, B. M.] war zufällig der Kreishauptmann aus Krasny­
staw, ein ehemaliger Anwalt aus Dresden [Adolf Schmidt, B. M.'| zugegen. Die jüdischen 
Ordnungsdienstmänner gaben zu seinen Ehren ein „Konzert" an Brutalität: Mit Fäusten 
und Tritten trieben sie die Opfer, die vor Verzweiflung und panischer Angst halb tot waren, 
in die Güterwagen. Der Kreishauptmann sah sich dies lange ruhig an und zum Schluß befahl 
er, einige der am meisten Aktiven in den letzten Wagen zu verladen. Es war schwierig sich 
dem Befehl zu widersetzen, denn auf dem Bahnhof befanden sich Wehrmachtsoldaten, die 
mit Enthusiasmus diesen Befehl ausführten."245 

Somit verschickte der Kreishauptmann Schmidt einige Juden, die in seinen Au­
gen bei dieser Aktion zu brutal vorgingen, in die Gaskammern. Paradoxerweise 
gingen diese jüdischen Ordnungsdienstmänner deswegen so brutal vor, weil sie 

239 Bericht der StA Stuttgart vom 18.1.1967: ZStL AR 1269/64, Bl. 32-33. 
240 StA Stuttgart an ZStL, 10.5.1968: Ebenda, S.49-52. 
241 Verfügung vom 2.9.1964: ZStL 8 AR 1434/61, Bd.L, S.43. 
242 Randbemerkung vom 16.4.1942 an einem Schreiben der Abteilung BuF an Unterabtei­

lung BuF in Lublin vom 16.4.1942, in: Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, Bl. 51-52. 
243 Bericht von Zofia L : ZIH 301/5570. 



Der Verlauf der „Aussiedlungen" in den übrigen Kreisen 2 5 9 

davon ausgingen, dem Kreishauptmann werde das gefallen. Sie irrten sich aber: 
Der Kreishauptmann wünschte sich, daß die Deportationen in die Gaskammern 
in Ruhe und Ordnung abliefen. Gegen „Aussiedlungen" an sich hatte der Kreis­
hauptmann offensichtlich aber keine größeren Bedenken. Im Gegenteil, er 
drängte sogar darauf. So mußte Höfle dem Kreishauptmann versprechen, daß 
der Kreis Krasnystaw als erster im Distrikt Lublin „judenrein" gemacht werde. 
Diese Zusage trotzte Schmidt Höfle ab, als dieser mit ihm über die Aufnahme 
der „Judentransporte" aus dem Reich verhandelte.244 

Höfle löste dieses Versprechen - allerdings nur teilweise - bereits im April 
1942 ein, als im Kreis Deportationen aus Krasnystaw (am 12. April) und Sien­
nica Różana nach Bełżec durchgeführt wurden, wo keine „Austauschaktionen" 
stattfanden. Die eigentliche kreisweite „Aussiedlung" im Kreis Krasnystaw 
führte man vom 12. bis zum 15. Mai und am 6. Juni 1942 durch.245 

Bei den „Aussiedlungsaktionen", die nicht im Rahmen des „Austauschpro­
gramms" stattfanden, war die Kreishauptmannschaft, ähnlich wie in Hrubie­
szów, führend beteiligt. Harms, der im Jahre 1944 als Kreishauptmann nach 
Krasnystaw kam, sagte in den sechziger Jahren aus: „Es wurde [...] mir erzählt, 
es kann Wässer oder Rieger gewesen sein [Angestellte der Kreishauptmann­
schaft, B.M.] daß die Verwaltung vor meiner Zeit [...] Aussiedlungstransporte 
auf den Weg gebracht hat."246 Rieger, der Referent des Sachgebietes BuF in 
Krasnystaw gewesen war, gab zu, er habe auf Anordnung des Kreishauptman­
nes Schmidt die ersten Aussiedlungen durchgeführt. Später dann habe die SS 
dies übernommen. Die Aufgabe der Kreisverwaltung blieb es aber, die Namens­
listen aufzustellen und den Judenrat zu unterrichten. Schmidt wollte dies nicht 
bestreiten, konnte sich aber an Einzelheiten nicht erinnern.247 Im Jahre 1949 
verurteilte ein Kasseler Schwurgericht Rieger wegen Ausschreitungen bei einer 
solchen „Aussiedlungsaktion" zu lebenslänglicher Haft, allerdings soll es bei 
diesem Verfahren Unregelmäßigkeiten gegeben haben. Daher wurde Rieger 
1951 aus der Haft entlassen.248 

Kreis Puławy: 
Die Deportationen im Kreise Puławy führte kein SS-Kommando durch, sondern 

244 Vermerk Türks vom 20.3.1942: APL GDL 273, Bl. 19. 
245 Bernstein, Eksterminacja, S.30, 34; Kiełbon, Migracje, S. 142-148. 
246 Vern. Claus Harms, 8.1.1963: ZStL 1434/61, Bl.767. 
247 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 1434/61, Bd. I, S.47-49. 
248 „In die Menge geschossen". Der Spiegel vom 22.8.1951; ich verzichte aus Zeitgründen 

auf die Auswertung der Originalakten dieses Verfahrens. Ich glaube, daß ihre Auswer­
tung keine neuen und wesentlichen Erkenntnisse für die vorliegende Untersuchung brin­
gen würde. 
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der Kreishauptmann mit Kräften, über die er verfügte. Brandts damaliger Stell­
vertreter in Puławy sagte in den sechziger Jahren aus: „Ich kann mich entsinnen, 
daß Brandt Judentransporte aus Lagern bezw. Ghettos zur Bahn mit Kräften der 
Gendarmerie und des Sonderdienstes hat bringen lassen, f.. .1 Ich weiß, daß 
Brandt erklärt hat, er wolle keine SS oder Sicherheitspolizei bei diesen Sachen 
beihaben, weil er das besser könne."249 Bei diesen „Räumungen", wie auch bei 
anderen, wurden viele Juden vor Ort erschossen. Brandts Landkommissar in 
Opole, Goede, beteuerte vor dem Parteigericht im Jahre 1943: „Eine grundlose 
Erschießung von Juden durch ihn [Goede] oder die ihm zugeteilten Sonder­
dienstmänner sei in keinem Fall erfolgt. Lediglich bei der Judenevakuierung 
seien Erschießungen flüchtiger Juden vorgekommen."250 Bei einer „Aussied­
lung" in Ryki, die am 7.5.1942 stattfand, erschoß der Angestellte der Kreis­
hauptmannschaft, Osternack, 4 Juden, die nicht transportfähig waren.251 

Kreis Zamość: 
Die erste „Aussiedlung" im Kreis Zamość fand am 11. April 1942 statt, ein SS-
Kommando führte sie durch. Der Kreishauptmann Weihenmaier und seine Mit­
arbeiter wurden rechtzeitig informiert. Der Referent für BuF, Oskar Reichwein, 
sagte in den sechziger Jahren aus: „Mir [wurde] bei einer Dienstbesprechung bei 
Herrn Weihenmaier und zwei höheren SS-Führern [...] nach entsprechender Be­
lehrung dienstlich eröffnet, daß nunmehr als geheime Reichssache die Endlö­
sung der Judenfrage, d.h. deren Vernichtung beginnen werde." Reichwein er­
hielt von seinem Kreishauptmann den Auftrag, 

„beim versammelten Judenrat in Zamosc zu erscheinen. Dort wurde mir von einem anwe­
senden SS-Führer, dem örtlichen Stapo-Leiter, ein Schriftstück zur Verkündung an den Ju­
denrat übergeben. Danach sollten am folgenden Morgen eine bestimmte Anzahl von Juden 
auf dem Marktplatz erscheinen zwecks Abtransport, es wurde gesagt zur Umsiedlung. Mir 
selbst war nicht wohl, denn ich wußte aus der Eröffnung, was die Juden zu erwarten haben 
würden."2 5 2 

Diese „Aussiedlung" war ein Bestandteil der „Austauschaktion" und die Zivil­
verwaltung hatte hierbei, wie es scheint, „nur" zu helfen. Die bevorstehende 
„Umsiedlung" hatte Reichwein dem Judenrat anzukündigen, weil die Juden 
ihm als dem Referenten BuF mehr vertrauten als der Gestapo.253 

Die kreisweiten „Aussiedlungen", die nicht mehr im Rahmen der „Aus-

249 Vern. C. Harms, 8.1.1963: ZStL 208 AR 1434/61, B1.765. 
250 Beschluß des Parteigerichtes des Distriktsstandortes Lublin in der Sache gegen Pg. Horst 

Goede vom 12. März 1943: BA BDC (Goede Horst). 
251 Vern. Regina F , 24.2.1947: AGK OKL 257, B1.80. 
252 Vern. Oskar Reichwein, 30.11.1962: ZStL 208 AR 1434/61, BL 725-726. 
253 StS Wiesbaden, Einstellungsverfügung vom 12.9.1969: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 6827. 
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tauschaktion" durchgeführt wurden, fanden im Kreis Zamość vom 22. bis zum 
27. Mai 1942 statt. Diese breit angelegte „Aussiedlungsaktion" führte diesmal 
ähnlich wie in Hrubieszów die Zivilverwaltung durch. Der ehemalige Referent 
des Sachgebietes BuF in Zamość, Reichwein, konnte sich in den sechziger Jah­
ren an einen Auftrag vom Kreishauptmann Weihenmaier erinnern, 

„der besagte, wir sollten in Łaszczów oder Komarów oder Tysowce die Zusammenstellung 
eines Transportes veranlassen und der SS übergeben. Es konnte aber auch der Sonderdienst 
gewesen sein. [...] An weitere Transporte, an deren Zusammenstellung ich mitgewirkt 
habe, kann ich mich nicht entsinnen, was allerdings nicht ausschließt, daß ich vielleicht 
doch noch einen 3. oder 4. Transport mit zusammenstellen mußte, wobei vielleicht in einem 
Fall sogar der Kreishauptmann selbst anwesend gewesen ist."254 

Zugleich betonte Reichwein: „Auf jeden Fall sind die Juden auf Weisungen von 
oben von uns bezw. unter Unterstützung von uns abtransportiert worden." Als 
der Kreishauptmann Weihenmaier zu diesem Komplex vernommen wurde, 
leugnete er jede Beteiligung seiner Kreisverwaltung an den „Aussiedlungen". 
Das Vernichtungslager Bełżec, das sich in seinem Kreis befand, habe er erst nach 
Beendigung der „Aktion" besucht.255 

In Tomaszów Lubelski (Kreis Zamość) amtierte im Jahre 1942 der Landkom­
missar Walter Panzer, der nach übereinstimmenden Zeugenaussagen die „Ju­
denaussiedlungen" aus dieser Ortschaft nach Bełżec leitete, dabei die Juden 
ausraubte und sogar eigenhändig ermordete. Panzer war ein Exzeßtäter. Nach 
Zeugenaussagen hat er sogar mehrmals persönlich das Vernichtungslager Beł­
żec aufgesucht, das nur 8 km von Tomaszów L. entfernt war.256 

In den übrigen Kreisen verliefen die „Aussiedlungen" sicherlich nach ähn­
lichem Muster wie in Hrubieszów oder Biłgoraj. Für den Kreis Radzyń fand ich 
nur einen Hinweis über die Beteiligung der dortigen Verwaltungsangestellten an 
„Judenaussiedlungen". Der Landkommissar in Łuków ließ nämlich eine Jüdin 
mit ihren Kleinkindern erschießen, weil er sie nicht mehr dem Transport an­
schließen konnte. Der gleiche Zeuge hält es sogar für nicht ausgeschlossen, daß 
Angestellte der Arbeitsämter in dem einen oder anderen Fall an der Judenver­
nichtung beteiligt waren.257 

Für die Kreise Lublin-Land und Janów Lubelski/Kraśnik konnte ich zwar 
keine Zeugenaussagen finden, die eine Beteiligung der dortigen Kreisverwaltun-

254 Vern. Oskar Reichwein, 30.11.1962: ZStL 201 AR 1434/61, B1.726. 
255 Vern. Helmut Weihenmaier, 27.11.1962: ZStL 201 AR 1434/61, Bl. 680-681. 
256 Vern. Isidor B., 5.11.1962: ZStL 208 AR-Z 31/61, Bl. 157-159; Vern. Maria K.: Ebenda, 

BL 162-163; Vern. Józef W., 5.2.1967: Ebenda, Bl. 730-732; Vern. Stefan A., 7.3.1968: 
Ebenda, Bl. 738-740; Vern. Stanislaw K., 10.2.1968: OKL Ds 36/67. 

257 Vern. Jean W., 9.9.1960: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 1206-1211. 
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gen an „Judenaussiedlungen" bestätigen, aber die erhaltenen zeitgenössischen 
Dokumente lassen wenig Spielraum für etwaige Zweifel. Am 9.5.1942, als jeder 
Deutsche im Distrikt Lublin wußte, was eine „Aussiedlung" bedeutete, bat der 
Kreishauptmann Lenk darum, 5.900 Juden aus seinem Kreis „aussiedeln" zu 
dürfen.258 Der Kreishauptmann Ziegenmeyer, Lublin-Land, „empfahl" am 22. 
Mai 1942 sogar, 19.735 Juden aus seinem Kreis „abzuschieben".259 Unter die­
sen Umständen kann man die Bereitschaft der beiden Kreishauptleute zur Zu­
sammenarbeit bei den kommenden Deportationen voraussetzen. 

Wie es scheint, ist es lediglich dem Stadthauptmann in Lublin, Englaender, 
„erspart" geblieben, sich direkt an der Räumung des Ghettos Lublin zu beteili­
gen, obwohl die Bereitschaft zur Zusammenarbeit ebenfalls vorhanden war. 
Zum Beispiel bemühte sich der Stadthauptmann während der Räumung des 
Ghettos Lublin, die Selektion zu beeinflussen, indem er Ende März/Anfang 
April neue „J"-Ausweise einführte: Die Juden ohne diese Ausweise wurden 
„ausgesiedelt".260 

4.4 Der Verlauf der „Aussiedlungsaktionen" im Distrikt Lublin - März 1942 
bis Sommer 1942 

Die „Aussiedlungsaktion" im Distrikt Lublin in der Zeit vom 16. März bis zum 
Sommer 1942 verlief keinesfalls einheitlich. Vielmehr lassen sich zwei Verlaufs­
formen unterscheiden, die voneinander durch den organisatorischen Ablauf ab­
wichen. Es handelt sich hierbei um „Aussiedlungen", die der SSPF Globocnik 
mit seinen Kräften durchführte, und um Deportationen, die vor Ort die jeweili­
gen Kreishauptleute mit ihnen zur Verfügung stehenden Kräften vollzogen. 

Die „Aussiedlungen", die der Stab der „Aktion Reinhardt" organisierte und 
durchführte, fanden im Rahmen des sogenannten „Austauschprogramms" 
statt. Einige Ghettos im Distrikt mußten geräumt werden, um „Judentrans­
porte" aus dem Reich, dem Protektorat und der Slowakei aufnehmen zu kön­
nen. Die „Austauschaktionen" waren ein wichtiger Bestandteil der „Endlösung 
der Judenfrage". Hierbei handelte Globocnik auf Befehl der Zentrale in Berlin. 
Zu diesen „Austauschaktionen" kam die totale Räumung des Lubliner Ghettos 
hinzu, die bereits im Zeichen der regionalen Interessen stattfand. 

An der Liquidierung des Ghettos in Lublin waren sowohl Globocnik wie die 

258 Lenk an SSPF Lublin, 9.5.1942, in: Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S.54. 
259 Ziegenmeyer an Unterabteilung BuF Lublin, 19.5.1942, ebenda, S.53. 
260 Bericht des Arbeitsamtes Lublin für den Monat März 1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, 

Bl. 39. 
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Distriktsverwaltung interessiert. Globocnik beabsichtigte, Lublin in eine deut­
sche Stadt zu verwandeln, es ging um „Festigung des Deutschtums im Osten" -
eine „Zukunftvision". Die Zivilverwaltung hoffte dagegen, die gegenwärtigen 
Probleme zu lösen, die aus ihrer Sicht mit der „Judenfrage" unzertrennlich ver­
bunden waren, wie z. B. Wohnungsnot, Seuchengefahr und Schleichhandel. Der 
Stadthauptmann in Lublin, Fritz Sauermann, erklärte am 17.10.1941: „Eine Klä­
rung der Judenfrage wird natürlich endgültig erst dann zu erreichen sein, wenn 
der vollkommene Abtransport aller Juden bewerkstelligt werden kann."261 

Die „Aussiedlungen", die im Rahmen der „Austauschaktion" stattfanden, 
führten die Kräfte des SSPF durch. Eine Ausnahme waren die Deportationen 
aus dem Kreis Puławy, die der Kreishauptmann Brandt selbständig auf eigenen 
„Wunsch" organisierte. Sonst „beschränkte" sich die Zivilverwaltung darauf, 
aktive Hilfe zu leisten. Man führte durch oder wirkte mit bei Selektionen; die 
Unterabteilung BuF in Lublin erarbeitete Pläne, nach denen die „Austauschak­
tionen" stattfanden. Diese „Aussiedlungen" fingen am 16. März 1942 an und 
dauerten teilweise bis Juni 1942. Bisher hat kein Forscher versucht, den Ablauf 
einer solchen „Aussiedlung" aus der Täterperspektive im Detail zu rekonstruie­
ren, was sicherlich auch an der schwierigen Quellenlage liegt. 

In der bisherigen Holocaust-Forschung ging man davon aus, daß alle „Aus­
siedlungen" sowohl im Distrikt Lublin als auch im ganzen GG nach diesem Mu­
ster abgelaufen seien. Dies war jedoch nicht der Fall, wie insbesondere die Un­
tersuchung der „Aussiedlungsaktion" vom Juni 1942 in Hrubieszów zeigt. Von 
Ende März bis zum Sommer 1942 fanden in den Kreisen des Distrikts Deporta­
tionen statt, für deren Durchführung auf der Kreisebene die Zivilverwaltung ver­
antwortlich zeichnete. Diese „Aussiedlungen" standen nicht mehr im Zeichen 
der „Austauschaktion", sondern zielten darauf ab, die Juden aus dem Distrikt 
Lublin, die nicht für die deutsche Kriegswirtschaft eingesetzt waren, zu ermor­
den. 

Diese Aktion erforderte vor Ort einen viel größeren organisatorischen Auf­
wand. Zunächst mußten alle Juden, die verstreut in vielen Ortschaften des Di­
strikts lebten, zahlen- und ortsmäßig erfaßt und anschließend „selektiert" wer­
den. Dies konnten vor Ort nur die jeweiligen Kreishauptleute durchführen, weil 
allein sie über den regionalen Verwaltungsapparat verfügten. Die Unterabtei­
lung BuF faßte die Ergebnisse der Erfassung zusammen und leitete sie weiter an 
den Stab der „Aktion Reinhardt". Dort stellte man anhand dieser Erhebung den 
„Aussiedlungsplan" auf, d.h. man legte fest, wieviele Juden aus welchen Krei­
sen an welchem Tag in die Gaskammern transportiert werden. Denn ausschließ-

261 Diensttagebuch, AGK XVII/1, Bl. 39-41. 
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lieh der Stab der „Aktion Reinhardt" verfügte über die notwendigen Informa­
tionen, wieviele Opfer in welchem der beiden Vernichtungslager an einem be­
stimmten Tag ermordet werden konnten. 

Wenn nun ein bestimmter Kreis oder eine Ortschaft an der Reihe war, wurde 
der zuständige Kreishauptmann telefonisch und vermutlich direkt von dem Stab 
der „Aktion Reinhardt" benachrichtigt. Der Kreishauptmann stellte zu dem ge­
nannten Termin Transporte zusammen und ließ die Opfer in die Güterwagen 
verladen. Die Selektion in „kriegswichtige" und „überflüssige" Juden hatte zu­
vor ebenfalls der Kreishauptmann vorgenommen. Für die Zusammenstellung 
und den Abtransport der Juden setzte der Kreishauptmann alle ihm zur Verfü­
gung stehenden Kräfte ein: den Sonderdienst, die Gendarmerie, den Judenrat, 
den jüdischen Ordnungsdienst, die polnische und ukrainische Polizei und nicht 
zuletzt die männlichen Angestellten und Beamten seiner Verwaltung. Wenn die 
Opfer bereits verladen waren, nahm den Transport ein SS-Kommando (meist 
,,Trawniki"-Männer) in Empfang und bewachte den Zug bis zu den Toren des 
Vernichtungslagers. 

Die Rolle der Unterabteilung BuF: Die Unterabteilung BuF in Lublin koordi­
nierte diese „Aussiedlungsaktionen" zwischen den lokalen Zivilbehörden und 
dem Stab der „Aktion Reinhardt". Daß diese Feststellung keine Spekulation ist, 
hoffe ich hinreichend dokumentiert zu haben. Um jedoch etwaige Zweifel aus­
zuräumen, gebe ich wörtlich einen Vermerk aus einem Bericht wieder, den der 
Referent der Unterabteilung BuF, Fritz Reuter, im Jahre 1943 verfaßte: „Durch­
führung sämtlicher Judenumsiedlungen und Aussiedlungen in Zusammenarbeit 
mit dem Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD."262 Dieser Vermerk 
bezieht sich auf Reuters Tätigkeit in der Unterabteilung BuF in Lublin in der 
Zeit vom 1.7.1941 bis 31.12.1942. Ein Kommentar hierzu erübrigt sich. 

Darüber hinaus ist nicht ausgeschlossen, daß die Unterabteilung BuF in Lu­
blin auch zwischen den Kreishauptleuten aus anderen Distrikten und dem Stab 
der „Aktion Reinhardt" vermittelte, da sich dessen Sitz in Lublin befand. Ein 
solcher Fall ist aus dem Kreis Radom-Land überliefert. Der dortige Kreishaupt­
mann Dr. Rubehn wollte im Juli 1942 sofort 69 Juden „loswerden". Er wandte 
sich an den Leiter der Unterabteilung BuF in Lublin, Hartig. Dieser vermittelte 
und erwirkte eine Genehmigung, um diese 69 Juden in das Vernichtungslager 
Sobibór zu deportieren. Den Transport wickelte Dr. Rubehn bis zu den Toren 
des Vernichtungslagers ab.2 6 3 

262 Bericht des Referenten Fritz Reuter über seine Tätigkeit im GG vom 29.11.1943: AGK 
NTN 254, Bl. 111-112. 

263 Der KH Radom-Land an Unterabteilung BuF in Lublin, 4.8.1942, in: Akcje i wysiedle­
nia, Bd. 2, S. 56. 
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4.5 Die „Aussiedlungsaktionen" im Distrikt Lublin (März 1942 - Sommer 
1942) als Bestandteil der „Endlösung" der „Judenfrage" in Europa 

Die „Aussiedlungsaktionen", die im Distrikt Lublin vom März 1942 bis Som­
mer 1942 stattfanden, waren ein sehr wichtiger Bestandteil des Gesamtplanes 
zur „Endlösung" der „Judenfrage" in Europa. Die hier vorgenommene Unter­
suchung der „Aussiedlungen" im Distrikt Lublin widerspricht eigentlich der 
These, daß im Herbst 1941 die Entscheidung getroffen wurde, alle europäi­
schen Juden zu ermorden. Wenn es diesen Beschluß gegeben hat, wie dies Ger­
lach darlegt,264 dann wurde der Befehl zur absoluten Vernichtung vom Dezem­
ber 1941 im Frühjahr 1942 insofern eingeschränkt, als zunächst „nur" die 
nichtarbeitsfähigen Juden ermordet werden sollten. Die arbeitsfähigen Juden 
sollten dagegen vorübergehend verschont bleiben und in der deutschen Kriegs­
wirtschaft eingesetzt werden. Gerade um die Jahreswende 1941/1942 zeichnete 
sich im Reich ein akuter Arbeitskräftemangel ab.265 Die endgültige Klärung 
dieser Frage kann jedoch im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden und 
muß zukünftiger Forschung überlassen werden. 

Aus der Sicht der deutschen Zivilverwaltung im GG bedeutete die erste 
Etappe der „Aktion Reinhardt" eine zwar radikale, aber keinesfalls endgültige 
Lösung der „Judenfrage". Denn die „Arbeitsjuden" sollten zunächst voraus­
sichtlich für die Dauer des Krieges im Distrikt Lublin wie im ganzen GG bleiben, 
woran die Zivilverwaltung im allgemeinen interessiert war: „Lediglich" die 
„nichteinsatzfähigen" Juden (sie stellten allerdings die überwältigende Mehr­
heit dar) sollten ermordet werden. Diese Erkenntnis läßt sich durch eine Reihe 
von zeitgenössischen Quellen und den Verlauf der ersten Phase der „Aktion 
Reinhardt" im Distrikt Lublin hinreichend dokumentieren. 

Am 16. März 1942 erläuterte Höfle, „der zuständige Sachbearbeiter für Ju­
denaussiedlungen" im Stab Globocniks, dem Vertreter der Unterabteilung BuF 
in Lublin, Fritz Reuter, in groben Zügen den geplanten Verlauf der „Aktion 
Reinhardt", die gerade anlief. Der Plan setze sich aus zwei Bestandteilen zusam­
men: Einerseits war vorgesehen, alle „nichteinsatzfähigen" Juden in Bełżec zu 
ermorden. Andererseits war die SS dabei, „ein großes Lager zu bauen, in wel­
chem die einsatzfähigen Juden nach ihren Berufen karteimäßig erfaßt und von 
dort angefordert werden können".266 Höfle meinte hier das Lager Majdanek. 
Daß zu dieser Zeit das Gesamtkonzept der „Endlösung" nach diesem Plan an-

264 Gerlach, Wannsee-Konferenz; auch Pohl, Judenpolitik, S. 123-129; Überblick über die 
Diskussion bietet Kershaw, Der NS-Staat, S. 149-194. 

265 Herbert, Fremdarbeiter, S. 149; Pohl, Judenpolitik, S. 123. 
266 Vermerk Reuters vom 17.3.1942: APL GDL 270, BL 33-34. 
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gelegt war, beweist die Eintragung Goebbels, der es hat wissen müssen, in sei­
nem Tagebuch vom 27. März 1942: 

„Aus dem Generalgouvernement werden jetzt, bei Lublin beginnend, die Juden nach dem 
Osten abgeschoben. [...] Im großen kann man wohl feststellen, daß 60 Prozent davon liqui­
diert werden müssen, während nur noch 40 Prozent zur Arbeit eingesetzt werden können. 
Der ehemalige Gauleiter von Wien [Globocnik, B. M.| , der die Aktion durchführt, tut dies 
mit ziemlicher Umsicht und auch mit einem Verfahren, das nicht allzu auffällig wirkt. | . . .| 
Die in den Städten des Generalgouvernements freiwerdenden Ghettos werden jetzt mit den 
aus dem Reich abgeschobenen Juden gefüllt, und hier soll sich dann nach einer gewissen 
Zeit der Prozeß erneuern."2 6 7 

Auch der Verlauf der „Aktion Reinhardt" bis zum Sommer 1942 läßt wenig 
Zweifel, daß „nur" „nichteinsatzfähige" Juden ermordet werden sollten. Als 
am 17. Oktober 1941 Frank, Boepple, Globocnik und Zörner die Entscheidung 
trafen, die Juden aus der Stadt Lublin zu „evakuieren", hieß es im Protokoll die­
ser Besprechung ausdrücklich: „Die Juden sollen - bis auf unentbehrliche 
Handwerker und dergl. - evakuiert werden."268 In der Tat, als die „Räumung" 
des Ghettos Lublin begann, richtete Globocnik für die „Arbeitsjuden" ein neues 
Ghetto in Majdan Tatarski ein. Auch dieser „Aktion" ging eine Selektion vor­
aus, die vergleichsweise großen organisatorischen Aufwand erforderte. Wenn 
dieser ursprüngliche Plan nur von kurzer Dauer hätte sein sollen, hätten die 
Mörder diese aufwendigen Selektionen mit Sicherheit nicht vorgenommen. 

Nach den gleichen Prinzipien führte man die „Aussiedlungen" in den übrigen 
Kreisen des Distrikts Lublin durch, selbst noch im August 1942 im Kreis Biłgo­
raj. Die Kreishauptleute bestanden darauf, „Arbeitsjuden" von der „Aussied­
lung" zunächst freizustellen. Exemplarisch sei hier das Schreiben des Kreis­
hauptmanns Lenk an den SSPF im Distrikt Lublin vom 9.5.1942 erwähnt: „Von 
diesen Aussiedlungsaktionen möchten nur alte, arbeitsunfähige Leute, Frauen 
und Kinder erfaßt werden und solche Männer, die nicht bei deutschen Stellen 
beschäftigt sind. Handwerker möchten allerdings unter allen Umständen [Herv. 
B.MI zunächst noch hier bleiben."269 

267 Goebbels Tagebücher, Bd. 3, S. 561. 
268 AGK Diensttagebuch Vol.XIII/1, S.951. 
269 Lenk an den SSPF Distrikt Lublin, 9.5.1942, in: Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.54. 
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4.6 Einstellung der Zivilverwaltung im GG zu der ersten Phase der „Aktion 
Reinhardt" 

Die offizielle Einstellung der Angehörigen der Zivilverwaltung im Distrikt Lu­
blin zu dem laufenden Mord an den Juden war im allgemeinen befürwortend, 
sofern sie quellenmäßig erfaßbar ist. Vorausschickend sei bemerkt, daß ich bei 
der Erörterung dieses Aspektes teilweise darauf verzichten muß, die Frage zu 
beantworten, in welchem Grade diese Haltung im Einzelfall durch die Weisun­
gen der vorgesetzten Stellen beeinflußt war. Wegen der ungünstigen Quellenlage 
ist dies in vielen Fällen nicht möglich. 

4.6.1 Die Kreishauptleute 

Unter den Kreishauptleuten im Distrikt Lublin läßt sich, soweit es die Quellen 
zulassen, eine kooperative und teilweise initiativergreifende Haltung feststellen. 
Wie bereits erörtert, drängte der Kreishauptmann Brandt in Puławy regelrecht 
darauf, die Juden aus seinem Kreis in die Vernichtungslager zu deportieren. 
Ähnlich verhielt sich der Kreishauptmann Lenk in Janów L./Kraśnik. Die Kreis­
hauptleute Busse und Ziegenmeyer sowie sicherlich die übrigen Kreishauptleute 
„empfahlen", wieviele Juden aus ihren Kreisen „auszusiedeln" seien. Als Höfle 
mit dem Kreishauptmann Schmidt in Krasnystaw über die Aufnahme der „Ju­
dentransporte" aus dem Reich verhandelte, mußte Höfle dem Kreishauptmann 
Schmidt „versprechen", daß der Kreis Krasnystaw als erster im Distrikt „juden­
rein" gemacht werde! 

Es gibt aber mit einer Ausnahme keine Anzeichen dafür, daß sich ein zu dieser 
Zeit amtierender Kreishauptmann im Distrikt Lublin gegen die laufenden „Aus­
siedlungen" gewendet hätte. Diese Ausnahme scheint der ehemalige Stadt­
hauptmann von Lublin, Sauermann, zu sein. Wie ein Überlebender zu berichten 
weiß, habe Sauermann die ihm persönlich bekannten Juden „in vorsichtiger 
Weise" vor den bevorstehenden „schärferen Maßnahmen der Gestapo" ge­
warnt, und habe ihnen zur Flucht geraten.270 Allerdings war Sauermann zu 
dieser Zeit kein amtierender Stadthauptmann mehr, weil ihn der Gouverneur 
Zörner im Februar 1942 abgesetzt hatte. 

Ähnliches berichtet Weichen über den Stadthauptmann Franke aus Tschen-
stochau (Distrikt Radom). Dieser habe sich im Frühjahr 1942 bemüht, Werk­
stätten für 4.000 Juden einzurichten, um, wie es scheint, diese als „einsatzfä-

270 Vern. Aleksander B„ 3.12.1962: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl.3108. 
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hige" Juden vor den bevorstehenden Deportationen zu bewahren.271 Als stell­
vertretender Leiter der HA Innere Verwaltung bis etwa Februar 1942 war 
Franke mit Sicherheit frühzeitig über die Pläne unterrichtet, die „nichteinsatzfä-
higen" Juden zu ermorden.272 Sauermann und Franke dürften aber Ausnah­
meerscheinungen unter den Kreishauptleuten im GG gewesen sein. 

4.6.2 Die Abteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge (BuF) 

Es kann als sicher angenommen werden, daß die Angehörigen der Abteilung 
BuF, die direkt mit der laufenden „Aussiedlung" zu tun hatten, nicht ablehnend 
eingestellt waren, worauf viele Quellen und Ereignisse eindeutig hinweisen. So 
verschickten der Leiter der Abteilung BuF in Krakau, Lothar Weirauch, und 
seine Mitarbeiter knapp 4.000 Juden aus Mielec in das Einzugsgebiet der Ver­
nichtungslager Sobibór und Bełżec. Das Ziel dieser Aktion war es, die „arbeits­
unfähigen Aussiedler" dort ermorden zu lassen. 

Lothar Weirauch dürfte der Mord an Juden keine größeren moralischen Pro­
bleme bereitet haben. Indirekt weist darauf seine Einstellung zu der Frage hin, 
wie man an Tuberkulose erkrankte Polen, zu behandeln habe. Im Herbst 1942 
erarbeitete der Amtsarzt der Stadt Warschau, Dr. Hagen, ein Programm zur Be­
kämpfung der Tuberkulose im GG, das 18 Millionen Zloty kosten sollte und die 
gleiche Behandlung für Polen und Volksdeutsche vorsah.273 Weirauch erklärte 
dieses Projekt als „abwegig" wegen der „volkstumspolitischen Grundsätze", 
die im GG gälten und setzte sich dafür ein, polnische Kranke in „Asylierungs-
heimen" sterben zu lassen, ohne sie zu behandeln.274 

Ein Brief Walter Föhls an „Liebe Kameraden" vom 21.6.1942 ist ein Beispiel 
dafür, mit welchem Zynismus und mit welcher Menschenverachtung die Ange­
hörigen der Abteilung BuF ihren „Auftrag" erfüllten: 

„Wir nehmen jeden Tag Züge mit je über 1.000 Juden aus ganz Europa ab und verarzten sie 
hier, bringen sie mehr oder weniger provisorisch unter oder schieben sie meist weiter, hinein 
in die weissruthenischen Sümpfe, Richtung Eismeer, wo sie alle - wenn sie es überleben 
(und das tun die Juden vom Kurfürstendamm oder aus Wien und Pressburg bestimmt 

271 Weichen, Teil II, S. 3$ f. 
272 Westerkamp, Schach dem König, S. 127. 
273 Vern. Wilhelm Hagen, 1.8.1962: ZStL 208 AR 1434/81, Bl, 251-257. 
274 Stellungnahme Weirauchs vom 4.2.1942 zum Fall Hagen: AGK NTN 412, Bl. 11-14. 
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nicht) - gegen Kriegsende versammelt sind, nicht ohne einige Autostraßen fertig gebaut zu 
haben. (Aber man soll nicht darüber sprechen!)"275 

Fritz Reuter, der die laufenden Morde zwischen dem Stab der „Aktion Rein­
hardt" und der Zivilverwaltung im Distrikt Lublin koordinierte, dürfte dabei 
keine moralischen Skrupel empfunden haben. Im Gegenteil, diese „Tätigkeit" 
scheint ihn befriedigt zu haben. Als er im Herbst 1942 in die Abteilung Arbeit 
versetzt worden war, kündigte er kurzerhand, weil er dadurch geringfügige fi­
nanzielle Nachteile hätte hinnehmen müssen. Er zog seine Kündigung aber zu­
rück, als man ihn in die Abteilung BuF nach Krakau versetzte, wo er weiter die 
Aus- und Umsiedlungstätigkeit fortsetzen konnte.276 Die Aufgabe „Durchfüh­
rung sämtlicher Judenumsiedlungen und Aussiedlungen in Zusammenarbeit 
mit dem Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD"2 7 7 war dagegen für 
Reuter kein Grund, zu kündigen bzw. eine Versetzung zu beantragen! 

Türk, der bis Ende April 1942 von Lublin aus und seit Anfang Mai 1942 von 
Krakau aus die „Aussiedlungen" koordinierte, beteiligte sich an dem Mord an 
Juden aus „Überzeugung". Er war ein Judenhasser, der sogar unter seinen Kol­
legen vom BuF durch seinen Antisemitismus auffiel.278 Er kommentierte die 
„Aussiedlung" des Vorsitzenden des Jüdischen Hilfskomitees Lublin-Land, Dr. 
Siegfried, wie folgt: „es [ist] vielleicht auch kein Fehler, daß die Umsiedlung 
durchgeführt wurde. " 2 7 9 Erinnert sei auch an seinen Vorschlag, Juden die Über­
tretung zum Katholizismus zu verbieten, die dadurch einer „Aussiedlung" zu 
entgehen hofften (siehe S. 241). 

4.6.3 Das Amt des Gouverneurs in Lublin 

Der Gouverneur Zörner und seine engsten Mitarbeiter bejahten den Mord an 
den Juden, sie unterstützten ihn und drängten sogar darauf. So genehmigte Zör­
ner den Antrag seines Kreishauptmannes Brandt, 1.100 Juden aus Wąwolnica 

275 Brief Föhls an „Liebe Kameraden!". Krakau, 21.6.1942: BA BDC (Fohl). In diesem Brief 
schrieb Fohl zwar nicht direkt, daß die Juden vergast werden würden (dies war schließ­
lich „Geheime Reichssache"), allerdings umschrieb er die laufende Ermordung der Juden 
erstaunlich offen. „Abschiebung nach dem Osten" war schließlich das von Mördern oft 
gebrauchte Tarnwort für Ermordung der Juden. 

276 Personalakte Fritz Reuters: AGK Reg. GG 1/4278. 
277 Bericht Reuters über seine Tätigkeit vom 1.7.1941 bis 1.1.1943: AGK NTN 254, Bl. 111. 
278 Weichert, X II, S. 207-209. 
279 Türk an Abteilung BuF in Krakau, 8.4.1942: APL GDL 273, B1.28. 



270 Dritter Teil: Die Zivilverwaltung im Generalgouvernement 

(als Strafe) und 1.600 aus Kazimierz („Verschönerung des Stadtbildes") in das 
Vernichtungslager Bełżec zu verschicken und dort ermorden zu lassen.280 Zör-
ners Amtschef Engler berichtete am 31.5.1942 in einer Sitzung, an der auch 
Frank teilnahm, über die Liquidierung des Ghettos Lublin und stellte fest: 

„Außerhalb der Stadt Lublin gebe es noch verschiedene stark jüdisch bevölkerte kleine 
Städte und ein Lager, das dauernd mit Juden belegt sei. Man hoffe, im Laufe der Zeit eine 
möglichste Säuberung des Distrikts von Juden zu erreichen. Es habe sich herausgestellt, daß 
gerade im Distrikt Lublin der Jude die Drohne war und daß die Bevölkerung froh ist, diese 
Elemente, von denen sie bedrückt worden sei, los geworden zu sein."2s1 

Einige Tage später, am 18.6.1942, anläßlich einer Polizeisitzung in Krakau zog 
Engler eine vorläufige Bilanz der „Aussiedlungsaktion" im Distrikt Lublin. Un­
ter anderem erklärte er, daß das Fleckfieber im Rückgang begriffen sei. Ferner: 
„Man habe den Eindruck, daß [...] eine wesentliche Besserung der Verhältnisse 
insbesondere auf dem Gebiet des Schleichhandels eingetreten sei."282 

4.6.4 Stimmung in den Regierungskreisen 

Von diesen „positiven" Auswirkungen der Judenermordung waren auch die üb­
rigen Gouverneure überzeugt. In der Polizeisitzung vom 18.6.1942 konnten 
sich die Vertreter der Distrikte zu dieser Frage äußern. Der Amtschef des Di­
strikts Galizien, Dr. Ludwig Losacker, referierte u.a über die schlechte Ernäh­
rungslage, den Schleichhandel und die Juden im Distrikt Galizien. Hierbei 
stellte Dr. Losacker fest: „Vor allem müsse dafür gesorgt werden, daß die Juden 
entfernt würden. "Ähnlicher Meinung war der Amtschef des Distrikts Warschau, 
Hummel, der die Hoffnung äußerte, „daß die Stadt Warschau in absehbarer Zeit 
von der arbeitsunfähigen Judenlast [Herv. B. M.j befreit werde".283 

Der stellvertretende Amtschef des Distrikts Radom, Oswald, beklagte sich 
dagegen, daß sein Distrikt „in der Judenumsiedlung" etwas „ins Hintertreffen 
geraten" sei. Man habe, so Oswald, Vorbereitungen getroffen, um 15.000 Ju­
den aus Radom in jüdische Wohnbezirke im Distrikt umzusiedeln. Das sei aber 
gestoppt worden, „als die Umsiedlung nach dem Distrikt Lublin akut geworden 
sei". Nun müsse man wegen der Transportprobleme auf diese „Umsiedlung" 

280 Türk an Höfle, 24.3.1942: APL GDL 273, B1.25; Dr. Alten (JSS in Lublin) an Präsidium 
derJSS in Krakau, 14.3.1942: ZIG JSS 13. 

281 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.500. 
282 Ebenda, S. 508 f. 
283 Ebenda, S. 509 f. 
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noch 6 bis 8 Wochen warten. „Dieser Zeitpunkt liege aber zu spät für die Ernte­
erfassungsaktion."284 

Der nun um die „zügige" Durchführung der „Judenumsiedlung" besorgte 
Staatssekretär Bühler erkundigte sich bei dem HSSPF Krüger, „ob eine Aussicht 
auf eine schnellere Verminderung der Ghettobevölkerung bestehe". Krüger 
äußerte Verständnis für die Wünsche der Zivilverwaltung. Allerdings müsse 
man, um eine solche Aktion durchführen zu können, Transportzüge in ausrei­
chender Zahl zur Verfügung stellen. Obwohl „für die nächsten 14 Tage eine 
restlose Zugsperre285 verordnet sei, habe er in Verhandlungen mit Präsident 
Gerteis erreicht, daß für den Abtransport von Juden ab und zu Züge bereitge­
stellt würden". Präsident Gerteis leitete die Hauptabteilung Eisenbahnen in der 
Regierung des GGs. Abschließend stellte Krüger fest, „nach Ablauf der Sperr­
frist müsse die Judenaktion verstärkt durchgeführt werden".286 

Auch der Gouverneur des Distrikts Krakau, Dr. Richard Wendler, unter­
stützte den laufenden Judenmord. Am 13.7.1942 berichtete er beinahe begei­
stert, wie sich die bisherigen „Aktionen" ausgewirkt hätten. Seit Beginn der 
„Judenaktion" drängten sich die Juden nach jeder Arbeit. Als der Kreishaupt­
mann in Reichshof, Ehaus, „im Zuge dieser Maßnahme" seinen „ganzen Kreis 
judenfrei gemacht" habe, seien die Schleichhandelspreise um 70% gefallen. 
Darüber hinaus erpreßte der Kreishauptmann von Juden „innerhalb von 4 Ta­
gen 5 Millionen Zloty an Steuern, Strafen usw". „Auf Grund dieser Erfahrung 
plane er, in den übrigen Kreisen die Juden nach Möglichkeit in einem, zwei oder 
drei Orten zusammenzufassen; sie müßten vom flachen Land unbedingt ver­
schwinden."287 

Der Präsident der HA Bauwesen, Bauder, war von den Auswirkungen des Ju­
denmordes auf die „Arbeitsmoral" der Juden so „angetan", daß er vorschlug, 
mit gleichen „Methoden" gegen die arbeitsunwilligen Polen vorzugehen. In der 
Regierungssitzung, die am 13.7.1942 stattfand, führte Bauder aus, 

„daß die Beschaffung der nötigen Arbeitskräfte große Schwierigkeiten bereiten werde | . . . | . 
Er rege daher eine ähnliche Aktion, wie man sie in diesen Tagen gegen die Juden durchführe, 
auch gegen die Polen an. Es habe sich nämlich gezeigt, daß die Judenaktion einen großen 
Andrang der Juden zur Arbeit mit sich gebracht habe. Man könne daher die berechtigte 
Hoffnung hegen, daß die gleichen Bestrebungen sich auch bei den Polen zeigen würden."~8S 

284 Ebenda, S. 511. 
285 Wegen der Vorbereitungen zu der Sommeroffensive an der Ostfront. 
286 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 511. 
287 Ebenda, S. 523-524. 
288 Ebenda, S. 523. 
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Der Generalgouverneur griff diese Anregung auf und beauftragte die beiden 
Staatssekretäre, ein „rigoroses Programm" auszuarbeiten, um die unbeschäftig­
ten Arbeiter zu erfassen, wobei Methoden „wie bei der Erfassungsaktion gegen 
die Juden [...] in Erwägung [zu] ziehen" seien. 

Wie offen und mit welchem Zynismus man im GG über den Mord an Juden 
sprach, zeigt geradezu exemplarisch die Rede Franks, die er anläßlich einer 
Großkundgebung in Lemberg am 1.8.1942 hielt: „Übrigens habe ich heute gar 
nichts mehr davon (von Juden] gesehen. Was ist denn das? Es soll doch in dieser 
Stadt [Lemberg] einmal Tausende und Abertausende von diesen Plattfußindia­
nern gegeben haben, - es war keiner mehr zu sehen. Ihr werdet doch am Ende 
mit denen nicht böse umgegangen sein?"289 Die versammelten Angestellten und 
Beamten des Distrikts Galizien reagierten auf diese zynischen Worte mit . . . 
,,Große[r] Heiterkeit" [sie!]. Dieser Vorfall zeigt, daß die Angehörigen der Zi­
vilverwaltung nicht nur keine Skrupel hatten, sondern daß sie sich über den lau­
fenden Judenmord noch amüsieren konnten. 

Wie gezeigt, herrschte in den Regierungskreisen, die direkt in den Mord an 
Juden involviert waren, ein breiter Konsens, daß dieser Mord notwendig sei und 
nur „Vorteile" mit sich bringe. Man stellte zynisch fest, daß die Gefahr des 
Fleckfiebers und des Schleichhandels zurückgegangen sowie daß die „Arbeits­
lust" der Juden gestiegen seien. „Dank" dieses Massenmordes hoffte man, aus 
dem Land noch mehr Lebensmittel herauszupressen - zum Wohle des Reiches. 
Die einzige Sorge, die den Gouverneuren und ihren engsten Mitarbeitern hierbei 
Kopfschmerzen bereitete, war die, daß die Ermordung der „arbeitsunfähigen 
Judenlast" nicht schnell genug verlief. 

Diese Tatsache bestätigt der damalige Leiter der Abteilung Gesundheitswe­
sen, Dr. Walbaum, der in den sechziger Jahren aussagte: „Ich muß allerdings 
hierzu betonen, daß über die Vernichtung von Polen und Juden bei Regierungs­
besprechungen [...] offen von Vernichtungsmaßnahmen gesprochen worden 
ist, zum Teil sogar von einzelnen Teilnehmern, z.B. von Krüger, gefordert 
wurde, daß noch mehr geschehen müsse."290 Mit einem Wort: In den Regie­
rungskreisen wie im Distrikt Lublin herrschte ein Klima des Massenmordes. 
Vieles deutet daraufhin, daß auch in den übrigen Distrikten und Kreisen ein 
ähnliches Klima bestand, worauf noch zu kommen ist. 

289 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 532-533. 
290 Vern. Dr. Jost Walbaum, 20.11.1962: ZStL 201 AR 1434, Bl.529. 
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4.6.5 Arbeitsverwaltung - eine Ausnahme? 

Es gibt einige Anzeichen dafür, daß aus dieser allgemeinen Stimmung die Ar­
beitsverwaltung ausscherte, und zwar sowohl auf Distrikts- als auch auf Regie­
rungsebene. Es ist allerdings schwierig auseinanderzuhalten, ob diese Haltung 
allein durch den tatsächlichen Arbeitskräftemangel oder auch durch moralische 
Skrupel bedingt war. Sicher ist, daß in offiziellen Stellungnahmen die Äußerung 
von moralischen Bedenken undenkbar war. Andererseits befand sich das Reich 
seit der Jahreswende 1941/42 in einer akuten Arbeitskräfte-Krise, so daß Er­
mordung von potentiellen Arbeitskräften wirtschaftlich gesehen eine „Ver­
schwendung" bedeutete.291 

Zunächst ist festzustellen, daß das Arbeitsamt Lublin in die Vorbereitungen 
zur Räumung des Ghettos Lublin eingeschaltet war. Die Angestellten führten im 
März 1942 zusammen mit dem SD die Selektion durch. In einem Bericht vom 
7.4.1942 begrüßte man „die grundsätzliche Lösung", die Juden in Zwangsar­
beitslager unterzubringen, da ihre „Arbeitsmoral" teilweise zu wünschen übrig­
lasse. Man fügte aber gleichzeitig hinzu, daß „ein Teil der Juden sich freiwillig 
immer zur Arbeit stellte und durch das Arbeitsamt vermittelt wurde".292 

Sicher ist auch, daß sich die Arbeitsverwaltung im Distrikt Lublin seit Herbst 
1941 bemühte, jüdische Arbeitskräfte verstärkt zu Arbeitseinsätzen zu vermit­
teln. Diese Anstrengungen fielen zeitlich mit den Vorbereitungen zur ersten 
Phase der „Aktion Reinhardt" zusammen. Im Dezember 1941 traf das Arbeits­
amt Lublin Vorbereitungen, Juden zur Arbeit in der Landwirtschaft einzuset­
zen. Es ging dabei darum, den Mangel an Arbeitskräften in der Landwirtschaft 
zu beheben, der sich infolge der Verschleppung von jungen Polen zur Zwangsar­
beit ins Reich abzeichnete.293 Hierbei sei erwähnt, daß bereits am 17.10.1941 
die Entscheidung gefallen war, daß alle Juden außer „Handwerkern und dergl." 
aus der Stadt Lublin „über den Bug abzuschieben" seien, wovon die Arbeitsver­
waltung bald erfahren haben muß. Nachdem die „Aktion Reinhardt" im März 
1942 angelaufen war, bemühte sich das Arbeitsamt Lublin weiterhin, die Juden 
für die Arbeit in der Landwirtschaft zu vermitteln.294 So schlug der Leiter des 

291 Pohl, Judenpolitik, S. 123; Herbert, Fremdarbeiter, S. 149. 
292 Bericht über die Entwicklung des Arbeitseinsatzes im Monat März 1942 im Arbeitsamts­

bezirk Lublin vom 7.4.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, Bl. 39. 
293 Schreiben an KH Lublin-Land vom 15. 12 1941: IfZ Fa 95/34, B1.618f. 
294 Bericht über die Entwicklung des Arbeitseinsatzes im Monat März 1942 im Arbeitsamts­

bezirk Lublin vom 7.4.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, B1.40. 
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Arbeitsamtes in Lublin am 18.3.1942 vor, Juden in der Landwirtschaft zu be­
schäftigen, die ins Reich verschleppte Polen ersetzen sollten.295 

Diese Bemühungen mochten vor allem durch den tatsächlich vorhandenen 
Arbeitskräftemangel bedingt gewesen sein. Allerdings machte man mit dieser 
Vorgehensweise viele „unnütze Esser" zu „einsatzfähigen" Juden, die ja zu­
nächst verschont bleiben sollten. Dafür, daß dieser Gedanke manchen Angehö­
rigen der Arbeitsverwaltung nicht ganz fremd war, gibt es einige Hinweise. So 
schilderte ein Überlebender aus Lublin den kommissarischen Leiter Arbeitsver­
waltung in Lublin, Heinz Ramm, folgendermaßen: 

„Ramm stammte aus Hamburg und war ein außerordentlich anständiger Mensch. Er er­
zählte uns [den Juden], was man für die Juden vorbereitet. Er fuhr jede zweite Woche nach 
Krakau, um dort Instruktionen zu holen. Dort sah und las er Schreiben, welche die Juden-
fragc betrafen. Er nahm auch an Besprechungen teil, in denen man mündliche und schriftli­
che Richtlinien erteilte, hinsichtlich der Behandlung der Juden."2 9 6 

Ein Überlebender aus Radom weiß Ähnliches zu berichten. Dort habe der Leiter 
des Arbeitsamtes, Kleiner, die Juden aufgefordert, sich dringend zur Arbeit ver­
mitteln zu lassen und eine Beschäftigung in Fabriken und Werkstätten (szopy) 
aufzunehmen, um sich auf diese Weise vor den kommenden „Aktionen" zu 
schützen.297 Bei der „Aussiedlung" aus Hrubieszów im Juni 1942 bewirkte der 
Leiter der dortigen Arbeitsamtsnebenstelle, Stüber, daß noch etwa 50-60 Juden, 
die bereits für die „Aussiedlung" ausgesondert worden waren, freigestellt wur­
den: Es handelte sich dabei um Arbeiter mit ihren Frauen und Kindern.298 

Ähnliches ereignete sich in Włodawa, wo der Schachtmeister Falkenberg 
etwa 400 Juden aus den Wagen herausgeholt hat, um sie dann im Arbeitslager 
der Wasserwirtschaftsstelle zu beschäftigen, das er leitete. Während in diesem 
Lager zunächst nur 180 Juden beschäftigt waren, erhöhte sich die Zahl der jüdi-

295 Kasperek, Kronika, S. 143 f. 
296 Bericht von Symach Turkeltaub: ZIH Relacje 301/728; Ramm stritt dagegen in seiner 

Vernehmung vom 17.10.1963 ab, an solchen Besprechungen teilgenommen zu haben: 
ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 1163-1166; hier sagte er bewußt die Unwahrheit, wie der be­
reits zitierte Monatsbericht des Arbeitsamtes Lublin für März 1942 belegt. Er fürchtete 
offensichtlich, daß er wegen Beihilfe zum Mord angeklagt werden könnte, was juristisch 
durchaus korrekt gewesen wäre. 

297 Bericht von Jerzy Krongold vom 5.5.1945: ZIH, Relacje 301/57, B1.3. 
298 Urteil des LG Hildesheim vom 3.5.1968: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 16; Vern. Wilhelm 

St., 8.11.1962: Ebenda, Bl. 823-826. 
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sehen Arbeitskräfte im Laufe des Jahres 1942 auf etwa 1.500.299 Falkenberg 
war zwar kein Angehöriger der Arbeitsverwaltung, sein Beispiel eignet sich aber 
gut, um zu veranschaulichen, daß man auf diese Weise Juden tatsächlich vor der 
Vernichtung zu retten versuchte. 

Ähnlich dürfte der Leiter der Hauptabteilung Arbeit, Max Frauendorfer, ge­
dacht haben. In der Hauptabteilungsleitersitzung vom 22.6.1942 äußerte sich 
Frauendorfer zum laufenden Mord an Juden: 

„Nach Meinung des Präsidenten Dr. Frauendorfer würde eine Umsiedlung der Juden, die 
ein erhebliches Kontingent der Gesamtbevölkerung ausmachen, auf allen Sektoren des öf­
fentlichen Lebens tiefgreifende Auswirkungen haben. Das Land sei arbeitsmäßig erheblich 
abgeschöpft. | . . . ] Er, Präsident Dr. Frauendorfer, sei daher zur Zeit auf den jüdischen Ar­
beitseinsatz absolut angewiesen, eine Auffassung, der sich auch der Rüstungsinspekteur im 
Generalgouvernement, Generalleutnant Schindler angeschlossen habe. Diese [Juden, B. M.) 
seien mangels polnischer Facharbeiter nicht zu ersetzen. Die Juden sollen den von der SS 
durchgeführten Aktionen zwar nicht entzogen, aber für die Dauer des Krieges arbeitsmäßig 
erhalten bleiben."^00 

Aus den Äußerungen Frauendorfers geht zwar nicht eindeutig hervor, ob er nur 
„arbeitsfähige" oder alle Juden „den von der SS durchgeführten Aktionen" ent­
ziehen wollte.301 Man kann jedoch den Eindruck gewinnen, daß Frauendorfer 
alle Juden meinte, und daß er dem Mord an Juden ablehnend gegenüber stand. 
Dagegen erklärte er ausdrücklich, die Juden sollten „lediglich" „auf die Dauer 
des Krieges arbeitsmäßig erhalten bleiben." Diese Äußerung muß nicht unbe­
dingt als ein Zeichen für Frauendorfers Zynismus ausgelegt werden. Er war sich 
bewußt, daß die Judenvernichtung in Friedenszeiten schwerlich möglich gewe­
sen wäre - allein wegen der internationalen öffentlichen Meinung. Hinzu 
kommt, daß Frauendorfer bereits im Sommer 1940 ähnlich argumentierte, als 
er sich für die Erhaltung der jüdischen Arbeitskräfte einsetzte (siehe oben, 
S. 164 f.). Dabei meinte er mit Sicherheit alle Juden. 

Der Auffassung Frauendorfers schloß sich während der Sitzung der Leiter der 
HA Ernährung und Landwirtschaft, Naumann, an. Dieser schlug vor, „die sich 
augenblicklich auf Grund der Judenaktionen meldenden Juden" in der Land­
wirtschaft einzusetzen, und bat, ihm die Juden „auf schnellstem Wege zur Ver­
fügung zu stellen". Frauendorfer, was vorauszusehen war, unterstützte den 

299 Bericht von Pinkus Edelsberg vom 3.7.1947: ZIH, Relacje 301/2426; Urteil des Oberlan­
desgerichtes Hannover vom 29.10.1942: StA Hannover 2 Ks 4/63 (Strafsache Müller 
u.a.) Bl.20-21; Vern. Faikenberg, Bernhard, 16.7.1965: OKL Ds 12/67, Bl. 19-20. 

300 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.516. 
301 Pohl, Judenpolitik, S. 124 meint dagegen, Frauendorfer wie auch Schindler wollten nur 

arbeitsfähige Juden verschonen. 
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Vorschlag Naumanns. Allerdings lehnte Krüger dieses Ansinnen mit dem Hin­
weis ab, „er könne keine Polizeikräfte zur Überwachung der Juden zur Verfü­
gung stellen". Der Einsatz der Juden konnte nur in kasernierter Form stattfin­
den, was jedem Diskussionsteilnehmer klar war.302 

Dies ist ein Hinweis darauf, daß nicht alle Angehörigen der Zivilverwaltung 
sich von der Stimmung für die Judenvernichtung hinreißen ließen. Es scheint 
auch, daß die ablehnende Haltung gegenüber dem Massenmord an Juden be­
sonders stark unter den Angehörigen der Arbeitsverwaltung verbreitet war. 
Dies ist insofern auffällig, als sich das Personal der Arbeitsverwaltung im GG 
zum großen Teil aus versetzten Beamten und Angestellten der Arbeitsverwal­
tung im Reich zusammensetzte. Hier dürfte der ideologische Gesichtspunkt bei 
der Auswahl dieser Beamten eine eher untergeordnete Rolle gespielt haben. 

Im Gegensatz dazu stand die personelle Zusammensetzung der Abteilung 
BuF. Die Führungskräfte dieser Abteilung waren überzeugte bis fanatische An-
hänger der nationalsozialistischen Ideologie. Paradoxerweise war ausgerechnet 
Frauendorfer ein Parteigenosse seit 1928 und ein SS-Angehöriger mit der Mit­
gliedsnummer 1.281. Im Jahre 1932 berief ihn Himmler in seinen Stab.303 Der 
Leiter der Abteilung BuF, Lothar Weirauch, war dagegen ein Berufsbeamter, al­
lerdings seit dem 1.5.1932 Parteigenosse.304 

5 Juni 1942: Der Verlust der Kompetenzen der Zivilverwaltung für 
die Judenangelegenheiten zugunsten des SS- und Polizeiapparates 

Am 3. Juni 1942 erging ein Erlaß des Generalgouverneurs zur Überweisung von 
Dienstgeschäften an den Staatssekretär für das Sicherheitswesen, den HSSPF 
Krüger.305 Darin erklärte Frank u.a. die Judenangelegenheiten zum Sachgebiet 
der Sicherheitspolizei, ohne den Begriff „Judenangelegenheiten" näher zu erläu­
tern. Frank erließ diese Anordnung keinesfalls aus freien Stücken, vielmehr 
wurde er dazu von Himmler gezwungen.306 Ab 3. Juni 1942 datiert man nun in 
der einschlägigen Fachliteratur das Ende der Zuständigkeit der deutschen Zivil­
verwaltung im GG für die Judenangelegenheiten. Dies ist aber eine Vereinfa­
chung. Der Erlaß vom 3.6.1942 sanktionierte lediglich eine Entwicklung, die 

302 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 517. 
303 BA BDC (Frauendorfer). 
304 BAD-H, ZA VI/120, A.l. 
305 VOBIGG 1942, S. 321-324. 
306 Näheres dazu Eisenblätter, Grundlinien, S.238f., 243-253. 
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zwar bereits seit Monaten in Gang gewesen, aber noch nicht abgeschlossen wor­
den war und sich teilweise bis zum Herbst 1942 und darüber hinaus hinzog. 

Bereits die Entscheidung, die „Endlösung" durchzuführen, bedeutete das 
Ende einer selbständigen antijüdischen Politik im GG. Die „Endlösung" hatte 
zum großen Teil auf dem Gebiet des GGs stattzufinden, und die „Aktion Rein­
hardt" war ab Dezember 1941 als ein wesentlicher Bestandteil der „Endlösung" 
geplant. Das Gebiet des GGs und die dort lebende jüdische Bevölkerung gewan­
nen nun wieder „strategische" Bedeutung für die anvisierte Lösung der „Juden­
frage" im ganzen Machtbereich des Reiches, ähnlich wie im Herbst und Winter 
1939/40. 

Ein so gewaltiges und breit angelegtes Verbrechen wie die „Endlösung" 
konnte nur zentral gesteuert werden, was besonders deutlich im Verlauf der 
Wannsee-Konferenz zum Ausdruck kam. Während dieser Konferenz akzep­
tierte Josef Bühler als Vertreter des Generalgouvernements, „daß die Lösung der 
Judenfrage federführend beim Chef der Sicherheitspolizei und des SD [Hey-
drich] liegt und [versprach, daß] seine Arbeiten durch die Behörden des Gene­
ralgouvernements unterstützt würden".307 Dies bedeutete das Ende der selb­
ständigen antijüdischen Politik im GG. Es vergingen aber noch mehrere Monate 
bis die Zivilverwaltung alle ihre Kompetenzen für die Judenangelegenheiten an 
den SS- und Polizeiapparat abgegeben hatte. 

Dieser Prozeß verlief zeitlich in verschiedenen Regionen des GGs unterschied­
lich. Es lassen sich hier bestimmte Eckdaten und Ereignisse festhalten, die diesen 
Prozeß zu veranschaulichen erleichtern. Dazu gehörte zweifelsohne die Räu­
mung des Ghettos Lublin, die am 16.03.1942 begann und bis zum 20. April 
1942 andauerte. Lublin war die erste Großstadt im GG, in der das Ghetto gänz­
lich aufgelöst wurde und wo zugleich die Zivilverwaltung ihre Zuständigkeit 
für Judenangelegenheiten auch in der Praxis verlor. Vom 16. März 1942 an be­
stimmte in der Stadt Lublin der SSPF Globocnik selbständig in diesem Bereich, 
ohne daß hierfür ein offizieller Erlaß ergangen wäre. 

Die Distriktsverwaltung bemühte sich zwar anfangs, den Schein zu wahren, 
sie bestimme weiterhin die Judenangelegenheiten in der Stadt (siehe oben 
S.232). Als jedoch die gänzliche Auflösung des Ghettos Lublin kurz vor dem 
Abschluß stand, sanktionierte der Gouverneur Zörner den Zustand mit einer 
Anordnung vom 16. April 1942: Darin hob Zörner seine früheren Erlasse für 
die Stadt Lublin auf und erklärte zugleich den KdS zuständig für die Ghettoisie-

307 „Wannsee-Protokoll", in: Faschismus-Getto-Massenmord, S.267f. 
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rung (Einrichtung des neuen Ghettos in Majdan Tatarski) und für den jüdischen 
Arbeitseinsatz.308 

In den Kreisen des Distrikts bedeutete dagegen der Auftakt der „Aktion Rein­
hardt" keinesfalls, im Gegensatz zu Lublin, den totalen Verlust der Kompeten­
zen für Judenangelegenheiten seitens der Zivilverwaltung. Eine Ausnahme dürf­
ten hier die „Durchgangsghettos" Piaski und Izbica darstellen, die Orte, wo die 
meisten ausländischen „Judentransporte" eintrafen. In anderen Ortschaften be­
hielten, wie es scheint, die regionalen zivilen Behörden ihre Kompetenzen, bis 
die einzelnen jüdischen Gemeinden im Herbst 1942 gänzlich aufgelöst wurden. 

5.1 Der Arbeitseinsatz der Juden 

Einer der wichtigsten Bereiche der antijüdischen Politik im GG war der Arbeits­
einsatz der Juden, für den seit Sommer 1940 die Arbeitsverwaltung verant­
wortlich zeichnete. Die „Aktion Reinhardt" sorgte in diesem Bereich für einen 
radikalen Wechsel. Der SS- und Polizeiapparat erlangte Kompetenz für die „Ge­
staltung" des jüdischen Arbeitseinsatzes wieder, die er im Sommer 1940 verlo­
ren hatte. Eines der Ziele der „Aktion Reinhardt" war schließlich, die „einsatz­
fähigen" jüdischen Arbeitskräfte in Zwangsarbeitslagern zusammenzufassen, 
von wo aus sie „zur Arbeit bei Meliorationen, Flußregulierungen usw. angesetzt 
[sie!] werden" sollten.309 

Mit dem Beginn der Räumung des Ghettos Lublin hörte die Zuständigkeit 
des Arbeitsamtes Lublin für den jüdischen Arbeitseinsatz in der Stadt auf. In ei­
nem Bericht für den Monat März 1942 hieß es: 

„Zur Zeit teilt das Arbeitsamt lediglich dem Zwangsarbeitslager der SS die eingegangenen 
Aufträge mit, während die Auswahl der Zwangsarbeiter und deren Gestellung durch das 
Zwangsarbeitslager erfolgt. In den Städten des übrigen Bezirks soll die Aussiedlungsaktion 
ebenfalls durchgeführt werden, so daß sich auch dort künftig die Vermittlungstätigkeit des 
Arbeitsamtes in Bezug auf Juden erübrigen wird. Es ist anzunehmen, daß die Betriebsführer 
in Kürze sich nicht mehr an das Arbeitsamt, sondern an die Zwangsarbeitslager der SS we­
gen Gestellung von jüdischen Arbeitskräften wenden werden.*'310 

308 Anordnung über Aufenthaltsbeschränkungen im Bereich der Stadt Lublin vom 
16.4.1942. Amtsblatt des Gouverneurs des Distrikts Lublin, S.22-23: AGK NTN 334, 
Bl. 119-120. 

309 Bericht über die Entwicklung des Arbeitseinsatzes im Monat März 1942 im Arbeitsamts­
bezirk Lublin vom 7.4.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, Bl. 39. 

310 Ebenda. 
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Für die Stadt Lublin sanktionierte der Gouverneur Zörner am 16. April 1942 
den neuen Zustand, indem er mit einer Anordnung den KdS für den jüdischen 
Arbeitseinsatz in der Stadt Lublin als zuständig erklärte.311 Die Außenstellen 
des Arbeitsamtes Lublin wie die anderen Arbeitsämter im Distrikt vermittelten 
dagegen die jüdischen Arbeitskräfte bis zum Herbst 1942.312 

Das Arbeitsamt Lublin verlor seine Zuständigkeit, ohne daß es hierfür eine 
offizielle Regelung der Regierung aus Krakau gegeben hätte: Für eine Verwal­
tung war dies ein ungewöhnlicher Vorgang. Erst am 25. Juni 1942 erging ein 
Runderlaß des Leiters der Hauptabteilung Arbeit, der für das ganze GG galt, 
und der diese Entwicklung nachträglich sanktionierte: 

„Beim Arbeitseinsatz von Juden werden Belange der Polizei auf das engste berührt. Ich be­
stimme daher mit sofortiger Wirkung, daß Arbeitseinsatz von Juden nur noch nach vorheri­
gem Einvernehmen mit dem örtlichen zuständigen Polizeiführer vorgenommen werden 
darf. [...] Es ist zu erwarten, daß die Polizei in Zukunft die Auswertung der jüdischen Ar­
beitskraft in gewissem Umfange, insbesondere für die Rüstungsindustrie, selbst vornimmt. 
In diesen Fällen entfällt insoweit die Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter."313 

Im Herbst 1942 war es im Distrikt Lublin soweit. Am 6.11.1942 berichtete das 
Arbeitsamt Lublin: „In den meisten Nebenstellen meines Bezirkes ist die Jüden-
vermittlung infolge Evakuierung der Juden eingestellt worden. Kleine Reste von 
Juden, die kaserniert sind, werden durch die SS eingesetzt."314 Drei Tage früher, 
am 3. November 1942, meldete das Arbeitsamt Zamość: 

„Um die Mitte des Berichtsmonats wurden aus allen Kreisen des Bezirkes des Arbeitsamtes 
Zamosc, mit Ausnahme einiger Landgemeinden des Kreises Biłgoraj, auf Grund einer Ver­
fügung des Höheren SS und Polizeiführers ohne jegliche vorhergehende Ankündigung, alle 
hier wohnhaften Juden abgesiedelt, so daß in diesem Monat letztmalig von einem Einsatz 
der jüdischen Arbeitskräfte die Rede sein kann."3 1 5 

Als alle Ghettos und jüdischen Wohnbezirke im Distrikt, die noch bis zum 
Herbst 1942 bestanden hatten, liquidiert waren, endete gleichzeitig die Zustän­
digkeit der Arbeitsverwaltung für den jüdischen Arbeitseinsatz. Es ist anzuneh-

311 Anordnung über Aufenthaltsbeschränkungen im Bereich der Stadt Lublin vom 
16.4.1942. Amtsblatt des Gouverneurs des Distrikts Lublin, S. 22-23: AGK NTN 334, 
BI. 119-120. 

312 Bericht des Arbeitsamtes Lublin vom 6.11.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, BI.47-53. 
313 Runderlaß Nr. 113/42 des Leiters der HA Frauendorfer, 25.6.1942: AGK NTN 335, 

B1.69. 
314 Bericht des Arbeitsamtes Lublin vom 6.11.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, Bl. 47-53. 
315 Arbeitsamt Zamosc, 3.11.1942, Anhang zum Arbeitseinsatzbericht über die Entwick­

lung des Arbeitseinsatzes im Monat Oktober 1942: APL GDL 746, Bl. 398. 
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men, daß zu gleicher Zeit die Arbeitsämter in Łuków und Biała Podlaska eben­
falls die jüdische Arbeitsvermittlung in ihren Bezirken einstellen mußten. Denn 
auch dort wurden im Herbst 1942 alle bisher noch bestehenden Ghettos und jü­
dischen Wohnbezirke endgültig aufgelöst. 

5.2 Judenräte, Aufenthaltsbeschränkungen, Lebensmittelzuteilungen und 
Fürsorge 

Der Zugriff auf Judenräte war seit Frühjahr 1940 den jeweiligen Kreis- bzw. 
Stadthauptleuten vorbehalten. In den Landkreisen übten die jeweiligen Kreis­
hauptleute tatsächlich selbständig ihre Befehlsgewalt aus, die keine andere 
Dienststelle ernstlich in Frage stellte. In den Großstädten dagegen, wo die Stadt­
hauptleute amtierten und die SS und Polizei viel stärker präsent waren als auf 
dem Land, behielt die Sicherheitspolizei in der Praxis teilweise ihren Zugriff auf 
die Judenräte unter dem Vorwand, die sicherheitspolizeilichen Belange wahren 
zu müssen. 

Mit der Liquidierung des Ghettos Lublin wurde auch der alte Judenrat aufge­
löst, und somit endete die Zuständigkeit des Stadthauptmanns für den Judenrat. 
Eine spezielle Anordnung hierfür war nicht notwendig. In den Kreisen dagegen 
änderte sich mit dem Anlaufen der „Aktion Reinhardt" zunächst nicht viel, die 
jeweiligen Kreishauptleute behielten ihren Zugriff auf die Judenräte, wie die 
Aussiedlungen in den Kreisen Hrubieszów, Biłgoraj, Cholm oder Zamość zei­
gen. Kreishauptleute waren diejenigen, die die Judenräte anwiesen, Transporte 
aufzustellen und Selektionen vorzunehmen. Eine Ausnahme von dieser Regel 
dürften die Judenräte in Izbica und Piaski darstellen, wo seit März 1942 eine 
Sondersituation wegen der dorthin verschleppten „Auslandsjuden" vor­
herrschte. Für diese war die Zivilverwaltung, wie es scheint, nicht zuständig. 

Als die meisten Ghettos und jüdischen Wohnbezirke in den Kreisen des Di­
strikts im Herbst 1942 liquidiert waren, löste man auch die Judenräte auf. So­
mit endete in den meisten Fällen auch der Zugriff der Kreishauptleute auf Ju­
denräte. In den übriggebliebenen Judenwohnbezirken, die auf der Grundlage 
der Polizeiverordnung vom 28.10.1942 gebildet worden waren, behielten dage­
gen die jeweiligen Kreishauptleute ihren Zugriff.316 

316 Auszug aus der Polizeiverordnung über die Bildung von Judenwohnbezirken vom 
28.10.1942. Lublin, 12.11.1942: AGK NTN 333, Bl. 16. 
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Aufenthaltsverordnungen: 
Insgesamt drei Aufenthaltsverordnungen stellten die „gesetzliche" Grundlage 
dar, um die einheimische Bevölkerung innerhalb des GGs umzusiedeln, auszu­
siedeln oder zu ghettoisieren. Von Anfang an waren diese Maßnahmen aus­
schließlich der Zivilverwaltung vorbehalten. Als die Entscheidung zur Durch­
führung der „Aktion Reinhardt" gefallen war, entwarf man eine Neufassung 
der Aufenthaltsverordnung (siehe oben S. 220-222). Der zweite korrigierte Ent­
wurf der Neufassung enthielt auf Wunsch des BdS den Passus, daß auch der BdS 
für das ganze GG und der KdS für einen Distrikt Aufenthaltsbeschränkungen 
anordnen können. Diese Neufassung trat aber nie in Kraft. 

Infolgedessen verliefen die „Aussiedlungen" in die Vernichtungslager und 
dann die Aktion der Liquidierung der Ghettos und jüdischen Wohnbezirke im 
Distrikt Lublin auf der Grundlage der 3. Verordnung über Aufenthaltsbe­
schränkungen vom 15.10.1941. Erst am 28. Oktober 1942, als die Ghettos und 
jüdischen Wohnbezirke im Distrikt Lublin schon zum großen Teil liquidiert wa­
ren, erschien die Polizeiverordnuhg des HSSPF über die Bildung von Juden­
wohnbezirken. Der SSPF Globocnik ließ, legitimiert durch diese Verordnung, 
im Distrikt Lublin acht „Judenwohnbezirke" einrichten und zwar in Łuków, 
Parczew und Międzyrzec (Kreis Radzyń), Włodawa (Kreis Cholm), Końska-
wola (Kreis Puławy), Piaski (Kreis Lublin-Land), Zaklików (Kreis Kraśnik) und 
in Izbica (Kreis Krasnystaw).317 

In Absatz 3 des § 2 dieser Verordnung hieß es: „Vom 1. Dezember 1942 ab 
darf sich kein Jude im Distrikt Lublin ohne polizeiliche Erlaubnis außerhalb 
eines Judenwohnbezirkes aufhalten oder diesen verlassen. Andere Personen 
dürfen sich vom 1. Dezember 1942 ab in einem Judenwohnbezirk nur mit poli­
zeilicher Erlaubnis aufhalten oder ihn betreten. Die Erlaubnis erteilt der für den 
Judenwohnbezirk zuständige Kreishauptmann." Somit behielten die jeweiligen 
Kreishauptleute theoretisch ihre Befugnis hinsichtlich der Aufenthaltsbeschrän­
kungen für die noch am Leben gebliebenen Juden. 

In der Praxis verloren sie jedoch ihren tatsächlichen Einfluß auch in diesem 
Bereich, worauf ein Beispiel aus Izbica hinweist: Dort sammelten sich im Winter 
1942/43 knapp 300 Juden, die vor der „Liquidierungsaktion" im Herbst 1942 
in die Wälder geflüchtet waren. Der Kreishauptmann Schmidt bemühte sich bei 
Globocnik, daß diese Juden in Izbica „tatsächlich nun auch ungestört leben 
können", was ihm Globocnik auch versprach.318 Ende April 1942 erschien in 
Izbica aber, trotz Globocniks Zusage und ohne zuvor den Kreishauptmann zu 

317 Ebenda. 
318 KH Krasnystaw, Lagebericht für Februar 1943 vom 4.3.1943: APL GDL 68, Bl.204. 
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benachrichtigen, ein SS-Kommando aus Lublin, um die Juden zu „evakuieren". 
Dabei erschoß das SS-Kommando „einige" Juden, verschleppte etwa 100 von 
ihnen, der Rest konnte in die umliegenden Wälder flüchten.319 Hier hatte die 
Zivilverwaltung nichts mehr zu sagen. 
Lebensmittelzuteilungen und Fürsorge: 
Die Kompetenz für die Lebensmittelzuteilung an die jüdische Bevölkerung blieb 
auch nach dem Anlaufen der „Aktion Reinhardt" der Zivilverwaltung vorbe­
halten - zunächst ergingen hierfür keine besonderen Richtlinien. Dies änderte 
sich im August 1942, als die Regierung eine ungewöhnlich harte Entscheidung 
traf. Am 24. August 1942 referierte der Präsident der HA Ernährung und Land­
wirtschaft Naumann: 

„Die Versorgung der bisher mit 1,5 Millionen Juden angenommenen Bevölkerungsmenge 
fällt weg, und zwar bis zu einer angenommenen Menge von 300.000 Juden, die noch im 
deutschen Interesse als Handwerker oder sonstwie arbeiten. Für diese sollen die jüdischen 
Rationssätze zuzüglich gewisser Sonderzuteilungen, die sich für die Aufrechterhaltung der 
Arbeitskraft als notwendig herausgestellt haben, beibehalten bleiben. Die anderen Juden, 
insgesamt 1,2 Millionen, werden nicht mehr mit Lebensmitteln versorgt."320 

Diese Entscheidung sollte am 1. Januar 1943 in Kraft treten321 und entsprach 
der auf Hochtouren laufenden „Aktion Reinhardt", in deren Verlauf alle 
„nichteinsatzfähigen" Juden ermordet werden sollten. Der Wegfall von Lebens­
mittelzuteilungen für die ermordeten Juden, gewährleistete, mehr Lebensmittel 
an die Volksgenossen im Reich liefern zu können, was von den Reichsstellen be­
fohlen wurde, weil die Ernährungslage im Reich angespannt war.322 

Fürsorge (JSS - Jüdische Soziale Selbsthilfe): Mit der Versorgung der jüdi­
schen Bevölkerung im GG hingen die Aktivitäten der JSS mit ihren etwa 400 
Außenstellen im ganzen GG eng zusammen. Ihre Hauptaufgabe war es, die jüdi­
schen Bedürftigen zu unterstützen. Die Tätigkeit der JSS überwachte die Abtei­
lung BuF mit ihren Unterabteilungen in den Distrikten. Infolge der im Jahre 
1942 laufenden Ermordung der Juden verringerte sich dramatisch die Zahl der 

319 KH Krasnystaw, Lagebericht für April 1943 vom 3.5.1943: Ebenda, BI.211 f. 
320 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 549. 
321 Der Termin 1. Januar 1943 läßt sich zwar aus dem Protokoll der Besprechung nur in­

direkt entnehmen. Allerdings läßt der Bericht Hoffmanns, eines Sonderbeauftragten 
Bormanns, vom 27.8.1942 hier keine Zweifel zu: „Am gestrigen Tage hat z.B. eine ver­
trauliche Sitzung der Generalgouvernements-Regierung stattgefunden, die sich mit der 
Ernteerfassung befaßte. [...] Man beabsichtige nunmehr ab 1. Januar den Juden über­
haupt keine Verpflegung mehr zu geben.": IfZ Fa 91/4, Bl. 1029 f. 

322 Eisenblätter, Grundlinien, S. 350-352. 
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jüdischen Hilfsbedürftigen, weil zunächst vor allem die sozial Schwächsten, 
Alten, Kranken, Frauen und Kinder ermordet wurden. 

Im Juli 1942 unterrichtete die Abteilung BuF das Präsidium der JSS in Kra-
kau, daß die Organisation bald aufgelöst werde; vorläufig jedoch sollte die JSS 
ihre Tätigkeit fortsetzen, dafür aber sofort ihr Personal reduzieren. Bis zum Ok­
tober 1942 geschah zunächst nichts. Erst am 16.10.1942 erhielt der Vorsitzende 
der JSS, Weichen, eine Mitteilung, daß die JSS in Jüdische Unterstützungsstelle 
für das Generalgouvernement (JUS) umbenannt worden sei. Diese Umbenen-
nung nahm die Abteilung BuF im Einvernehmen mit dem BdS vor. Sonst konnte 
die JSS von nun an als JUS ihre Tätigkeit fortsetzen im Gegensatz zu den Außen­
stellen der JUS, die im Verlauf der Aussiedlungsaktionen im Herbst 1942 liqui­
diert wurden. Am 1. Dezember 1942 löste die Abteilung BuF auch die Zentrale 
der JUS auf.323 

In einer Regierungssitzung am 2.12.1942 teilte Dr. Haße, der Leiter der Ab­
teilung Innere Verwaltung in Lublin, in einer Kreishauptleutebesprechung mit, 
daß alle jüdischen Hilfsorganisationen aufzulösen und ihr gesamter Schriftver­
kehr zu beschlagnahmen seien.324 Diese Auflösung verlangte der BdS in einem 
Schreiben vom 18.11.1942 an Weirauch mit der Begründung, es könnten keine 
weiteren Hilfssendungen an Juden entgegengenommen werden, weil diese, so­
weit sie nicht aus dem GG verschwunden sind, in Arbeitslagern zusammenge­
faßt seien und ihre Betreuung in den Händen der SS und Polizei liege.325 Das 
Problem der Fürsorge für die jüdischen Hilfsbedürftigen wurde mit Hilfe von 
Gaskammern gelöst. 

Im März 1943 wurde jedoch die JUS auf Betreiben der Abteilung BuF reakti­
viert. Der Aufgabenkreis der JUS beschränkte sich diesmal darauf, die ausländi­
schen Spenden, wie Medikamente und Lebensmittel, an Juden zu verteilen, die 
noch in verschiedenen Zwangsarbeitslagern im GG ihr Leben fristeten. Die Ar­
beit der JUS, die nun erheblich verkleinert war, da es keine Außenstellen mehr 
gab, überwachte die Abteilung BuF, und zwar Richard Türk im engen Einver­
nehmen mit der Sicherheitspolizei. Kurioserweise wurde die Tätigkeit der JUS 
nie offiziell geregelt. Somit existierte diese offiziell überhaupt nicht.326 

323 Weichen, T II, S. 52, 67-70. 
324 Aktenvermerk vom 4.12.1942: APL GDL 2 1 , Bl. 129. 
325 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61 Bd. 1, BL 18. 
326 Weichert,T. II, S. 165-245. 
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6 Zweite Phase der „Aktion Reinhardt" und die Rolle der zivilen Behörden 

Wie ausgeführt, setzte sich der Plan der „Aktion Reinhardt" in der ersten Phase 
aus zwei Teilen zusammen. Einerseits plante man, die „einsatzfähigen" Juden in 
Zwangsarbeitslager zu verschleppen, um ihre Arbeitskraft auszubeuten. Ande­
rerseits sollten die „nichteinsatzfähigen" Juden in den Vernichtungslagern 
ermordet werden, was konsequent in die Praxis umgesetzt wurde. Diese Zielset­
zung blieb im Kern bis Ende 1942 bestehen, obwohl sich der Begriff „einsatzfä­
hig" im Laufe der „Aktion Reinhardt" insofern wandelte, als man ihn immer 
enger auslegte: Es ging eigentlich nicht mehr um „einsatzfähige", sondern um 
„kriegswichtige" Juden, die von der Vernichtung vorläufig verschont bleiben 
sollten. Für die Einstufung als „kriegswichtig" galten viel schärfere Kriterien, 
die allein Himmler und die SS aufstellten. Am Ende sollten jedoch alle Juden er­
mordet werden. Am 19. Juli 1942 befahl Himmler dem HSSPF Krüger, die 
zweite Phase der „Aktion Reinhardt" einzuleiten: 

„Ich ordne an, daß die Umsiedlung der gesamten jüdischen Bevölkerung des Generalgou­
vernements bis 31 . Dezember 1942 durchgeführt und beendet ist. 

Mit dem 31. Dezember 1942 dürften sich keinerlei Personen jüdischer Herkunft mehr im 
Generalgouvernement aufhalten. Es sei denn, daß sie sich in den Sammellagern Warschau, 
Krakau, Tschenstochau, Radom, Lublin aufhalten. Alle anderen Arbeitsvorkomm [. . . | 3 2 7 , 
die jüdische Arbeitskräfte beschäftigen, haben bis dorthin beendet zu sein, oder, falls ihre 
Beendigung nicht möglich ist, in eines der Sammellager verlegt zu sein."32S 

Mit diesem Befehl setzte Himmler den Zeitpunkt für den vorläufigen Abschluß 
der „Aktion Reinhardt" fest. Globocnik dürfte diese Entscheidung maßgeblich 
beeinflußt haben; es ist kein Zufall, daß dieser Befehl an Krüger von Lublin aus 
erging.329 Auch in diesem Fall kann noch keine Rede vom Befehl zur Vernich­
tung aller Juden sein. Vielmehr ging es Himmler zunächst darum, wie Krüger 
dem BdO Becker am 17.10.1942 gegenüber erklärte, „daß die Juden nicht mehr 
unkontrolliert und frei herumlaufen. Wenn sie in bewachten Lagern zusammen­
gehalten und geschlossen zur Arbeit geführt würden, so wäre damit schon ei­
nem Hauptwunsch des Reichsführers SS entsprochen." Krüger ließ aber keinen 
Zweifel daran, daß es sich hierbei lediglich um eine Übergangslösung handelte: 
Es habe der Grundsatz zu gelten, „daß namentlich SS und Polizei allen anderen 
mit gutem Beispiel voranginge und so schnell wie möglich alle Juden [Herv. 
B. M.] der Aussiedlung zuführe".330 In einem Schreiben an das OKW vom Ok-

327 Die letzten Buchstaben in dem vorliegenden Dokument sind unleserlich. 
328 Himmler an den HSSPF Krüger, Lublin den 19.7.1942 (Kopie): AGK DC 152. 
329 Vgl. Pohl judenpol i t ik , S. 125-129. 
330 Aktenvermerk Beckers vom 14.11.1942: AGK x3023. 
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tober 1942 war Himmler noch eindeutiger: „Es wird dann unser Bestreben sein, 
die jüdischen Arbeitskräfte durch Polen zu ersetzen und die größere Anzahl die­
ser jüdischen KL-Betriebe in ein paar wenige jüdische KL-Großbetriebe tun­
lichst im Osten des Generalgouvernements zusammenzufassen. Jedoch auch 
dort sollen eines Tages dem Wunsche des Führers entsprechend die Juden ver­
schwinden."331 

Die Regierung des GGs wurde alsbald von dieser Entscheidung unterrichtet, 
und bereits am 3.8.1942 informierte Bühler alle Gouverneure.332 Anfang Au­
gust 1942 lehnte Türk, seit 1.5.1942 in der Abteilung BuF in Krakau, einen 
neuen Satzungsentwurf der JSS ab, mit der handschriftlichen Randbemerkung 
„überholt".333 Auch der Beschluß der Regierung des GGs vom 24.8.1942, ab 
dem 1. Januar 1943 den Juden außer den etwa 300.000 „kriegswichtigen" keine 
Lebensmittelrationen mehr zuzuteilen, erscheint „nachvollziehbar" vor diesem 
Hintergrund. 

Bald wurden auch davon die regionalen Behörden offiziell unterrichtet. Am 
10.9.1942 teilte der Staatssekretär in einem Rundschreiben als „Geheime 
Reichssache" u. a. dem Stadthauptmann in Krakau mit: „Ich habe Veranlassung 
daraufhinzuweisen, daß infolge der bevorstehenden Aussiedlung der Juden aus 
dem Bereiche des Generalgouvernements nicht damit zu rechnen ist, daß in ab­
sehbarer Zeit noch jüdische Arbeitskräfte zur Verfügung stehen werden."334 In 
Lublin unterrichtete Zörner am 29.9.1942 seine Abteilungsleiter, „daß damit 
zu rechnen ist, daß in absehbarer Zeit die Juden aus dem Distrikt Lublin heraus­
gezogen werden".335 So gingen seit September 1942 alle Dienststellen der Zivil­
verwaltung im GG davon aus, daß in Kürze die meisten Juden ermordet und der 
Rest in Zwangsarbeitslager (nur die „kriegswichtigen" Juden) verschleppt wer­
den würden. 

331 Stellungnahme Himmlers vom 9.10.1942 zum Schreiben des Wehrkreisbefehlshabers im 
GG an das OKW: AGK x2580. 

332 Pohl j u d e n m o r d , S. 213. 
333 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 2101 AR 1434/61, Bd. 1, Bl. 17-18. 
334 Dieses Rundschreiben ist zwar nicht erhalten geblieben, es wird jedoch in dem Schreiben 

Rodlers, Personalamt der Stadthauptmannschaft Krakau, an Dezernenten und Amtslei­
ter vom 17.9.1942 in extenso zitiert: BA D-H, ZR 940. 

335 Niederschrift über die Abteilungsleiterbesprechung am 29.9.1942: APL GDL 694, 
B1.122. 
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6.1 Der Ablauf der „Aussiedlungen" in der zweiten Phase 
der „Aktion Reinhardt". Der Distrikt Lublin: August- November 1942 

Die Zielsetzung und der Verlauf der zweiten Phase der „Aktion Reinhardt" un­
terschieden sich wesentlich von der ersten Phase. Zunächst ging es um die Er­
mordung der nichtarbeitsfähigen Juden - „Befreiung" von der „nichtarbeits­
fähigen Judenlast" (Hummel am 18.6.1942). Die einsatzfähigen Juden blieben 
dagegen noch verschont. Die zweite Phase zielte dagegen ähnlich wie die Räu­
mung des Lubliner Ghettos darauf ab, alle Ghettos und Judenwohnbezirke zu 
liquidieren. Die einsatzfähigen Juden verschleppte man in einen von acht ge­
planten Judenwohnbezirken im Distrikt Lublin (Międzyrzec, Łuków, Parczew, 
Końskawola, Zaklików, Piaski, Izbica und Włodawa)336 oder in ein Zwangsar­
beitslager (Majdanek, Poniatowa, Trawniki, Budzyń)337. Die meisten Juden 
wurden jedoch in Gaskammern getötet oder vor Ort massakriert, viele Opfer 
flüchteten in die Wälder. 
In der zweiten Augusthälfte 1942 begannen Deportationen aus den nördlichen 
Kreisen des Distrikts Lublin nach Treblinka, die im Zeichen der endgültigen 
Räumung der Kreise Radzyń, Biała Podlaska und auch Puławy standen. Die je­
weiligen Kreishauptleute konzentrierten die Juden aus verschiedenen Ortschaf­
ten338 zum großen Teil in Międzyrzec, aber auch in Parczew und Łuków (Kreis 
Radzyń). Międzyrzec fungierte als ein „Durchgangsghetto" wie Piaski oder Iz­
bica. Dort wurden die Juden aus den umliegenden Ortschaften gesammelt, 
gleichzeitig mußte aber das Ghetto regelmäßig geräumt werden, damit Juden 
aus den anderen Orten aufgenommen werden konnten. Die Kräfte der SS „ent­
leerten" regelmäßig die von der Zivilverwaltung aufgefüllten Ghettos, die 
Transporte gingen in das Vernichtungslager Treblinka. Diese Aktionen dauer­
ten von der zweiten Augusthälfte bis November 1942.339 Den Verlauf dieser 
„Aussiedlungen" oder „Entleerungsaktionen" schildert eindringlich Browning 
in seinem Buch „Ganz normale Männer".340 Kiełbon schätzt, daß in der Zeit 

336 Auszug aus der Polizeiverordnung über die Bildung von Judenwohnbezirken vom 
28.10.1942. Lublin, 12.11.1942: AGK NTN 333, Bl. 16. 

337 Berenstein, Eksterminacja, S. 37. 
338 Telegramm des KH Kühl an den Bürgermeister in Biała Podlaska vom 26.9.1942, in: 

Akcje i wysiedlenia, Bd.2, S.57; Vern. Wilhelm G., 30.3.1966: ZStL 212 AR 1436/66, 
BL7-9. 

339 Berenstein, Eksterminacja, S. 35-38; Pohl, Judenpolitik, S. 132-139. 
340 Browning, Ganz normale Männer, S. 126-135. 
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vom August bis November 1942 aus den nördlichen Kreisen des Distrikts etwa 
45.000 Juden nach Treblinka deportiert wurden. 3 4 1 

Vom 22. Oktober bis zum 9. November 1942 liquidierten die Kräfte der SS 
und Polizei die Ghettos und Judenwohnbezirke in den übrigen Kreisen des Di­
strikts Lublin. So fanden „Aussiedlungen" in den Kreisen Cholm, Lublin-Land, 
Krasnystaw, Hrubieszów, Kraśnik und Biłgoraj statt. Diese Deportationen wur­
den am 9.11.1942 vorläufig abgeschlossen, nachdem das „Arbeitsghetto" Maj­
dan Tatarski „geräumt" und dessen Insassen nach Majdanek verschleppt wor­
den waren. Diese Aktionen führten die Kräfte der SS und Polizei durch . 3 4 2 Die 
Zahl der in den Gaskammern in Bełżec und Sobibór Ermordeten belief sich nach 
Schätzungen von Kiełbon auf etwa 57 .000. 3 4 3 

Außer den Deportationen in Vernichtungslager fanden auch sogenannte 
„örtliche Aussiedlungen" statt, d.h. die Juden wurden vor Ort massakriert: es 
wird geschätzt, daß von Oktober bis November 1942 auf diese Weise etwa 
11.000 bis 12.000 Juden von der SS und Polizei ermordet wurden . 3 4 4 Mir er­
scheinen aber diese Zahlen als zu niedrig, denn zu dieser Zeit veranstaltete man 
regelrechte Blutbäder. Allein in Szczebrzeszyn sollen nach sonst zuverlässigen 
Angaben von Dr. Klukowski in der Zeit vom 2 1 . Oktober bis zum 4. November 
934 Juden deportiert, dagegen etwa 2.300 vor Ort massakriert worden sein. Zu 
dieser Zeit waren aber noch nicht alle Juden ermordet, denn die Jagd nach ihnen 
lief weiter. Ähnlich soll es auch in anderen Ortschaften des Kreises Biłgoraj zu­
gegangen sein.3 4 5 

Nach offizieller NS-Statistik lebten zur Jahreswende 1942 nur noch 20.000 
Juden im Distrikt Lublin, ein Teil in Zwangsarbeitslagern und ein anderer Teil 
in 6 Ghettos (Międzyrzec, Końskawola, Izbica, Piaski, Zaklików, Wło­
dawa) . 3 4 6 Die Zahl 20.000 erscheint jedoch als zu niedrig. Es könnte sich dabei 
um eine in makabrer Art „frisierte" „Erfolgsmeldung" gehandelt haben - an­
dere Zahlen liegen aber nicht vor. 

341 Kiełbon, Migracje, S. 156; Berenstein, Eksterminacja, S.36, spricht dagegen von 55.000 
Opfern. 

342 Pohl, Judenpolitik, S. 132-139; Berenstein, Eksterminacja, S. 35-39. 
343 Kiełbon, Migracje, S. 170-173. 
344 Pohl judenpol i t ik , S. 139.. 
345 Klukowski, Dziennik, Eintragung vom 2. und 4.11.1942. S.294; Berenstein, Martyrolo­

gia, S. 37-38 
346 Berenstein, Martyrologia, S.44. 
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6.2 Die Beteiligung der Zivilverwaltung 

In der zweiten Phase spielte die Zivilverwaltung im Distrikt Lublin nicht mehr 
eine so herausragende Rolle wie in der ersten Phase, als die Kreishauptleute 
Transporte zusammenstellten und die Opfer in die Güterwagen trieben, die 
dann Richtung Bełżec oder Sobibór rollten. In der zweiten Phase nahmen in den 
meisten Fällen die Kräfte der SS und Polizei die direkte Durchführung der 
Transporte vor. Von diesem Schema wich wahrscheinlich die Kreishauptmann­
schaft Puławy ab, wo der Kreishauptmann Brandt nach übereinstimmenden 
Zeugenaussagen alle „Aussiedlungen" in eigener Verantwortung durchgeführt 
hat.347 

Diese Feststellung bedeutet aber nicht, die übrigen Kreishauptleute hätten 
sich an der zweiten Phase der „Aktion Reinhardt" nicht beteiligt. Im Gegenteil, 
sie leisteten Vorarbeit für die Liquidierung der Ghettos und jüdischen Wohnbe­
zirke in ihren Kreisen. Aufgabe der Kreishauptleute war es, alle Juden, die in 
verschiedenen Ortschaften der jeweiligen Kreise verstreut lebten, in einem Ort 
mit Bahnanschluß zu konzentrieren. Von dort aus wurden sie in den meisten 
Fällen in ein Vernichtungslager oder in ein Zwangsarbeitslager verschleppt. 

Der Kreishauptmann in Lublin-Land, Emil Ziegenmeyer, führte beispiels­
weise die endgültige „Säuberung" seines Kreises im Oktober 1942 in zwei Etap­
pen durch. Zunächst ordnete er am 7. Oktober an, daß sich alle Juden aus den 
10 Gemeinden des Landkommissariats Lubartów und der Stadt Ostrów nach 
Lubartów (Bahnanschluß) „zu begeben" hätten. Sie mußten innerhalb von 24 
Stunden nach Lubartów „umsiedeln". In der Bekanntmachung hieß es: „Dieje­
nigen, die nach Ablauf dieser Frist, spätestens jedoch nach dem 10. Oktober 
1942, morgens 7 Uhr noch auf dem Gebiet der erwähnten Gemeinden oder der 
Stadt Ostrów angetroffen werden, werden mit dem Tode bestraft."348 

Nachdem die Juden im Landkommissariat Lubartów nun konzentriert wor­
den waren, schritt der Kreishauptmann Ziegenmeyer zur zweiten Etappe der 
„Säuberung". Am 20. Oktober 1942 ordnete er an, daß die in Lubartów „kon­
zentrierten" Juden sowie Juden aus allen übrigen Gemeinden des Kreises Lu­
blin-Land in die Stadt Piaski „umsiedeln" müßten. Ziegenmeyer setzte dafür 
eine 24-Stunden-Frist fest, und zwar bis zum 21. Oktober 17 Uhr. Für diejenigen 
Juden, die diesen Termin nicht einhielten, drohte er mit der Todestrafe.349 Somit 
war nach dem 21.10.1942 die Kreishauptmannschaft Lublin-Land von der jüdi-

347 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 208 AR 1434/61, Bd.I, B1.42. 
348 KH Lublin-Land, Polizeiverordnung vom 7.10.1942: AGK NTN 334, Bl. 114. 
349 KH Lublin-Land, Polizeiverordnung vom 20.10.1942: Ebenda, Bl. 115. 
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sehen Bevölkerung formal „gesäubert". Kein Jude durfte sich außerhalb der 
Stadt Piaski befinden - die Jagd auf die, welche dagegen „verstießen", konnte 
beginnen. 

Ähnlich ging im Kreis Biała Podlaska der Kreishauptmann Kühl vor. Am 26. 
September 1942, um 9 Uhr teilte Kühl dem Bürgermeister in Biała Podlaska mit, 
daß alle Juden aus dem Kreis Biała Podlaska „entfernt" und nach Międzyrzec 
(„Durchgangsghetto") „umgesiedelt" werden müßten. Die „Aussiedlung" sollte 
am 26. September, d. h. am gleichen Tag beginnen. Die Juden, die außerhalb der 
Stadt Biała wohnten, sollten sich bis zum 29.9.1942 zu Fuß nach Międzyrzec be­
geben. „Diejenigen Juden, die sich auf dem Gebiet des Kreises Biała Podlaska 
nach dem 29.9.1942 noch aufhalten, werden strengstens bestraft."350 

Die Anordnung Kühls deutet darauf hin, daß die Kreishauptleute die regio­
nale polnische Verwaltung in die „Säuberungsaktionen" einbezogen. Daß dies 
kein Einzelfall war, belegt die Liquidierung des jüdischen Wohnbezirkes in 
Szczebrzeszyn, Kreis Biłgoraj, im Oktober 1942. Klukowski hielt in seinem Ta­
gebuch unter dem 26.10.1942 fest: „Die Beamten in der Stadtverwaltung sind 
im höchsten Grade aufgeregt, Frauen weinen und selbstverständlich keiner tut 
etwas. Es arbeiten nur der Sekretär Babiarz, der den kranken Bürgermeister ver­
tritt, und diejenigen, die direkt an der Aktion beteiligt sind."351 

Wie in Szczebrzeszyn und Biała Podlaska war auch in anderen Ortschaften 
des Distrikts die polnische oder ukrainische Gemeindeverwaltung in die „Ju­
denaktionen" je nach Bedarf einbezogen. Sie wurden sogar regelrecht dazu ver­
pflichtet. So verschickte man im Herbst 1942 an die Dorfschulzen im Distrikt 
Lublin eine Verpflichtungs-Erklärung mit folgendem Inhalt: „Ich erkläre hier­
mit: 1. Daß sich in meinem Dienstbereich keine Juden aufhalten, 2. Daß ich ver­
anlassen werde, daß in Zukunft auftretende Juden in meinem Dienstbereich 
festgenommen werden und dem nächsten Gendarmerie-, Polizeiposten oder SS-
Stützpunkt übergeben werden." Für die Einhaltung dieser Punkte hafteten die 
Dorfschulzen persönlich. Diese Erklärung war zu unterschreiben und an den 
SS- und Polizeiführer Lublin zurückzuschicken.352 

Die äußerst knappe Fristsetzung für die „Umsiedlungen" sowohl in Lublin-
Land als in Biała Podlaska weist m. E. daraufhin, daß in beiden Fällen die Kreis­
hauptleute auf kurzfristig erteilte Anweisung von oben handelten, die höchst­
wahrscheinlich von dem Stab der „Aktion Reinhardt" kam. Der „tiefere" Sinn 
für die äußerst knappe Fristsetzung dürfte darin gelegen haben, daß man „be-

350 KH Kühl an den Bürgermeister in Biała Podlaska, in: Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S. 57-58. 
351 Klukowski, Dziennik, S. 293. 
352 Formular einer Verpflichtungs-Erklärung: AGK GG 11/374, BI. 27. 
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fürchtete", die Juden würden versuchen, ihre „gehorteten" Waren und Vermö­
gen an Einheimische zu veräußern oder sie vielleicht mitzunehmen. Die Deut­
schen im GG gingen grundsätzlich davon aus, daß Juden Waren „horteten" und 
Vermögen versteckt hielten. 

Die lokalen Zivilbehörden beschränkten sich aber nicht nur darauf, ihre 
Kreise zu „säubern", indem sie Juden in vorbestimmten Ortschaften konzen­
trieren ließen. Zahlreiche Angehörige der Zivilverwaltung nahmen auch aktiv 
an den eigentlichen „Aussiedlungen" teil, wie beispielsweise in Tomaszów 
Lubelski: Dort beteiligte sich der Landkommissar Panzer persönlich an allen 
„Aussiedlungen". Bevor das Ghetto im Herbst 1942 geräumt wurde, verlangte 
Panzer vom Judenrat Kaffee, Tischdecken und Besteck, was er auch erhielt. Er 
beteiligte sich an der „Räumung" und erschoß eigenhändig mehrere Juden.353 

Ähnlich verhielt sich der Landkommissar in Opole, Goede (siehe oben S.260). 
Daß ein Kreishauptmann aus dem Distrikt Lublin eigenhändig Juden erschoß, 
ist quellenmäßig zwar nur in einem Fall (stellvertretender KH Fieback in 
Hrubieszów, siehe oben S.253) überliefert, ich halte es jedoch für sehr wahr­
scheinlich, daß dies öfters geschah. Solche Vorfälle kamen auch in anderen Di­
strikten vor, worauf noch zu kommen sein wird. 

Mit der Liquidierung der Ghettos und jüdischen Wohnbezirke verlor die Zi­
vilverwaltung endgültig ihre Kompetenz für die Judenangelegenheiten, außer 
der Kompetenz für das jüdische Vermögen. Auch die Unterabteilung BuF in Lu­
blin büßte im Herbst 1942 ihre Aufgabe ein, „Aussiedlungsaktionen" zwischen 
dem Stab der „Aktion Reinhardt" und den einzelnen Kreishauptleuten zu koor­
dinieren. Darauf deutet der Umstand hin, daß Fritz Reuter, der diese Aufgabe in 
Lublin wahrgenommen hatte, zu dieser Zeit in die Abteilung Arbeit versetzt 
wurde.354 

6.3 Verlaufsmuster der zweiten Phase der „Aktion Reinhardt" im Distrikt 
Lublin 

Die zweite Phase der „Aktion Reinhardt" verlief im Distrikt Lublin im Vergleich 
zu der ersten einheitlich. Ihr Verlauf entspricht auch eher der gängigen Vorstel­
lung, die Deportationen in die Vernichtungslager haben die SS- und Polizei­
kräfte durchgeführt. Allerdings darf man dabei nicht die wichtige Rolle der re-

353 Vern. Maria K.: ZStL 208 AR-Z 31/62 Bl. 163; Abschlußbericht der ZStL vom 17.4.1962: 
Ebenda, Bl. 431-432. 

354 Personalakte Fritz Reuter: AGK Reg. GG 1/4278. 
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gionalen Zivilbehörden übersehen. Zunächst muß festgestellt werden, daß die 
„Aussiedlungen" in der zweiten Phase organisatorisch einfacher vorzubereiten 
waren als die der ersten. Es ging ja darum, einzelne Ghettos und jüdische Wohn­
bezirke vollständig zu liquidieren. Es entfiel die organisatorisch aufwendige Se­
lektion in arbeitsfähige und nichtarbeitsfähige Juden. 

Andererseits aber zwang die vollständige Auflösung eines Ghettos oder 
Wohnbezirkes die Täter dazu, größere Kräfte einzusetzen, als dies in der ersten 
Phase nötig war, abgesehen von der Auflösung des Lubliner Ghettos. Im Som­
mer und Herbst 1942 stieg die Bereitschaft der jüdischen Bevölkerung, passiven 
Widerstand zu leisten, enorm. Zu dieser Zeit machten sich nur noch die wenig­
sten von ihnen Hoffnung, verschont zu werden, und waren entschlossen, bei der 
bevorstehenden „Aussiedlung" zu fliehen. 

Die veränderte Zielsetzung der Deportationen, d. h. die vollständige Liquidie­
rung der Ghettos und Judensammelorte, sowie der zu erwartende passive Wi­
derstand der Opfer zwang die Handelnden, ihre Vorgehensweise in den Land­
kreisen zu ändern. Jetzt ging es darum, die Ghettos vor der Aktion schlagartig 
und möglichst dicht abzuriegeln, um alle Opfer zu „erfassen". Dies konnte nur 
mit stärkeren Kräften durchgeführt werden, über die ausschließlich die SS und 
Polizei verfügten. Hierbei ließen sich die jeweiligen Führer der Polizei oder der 
SS, die mit Deportationen beauftragt waren, nicht von den Kreishauptleuten be­
fehligen, was auf der Hand liegt. 

Den Kreishauptleuten fiel jedoch eine wichtige Aufgabe zu, nämlich vorher 
die jüdische Bevölkerung ihrer Kreise in Ortschaften mit einem Eisenbahnan­
schluß zu konzentrieren, falls die Orte, wo Juden in größerer Zahl noch lebten, 
keinen besaßen. Diese Aufgabe überstieg die Möglichkeiten der auswärtigen SS 
und Polizei, weil trotz der seit Monaten laufenden „Aktion Reinhardt" noch 
viele Juden verstreut in kleinen entlegenen Ortschaften lebten. Der Kreishaupt­
mann sorgte nun dafür, daß das Umland von den Juden „gesäubert" und diese 
in einem bestimmten Ort konzentriert wurden. Er führte dies mit eigenen Kräf­
ten durch, denn hier handelte es sich oft um relativ kleinere jüdische Ansiedlun-
gen von einigen Hundert bis wenigen Tausend. Wichtig war auch der Umstand, 
daß es sich dabei zunächst um eine „echte Umsiedlung" handelte, d.h., die Ju­
den mußten sich in Orte begeben, die ihnen bekannt waren. Daher entschlossen 
sich nur wenige zu flüchten, weil ja Flucht mittel- und langfristig faktisch aus­
sichtslos war. Bei diesen „Umsiedlungen" schaltete der Kreishauptmann, je nach 
Bedarf, die örtliche Gendarmerie, den Sonderdienst, die polnische und 
ukrainische Gemeindeverwaltung, den Judenrat, die polnische und ukrainische 
Polizei, den jüdischen Ordnungsdienst oder männliche Mitarbeiter seiner Ver­
waltungein. 

Orte, die von dem Kreishauptmann mit Juden „aufgefüllt" waren, wurden 
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dann von den konzentrierten Kräften der SS und Polizei „entleert". Damit war 
aber die „Judenfrage" aus Sicht der Kreishauptleute noch nicht endgültig erle­
digt. Jetzt ging es darum, die entflohenen Opfer einzufangen und zu vernichten 
und das Vermögen der Ermordeten zu verwerten. In der zweiten Phase büßte die 
Unterabteilung BuF in Lublin voraussichtlich ihre bisherige Koordinations­
funktion ein, weil die Deportationstermine und die Zahl der Deportierten im 
SS- und Polizeiapparat intern geregelt wurden. 

6.4 Einstellung der Zivilverwaltung zu der zweiten Phase 
der „Aktion Reinhardt" 

Als Himmler im Juli 1942 befahl, die „Aktion Reinhardt" bis zum Jahresende 
abzuschließen, d.h. alle Juden außer den kriegswichtigen Arbeitskräften zu er­
morden, entsprach diese Entscheidung theoretisch den „Bedürfnissen" der Ver­
waltung: Sie drängte ja darauf, die „arbeitsunfähige Judenlast" schnellstens zu 
beseitigen. In Wirklichkeit jedoch bedeutete die zweite Phase der „Aktion Rein­
hardt" einen schweren Eingriff in das Wirtschaftsleben des GGs und somit in 
die deutsche Kriegswirtschaft. Für diesen Bereich war im GG die Zivilverwal­
tung verantwortlich. Dies geschah, obwohl nach Himmlers Anweisung die 
„kriegswichtigen" Juden vorläufig verschont bleiben sollten. Dieser „Wider­
spruch" hat seine Wurzeln in der Auslegung des Begriffes „kriegswichtig", 
Himmler und seine Schergen legten diesen Begriff nämlich viel enger aus als die 
Zivilverwaltung oder die Wehrmacht im GG. 
Himmler verstand unter dem Begriff „kriegswichtige Juden" ausschließlich die­
jenigen jüdischen Arbeiter, „die in wirklichen Rüstungsbetrieben, also Waffen­
werkstätten, Autowerkstätten usw." beschäftigt waren. Im Gegensatz dazu 
standen laut Himmler die „sogenannten Rüstungsarbeiter, die lediglich in 
Schneider-, Pelz- und Schusterwerkstätten" arbeiteten. Himmler war über­
zeugt, daß jeder, der diese „angeblichen" Rüstungsarbeiter als kriegswichtig 
vor der Ermordung zu schützen versuche, „in Wirklichkeit lediglich die Juden 
und ihre Geschäfte unterstützen" wolle.355 

Gleicher Auffassung über jüdische Rüstungsarbeiter im GG war Globocnik, 
der Leiter der „Aktion Reinhardt". So schilderte Globocnik am 13.9.1942 dem 
Beauftragten Bormanns, Hoffmann, seine „Eindrücke" aus dem Warschauer 
Ghetto: 

355 Stellungnahme Himmlers vom 9.10.1942 zum Schreiben des Wehrkreisbefehlshabers im 
GG an das OKW: AGK x2580. 
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„ In diesem Ghetto befänden sich noch Rüstungsbetriebe, die von Polen und z. T. noch von Ju­
den geleitet würden. Während an der Vorderfront der Häuser in großer Aufschrift zu lesen 
sei, daß es sich um einen Rüstungsbetrieb handeln würde [...], befänden sich in diesen Häu­
sern rückliegend große Materiallager der Schieber und Schleichhändler. [...] Er (Globocnik] 
habe [...] z. B. in einem Haus 200 völlig neue Fahrrad-Decken, Schläuche und sonstige Fahr­
rad- Bestandteile festgestellt; [... | in einem vierten Haus habe er eine völlig eingerichtete Par-
fümerie festgestellt, die feinste Seifen, Cremes und Salben aufweisen konnte."3 5 6 

Mit Sicherheit erstattete Globocnik Berichte an Himmler, die ähnlich lauteten. Es 
ist auch denkbar, daß Himmlers Auffassung über die jüdischen Rüstungsarbeiter 
gerade von solchen Berichten herrührte. Für die Judenhasser vom Schlage Glo-
bocniks oder Himmlers, die mit der Wirtschaft direkt nicht viel zu tun hatten, war 
es schier unvorstellbar, daß die Juden einen wichtigen und positiven Beitrag für 
die Wirtschaft leisten konnten. Diese Vorstellung stand im krassen Widerspruch 
zu ihrem Judenbild, das von heftigem Haß auf alles, was jüdisch war, bestimmt 
wurde. 

Die Auffassung der Vertreter der Zivilverwaltung im GG, die meistens nicht 
weniger antisemitisch waren als die SS, wandelte sich dagegen im Laufe der Be­
satzungszeit. Im September 1940 erklärte Frank, „die Juden [sind] im General­
gouvernement nicht nur immer verlotterte Gestalten, sondern ein notwendiger 
handwerklicher Teil innerhalb des Gesamtgefüges des polnischen Lebens. Das 
haben wir nicht gewußt, wir wissen es heute, im Reich weiß man es nicht."357 Bis 
zum Jahr 1942 blieb diese Situation unverändert. Im Sommer 1942 waren in der 
Wirtschaft des GGs insgesamt über 1.000.000 gewerbliche Arbeiter beschäftigt. 
Die Zahl der jüdischen Arbeiter belief sich dabei auf über 300.000, d. h. 30 % al­
ler gewerblichen Arbeiter im GG waren Juden. Von den 300.000 jüdischen Arbei­
tern waren wiederum 100.000 Facharbeiter, die zu ersetzen nicht möglich war, 
weil polnische Facharbeiter nicht vorhanden waren. Diese waren entweder be­
reits beschäftigt oder ins Reich verschleppt worden.358 

In Betrieben, die für die Rüstungswirtschaft produzierten, schwankte die Zahl 
der Juden unter den Facharbeitern zwischen 25 und 100 %. So waren in vielen 
metallverarbeitenden Rüstungsbetrieben die Schlüsselkräfte hauptsächlich Ju­
den. Die Belegschaft der Textilbetriebe, die Winterbekleidung für die Wehrmacht 
herstellten, setzte sich zu 100 % aus jüdischen Arbeitern zusammen. Von insge­
samt 22.700 Arbeitern, die in Privatfirmen Uniformen instandsetzten, waren 

356 Bericht Nr. 6 des Beauftragten Bormanns, Hoffmann, 13.9.1942: BA NS 6/795, BI. 192-
193. 

357 Frank in einer Abteilungsleitersitzung, 12.9.1940, in: Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, 
S.281. 

358 Von Gienanth an das OKW, 18.9.1942: BA MA RH 53-23/87, Bl. 116-118. 
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97 % (22.000) Juden, wovon rund 16.500 Textil- und Leder-Facharbeiter waren. 
Ebenso waren alle Sattler im GG mit einigen Ausnahmen Juden.359 Die HA Bau­
wesen beschäftigte im GG 18.365 Juden, davon 2.545 im Distrikt Lublin, die im 
Straßenbau arbeiteten. Diese Juden „waren dringendst benötigt", wie die HA 
Bauwesen im Juni 1942 beteuerte, um die „kriegswichtigen Arbeiten auf den mi­
litärischen Durchgangsstraßen" zu verrichten. Sie konnten „daher keinesfalls 
ohne Ersatz abgegeben werden".360 Die Ostbahn im Distrikt Lublin beschäftigte 
im Sommer 1942 insgesamt 1.562 jüdische Handwerker und nichtqualifizierte 
Arbeitskräfte.361 

Für die zivilen Behörden und die Wehrmacht im GG waren diese Arbeiter 
„kriegswichtig", denn sie waren notwendig, damit die Rüstungs- genauso wie die 
gesamte Wirtschaft reibungslos funktionierten. Hierbei ging es nicht nur um Ar­
beiter, die direkt für die Wehrmacht, sondern auch um Handwerker und Fachar­
beiter, die für die Bedürfnisse der Bevölkerung im GG produzierten. Als der Leiter 
der HA Wirtschaft von der bevorstehenden Vernichtung aller Juden erfuhr, soll er 
gesagt haben: „Dann [bricht] die gesamte Wirtschaft zusammen!"362 Himmler 
und seine Leute stuften dagegen die meisten dieser Arbeiter keineswegs als 
„kriegswichtig" ein, sondern sahen in ihnen „angebliche Rüstungsarbeiter", die 
man ohne Schaden für die Kriegswirtschaft ermorden konnte. 

Es ist also nicht verwunderlich, daß es in diesem Punkt zu Interessenkonflikten 
zwischen der SS einerseits und der Wehrmacht sowie der Zivilverwaltung im GG 
andererseits kam. Insbesondere die Rüstungsinspektion im GG machte sich da­
für stark, daß alle jüdischen Arbeitskräfte, die für die Rüstungsindustrie arbeite­
ten, sei es Textil-, Leder oder Metallarbeiter, von der Ermordung zunächst ver­
schont blieben.363 General von Gienanth, der Wehrkreisbefehlshaber im GG, 
verlangte im September 1942, „die Aussiedlung der in den gewerblichen Betrie­
ben tätigen Juden bis dahin [Erfüllung der Rüstungsaufträge, B.M.] auszuset­
zen".364 

Eine solch dezidierte Stellungnahme zu der zweiten Phase der „Aktion Rein­
hardt" seitens der Zivilverwaltung ist zwar nicht überliefert, aber auch nicht aus-

359 Ebenda. 
360 HA Bauwesen an HA Arbeit, 22.6.1942: APL GDL 746, B1.387. 
361 Zusammenstellung der bei den Ostbahn-Dienststellen und Unternehmerfirmen im Di­

strikt Lublin eingesetzten jüdischen Arbeitskräfte: Stand vom 20. August 1942: APL 
GDL 746, Bl. 397. 

362 Auszug aus dem Bericht des Beauftragten des Reichsernährungsministers vom 
28.10.1942 als Anlage 5 der Ausarbeitung Krügers über Verhältnisse im GG: AGK NTN 
256, Bl. 142. 

363 Vgl. Hilberg, Die Vernichtung, Bd. 2., S. 550-570. 
364 Von Gienanth an das OKW, 18.9.1942: BA MA RH 53-23/87, Bl. 116-118. 
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geschlossen. Erinnert seien die Einwände des Leiters der HA Arbeit vom 
22.6.1942, daß die „Aussiedlung der Juden auf allen Sektoren des öffentlichen 
Lebens tiefgreifende Auswirkungen haben" würde.365 In einer Besprechung am 
8.12.1942 sprach sich Frank entschieden dagegen aus, daß man 20.000 Juden 
von den Baustellen der Ostbahn „weggeholt" habe.366 

Im allgemeinen dominierte in der ersten Phase der „Aktion Reinhardt" in den 
Kreisen der Zivilverwaltung im GG eine Stimmung für den Massenmord an Ju­
den. In der zweiten Phase schlug diese Stimmung zwar nicht um, man beklagte 
aber immer öfter die negativen wirtschaftlichen Folgen, welche die Ermordung 
auch der arbeitsfähigen Juden mit sich brächte. Hierbei ging es vor allem um den 
Zeitpunkt, wann die arbeitsfähigen Juden „entfernt" werden sollten. An dem 
Grundkonsens, daß alle Juden aus dem GG „verschwinden" müßten, wollte aber 
keiner rütteln. 

Wirtschaftliche Folgen: Am 29. September 1942 teilte der Gouverneur Zörner 
seinen Abteilungsleitern offiziell mit, „daß in absehbarer Zeit die Juden aus dem 
Distrikt Lublin herausgezogen werden. Es ist daher notwendig, die jüdischen 
Facharbeiter soweit als möglich zu ersetzen. Der Lehrlingsausbildung ist sofort 
die größte Beachtung zuzuwenden."367 Daß dies nicht einfach war, sollte sich 
bald zeigen. In der Sitzung kam u. a. die Frage der Bürstenindustrie in Międzyrzec 
zur Sprache, welche die bedeutendste in Europa war. Dort waren etwa 900 jüdi­
sche Arbeiter beschäftigt, die ausschließlich für die Wehrmacht produzierten. Es 
stellte sich nun die Frage, wie die 900 jüdischen Arbeiter zu ersetzen seien. Von 
100 nichtjüdischen Lehrlingen, die dort als Ersatzkräfte ausgebildet werden soll­
ten, konnte das Arbeitsamt lediglich 20 stellen. Daraufhin versuchte man, Frauen 
einzusetzen, ebenfalls ohne größeren Erfolg.368 

Die Suche nach Ersatzkräften für die 900 jüdischen Arbeitskräfte in Międzyr­
zec war vergeblich. Unter diesen Umständen sah sich die Unternehmensleitung 
am 27. Oktober 1942 gezwungen, bei dem Bürgermeister von Międzyrzec und 
der Führung des 25. Orpo-Bataillons in Radzyń zu intervenieren. Man argumen­
tierte, daß es notwendig sei, alle jüdischen Fachkräfte zu behalten, um die Wehr­
machtsaufträge erfüllen zu können. Den Antrag befürwortete auch Zörner. Trotz 
dieser Intervention wurde das Unternehmen im Dezember 1942 aufgelöst. Die jü­
dischen Arbeiter wurden aber nicht ermordet, sondern mit ihren Maschinen in 

365 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.516. 
366 Ebenda, S. 585. 
367 Niederschrift über die Abteilungsleiterbesprechung am 29.9.1942: APL GDL 694, 

BL 122. 
368 Ebenda; Eisenbach, Polityka, S. 295-296. 
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das Zwangsarbeitslager Trawniki verschleppt, wo sie weiterhin produzieren 
mußten.369 

Die totale „Entfernung" der Juden aus dem Distrikt Lublin wirkte sich aber 
nicht nur negativ auf die Rüstungsproduktion aus, die in dem Distrikt ohnehin 
eher eine untergeordnete Rolle spielte, sondern vor allem auf das wirtschaftliche 
Leben in den Landkreisen. Als im Herbst 1942 Globocnik mit der Stadtverwal­
tung dazu überging, die polnischen Einwohner der Stadt Lublin in die nördlichen 
Kreise des Distrikts umzusiedeln,370 verlangten die Kreishauptleute, man möge 
ihnen auch arbeitsfähige Polen „zuführen". Denn „die neuen Wohnorte der Um­
siedler seien jetzt völlig von Juden gesäubert und damit von sämtlichen Handwer­
kern entblößt".371 

Um vorzubeugen, daß aus Zamość wie aus anderen Kreisen auch die „Arbeits­
juden" „ausgesiedelt" werden würden, entstand dort im September 1942 der 
Plan, ein Zwangsarbeitslager für die übriggebliebenen Juden einzurichten. Dafür 
setzten sich der Kreishauptmann Weihenmaier, die örtliche Gestapo und andere 
deutsche Dienststellen ein. Ende September führte das Arbeitsamt Zamość unter 
Aufsicht der Sipo eine Selektion unter den übriggebliebenen Juden durch. Gleich­
zeitig schaffte man das benötigte Baumaterial (Stacheldraht und Pfähle) heran, 
um das Zwangsarbeitslager zu umzäunen. Als jedoch die Vorarbeiten bereits ab­
geschlossen worden waren, führten am 16.10.1942 die SS- und Polizei-Kräfte 
eine „Aussiedlung" durch. Sie trieben die meisten Juden aus Zamość nach Izbica 
und die übrigen, Kranke, Alte sowie viele „Hausjuden", erschossen sie vor 
Ort.372 

Die „Aussiedlung" vom 16.10.1942 in Zamość war ein Teil der „Räumungs­
aktion", die im Oktober 1942 den ganzen Bezirk des Arbeitsamtes Zamość er­
faßte, ohne daß sie dem Arbeitsamt zuvor angekündigt worden wäre. Nach der 
„Aktion" berichtete das Arbeitsamt Zamość „über Schwierigkeiten der Ersatz­
gestellung für die abgezogenen Juden. [...] Größere Schwierigkeiten entstanden, 
bezw. werden auch für einige Zeit noch weiter bestehen, in Heranschaffung von 
Facharbeitern." Im Oktober 1942 waren im Arbeitsamtsbezirk Zamość in der 

369 Eisenbach, Polityka, S. 296. 
370 Es war geplant, bis Ende 1942 die meisten Polen aus der Stadt Lublin zu vertreiben und 

die Stadt zu „germanisieren". Die Aktion begann im Oktober und dauerte bis Ende No­
vember 1942, als sie abgebrochen wurde, weil „auf die wesentlichen Belange der Lubli-
ner Wirtschaft Rücksicht genommen werden" mußte. Im Zuge dieser Aktion wurden 
2.380 Personen „ausgesiedelt"; Aktenvermerke Osternacks vom 14.10., 15.10., 6.11., 
16.11., 23.11.1942: AGKOKL 257, Bl. 1-4, 13-14,20-21, 35-36; Globocnik an Englaen-
der, 21.10.1942: Ebenda, Bl. 5-6; 

371 Aktenvermerk Osternacks vom 6.11.1942: AGK OKL 257, Bl. 13. 
372 Garfinkel, Monografia, S.43-44. 
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gewerblichen Wirtschaft noch 1.749 Juden und 550 Jüdinnen sowie 437 Juden in 
der Landwirtschaft beschäftigt.373 Auch das Arbeitsamt Lublin berichtete am 
6.11.1942, daß „die Ersatzgestellung" für die „evakuierten" Juden „große 
Schwierigkeiten" bereite.374 Es ist anzunehmen, daß die Arbeitsämter in Biała 
Podlaska und Łuków ähnliche Berichte erstatteten. 

Im Oktober 1942, nach der erfolgten „Säuberung" des Kreises Hrubieszów, 
forderte der Kreishauptmann Busse die nicht jüdische Bevölkerung seines Kreises 
auf, sich beim Arbeitsamt zu melden: Denn „bei verschiedenen Dienststellen und 
Betrieben in Hrubieszów werden noch eine große Anzahl männlicher und weibli­
cher Arbeitskräfte benötigt. Diese Arbeitsstellen müssen durch das Arbeitsamt 
sofort besetzt werden."375 

Ähnliche „Sorgen" hatte man auch in anderen Distrikten, so beispielsweise in 
Przemyśl (Distrikt Krakau). Als dort im Juli 1942 eine „Aussiedlungsaktion" be­
vorstand, nahm der dortige Leiter der Arbeitsamtsnebenstelle, Neumann, Stel­
lung dazu. In seinem Bericht schilderte er ausführlich die angespannte Lage auf 
dem Arbeitsmarkt und bemerkte: „Vom Standpunkt des Arbeitseinsatzes wird 
daher vorgeschlagen, bis zur Auflockerung der Einsatzlage die Aussiedlung der 
Juden zunächst auf arbeitsfähige Personen zu beschränken." Als Neumann dabei 
war, seinen Bericht zu verfassen, erhielt er die Nachricht, daß „nur" ein Teil der 
Juden ausgesiedelt werden würde. Hierzu bemerkte er geradezu mit Erleichte­
rung folgendes: „Wie ich soeben in Erfahrung bringe, sollen von rund 17.000 hier 
ansässigen Juden 8.000 ausgesiedelt werden. Diese Zahl könnte m.E. ohne 
Schwierigkeiten aus den Kreisen der nichteinsatzfähigen Juden, wie Kinder, 
Frauen, Greise, Kranke und dergl. erreicht werden."376 

Selbst Hans Frank machte keinen Hehl daraus, daß er dagegen war, die ein­
satzfähigen Juden im GG zu ermorden. In einer Regierungssitzung vom 
9.12.1942 erklärte er: 

„Nicht unwichtige Arbeitskräfte hat man uns in unseren altbewährten Judenschaften ge­
nommen. Es ist klar, daß der Arbeitsprozeß erschwert wird, wenn mitten in dieses Arbeits­
programm des Krieges der Befehl kommt, alle Juden [Herv. B.M.] sind der Vernichtung an-
heim zu stellen. Die Verantwortung herfür trifft nicht die Regierung des Generalgouverne­
ments. Die Weisung der Judenvernichtung kommt von höherer Stelle. Wir müssen uns mit 
den Schlußfolgerungen abfinden und können auch den Reichsstellen mitteilen, daß die Weg­
holung der Juden arbeitsmäßig zu ungeheuersten Schwierigkeiten geführt hat. [...] Nun lau­
tet der Befehl, daß die Juden aus der Rüstung wegzuholen seien: ich hoffe, daß dieser Befehl, 

373 Anhang zum Arbeitseinsatzbericht im Monat Oktober 1942: APL GDL 746, Bl. 398. 
374 Bericht des Arbeitsamtes Lublin vom 6.11.1942: APL Arbeitsamt Lublin 8, Bl. 47-53. 
375 Amtliche Aufforderung des KH Busse vom 22.10.1942: APL Archivamt 63. 
376 Bericht Naumanns vom 20.7.1942: IfZ MA 331, fr. 4911-4915. 
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wenn nicht bereits aufgehoben, noch aufgehoben wird, denn dann sieht die Lage noch 
schlimmer aus."^7 7 

Es läßt sich kaum bezweifeln, daß Frank die Ermordung der einsatzfähigen (denn 
nur diese hat er gemeint) Juden mitten im Krieg ablehnte, und zwar ausschließlich 
wegen der negativen Folgen für die Wirtschaft. Er machte aber mit, weil der Füh­
rer es befahl. Daß dabei auch moralische Skrupel eine Rolle gespielt haben könn­
ten, dafür gibt es keine Anzeichen. Das ist auch unwahrscheinlich, da Frank der 
Ermordung von nichtarbeitsfähigen Juden (Kinder, Frauen, Alte), die für Frank 
„schädliche Fresser" waren, zugestimmt hatte. 

Die ablehnende Einstellung, die in den Kreisen der Zivilverwaltung im GG, wie 
es scheint, teilweise herrschte, hinderte diesen Apparat als Ganzen aber nicht 
daran, sich am Judenmord weiterhin aktiv zu beteiligen. Wie ausgeführt, bemüh­
ten sich die Distriktsverwaltung und die Kreishauptleute im Distrikt Lublin 
darum, daß die „Säuberung" des Distrikts von Juden möglichst reibungslos ver­
liefe. Zörner kritisierte zwar in einer Besprechung den Verlauf der „Aussied­
lungsaktionen" im Herbst 1942, aber nur deswegen, weil ein erheblicher Teil der 
Juden flüchten konnte: „Die Judenaktion, die zunächst im allgemeinen gut von­
statten gegangen sei, sei leider in den letzten Wochen überstürzt worden, mit dem 
Erfolge, daß ein großer Teil der Juden sich aus den Ghettos in die Wälder geflüch­
tet und sich auch Banden angeschlossen habe."378 

Der Kreishauptmann Harms in Cholm beschwerte sich, daß „bei einer am 
30.4.1943 erfolgten Judenaussiedlung nur ca. 50 % aller für die Umsiedlung vor­
gesehenen Juden erfaßt wurden". Die übrigen flüchteten oder versteckten sich 
seit längerer Zeit in zuvor vorbereiteten „Schlupfwinkeln". Harms befürchtete 
nun, daß dadurch die „Banditenplage" wieder verstärkt werde, wie die bisherige 
Erfahrung lehre.379 

Der Kreishauptmann Brandt klagte im Namen aller Kreishauptleute im Mai 
1943: „Mit der Ausweisung der Juden, die infolge mangelnder Absperrungs­
kräfte sich ihrer Verschickung zum Teil durch Flucht entzogen und zu den entwi­
chenen [sowjetischen, B.M.] Kriegsgefangenen stießen, fand die Unsicherheit 
neue Nahrung."380 Mit einem Wort: Die Kreishauptleute des Distrikts Lublin 
kritisierten zwar den Verlauf der zweiten Phase der „Aktion Reinhardt", aber nur 
deswegen, weil zu viele Juden den Mördern entkommen konnten. 

Es gibt keine Anzeichen dafür, daß im Distrikt Lublin oder im GG Vertreter der 

377 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.588. 
378 Ebenda, S. 583. 
379 Cholm, Lagebericht für Monat April 1943, 5.5.1943: APL GDL Bl. 133. 
380 Vortrag Brandts über die Sicherheitslage im Distrikt Lublin vom 27.5.1943: AGK Dienst­

tagebuch XXVI/3, Bl. 437. 
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regionalen Zivilverwaltung (ein Kreishauptmann, Land- oder Stadtkommissar) 
passiven (durch Verweigerung) oder gar aktiven Widerstand geleistet hätten, als 
ihre Bezirke auch von „Arbeitsjuden" gesäubert wurden. Im Gegenteil, sie alle 
fühlten sich, wie es scheint, verpflichtet, sich an dem Massenmord zu beteiligen, 
sei es aufgrund von Anweisungen von oben, sei es wegen ihres glühenden Juden­
hasses. Es kam sogar vor, daß manche Kreishauptleute an Erschießungen, die bei 
diesen „Säuberungen" stattfanden, persönlich teilnahmen oder sie sogar durch­
führten, worauf noch einzugehen sein wird. 

Aus der Sicht der Kreishauptleute überwogen anscheinend die „positiven" 
„Auswirkungen" der totalen „Säuberung" von Juden die „negativen". Zumal sie 
mit überregionalem Arbeitseinsatz nicht viel zu tun hatten. Dafür war die Ar­
beitsverwaltung zuständig. So dachten auf jeden Fall die Kreishauptleute aus 
dem Distrikt Warschau: Am 10.12.1942 berichtete der Gouverneur Fischer in 
seinem Zweimonatsbericht an die Regierung des GGs, daß seine Kreishauptleute 
den „dringenden Wunsch" geäußert hätten, für die endgültige „Aussiedlung" al­
ler noch vorhandenen Juden zu sorgen.381 Gleicher Meinung war der Kreis­
hauptmann Brandt aus Puławy, der sich im Frühjahr 1943 dafür stark einsetzte, 
man möge den letzten Judenwohnort im Kreis Puławy Końskawola „räu­
men".382 Für den Kreishauptmann Ehaus aus Reichshof, Distrikt Krakau, war 
die „Säuberung" der Stadt Reichshof (Rzeszów) ein so „herausragendes" Ereig­
nis, daß er an dem Rathaus eine Tafel mit dem Reichsadler anbringen ließ mit fol­
gendem Text: 

„Dieser Adler, das deutsche Zeichen der Erhebung und Größe wurde anläßlich der Befreiung 
der Stadt Reichshof von allen Juden im Juli des Jahres 1942 hier angebracht. Die Anbringung 
erfolgte während der Amtszeit des ersten Kreishauptmannes und Kreisstandortführers der 
NSDAP der Kreishauptmannschaft Reichshof, des SS-Sturmbannführers Dr. Heinz 
Ehaus."383 

Als der stellvertretende Kreishauptmann in Miechów, Dr. jur. Friedrich Schmidt, 
bei einem Massaker an mehreren Hundert jüdischen Kindern, Frauen und Män­
nern, von einem Opfer lebensgefährlich verletzt wurde, war das ein Grund für 
seine Vorgesetzten, Dr. Schmidt zu ehren (siehe unten S. 304-306). 

Die Stimmung für den Massenmord an Juden in den Kreisen der Zivilverwal­
tung ließ also nicht nach, obwohl die Ermordung der jüdischen Arbeitskräfte 
nicht unerhebliche Schwierigkeiten verursachte - aus der Sicht der Kreishaupt-

381 Zweimonatsbericht des Gouverneurs des Distrikts Warschau vom 10.12.1942: ZStL Be­
teiligung der Kreishauptleute, Dokumente, Teil 24, Bl.48. 

382 KH Brandt an Gouverneur, 17.4.1943; Kreishauptmannschaft Puławy: Lagebericht für 
den Monat April 1943: APL GDL 68, Bl.273-274, 283-284. 

383 Akcje i wysiedlenia, Bd.2,Bd.2, S. 116; Reitlinger, Endlösung, S.286. 
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leute überwogen aber die „Gewinne". Allerdings scheint es, daß mancher Ange­

höriger der Zivilverwaltung im Laufe des Jahres 1942 des Mordes an Juden 

„überdrüssig" wurde. Ein Reichsbahnbeamter aus dem Distrikt Lublin soll, so 

ein Zeuge, im Jahre 1942 gesagt haben, „daß er sich früher geschworen habe, die 

Juden ,über den Jordan ' zu bringen. Dieser Schwur sei ihm schon leid geworden, 

weil ihm die Judentransporte ,zum Halse' heraushängen würden . " 3 8 4 

Ähnlich dürfte auch der Kreishauptmann Adolf Schmidt aus Krasnystaw emp­

funden haben. In Izbica sammelten sich im Winter 1942/43 etwa 300 Juden, die 

vor den „Aktionen" im Herbst 1942 in die Wälder geflüchtet waren. Er bemühte 

sich sogar bei Globocnik persönlich darum, „daß die Juden in den als Juden­

wohnorte bestimmten Ortschaften tatsächlich nun auch ungestört leben kön­

nen" . 3 8 5 Diese Bemühungen waren allerdings vergeblich. Ende April „evaku­

ierte" ein SS-Kommando aus Lublin diese Juden, ohne den Kreishauptmann 

zuvor zu informieren.3 8 6 Es scheint aber nicht, daß eine solche Haltung unter den 

Angehörigen der Zivilverwaltung weit verbreitet gewesen wäre. 

6.5 Beteiligung der Zivilverwaltung in den übrigen Distrikten an der „Aktion 

Reinhardt" 

Im Rahmen dieser Arbeit kann die Beteiligung der Zivilverwaltung an dem 

Judenmord in den übrigen Distrikten des GGs nicht eingehend untersucht wer­

den, weil dies zeitaufwendige Archivforschung voraussetzt. Nichtsdestoweni­

ger fand ich bei meinen Recherchen viele Quellen und Hinweise, die den vor­

läufigen Schluß ziehen lassen, daß der Distrikt Lublin keine Ausnahme war. 

Vielmehr war auch in anderen Distrikten die Zivilverwaltung viel tiefer in den 

staatlich organisierten Massenmord an Juden verstrickt, als man bisher glaubte 

oder glauben machen wollte. 

6.5.1 Der Distrikt Radom 

Im Distrikt Radom leitete man die „Aktion Reinhardt" „erst" im August 1942 

ein, worüber sich der Amtschef Oswald am 18.6.1942 beschwerte!3 8 7 Als nun 

die Aktion „endlich" beginnen sollte, rief der Gouverneur Kundt alle Kreis-

384 Vern. H.K., 24.10.1961: ZStL 208 AR-Z 268/59, B1.2646. 
385 KH Krasnystaw, Lagebericht für Februar 1943: APL GDL 68, BL203-205. 
386 KH Krasnystaw, Lagebericht für April 1943, 3.5.1943: APL GDL 68, Bl.211-212. 
387 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 511. 
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hauptleute zusammen und teilte offiziell mit, daß die Umsiedlung der Juden im 
Distrikt Radom beginnen werde.388 Die Kreishauptleute führten die Konzen-
trierung der Juden in Wohnbezirken durch; dabei schalteten sie polnische Vögte 
ein, ähnlich wie im Distrikt Lublin. Von diesen Wohnbezirken aus wurden die 
Juden in die Vernichtungslager verschleppt und anschließend ermordet.389 

Aus Radom stammt auch ein Dokument, das in aller Deutlichkeit zeigt, in­
wieweit die Zivilverwaltung in den Judenmord verstrickt war. Hierbei handelt 
es sich um ein Schreiben des Kreishauptmanns Radom-Land, Dr. Justus Ru-
behn, vom 4. August 1942 an Hartig, den Leiter der Unterabteilung BuF in 
Lublin (!) mit folgendem Wortlaut: „Ich teile hierdurch mit, daß durch ein Son­
derdienstkommando 69 Juden aus Ryczowol in das Lager Sobibór des SS- und 
Polizeiführers im Distrikt Lublin überführt worden sind."390 Dr. jur. Justus Ru-
behn, der nach 1945 als Regierungsdirektor im Innenministerium des Landes 
Schleswig-Holstein Karriere machte, scheint „ungeduldig" gewesen zu sein: Er 
entschloß sich nämlich, eine „kleinere" „Aussiedlung" auf eigene Rechnung 
durchzuführen. Die Unterabteilung BuF in Lublin vermittelte und erwirkte bei 
dem Stab der „Aktion Reinhardt", daß die „außerplanmäßige" Ermordung von 
69 Juden aus Ryczowół in den Gaskammern in Sobibór „genehmigt" wurde.391 

Als Dr. Rubehn in den sechziger Jahren zu diesem Schreiben vernommen 
wurde, hat er sich, wie zu erwarten, an Sobibór nicht erinnern können. Und 
überhaupt sei er damals ahnungslos gewesen, was der Begriff „Endlösung" 
wirklich bedeutet habe.392 Die Einlassungen Dr. Rubehns waren offensichtlich 
so überzeugend, daß die Staatsanwaltschaft keinen Anlaß sah, ein Ermittlungs­
verfahren gegen ihn einzuleiten, geschweige denn, ihn anzuklagen. 

388 Vern. Eberhard Franke, 13.11.1962: ZStL 208 AR 1434, Bl.474; nach Aussage Frankes 
habe Kundt eröffnet, daß sich die Zivilverwaltung daran nicht zu beteiligen habe. Dies ist 
offensichtlich eine Schutzbehauptung. 

389 Vern. Dr. Rubehn, 18.1.1963: ZStL 8 AR 1434, Bl. 802-805; Rubehn behauptet zwar, es 
habe sich um die „übliche" Konzentrierung der Juden in Wohnbezirken gehandelt und 
das habe nichts mit der „Endlösung" zu tun gehabt. Allerding kam Dr. Rubehn nach eige­
ner Aussage erst nach dem 1. Juli 1942 nach Radom. Zu dieser Zeit aber gab es im ganzen 
GG keine „üblichen" Umsiedlungen von Juden, sondern alle fanden im Rahmen der 
„Aktion Reinhardt" statt. 

390 Dr. Rubehn an Hartig, 4.8.1942, in: Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S.56. 
391 Dr. Rubehn bezieht sich aufsein Fernschreiben vom 21.7.1942. 
392 Vern. Dr. Rubehn, 18.1.1963: ZStL 8 AR 1434, Bl. 802-805. 
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6.5.2 Der Distrikt Warschau 

Die „Aussiedlungsaktion" im Distrikt Warschau begann am 22. Juli 1942, als 
das Vernichtungslager Treblinka in „Betrieb" genommen wurde. Die Lage in 
diesem Distrikt war für die SS insofern „günstig", als die meisten Juden aus dem 
Distrikt im Warschauer Ghetto konzentriert waren: Die Vorarbeit war bereits 
weitgehend durch die Zivilverwaltung geleistet worden. Allerdings lebten noch 
in vielen Ortschaften des Distrikts Juden, für die es keinen Platz mehr im War­
schauer Ghetto gab. In diesen Ortschaften war die SS, ähnlich wie im Distrikt Lu­
blin, auf die Mitarbeit der jeweiligen Kreishauptleute angewiesen. Es ist anzu­
nehmen, daß diese, je nach Bedarf, die Konzentrierung der Juden vornahmen. 

Im Kreis Siedice nutzte der Kreishauptmann Dr. Seemann die „Aktion Rein­
hardt" beispielsweise dazu aus, seinen Kreis nicht nur von Juden, sondern auch 
von den Zigeunern zu „säubern". Am 23. Mai 1942 ordnete Dr. Seemann an: 
„Alle in der Kreishauptmannschaft Siedice wohnenden Zigeuner haben bis zum 
15. Juni 1942 mittags 12 Uhr ihren Wohnsitz in den jüdischen Wohnbezirk in 
Siedice zu verlegen."393 Im August 1942 erfolgte nun die Räumung des jüdi­
schen Wohnbezirkes in Siedice, mit den Juden wurden offensichtlich auch die 
Zigeuner nach Treblinka verschleppt und dort ermordet.394 Bei der „Aussied­
lung" in Siedice, die weitgehend von auswärtigen SS-Kräften durchgeführt 
wurde, war auch der Kreishauptmann mit seinen Mitarbeitern anwesend.395 

6.5.3 Der Distrikt Krakau 

Aus dem Distrikt Krakau wird nicht nur vielfach bezeugt, daß sich Kreishaupt­
leute aktiv an „Aussiedlungen" beteiligten, sondern daß mindestens drei 
Kreishauptleute an Erschießungen von Juden teilnahmen. Nach Aussage des 
ehemaligen Adjutanten des SSPF im Distrikt Krakau, seien im Distrikt die „Aus­
siedlungen" im allgemeinen mit den örtlichen Dienststellen zuvor erörtert wor-

393 Anordnung des Kreishauptmanns in Siedice Nr. A 67/42 vom 23.5.1942: AP Siedice, 
Zbiór afiszów okupacyjnych. 

394 Ähnlich ging der Kreishauptmann Busse in Hrubieszów vor, als er im Juni 1942 Zigeuner 
aus seinem Kreis zusammen mit Juden nach Sobibór verschicken ließ (siehe oben S. 252). 
Auch in Drohobycz, Distrikt Galizien, wurde bei der ersten „Aussiedlungsaktion" nach 
Bełżec eine Gruppe von Zigeunern mit deportiert. Augenzeugenbericht von Erna Klinger 
(o.D.):ZIH, 301/1096. 

395 Vern. Dr. Hanns W., 15.6.1967: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 8008-8011. 
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den.396 In einem zeitgenössischen Bericht über die „Aussiedlungsaktion" in 
Przemyśl hieß es: „Am Mittwoch, den 22.7.1942, war der Beauftragte des SS-
und Polizeiführers, Hauptsturmführer Fallenz, in Przemyśl anwesend und gab 
in einer Sitzung beim Kreishauptmann die näheren Anweisungen über Juden­
aussiedlungen."397 Nach der „Aktion" beurteilte der Hauptsturmführer Fal­
lenz die Mitwirkung der örtlichen Dienststellen folgendermaßen: „Die Zu­
sammenarbeit mit den beteiligten Dienststellen, insbesondere mit dem Herrn 
Kreishauptmann, Stadtkommissar und Sicherheitspolizei war besonders 
gut."398 

Der Kreishauptmann in Krakau Land ließ kurz vor der „Aussiedlung" Pla­
kate anschlagen, in denen er Juden aufforderte, sich an dem Tag der „Aussied­
lung" auf dem Bahnhof einzufinden. Der Kreishauptmann stellte auch den ihm 
unterstellten Sonderdienst für die „Aussiedlungsaktion" zur Verfügung. Der 
Sonderdienst brachte Juden, die nicht transportfähig waren, mit Lastkraftwa­
gen zu den vorbereiteten Massengräbern und nahm dort an der Erschießung der 
Juden teil. Ein Teil des Sonderdienstes begleitete den Transport als Bewachung 
bis zum Vernichtungslager Bełżec.399 

In Reichshof (Rzeszów) fand im Sommer 1942 etwa eine Woche vor der 
„Aussiedlung" eine Einsatzbesprechung bei Kreishauptmann Ehaus statt, an 
der etwa 10-20 Männer teilnahmen. In der Besprechung, die etwa eine Stunde 
dauerte, erteilte der Kreishauptmann Anweisungen für die bevorstehende „Aus­
siedlung": Aufgabe des Kreishauptmannes war es, die alten von den jungen Ju­
den zu trennen und sie an einer bestimmten Stelle im Ghetto zu sammeln. Bereits 
eine Woche zuvor beauftragte der Kreishauptmann den Baudienst-Hauptmann, 
eine Grube von 10m x 4m x 2,50 m im nahegelegenen Wald auszuheben. Am Tag 
der „Aktion" beorderte der Kreishauptmann Ehaus einige Baudienstmänner zu 
der Grube. Die Baudienstmänner sollen sich dann an den Erschießungen betei­
ligt haben.400 Ähnlich wie in Reichshof verlief die „Aussiedlungsaktion" im 
Kreis Jasło, wo der Kreishauptmann Dr. Gentz amtierte.401 

Für den Kreis Miechów läßt sich sogar der Verlauf eines Massakers an Juden, 
das durch den dortigen stellvertretenden Kreishauptmann organisiert wurde, 

396 Verfügung der StA Dortmund vom 2.9.1964: ZStL 201 AR 1434/61, Bd. 1, S.55. 
397 Bericht des SS-Untersturmführers Benthin vom 27.7.1942: ZStL, Beteiligung der Kreis­

hauptleute, Dokumentensammlung, Bl. 332. 
398 Aktenvermerk des Hauptsturmführers Fallenz vom 27.7.1942: Ebenda, Bl.325. 
399 ZSdL, Beteiligung der Kreishauptleute, Teil 24, Bl. 26-27. 
400 Ebenda, Teil 24, Bl. 28-29. 
401 Vern. Alfred Seh., 20.7.1965: ZStL 206 AR-Z 40/62, Bl. 1205-1210. 
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relativ gut rekonstruieren. Dr. Friedrich Schmidt, ein Judenhasser,402 führte im 
November 1942 in Miechów eine sogenannte „örtliche Aussiedlung" (Erschie­
ßung an Ort und Stelle) durch. Am 8. November 1942 ordnete Dr. Schmidt - er 
vertrat damals den Kreishauptmann, der sich im Reich zur Kur befand - eine 
Umsiedlung aller Juden aus dem Kreis in das Ghetto Miechów an. Denjenigen, 
die den Juden Unterschlupf gewährten, drohte er mit der Todesstrafe. Am glei­
chen Tage kommandierte er nachweisbar ein Sonderdienstkommando, das 
diese Umsiedlung überwachte. Im Wald Chodówek, etwa 4 km von Miechów 
entfernt, wurde inzwischen vom Baudienst eine Grube ausgehoben.403 

Am 18. November 1942 fand nun die „örtliche Aussiedlung" in Miechów 
statt. An diesem Tag wurden in Miechów die versammelten Juden mit Last­
kraftwagen zu der Erschießungsgrube im Wald Chodówek gebracht. Nachdem 
sie vom LKW abgestiegen waren, mußten sie ihre Kleider ablegen und sich zur 
Erschießungsstätte begeben. Man zwang die nackten Opfer nacheinander eine 
Lauf brücke zu betreten, die über die Grube gelegt wurde, und darauf zu hocken. 
Ein Erschießungskommando schoß auf die Opfer, auf die jüdischen Kinder, 
Frauen und Männer, die dann in die Grube fielen. In der Grube befanden sich 
polnische Baudienstmänner, die vor und während des Massakers große Mengen 
Alkohol zugeteilt bekamen, um sie betrunken zu machen. Die total betrunkenen 
Baudienstmänner schichteten die Leichen auf, den noch lebenden Opfern ver­
setzten sie mit Spaten den letzten Todesstoß. Die Baudienstmänner, der Sonder­
dienst und der jüdische Ordnungsdienst sperrten das Gelände ab, wo sich die 
Opfer entkleiden mußten.404 Hierbei muß erwähnt werden, daß die jungen pol­
nischen Baudienstmänner (18-19 Jahre alt) keine Möglichkeit hatten, den Be­
fehl zu verweigern: Sie wurden zum Baudienst zwangsverpflichtet, wurden dort 

402 So werden in einem Artikel der Krakauer Zeitung die „Verdienste" Dr. Schmidts für die 
„Entjudung" der Stadt Neu-Sandez (Nowy Sącz) geschildert. Schmidt war zu dieser Zeit 
der Stadtkommissar in Neu-Sandez. Krakauer Zeitung vom 28.6.1942, Nr. 148; Schmidt 
beteiligte sich auch an der „Aussiedlungsaktion" in Mielec im März 1942; er amtierte zu 
dieser Zeit als der stellvertretende KH in Dębica. Beschluß des Oberlandesgerichts 
Schleswig-Holstein vom 22.1.1973: ZStL 6 AR-Z 40/62, B1.2435; auch von seinen Un­
tergebenen und Vorgesetzten wurde er als ein „fanatischer" Nationalsozialist bezeichnet. 
ZStL an Prof. Sehn, 26.4.1963: AGK Archiwum Jana Sehna 10, Bl. 1-3; nach Aussage ei­
ner Zeugin erklärte Schmidt des öfteren, daß die Juden eine niedere Rasse seien, die man 
liquidieren müsse: ZStL 6 AR-Z 40/62, B1.1790. 

403 Anklage der StA Flensburg vom 20.4.1971: ZStL 6 AR-Z 40/62, Bl. 1784-1795. 
404 Interview mit Adolf Szczepka vom 25.9.1997; Szczepka ist Augenzeuge dieser Massaker 

gewesen, er wohnte damals etwa 1 km von der Erschießungsstätte. Szczepka und anderen 
Bauern wurde damals befohlen, mit ihren Fuhrwerken die Kleider der ermordeten Juden 
nach Miechów zu bringen. Sie mußten auch die bei dem Massaker eingesetzten Bau­
dienstmänner zu ihrem Lager transportieren. 
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mißhandelt und mußten den deutschen Vorgesetzten gehorchen, in ähnlicher 
Lage befanden sich die jüdischen Ordnungsdienstmänner. 

Bei dem Massaker wurden Gendarmerieangehörige, Sonderdienst, jüdischer 
Ordnungsdienst, Baudienst, eine SS-Einheit sowie einige männliche Angehörige 
der Kreishauptmannschaft Miechów eingesetzt. Die Zahl der Opfer betrug zwi­
schen 400-600. Die ganze Aktion ordnete an und leitete Dr. Schmidt, der nach 
übereinstimmenden Zeugenaussagen auch eigenhändig mordete. Dr. Schmidt 
wäre als Täter genauso anonym geblieben, wie die unzähligen anderen NS-
Mörder, die im GG und im Osten Millionen Opfer straflos hingeschlachtet hat­
ten, wenn sich bei diesem Massaker nicht ein außergewöhnlicher Vorfall ereig­
net hätte: Dr. Schmidt wurde nämlich von einem Juden, dessen Kind er zuvor 
eigenhändig ermordet haben soll,405 angegriffen und (wahrscheinlich mit einem 
Messer) lebensgefährlich verletzt. Dr. Schmidt überlebte diesen Anschlag.406 

Im Krankenhaus in Krakau, wohin er gebracht worden war, besuchte ihn der 
SSPF für den Distrikt Krakau, Scherner, persönlich. Über diesen Besuch sagte 
Schmidt in den sechziger Jahren aus: „Dabei äußerte er mir gegenüber, daß ich, 
wenn ich durch den Angriff des Juden getötet worden wäre, für eine ordentliche 
Sache gestorben wäre. Ich erinnere [mich], daß Scherner bei dieser Gelegenheit 
mich noch damit tröstete, daß er sagte, wenn ich dabei gestorben wäre, hätte ich 
das beruhigende Gefühl haben können, daß für mich noch einige Juden mehr 
mitgegangen seien." Dr. Schmidt war dermaßen stolz auf diese Anerkennung, 
daß er sich ihrer später rühmte.407 Nicht weniger stolz war er auf seine Beteili­
gung an der Ermordung. Als er nach seiner Genesung zum Stadthauptmann in 
Tschenstochau befördert wurde, würdigten seine Vorgesetzten in Krakau seine 

405 Dies wird von mehreren Zeugen bestätigt, von denen allerdings nur einer Augenzeuge ge­
wesen war und sonst nach Meinung des Gerichts widersprüchliche Angaben gemacht 
habe. So machte dieser Augenzeuge „widersprüchliche" Angaben zu der Entfernung, in 
der er diesen Vorfall beobachtet hatte: Einmal waren das 300-400 m, ein anderes Mal 
500-600 m. Auch die Uniform von Dr. Schmidt habe dieser Augenzeuge falsch beschrie­
ben und das nach über 30 Jahren! Beschluß des Oberlandesgerichts Schleswig-Holstein 
vom 22.1.1973: ZStL 6 AR-Z 40/62, Bl. 2435; allerdings fand ich bei meinen Recherchen 
vor Ort einen „indirekten" Zeugen, einen Heimathistoriker, der sich mit einem der bei 
dem Massaker eingesetzten Baudienstmänner über diesen Vorfall mehrmals unterhielt. 
Dieser ehemalige Baudienstmann, der vor einigen Jahren verstorben ist, hatte den Vorfall 
und das ganze Massaker genauso geschildert wie der Augenzeuge, der dem Oberlandes­
gericht als unglaubwürdig erschien. Die beiden, der Baudienstmann und der „unglaub­
würdige" Augenzeuge haben sich persönlich nicht gekannt! Interviews mitT. Zajch vom 
11.5. und 18.9.1997. 

406 Anklage der StA Flensburg vom 20.4.1971: ZStL 6 AR-Z 40/62, Bl. 1784-1795. 
407 Vern. Dr. Friedrich Schmidt, 17.5.1965: ZStL 6 AR-Z 40/62, BL 724-725. 
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„Tat". Sein neuer Gouverneur Kundt war von Schmidts „Tat" so angetan, daß 
er sogar ein Verwundetenabzeichen für ihn beantragte mit der Begründung: 

„Dr. Schmidt hat bei einer von ihm als ehemaliger stellvertretender Kreishauptmann in Mie­
chów, Distrikt Krakau, selbst angeordneten Aussiedlung [Herv. B. M.] von Juden eine nach 
ärztlichem Gutachten lebensbedrohliche Schnittverletzung erlitten. Die Verletzung wurde 
ihm von einem ihn anspringenden Juden zugefügt. [...] Dr. Schmidt ist der Verleihung des 
Verwundetenabzeichens voll und ganz würdig. Hinsichtlich seines tapferen Verhaltens und 
Einsatzes zur Zeit der Verwundung habe ich keinen Zweifel."408 

Das beantragte Verwundetenabzeichen wurde Dr. Schmidt im Dezember 1944 
tatsächlich verliehen!409 Alle diese Beweise waren aber für das Landgericht in 
Flensburg nicht ausreichend, um eine Anklage gegen Dr. Schmidt zuzulassen. 
Daraufhin legte die Staatsanwaltschaft Kiel beim Schleswig- Holsteinischem 
Oberlandesgericht eine Beschwerde ein.410 Aber das Oberlandesgericht hielt es, 
„trotz des fortbestehenden erheblichen Verdachts nicht für gerechtfertigt, das 
Hauptverfahren gegen den Angeschuldigten zu eröffnen", denn es „fehlt hier an 
der Wahrscheinlichkeit einer Verurteilung." Der Antrag auf Verleihung des Ver­
wundetenabzeichens lag vor und keiner hat dessen Echtheit angezweifelt! 
Trotzdem stritt Schmidt konsequent ab, er habe sich an dem Massaker aktiv be­
teiligt. An der Erschießungsstätte sei er als Beobachter gewesen, und er konnte 
es sich nicht erklären, warum ausgerechnet er angegriffen worden war. Genau­
sowenig konnte er erklären, warum der Gouverneur Kundt in dem Antrag ge­
schrieben hatte, Schmidt habe die „Aussiedlung" selbst angeordnet.411 

6.5.4 Der Distrikt Galizien 

Auch im Distrikt Galizien beteiligte sich die Zivilverwaltung aktiv an der „Ak­
tion Reinhardt". Die neuesten Untersuchungen von Pohl und Sandkühler über 
die Endlösung im Distrikt Galizien lassen hier keine Zweifel aufkommen. An 
dem staatlich organisierten Massenmord nahmen die Distriktsverwaltung, die 
einzelnen Kreishauptleute, die Arbeitsämter und auch die Ostbahn teil.412 Ex­
emplarisch sei hier die „Aktion" des Kreishauptmannes Volkmann in Kolomea 

408 Antrag: Verleihung des Verwundetenabzeichens an Stadthauptmann Dr. Friedrich 
Schmidt in Tschenstochau, 21.11.1944: AGK Archiwum Jana Sehna 10. Bl.4f. 

409 Anklage der StA Flensburg vom 20.4.1971: ZStL 6 AR-Z 40/62, Bl. 1788. 
410 Beschwerde der StA in Kiel vom 26.1.1972: ZStL 6 AR-Z 40/62, Bl. 2393-2397. 
411 Beschluß des Oberlandesgerichts Schleswig-Holstein vom 22.1.1973: Ebenda, BI.2424-

2445. 
412 Pohl, Judenverfolgung, S.211-216; Sandkühler, Endlösung, S. 166-173. 
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erwähnt. Im April 1942 konzentrierte er die Juden aus seinem Kreis im Ghetto 
in Kolomea. Der erste Transport aus Kolomea nach Bełżec ging noch im März 
ab, die nächsten folgten im April. Da nach übereinstimmenden Zeugenaussagen 
Volkmann wie viele seiner Kollegen im GG für Bestechungsgelder empfänglich 
war, ließ er es zu, daß in Kosowo, einer Ortschaft in seinem Kreis, zunächst 
1.000 Juden als Handwerker mit ihren Familien verbleiben durften.413 So „ver­
hinderte" Volkmann das „Schlimmere", allerdings nicht unentgeltlich. Übri­
gens behauptet Volkmann alias Grubbe noch heute, er habe im GG das 
„Schlimmere" verhindern wollen.414 

7 Die Judenangelegenheiten und die Zivilverwaltung nach 
der „Aktion Reinhardt" 

Die Juden im Distrikt Lublin, die im Jahre 1942 nicht ermordet wurden, lebten 
Ende 1942 überwiegend in Zwangsarbeitslagern und in 6 jüdischen Wohnbezir­
ken („Arbeitsghettos"), die nun ausschließlich der Sicherheitspolizei unterstan­
den. Die „Arbeitsghettos" wurden im Frühjahr 1943 aufgelöst. Von diesem 
Zeitpunkt an lebten in den Städten und auf Landgütern nur noch kleine Grup­
pen jüdischer Handwerker und Arbeiter; die meisten von ihnen wurden im 
Laufe des Jahres 1943 ebenfalls ermordet. Die übrigen einsatzfähigen Juden, die 
das Jahr 1942 überlebt hatten, fristeten ihr Leben in Zwangsarbeitslagern: Der 
überwiegende Teil von ihnen wurde im Herbst 1943 in der sogenannten Aktion 
„Erntefest" getötet.415 

Als im Herbst 1942 die jüdischen Wohnbezirke und Ghettos im Distrikt Lu­
blin wie auch im ganzen GG aufgelöst wurden, verlor die Zivilverwaltung end­
gültig die Kompetenzen für die Judenangelegenheiten. Das heißt aber nicht, die 
Zivilverwaltung habe seit diesem Zeitpunkt mit der „Judenfrage" nichts mehr 
zu tun gehabt. Vielmehr brachte gerade die Ermordung der Juden neue Pro­
bleme mit sich für die Zivilverwaltung. Es handelte sich hierbei vor allem um die 
Jagd auf entflohene Juden und das Vermögen der Ermordeten. Aber auch in der 
Propaganda spielte die „Judenfrage", eigentlich die Ermordung der Juden, wei­
terhin eine gewichtige Rolle. 

413 Vern. Baruch E., 23.10.1962: ZStL 208 AR 1434/61, (beigelegter Band ohne Nummer) 
BI. 539; Kiełbon, Migracje, S. 149. 

414 Thomas Sandkühler, „Der Verwalter des Schlachthauses". Die Zeit, 13.10.1995, Nr.42. 
415 Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 165-176. 
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7.1 Jagd auf entflohene Opfer 

Im Laufe der „Aktion Reinhardt" versuchten Tausende von Juden, durch Flucht 
der Verschickung in die Gaskammern zu entkommen. Einige von ihnen tauch­
ten unter, und zwar die, welche über ausreichende Mittel verfügten oder gut 
Polnisch sprachen sowie gute Kontakte zu Polen hatten. Sie versteckten sich bei 
Polen, meistens gegen Entgelt, oder lebten mit falscher Identität als NichtJuden. 
Diese Form von Flucht erforderte allerdings zeitaufwendige Vorbereitungen; 
darüber hinaus waren nur wenige Polen bereit, ihr eigenes Leben für das frem­
der Menschen zu riskieren. Auf dem Spiel stand das Leben der ganzen Familie, 
weil die Besatzer in der Regel Sippenhaftung anwandten. Denunzianten wurden 
dagegen entlohnt. Im Jahre 1942 wurden die Juden von dem systematischen 
Massenmord überrascht, so daß es für viele zu spät war, ein Versteck bei Nicht-
juden zu suchen. Hinzu kam, daß viele Juden hofften, es würden „nur" die so­
zial Schwächsten unter ihnen ermordet, die Arbeitsfähigen würden dagegen ver­
schont bleiben. Der Verlauf der ersten Phase der „Aktion Reinhardt" nährte 
solche Hoffnungen. 

Als im Sommer und Herbst 1942 die SS und Polizei dazu übergingen, ganze 
jüdische Gemeinden auszulöschen, begann im Distrikt Lublin eine Massen­
flucht in die umliegenden Wälder. Die Häscher starteten sogleich die Jagd nach 
den entflohenen Juden, woran sich auch die Kreishauptleute aktiv beteiligten. 
So flankierten diese die Liquidierung der jüdischen Wohnbezirke in ihren Krei­
sen mit entsprechenden Verboten und Anordnungen. Als Kreishauptmann Kühl 
am 26.9.1942 die „Entfernung" aller Juden aus seinem Kreis anordnete, ver­
kündete er zugleich: „Personen, die den Juden Unterschlupf gewähren oder be­
wußt den Ort ihres Aufenthalts verheimlichen, und zwar unabhängig von ihrem 
Alter, haben schärfste Strafen zu erwarten."416 Kühl verbot nicht nur, den Ju­
den zu helfen, sondern machte Denunziation zur Pflicht. 

Der Kreishauptmann Ziegenmeyer ging bei der „Säuberung" seines Kreises 
im Oktober 1942 ebenfalls gründlich vor. In seinen „Umsiedlungs"-Verordnun-
gen vom 10. und 20. Oktober 1942 ordnete er an: „Jeder NichtJude, der nach 
Ablauf der in § 2 genannten Frist einem Juden Unterkunft gewährt oder diesen 
bei sich versteckt hält, wird vor dem Sondergericht zur Verantwortung gezogen. 
Gleichzeitig wird zur Verantwortung gezogen, wer nach Ablauf der in § 2 ge­
nannten Frist einem Juden Lebensmittel verkauft oder in anderer [...] Weise 

416 Telegramm Kühls an den Bürgermeister in Biała Podlaska vom 26.9.1942, in: Akcje i wy­
siedlenia, Bd. 2, S. 57-58. 
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überläßt."417 Ziegenmeyer zielte mit seiner Anordnung u. a. darauf ab, die ge­
flüchteten Juden aushungern zu lassen. 

Der Kreishauptmann Weihenmaier in Zamość verbot in einem Aufruf vom 
3.11.1942 „strengstens", „die Juden versteckt zu halten oder ihnen Unter­
schlupf zu gewähren". Ferner verpflichtete er die gesamte nichtjüdische Bevöl­
kerung, „der nächsten Polizeistelle Verstecke und Aufenthaltsorte von Juden zu 
melden. Wer dagegen verstößt, hat mit schärfsten sicherheitspolizeilichen Maß­
nahmen zu rechnen."418 Der Kreishauptmann Busse in Hrubieszów ging noch 
dezidierter vor. In einem Aufruf an die polnische und ukrainische Bevölkerung 
vom 22.10.1942 ordnete er an: „1) Jeder Einwohner ist verpflichtet, wenn er 
einen Juden trifft, denselben sofort der nächsten Polizeistelle zu übergeben. 
2) Wer einen Juden unterbringt, verpflegt oder ihm anderweitig weiterhilft, 
wird mit dem Tode bestraft. [Herv. im Original]"419 Der Kreishauptmann Au­
gustin in Biłgoraj drohte mit ähnlichen Sanktionen. Am 21. Oktober 1942 ver­
öffentlichte man in Szczebrzeszyn die Anordnung, wer die Juden oder ihre Sa­
chen unterbringe, dem drohe die Todestrafe. Wer dagegen die Verstecke der Ju­
den aufdecke, bekomme dafür eine spezielle Belohnung.420 Im Kreis Biłgoraj 
bekam der Sonderdienst, der dem Kreishauptmann unterstand, nach der „Aus­
siedlung" den Befehl, „wonach jeder Jude, der sich unbefugt im Gelände auf­
hielt, festzunehmen oder zu liquidieren war."421 

Die unterschiedlich lautenden Anordnungen, Verbote und Befehle, welche 
die Unterbringung der geflüchteten Juden zum Gegenstand hatten, sind ein In­
diz dafür, daß es hier zunächst keine einheitlichen Richtlinien gab. Vielmehr 
blieb es den Kreishauptleuten überlassen, wie sie die Jagd auf die Juden in ihren 
Bezirken organisieren wollten. Manche von ihnen drohten mit der Todesstrafe 
für jeden, der Juden half, andere „nur" mit Sondergerichten, andere wiederum 
„lediglich" mit schärfsten Strafen, ohne dies näher auszuführen. Die Kreis­
hauptleute beschränkten aber ihre Tätigkeit nicht nur auf Anordnungen und 
Verbote, sondern veranstalteten regelrechte Treibjagden auf Juden, die sich in 
den Wäldern versteckt hielten. Die Oberfeldkommandantur 372 in Lublin be­
richtete im Dezember 1942: 

417 Polizeiverordnung vom 10. und 20.10.1942: AGK NTN 334, Bl. 114-115. 
418 Aufruf des KH vom 3.11.1942: APL Archivamt 103 (ohne Paginierung). 
419 Aufruf des KH Busse vom 22.10.1942: APL Archivamt 63 (ohne Paginierung). 
420 Klukowski, Eintragung vom 21.10.1942. S. 289; Klukowski schreibt zwar nicht explizit, 

daß diese Anordnung KH Augustin erlassen hat, allerdings gehörte Szczebrzeszyn zum 
Kreis Biłgoraj und solche Anordnung konnte nur der Kreishauptmann erlassen haben. 

421 Vern. Rudolf F. (ehem. Sonderdienstmann), 24.4.1968: ZStL II 208 AR-Z 38/62, 
Bl. 1090. 
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„Die Banditen haben einen starken Zuwachs durch Juden erhalten, die vor der Aussiedlung 
flüchten konnten. Der Kreishauptmann von Hrubieszów (Busse, B. M.) hat es verstanden, 
die Bevölkerung für die aktive Bandenbekämpfung zu interessieren. Die Bevölkerung eini­
ger Ortschaften hat er mit Beilen und Knüppeln bewaffnet und unterstützt von Polizeibe­
amten 5 Bunker mit 65 Banditen erledigt. Es wäre wünschenswert, daß dieses Beispiel 
Schule machte."4 2 2 

Über ähnliche Treibjagden auf Juden, an denen sich die polnische Bevölkerung 
beteiligte (im Fall Hrubieszów ist nicht klar, ob es sich um polnische oder 
ukrainische Bauern handelte), wird aus Łuków, Kreis Radzyń, berichtet: Dort 
amtierte der Landkommissar Fussel.423 Die Einbeziehung der einheimischen 
Bevölkerung in die Jagd auf Juden ging so weit, daß Ende 1942 die polnischen 
und ukrainischen Dorfschulzen sogar eine Verpflichtungs-Erklärung unter­
schreiben mußten. Darin verpflichtete sich jeder Dorfschulze, daß er „ver­
anlassen werde, daß in Zukunft auftretende Juden in (seinem) Dienstbereich 
festgenommen werden und dem nächsten Gendarmerie-, Polizeiposten oder SS-
Stützpunkt übergeben werden".424 Diese Erklärungen verschickten die Kreis­
hauptleute auf Anweisung von Höfle.425 

Dies ist ein Indiz dafür, daß der SSPF Globocnik die eigentliche Kompetenz 
für die Jagd auf Juden im Distrikt Lublin für sich beanspruchte. Als Grundlage 
diente ihm die Polizeiverordnung des HSSPF Krüger vom 28.10.1942, welche 
u.a. die Jagd auf Juden „gesetzlich" vereinheitlichte. In § 3 dieser Verordnung 
hieß es, jeder werde mit dem Tode bestraft, der einem entflohenen Juden „wis­
sentlich Unterschlupf gewährt, d. h. wer insbesondere den Juden außerhalb des 
Judenwohnbezirkes unterbringt, beköstigt oder verbirgt". Ebenso wurde dort 
die Denunziation zur Pflicht gemacht, sonst „werden sicherheitspolizeiliche 
Maßnahmen ergriffen."426 In der Praxis hatten jedoch die Kreishauptleute in 
ihren Kreisen weiterhin genügend Spielraum, um diese Jagd nach eigenem Er­
messen zu organisieren. 

Es gibt genügend Hinweise darauf, daß sich auch die Zivilverwaltung in den 
anderen Distrikten an der Jagd auf Juden aktiv beteiligte.427 Aus dem Distrikt 

422 Oberfeldkommandantur 372 an WiG: Monatsbericht für die Zeit vom 16.11.1942 bis 
15.12.1942: BA MA RH 53-23/40, Bl. 189-190. 

423 Nechama Tee, When light pierced the Darkness, S.41; Fussel war Landkommissar in 
Łuków seit 1940 bis spätestens Ende 1943: BA R 102 11/16, B1.51. 

424 Formular einer Verpflichtungs-Erklärung: AGK GG 11/374, B1.27. 
425 Pohl, Judenpolitik, S. 165, Anmerkung 299. 
426 Auszug aus der Polizeiverordnung über die Bildung von Judenwohnbezirken vom 

28.10.1942. Lublin, den 12.11.1942: AGK NTN 333, BI. 16. 
427 Für die Distrikte Krakau und Radom vergleiche Ausarbeitung der ZSdL, Beteiligung der 

Kreishauptleute, Teil 24, Bl. 18, Teil 253, Bl. 16-17. 
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Warschau ist sogar ein Dokument erhalten geblieben, das mit aller Deutlichkeit 
zeigt, wie diese Jagd organisiert wurde. Am 11. März 1943 fand nämlich in Lo-
witsch (Łowicz) eine Besprechung der Kreishauptleute des Distrikts Warschau 
statt, an der auch der dortige SSPF teilnahm. Der SSPF faßte das Ergebnis dieser 
Besprechung zusammen und verschickte es in einem Rundschreiben an alle 
Kreishauptleute mit folgendem Wortlaut: 

„Ich ordne an, daß sofort mit größter Energie alle noch in den einzelnen Städten bzw. auf 
dem Lande befindlichen Juden, besonders die ohne Armbinde sich frei bewegenden, die also 
durch die bisherigen Aussiedlungsaktionen nicht erfaßt werden konnten, festzustellen und 
der Gendarmerie zur Liquidierung zuzuführen sind. Für diese Aufgabe sind in erster Linie 
Sonderdienst, poln. Polizei und etwa vorhandene V-Männer einzuspannen. Auch die pol. 
Bevölkerung selbst kann in weitestem Maße für diese Feststellungen herangezogen werden. 
[_...] Personen, die für die Verhaftung und Liquidierung dieser Juden entsprechende Anga­
ben gemacht haben, erhalten in jedem einzelnen Falle bis zu einem Drittel des zustande ge­
brachten Vermögens des von ihnen namhaft gemachten Juden. Ich bitte, diese Aktion nach 
Rücksprache mit den zuständigen Gendarmerieführern nach Ihrem [der Kreishauptleute, 
B. M.J eigenen Ermessen zu organisieren."428 

Hier muß hervorgehoben werden, daß ein SSPF nicht befugt war, Anordnungen 
an Kreishauptleute zu erteilen: Das heißt, jeder Kreishauptmann konnte diese 
Anweisung einfach ignorieren, ohne irgendwelche Konsequenzen befürchten zu 
müssen. Der SSPF war sich dessen sehr wohl bewußt und schloß daher sein 
Rundschreiben mit der Bitte, jeder Kreishauptmann möge diese „Aktion" 
„nach eigenem Ermessen" organisieren. 

Die Festsetzung von Kopfprämien für die ergriffenen Juden durch den SSPF 
war zu dieser Zeit kein Novum. Kreishauptleute praktizierten dies mindestens 
seit einem Jahr. Die Art der Belohnung variierte und hing von dem örtlichen Be­
darf für bestimmte Güter ab, wie z.B. Getreide, Zucker, Wodka, Zigaretten 
oder Kleidung. Es wurde auch ein Teil des Eigentums der ergriffenen Juden ver­
sprochen.429 Bereits Ende 1941 setzte der Kreishauptmann in Grójec als Beloh­
nung 100 kg Brotgetreide für jeden fest, der einen „unerlaubt umherziehenden" 
Juden festnehmen half.430 Von dieser Anordnung erfuhr bald die Distriktsver­
waltung in Warschau und empfahl in einem Rundschreiben allen Kreishaupt-

428 Der SSPF im Distrikt Warschau an die Kreishauptmänner der Kreise Warschau-Land, 
Grójec, Lowitsch, Minsk, Ostrów, Siedlce, Sochaczew, Sokołów, Garwolin, 13.3.1943: 
OKL Ds 4/79; Faschismus-Getto-Massenmord, S. 352. 

429 Tec, When light pierced the Darkness, S.41. 
430 Belohnungsversprechen des Kreishauptmannes von Grójec vom 15.12.1941 für die De­

nunziation untergetauchter Juden. Abgedruckt in: Röhr, Europa unterm Hakenkreuz, 
Polen, S.211. 
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leuten im Distrikt Warschau, ähnliche Verordnungen zu erlassen. Im Kreis Koń­
skie (Distrikt Radom) setzte der Kreishauptmann als Belohnung für polnische 
Polizisten, die einen Juden außerhalb der Ghettos erschossen, 10 Pfund Zucker 
und die Brieftasche des Opfers aus.431 Aus Szczebrzeszyn im Kreis Biłgoraj be­
richtet Dr. Klukowski über ähnliche Praktiken.432 

Durch entsprechende Anordnungen und die Aussetzung von Kopfprämien 
sorgten die Mörder dafür, daß das Denunziantentum blühte. Vielmehr machte 
man es zur Pflicht und wer sie nicht befolgte, dem drohte „strenge" Bestrafung. 
Gleichzeitig versuchte man, die Hilfsbereitschaft der nichtjüdischen Bevölke­
rung, die durch materielle Vorteile oder menschliches Mitgefühl bedingt war, so 
niedrig wie möglich zu halten. Dies erreichte man dadurch, daß man für „Ju­
denbeherbergung" konsequent die Todesstrafe anwandte. Es wurden nicht nur 
diejenigen erschossen, die Juden versteckten, sondern ganze Familien sogar mit 
kleinen Kindern. Es kam vor, daß ganze Dörfer wegen „Judenbeherbergung" 
ausgelöscht wurden.433 Es ist also nicht verwunderlich, daß die gesamte nicht­
jüdische Bevölkerung in panischer Angst lebte, und kaum wagte, den Juden in 
irgendeiner Weise zu helfen. Ohne Hilfe seitens der polnischen oder ukraini­
schen Bevölkerung konnten aber die Juden nicht überleben. 

Die Methoden, die man bei der Jagd auf Juden anwandte, die Abschreckung 
der potentiell Hilfswilligen durch drakonische Strafen und Förderung des De­
nunziantentums, hatten im GG eine gewisse Tradition. Bereits die Jagd nach 
entflohenen sowjetischen Kriegsgefangenen führte man mit den gleichen Me­
thoden durch. So ließ im Februar 1942 der HSSPF Krüger öffentlich verkünden: 
„Wer entflohene sowjetische Kriegsgefangene oder Banditen unterbringt, ver­
pflegt oder anderweitig weiterhilft, wird mit dem Tode bestraft. Für Meldungen 
werden Belohnungen bis zu 10.000 ZI ausbezahlt."434 

7.2 Das Vermögen der Ermordeten 

Eines der Probleme, welche die „Endlösung" für die Mörder mit sich brachte, 
war, an wen das Vermögen der Ermordeten fallen sollte. Die Zivilverwaltung 
ging davon aus, daß dieses Vermögen das GG zu übernehmen habe. Die Kra­
kauer Beamten unternahmen frühzeitig Schritte, um diesen Raub gesetzlich ab­
zusichern und abzuwickeln. Im Juli 1942 erarbeitete man den ersten Entwurf 

431 Vgl. Ausarbeitung der ZSdL, Beteiligung der Kreishauptleute, Teil 26, Bl. 1-4. 
432 Klukowski, Dziennik, Eintragung vom 21.10.1942. S.289. 
433 Tee, When light pierced the Darkness, S. 64-69. 
434 Nowy Głos Lubelski vom 1.3.1942, Nr. 50. 



Das Vermögen der Ermordeten 313 

der Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens im GG, um die „we­
sentlichen Vermögenswerte in zweckmäßiger Weise für den Aufbau des Gene­
ralgouvernements zum Einsatz zu bringen."435 Um die rund 50.000 jüdischen 
Grundstücke zu verwalten, gründete man im Sommer 1942 eine eigene Grund­
stücksgesellschaft,436 weil die bisherige treuhänderische Verwaltung nicht „be­
friedigend gewesen" war.437 

Die Beamten in Krakau beanspruchten auch das unbewegliche Vermögen der 
Juden. Im August 1942, als bereits bekannt war, daß alle Juden bis Ende 1942 
ermordet werden sollten, entwarfen die Juristen in Krakau eine Verordnung, 
um die jüdischen Wertgegenstände für das GG zu „sichern". In § 1 dieses Ent­
wurfs heiß es: „Juden haben Gegenstände aus Gold, Silber und sonstigen Edel­
metallen, sowie Edelsteinen und Perlen, und aus diesen gefertigte Waren inner­
halb drei Wochen nach Inkrafttreten der Verordnung bei den für sie zuständigen 
Kreis- bzw. Stadthauptleuten (Wirtschaftsämter) zu hinterlegen." Sonst droh­
ten empfindliche Strafen.438 

Diese Verordnung trat nie in Kraft und auch der Aufbau der Grundstücksge­
sellschaft wurde bald gestoppt, denn diese Maßnahmen riefen die SS auf den 
Plan. Ursprünglich war zwar Himmler damit einverstanden, „das unbewegliche 
Vermögen der ausgesiedelten Juden im Generalgouvernement zur Verwaltung 
und weiteren Verwertung der Abteilung Treuhandwesen [in der Regierung des 
GGs, B.M.] zuzuweisen".439 Bald änderte er aber seine Meinung: Am 
19.9.1942 beauftragte Himmler den Chef des SS-Wirtschafts-Verwaltungs-
hauptamtes, das gesamte jüdische Vermögen zu verwalten.440 

Krüger unterrichtete Bühler am 21.9.1942, daß Himmler als RKF sich „die 
Verwertung des unbeweglichen jüdischen Vermögens vorbehält": Denn der 
RKF beabsichtige, so Krüger, damit die Ansiedlung der Deutschen im GG zu fi­
nanzieren.441 Mit der Erfassung des beweglichen Vermögens der Opfer im GG 

435 Begründung zum Entwurf der ersten Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermö­
gens im Generalgouvernement, 16.7.1942: AGK Reg GG 1/40, Bl. 8-12. 

436 Bericht Nr. 3 des Beauftragten des Reichsleiters Bormann, Hoffmann, vom 18.9.1942: 
IfZFa 91/4, Bl. 1035-1036. 

437 Regierungssitzung vom 13.7.1942. Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.523. 
438 Entwurf einer Verordnung über Hinterlegung von aus Gold, Silber, sonstigen Edelmetal­

len, Edelsteinen und Perlen gefertigten Waren durch Juden vom August 1942: AGK Reg 
GGI/41,B1.171f. 

439 HSSPF Krüger an den Staatssekretär der Regierung des GGs, 21.9.1942: AGK x785. 
440 Der Chef des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes an RFSS, 15,1.1944: AGK DC 

113. 
441 HSSPF Krüger an den Staatssekretär der Regierung des GGs, 21.9.1942: AGK x785. 
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ließ Himmler zunächst Globocnik beauftragen.442 Mit einem Erlaß vom 
15.12.1942 regelte Himmler diese Frage für das ganze GG einheitlich: Er über­
trug nämlich das gesamte Vermögen der Juden „mit sofortiger Wirkung zur Ver­
wertung für die Zwecke der Festigung des deutschen Volkstums" dem HSSPF 
Krüger.443 

Die Regierung des GGs fand sich mit diesen Regelungen Himmlers nicht ab: 
Es ging ja um Milliardenbeträge.444 Hinzu kam, daß man bereits in der Praxis 
das Vermögen der Juden (Grundstücke, Hausbesitz, Betriebe, Bankguthaben 
und Wertpapiere) übernommen und unter treuhänderische Verwaltung gestellt 
hatte. So erklärte Frank am 26.1.1943 den Erlaß Himmlers vom 15.12.1942 
kurzerhand für ungültig.445 

Es setzten nun langwierige Verhandlungen zwischen der Regierung des GGs 
und dem RKF ein, in denen sich am Ende, erst im Sommer 1944, Frank durch­
setzte. Am 12.2.1944 vereinbarten Himmler und Frank in Posen, „daß das noch 
vorhandene bewegliche jüdische Vermögen ab sofort dem Generalgouverneur 
zur Verfügung steht".446 Im Juli 1944 unterrichtete Pohl, der Chef des Wirt­
schafts- und Verwaltungshauptamtes, die ihm unterstellten Dienststellen und 
alle HSSPF, daß im GG „für die Verwaltung beweglichen und unbeweglichen jü­
dischen Vermögens allein" die Regierung des GGs zuständig sei.447 

Dies war kein endgültiger Sieg Franks, denn es blieb noch die Frage der Ver­
wertung offen. Hierbei hielt Himmler weiterhin an dem Grundsatz fest, daß mit 
dem jüdischen Vermögen die „Germanisierung" des GGs zu finanzieren sei.448 

Dieser Teilerfolg Franks war nur deswegen möglich, weil die Pläne zur Besied­
lung des Distrikts Lublin scheiterten: Die Umsetzung dieser Pläne wurde vorläu-

442 Geheime Kommandosache: Verwertung des Besitzes anläßlich der An- und Aussiedlung 
der Juden, 26.9.1942: AGK DC 693. 

443 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.613, Anmerkung 613; der Chef des SS-Wirtschafts-
VerwaltungshauptamtesanRFSS, 15.1.1944: AGK DC 113. 

444 Im Jahre 1943 beaufsichtigte die Unterabteilung Treuhandverwaltung in Lublin „rund 
22.000 eingezogene und beschlagnahmte jüdische Grundstücke": APL GDL 347, Bl. 31; 
im Herbst 1940 wurde der jüdische Grundbesitz in Warschau auf zwei Milliarden Złoty, 
also eine Milliarde Reichsmark, geschätzt. Aly/Heim, Vordenker, S.226; Majer, Fremd­
völkische, S. 538, Anm. 51 nennt dagegen für Januar 1943 die Zahl von 50.000 jüdischen 
Grundstücken im ganzen GG im Wert von 1,5 Milliarden Złoty. Diese Zahl erscheint je­
doch als zu niedrig. Zuverlässige Angaben gibt es aber nicht. 

445 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.615. 
446 Fernschreiben: HSSPF Ost Koppe an SS-Ostubaf. Brandt, 21.2.1944: AGK DC 112. 
447 Der Chef des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes, 4.7.1944: AGK DC 111. 
448 Fernschreiben: HSSPF Ost Koppe an SS-Ostubaf. Brandt, 21.2.1944: AGK DC 112. 
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fig, wie man damals glaubte, im Herbst 1943 gestoppt. Somit erübrigte sich zu­
nächst auch deren Finanzierung. 

Unabhängig von diesem Konflikt, der in Krakau und Berlin ausgetragen 
wurde, hielten es die Kreis- und Stadthauptleute für selbstverständlich, daß sie 
über das Vermögen der ermordeten Juden zu verfügen hatten. Sie handelten 
auch danach, ohne auf entsprechende Anordnungen aus Krakau zu warten. Als 
die Ghettos und jüdischen Wohnbezirke in den Kreisen „geräumt" wurden, un­
ternahmen die Kreishauptleute Schritte, um das zurückgelassene Vermögen zu 
sichern und zu verwerten, zuerst schon vor den geplanten „Räumungen": Viel­
fach erpreßten nämlich Kreishauptleute oder Landkommissare hohe Kontribu­
tionen von den noch existierenden jüdischen Gemeinden. 

Die Regierung in Krakau erfuhr bald von diesen Praktiken. Am 14.11.1942 
teilte der Leiter der Abteilung I in der HA Finanzen an die HA Innere Verwal­
tung mit: „Mir ist zur Kenntnis gekommen, daß bei der zurzeit stattfindenden 
Judenumsiedlung Kreis- und Stadthauptleute auch neuerdings Juden Kontribu­
tionen auferlegt haben, ohne daß die Einnahmen hieraus haushaltsmäßig erfaßt 
worden sind."449 In einer Umfrage, die darauf folgte, bestritten die meisten 
Kreishauptleute, daß sie solche Kontributionen auferlegt hätten. Bezeichnend 
indes ist die Antwort des Viezegouverneurs im Distrikt Krakau auf diese Um­
frage: 

„Kontributionen im eigentlichen Sinne sind im Bereich des Distrikts Krakau bei der Juden­
umsiedlung nicht erhoben worden. Wenn von Seiten der Judenschaft Gelder an die Kreis­
hauptmannschaft abgeführt worden sind, so geschah dies dazu, die Kosten der Umsiedlung 
zu decken, die Steuerrückstände der Juden zu tilgen, Schulden der Juden gegenüber den 
Kreis- und Stadtsparkassen zu bereinigen und dergleichen."450 

Man ging so weit, daß man die Juden zwang, „die Kosten der Umsiedlung zu 
decken"! Der Kreishauptmann Ehaus erpreßte beispielsweise kurz vor der er­
sten „Aussiedlung" in Reichshof in vier Tagen 5 Millionen Zloty an Steuern, 
Strafen usw.451 Einiges deutet darauf hin, daß man im Distrikt Lublin ähnlich 
vorging. Der Landkommissar in Tomaszów Lubelski, Walter Panzer, der auch 
sonst Juden regelmäßig ausplünderte, verlangte kurz vor der „Räumung" des 
dortigen Ghettos Lebensmittel, Tischdecken und Besteck.452 Die Kreishaupt-

449 HA Finanzen an HA Innere Verwaltung vom 14.11.1942: AGK Reg GG IV/486, Bl. 1. 
450 Vizegouverneur des Distrikts Krakau an HA Innere Verwaltung, 17.5.1943: AGK Reg 

GG IV/486, Bl. 13. 
451 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 523-524. 
452 Vern. Stanisław K., 10.2.1968: OKL Ds 36/67, Bl. 30-31; Vern. Maria K.: ZStL 208 AR-

Z 31/62, Bl. 162-163. 
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mannschaft Cholm verlangte in der ersten Phase der „Aktion Reinhardt" von 
Juden in Włodawa 3 kg Gold, um eine bevorstehende „Aussiedlung" abzuwen­
den. Als der Judenrat das Gold tatsächlich geliefert hatte, fand die Aktion nicht 
statt.453 Auch in Zamość erhielt der Kreishauptmann Weihenmaier „Zuwen­
dungen" vom Judenrat kurz vor der Räumung des Ghettos.454 

Zu den Schritten der Kreishauptleute vor den bevorstehenden „Räumungen" 
gehörten auch Maßnahmen, um Plünderungen in den „geräumten" jüdischen 
Wohnbezirken zu unterbinden: An der Beute durften ausschließlich die Täter 
teilhaben. An dem Tag der „Aussiedlung" oder kurz zuvor warnten die jeweili­
gen Kreishauptleute, daß die Plünderung von zurückgelassenen jüdischen Woh­
nungen und Häusern bestraft werde. Der eine Kreishauptmann drohte mit der 
Todesstrafe, der andere mit Straflager, noch ein anderer wiederum „lediglich" 
mit geltenden Strafvorschriften.455 Die unterschiedliche Strafandrohung ist ein 
Hinweis mehr, wie willkürlich die jeweiligen Kreishauptleute vorgingen. Ge­
plündert wurde ohnehin.456 

Nachdem die Ghettos und jüdischen Wohnbezirke aufgelöst waren, blieb 
noch die Frage des unbeweglichen Vermögens, vor allem der Häuser und 
Grundstücke, die bisher nicht eingezogen worden waren. Erinnert sei, daß bis 
März 1942 zwar nahezu der ganze jüdische Haus- und Grundbesitz im Distrikt 
Lublin unter treuhänderischer Verwaltung stand, aber nur bei einem geringen 
Teil eine formelle Beschlagnahme erfolgte.457 Als gesetzliche Grundlage dafür 
diente den Kreishauptleuten die Beschlagnahmeverordnung vom 24.1.1940. 
Danach durften die jüdischen Grundstücke eingezogen werden, die als herren­
los galten, d.h. nicht bis zum bestimmten Zeitpunkt angemeldet waren.458 Im 
Frühjahr 1943 wurde eine Enteignungsverordnung entworfen, welche die ge­
setzliche Handhabe zur Verwertung der bisher nicht eingezogenen Grundstücke 
liefern sollte. Diese Verordnung trat nie in Kraft wegen des andauernden Kon­
fliktes zwischen dem RKF und der Regierung des GGs um die Zuständigkeit für 
die Enteignungen.459 

453 Vern. Bernhard Falkenberg, 16.7.1965 (Abschrift): OKL Ds 12/67, Bl. 19-20. 
454 Garfinkel, Monografia, S.43. 
455 Mit der Todesstrafe drohte der KH Kühl in Biała Podlaska bei der „Aussiedlung" am 

26.9.1 942. Akcje i wysiedlenia, Bd. 2, S.58; der KH Busse beschränkte sich dagegen auf 
„Arbeitslager", Aufruf an die ukrainische und polnische Bevölkerung vom 22.10.1942: 
APL Archivamt 63; der KH Ziegenmeyer drohte dagegen mit geltenden Straf Vorschrif­
ten. Polizeiverordnungen vom 10. und 20.10.1942: AGK NTN 334, Bl. 114-115. 

456 Vgl. z. B. Klukowski, Dziennik, passim; Perechodnik, Czy jestem morderca, passim. 
457 U-Abt. Treuhandverwaltung an KH Biłgoraj, 17.3.1942. AGK GDL 180/25, Bl.64f. 
458 VOB1GG1940,S.24. 
459 Bericht des Referenten Götz, HA Innere Verwaltung, 20.4.1943: AGK NTN 260, Bl. 205. 
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Die Zivilverwaltung sah sich in der Klemme, denn man konnte die jüdischen 
Grundstücke nicht verkaufen, wenn sie nicht enteignet worden waren. Auf der 
anderen Seite mußte zügig gehandelt werden, weil viele Grundstücke schnell an 
Wert verloren. Der Kreishauptmann Adolf Schmidt aus Krasnystaw warnte in 
seinem Lagebericht für Februar 1943: 

„Der Verkauf der jüdischen Grundstücke müßte m. E. mit größter Beschleunigung durchge­
führt werden. Die Grundstücke, insbesondere wenn sie einzeln stehen, entwerten sich von 
Tag zu Tag mehr. Wenn heute ein Haus noch halbwegs bewohnbar ist, so ist das in einem 
Monat nicht mehr der Fall. Es wird dann überhaupt keinen Hauswert mehr haben, sondern 
nur noch den Grundstückswert. Auf diese Weise gehen dem GG Millionen von Werten ver­
loren."4 6 0 

Da eine schnelle Lösung, d.h. eine Enteignungsverordnung, nicht in Sicht war, 
halfen sich die Kreis- und Stadthauptleute, indem sie die Beschlagnahmeverord­
nung vom 24.1.1940 für die neuen Verhältnisse zurechtbogen. Kurzerhand er­
weiterte man den Begriff „Herrenlosigkeit" auf das ganze jüdische Vermögen, 
weil „die jüdischen Rechtsträger nicht mehr zu ermitteln waren. [...] Die Kreis-
und Stadthauptleute haben daher in Auswirkung der mit dem 1. Juli 1943 einge­
setzten Judenaussiedlung für das gesamte jüdische Vermögen die Voraussetzung 
zur Einziehung wegen Herrenlosigkeit als gegeben erachtet und sind demgemäß 
verfahren."461 

Mit dieser Auslegung des Begriffes „Herrenlosigkeit", die an Zynismus kaum 
zu überbieten ist, „verschafften" sich die Kreis- und Stadthauptleute die „ge­
setzliche" Grundlage, um das jüdische Vermögen zu „verwerten", ohne auf eine 
endgültige gesetzliche Regelung warten zu müssen. Es ist anzunehmen, daß sie 
zu dieser Handlungsweise von der Regierung ermutigt und auch gedeckt wur­
den. Wie bei dieser „Verwertung" im Einzelfall verfahren wurde, ist wegen der 
ungünstigen Quellenlage schwierig zu ermitteln. Man darf aber annehmen, daß 
viele dies als eine günstige Gelegenheit nutzten, um sich zu bereichern. 

Die Regierung des GGs sorgte aber nicht nur dafür, mit dem Vermögen der 
ermordeten Juden die Finanzen des GGs aufzubessern. Man dachte auch an die 
einfachen Angestellten und Beamten, die die Juden nicht direkt ausrauben 
konnten, wie beispielsweise ein Kreishauptmann oder seine Mitarbeiter. Ein 
ehemaliger Kriminalbeamter aus Hrubieszów erinnerte sich in den sechziger 
Jahren: „Es war damals [...] allgemein bekannt, daß die Ehefrauen der Gesta­
pobeamten und der anderen deutschen Beamten sich an dem Vermögen der Ju-

460 Krasnystaw: Lagebericht für Februar 1943, 4.3.1943: APL GDL 68, B1.206. 
461 Begründung der Verordnung (Entwurf) zur Ergänzung der Verordnung vom 24. Januar 

1940, Januar 1944: AGK Reg GG 1/44, Bl. 13-14. 
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den, insbesondere Koffern, Kleidern und andern Dingen, persönlich bereicher­
ten, und diese Dinge mit nach Deutschland nahmen."462 Diejenigen, die solche 
Möglichkeiten nicht hatten, sollten von dem Mord ebenfalls profitieren. So ließ 
die Regierung des GGs im 1943 in Krakau Uhren (sie!) an die „Gefolgschaftsan­
gehörigen" der Regierung verteilen, und zwar möglichst „gerecht".463 Im Di­
strikt Krakau wurden etwa im Herbst 1942 Pelze zu billigen Preisen verkauft, 
wie ein ehemaliger Abwehroffizier zu berichten weiß.464 

Später erweiterte man das Sortiment. Im November 1944 gab das Personal­
amt den Geschäftsleitern der Hauptabteilungen bekannt: „Die Treuhandver­
wertungsgesellschaft in Krakau [...] verkauft ab November 1944 monatlich an 
die Dienststellen der Einsatzstäbe der Krakauer Dienststellen sowie an die Ge­
folgschaftsmitglieder der freien Wirtschaft Goldwaren und Edelsteine (auch 
Uhren) im Werte vom 300 bis 900 Zloty je Person."46^ Man darf wohl anneh­
men, daß es sich hierbei um die „Verwertung" des Eigentums der ermordeten 
Juden handelte. Daß dies die Treuhandverwertungsgesellschaft abwickelte, ist 
ein Indiz dafür. 

Selbst Altkleider der ermordeten Juden verschmähte man nicht, obwohl man 
diese ärmliche Beute den eigenen Volksgenossen nicht zumutete. Man sah hier 
dagegen eine günstige Gelegenheit, den Wohltäter gegenüber der einheimischen 
Bevölkerung zu spielen. Im Frühjahr 1943 übernahm das Referat „Freie Wohl­
fahrt" in der Abteilung BuF die Aufgabe, über 80.000 Altkleidungsstücke zu 
sortieren, herzurichten und an die „fremdvölkische Bevölkerung" zu vertei­
len.466 Nach der Räumung des Ghettos in Szczebrzeszyn schenkte man dem 
dortigen Krankenhaus wie in anderen Städten des Distrikts Lublin viele Sachen 
der ermordeten Juden wie Wäsche und Haushaltsgegenstände. Reaktion des Di­
rektors des Krankenhauses Dr. Klukowski: „Es ist mir unangenehm, trotzdem 
übernehme ich diese Sachen für das Krankenhaus, denn wir brauchen sie wirk­
lich."467 

462 Vern. Felix S., 3.12.1963: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1617. 
463 Schreiben an die Hauptgruppe Gewerbliche Wirtschaft und Verkehr, Gruppe Handel, zu 

Hd. von Herrn Lang, vom 18.5.1943: AGK Reg GG 1/5863, Bl. 34-35. 
464 Vern. Konrad G., 15.12.1960: ZStL 208 AR-Z 74/60. 
465 Vermerk vom 20.11.1944: AGK Reg GG 1/5758, Bl.52. 
466 Bericht über zur Zeit laufende Arbeiten des Referates „Freie Wohlfahrt1' vom 20.4.1943: 

A G K N T N 2 6 0 , B1.209. 
467 Klukowski, Dziennik, Eintragung vom 29.10.1942, S.294. 
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7.3 Propaganda468 

Als die „Aktion Reinhardt" anlief, bemühte man sich im GG, sie propagandi­
stisch zu „flankieren". Es galt, „Verständnis" für den Massenmord zu wecken, 
und zwar sowohl unter den Deutschen als auch unter den Polen. So erschienen 
in der Krakauer Zeitung im Februar und März 1942 Artikel unter dem gemein­
samen Titel „Wie es die Juden in Deutschland trieben". In diesen Artikeln, die 
ein gewisser Dr. Karl Scharping verfaßte, schilderte dieser in bewährter Manier 
der NS-Propaganda das schädigende, ja zersetzende „Treiben" der Juden in 
Deutschland: Er apostrophierte Juden u.a. als „raffinierte Zersetzer".469 Am 
10. Juni 1942 erschien ein Artikel, in dem das „Treiben" der Juden während der 
Sowjetherrschaft in Lemberg geschildert wurde.470 

In der Presse hob man auch die „Vorteile" und „Gewinne" hervor, welche die 
„Räumungen" der einzelnen Ghettos mit sich brächten. Die Krakauer Zeitung 
kommentierte die „Räumung" des Ghettos in Lublin: „Mit der Befreiung der 
Stadt Lublin von den Juden ist nicht nur ein Seuchenherd beseitigt worden, son­
dern auch ein Ausgangspunkt des Schleichhandels."471 Die Zeitung Nowy Głos 
Lubelski „informierte" ihre polnischen Leser, daß nach der „Aussiedlung" der 
Juden aus Lublin die Zahl der Diebstähle erheblich zurückgegangen sei. Die 
„Säuberung" der Ortschaft Markuszów, Kreis Puławy, von Juden kommentiert 
die gleiche Zeitung am 10.6.1942: „Diese Bauernfänger und Schwindler ver­
schwanden. Mit ihnen verschwanden aus Markuszów auch der Schmutz und 
Gestank."472 

Im großen und ganzen gewann ich jedoch den Eindruck, daß die Zivilverwal­
tung, vor allem HA Propaganda, im GG den Mord an Juden zwar propagandi­
stisch flankierte; der Aufwand war aber nicht besonders groß. Paradoxerweise 
scheint dieser Aspekt in der späteren Phase der Besatzung größere Bedeutung ge­
wonnen zu haben. Dies hing mit der veränderten Kriegslage zusammen. Im Jahre 
1942 glaubten noch die meisten Deutschen, der Krieg werde bald gewonnen sein, 
und man sah im GG keine Notwendigkeit, auf Polen besondere Rücksicht zu neh­
men. Erst als im Jahre 1943/44 jedem klar wurde, daß der Krieg verloren werden 
könnte, versuchte man im GG, den sogenannten „elastischen Kurs" in der Polen-

468 Die Grundlage für diese Analyse stellen die Krakauer Zeitung und Nowy Głos Lubelski 
dar. Auf eine eingehende Analyse dieser Frage unter Heranziehung anderer Quellen muß 
ich in der vorliegenden Untersuchung aber aus Zeitgründen verzichten. 

469 Krakauer Zeitung vom 18.2. und 5.3.1942. 
470 Ebenda, vom 10. Juni 1942, Nr. 135. 
471 Ebenda, vom 24.6.1942. 
472 Nowy Głos Lubelski vom 10.6.1942, Nr. 132 und vom 24.6.1942, Nr. 144. 
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politik einzuleiten.473 Man glaubte wohl nicht mehr, daß die Polen sich als Ver­
bündete des Dritten Reiches im Krieg gegen die Sowjetunion gewinnen lassen 
würden, man hoffte jedoch, sie mindestens zu neutralisieren. 

In dieser Kampagne spielte die Ermordung der Juden eine wichtige Rolle. In 
der Propaganda versuchte man nun, dieses Verbrechen in makabrer Weise als 
Wohltat für die ganze Menschheit im allgemeinen und für Polen im besonderen 
darzustellen. Dieser Versuch kommt besonders deutlich zum Ausdruck in der 
Wanderausstellung unter dem alles sagenden Titel „Die Jüdische Weltpest". 
Diese Ausstellung wurde im Herbst 1943 in den Krakauer Tuchhallen gezeigt 
und spater in anderen Städten, so auch in Tarnów. Die Aufgabe dieser Ausstel­
lung war „eine Zurschaustellung [der] stummen und doch so beredten Doku­
mente jüdischer Weltherrschaftspläne, internationaler Verflechtungen und 
skrupellosen jüdischen Ausbeutertums".474 

Bei der Eröffnungsfeier für diese Ausstellung in Tarnów am 11.1.1944 führte 
der Gouverneur des Distrikts Krakau, von Burgsdorff, in seiner Rede aus, daß 
die deutschen „Maßnahmen" gegen die Juden für Polen „die Beseitigung jahr­
hundertealten Unrechts" bedeutet hätten. Darüber hinaus hätten Polen von die­
sem Mord profitiert, denn es gäbe jetzt „die Möglichkeit der Errichtung einer 
besseren Existenz". Besonders für die Jugend, so von Burgsdorff, gäbe es jetzt 
neue, wesentlich günstigere Zukunftsperspektiven in allen Berufen. Auch sei 
„endlich Schluß gemacht mit der Vergiftung auf geistigem und kulturellem Ge­
biet". Abschließend stellte von Burgsdorff fest: „Im Bolschewismus aber habe 
sich das Judentum seine stärkste Bastion errichtet. Für die europäischen Völker, 
also auch für den polnischen Bevölkerungsteil, ergäbe sich daher die Gemein­
samkeit des Kampfzieles."475 

Die deutsche Zivilverwaltung „verwertete" nicht nur das Vermögen der er­
mordeten Juden, sondern versuchte zynisch, den Judenmord für ihre Propagan­
dazwecke „auszuschlachten". Zu untersuchen, wie verbreitet und wirksam 
diese antisemitische und antibolschewistische Propaganda war, ist nicht die 
Aufgabe dieser Arbeit. 

473 Vgl. Eisenblätter, Grundlinien, S. 362-386. 
474 Krakauer Zeitung vom 11.1.1944, Nr. 9. 
475 Ebenda; Eintragung vom 4.1.1944: AGK Diensttagebuch XXXIV/1, Bl. 1. 
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7.4 Die Abteilung BuF und die Judenangelegenheiten nach 1942: Bestandsauf­
nahme des Massenmordes und Beseitigung der Spuren 

Nach der „Aktion Reinhardt" war die Abteilung BuF die einzige Dienststelle in 
der Regierung des GGs, die bis zum Ende der Besatzung mit den noch lebenden 
Juden im GG direkt zu tun hatte. Diese überwachte nämlich in enger Zusam­
menarbeit mit der Sipo die inoffiziöse Tätigkeit der JUS im GG.476 Überdies 
deutet einiges darauf hin, daß die Abteilung BuF die Aufgabe erhielt, eine Be­
standsaufnahme des stattgefundenen Massenmordes vorzunehmen. So ist eine 
Bekanntmachung des Deutschen Standesamtes im Miechów, Distrikt Krakau, 
vom 11.12.1942 überliefert, die an Bürgermeister und Vögte des Kreises gerich­
tet war. Darin teilte das Standesamt mit: 

„Auf Anordnung des Gouverneurs des Distrikts Krakau sind im Einvernehmen mit dem 
Herrn Staatssekretär für Sicherheitswesen [HSSPF Krügerl sämtliche Matriken [sie!] der Ju­
den im Distrikt Krakau an die Abteilung Innere Verwaltung- Bevölkerungswesen und Für­
sorge - zu überführen. [...] Neben den eigentlichen Matriken [sie!] der Juden ist auch noch 
das gesamte genealogische Aktenmaterial, das bei den jüdischen Gemeinden liegt, zu erfas­
sen und nach Aufstellung eines Übergabeprotokolls von Ihnen zu übernehmen zwecks Wei­
terführung an mich."4 7 7 

Es ist sicher, daß diese Anordnung für den ganzen Distrikt Krakau galt. Man 
kann auch davon ausgehen, daß ähnliche Anordnungen in den übrigen Distrik­
ten erlassen wurden. Darauf deutet der Umstand hin, daß diese Anordnung „im 
Einvernehmen" mit dem HSSPF Krüger erlassen worden war. Wenn diese Ak­
tion auf den Distrikt Krakau beschränkt gewesen wäre, hätte das „Einverneh­
men" des SSPF für den Distrikt Krakau ausgereicht. Überdies wäre es unlogisch, 
daß sich die Täter nur für die Matrikeln der Juden aus dem Distrikt Krakau in­
teressiert hätten. 

Die Abteilung BuF sammelte alle diese Matrikeln und wertete sie höchst­
wahrscheinlich auch aus. Auf der Flucht vor der Roten Armee vernichtete man 
dieses Material zunächst nicht, sondern Lothar Weirauch ließ es in einem Güter­
wagen nach Deutschland, nach Coburg evakuieren. Die Sekretärin von Wei­
rauch sagte in den sechziger Jahren aus: „Nachdem wir kurze Zeit in Coburg 
waren, traf ein Güterwagen ein. [...] In diesem Güterwagen befanden sich Ak­
ten unserer Dienststelle sowie viele Judenmatrikel. Jedenfalls war der Wagen 
voll Akten."478 Weirauch bestätigte die Aussage seiner Sekretärin und behaup-

476 Weichert, Teil II, S. 165-245. 
477 Deutsches Standesamt in Miechów an Bürgermeister und Vögte, 11.12.1942: BA R 102 

II/9, Bl. 188. 
478 Vern. Erna Seh., 8.10.1962: ZStL 208 AR 1434/61, B1.312, 315. 
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tete, er habe alle Akten einem Kommando des amerikanischen CIC überge­
ben.479 Diese Behauptung Weirauchs ist offensichtlich eine Irreführung, denn 
diese Matrikeln und Akten sind nach dem Ende des Krieges bis heute nicht auf­
getaucht. Für die Amerikaner bestand damals wie auch heute kein Grund, die 
Beweise für den Massenmord an Juden zurückzuhalten. Die einzig logische Er­
klärung ist die, daß Weirauch die Akten vernichten ließ, denn sonst hätte er sich 
selbst und seine Mitarbeiter schwer belastet. 

Diese Vermutung unterstützt die Tatsache, daß Weirauch ohne Zweifel zu 
den sehr bedacht handelnden NS-Tätern gehörte. Es lag ihm viel daran, die Spu­
ren der NS-Verbrechen im GG zu beseitigen. Darauf weist der Verlauf einer Be­
sprechung hin, die am 5. Januar 1945 in Krakau stattfand und an der Weirauch, 
Türk und Sturmbannführer Müller (Sipo) teilnahmen. In dieser Besprechung er­
kundigte sich Weirauch, „ob die Möglichkeit bestünde, daß Polen Einblick in 
die Angelegenheiten der JUS (Korrespondenz, Anzahl der Juden in den einzel­
nen Zwangslagern) gewinnen können". Türk beruhigte seinen Vorgesetzten 
und teilte ihm mit, dies sei unmöglich, weil er, Türk, die ganze Korrespondenz 
persönlich kontrolliere. Trotz dieser beruhigenden Antwort beauftragten Wei­
rauch und Müller Türk, dafür zu sorgen, daß die noch eventuell auf der Post üb­
riggebliebene Korrespondenz an die JUS erfaßt werde. Weirauch erkundigte 
sich auch, „ob die Polen Einblick in die Verhältnisse in den Judenlagern gewin­
nen können". Die Antwort Türks hierauf war weniger zuversichtlich, denn dies, 
so Türk, entziehe sich zwar seiner Beurteilung, allerdings halte er es für nicht 
ausgeschlossen.480 

Diese Besprechung ist ein klarer Beweis dafür, daß die Abteilung BuF mit der 
SS und Polizei in der Frage der Judenangelegenheiten, auch in der letzten Phase 
der Besatzung eng zusammenarbeitete. Andererseits ist dieser Vermerk ein Beleg 
dafür, daß Weirauch und Türk bedacht waren, die Spuren der Verbrechen zu be­
seitigen. Unter diesen Umständen halte ich es für ausgeschlossen, daß Weirauch 
die von seiner Abteilung gesammelten Judenmatrikel und andere Dokumente 
den Amerikanern übergeben hat. Er hätte genausogut die ganze Wahrheit über 
seine und seiner Abteilung Beteiligung an dem Judenmord erzählen können. Un­
ter diesen Umständen wäre ihm seine Auslieferung an Polen und eine Bestrafung 

479 Vern. Lothar Weirauch, 13.9.1962: Ebenda, B1.286. 
480 Vermerk Türks vom 9.1.1945 über die Besprechung am 5.1.1945: AGK Reg GG 11/374, 

Bl. 24 f. Der Vermerk, der nicht vollständig erhalten geblieben ist, ist zwar von Türk nicht 
unterschrieben, dem Text ist es jedoch zu entnehmen, daß der Verfasser Türk ist: Er 
schrieb: „Ich teilte mit, daß für die JUS ein Postschließfach bestand und zur Behebung der 
Briefe nur ich bevollmächtigt war." Weichert, der Vorsitzende der JUS, berichtet aber, 
daß dafür Richard Türk zuständig war. Weichert, Teil II, S. 177. 
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sicher gewesen. Daran hatten allerdings weder Weirauch noch seine Kameraden 
ein Interesse. 

8 Die Deutschen im Generalgouvernement und der „Holocaust" 

Hier soll versucht werden, die „außerdienstliche" Haltung der Deutschen zum 
Massenmord an Juden zu untersuchen, insofern dies überhaupt quellenmäßig 
erfaßbar ist. Die Personengruppe, auf die sich diese Analyse bezieht, setzt sich 
aus Deutschen zusammen, die damals im GG lebten, sei es als Angehörige der 
Zivilverwaltung, sei es als Angestellte in der Privatwirtschaft, sei es als Fami­
lienmitglieder der dort eingesetzten Deutschen. Die „dienstliche" Haltung der 
Angehörigen der Zivilverwaltung habe ich bereits erörtert. Aus methodischen 
Gründen bleiben die Angehörigen des SS- und Polizeiapparates von dieser Ana­
lyse ausgeklammert.481 Vorausschickend sei auch bemerkt, daß dies keine ein­
gehende und erschöpfende Analyse dieser Frage sein soll, sondern höchstens ein 
Ansatz dafür. 

8.1 Das Wissen der Deutschen über den Holocaust 

Um die Reaktion der Deutschen im GG auf den stattgefundenen Massenmord 
an Juden im GG zu klären, muß zunächst die Frage beantwortet werden, inwie­
weit sie davon unterrichtet waren. Wie bereits ausgeführt, erfuhren die leiten­
den Mitarbeiter der Regierung des GGs bereits im Oktober 1941, spätestens am 
16.12.1941 (die berüchtigte Rede Franks), daß die Juden an Ort und Stelle, d. h. 
im GG ermordet werden sollten. Wann die Kreishauptleute davon unterrichtet 
wurden, ist nicht ganz klar. Eines ist sicher, kurz vor dem Anlaufen der „Aktion 
Reinhardt" fanden im Distrikt Lublin wie in anderen Distrikten Besprechungen 
statt, in denen die Kreishauptleute und die Arbeitsverwaltung offiziell von der 
kommenden „Endlösung" informiert wurden. Somit wußten sie, daß die nicht-

481 Hierzu wären zusätzliche und aufwendige Recherchen notwendig. Es existiert eine her­
vorragende Untersuchung von Browning über das Polizeibataillon 101, das bei der „End­
lösung" im Distrikt Lublin eingesetzt war. Dagegen erfüllt Goldhagens Buch „Willige 
Vollstrecker", das in den letzten Jahren soviel Medienwirbel verursachte, die wissen­
schaftlichen Kriterien nicht. Vgl. Birn, Ruth Bettina, Revising the Holocaust, in: The Hi-
storical Journal 40 (1997), S. 195-215; Raul Hilberg stellte in einem Interview fest: „Hi­
storiker diesseits und jenseits des Atlantik waren sich doch einig, daß der Goldhagen ei­
nen Blödsinn geschrieben hat." Süddeutsche Zeitung vom 22.04.1999, S. 18. 
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arbeitsfähigen Juden bald ermordet werden würden. Es ist aber nicht klar, ob 
die Mitarbeiter der Zivilverwaltung unterrichtet waren, daß die Juden durch 
Gas getötet werden sollten. Es scheint, daß in dieser Frage zunächst Unklarheit 
bestand, was auf die Notwendigkeit der Geheimhaltung zurückzuführen ist. 

Diese Unklarheit, wenn sie bestand, wurde aber bald beseitigt, als die „Ak­
tion Reinhardt" am 16. März 1942 anlief. Die Nachricht über die laufende Ver­
nichtung der Juden verbreitete sich wie ein Lauffeuer in der polnischen wie in 
der jüdischen Bevölkerung, so natürlich auch unter den Deutschen im GG.482 

Klukowski, ein polnischer Arzt aus Szczebrzeszyn, erfuhr bereits am 9. April 
1942, daß die Juden in Bełżec mit Strom oder Gas getötet und die Leichen der 
Opfer verbrannt würden. Mieczysław Garfinkel, der Vorsitzende des Judenra­
tes aus Zamość, berichtet, daß die Juden in Zamość bereits Ende März 1942 
über den Massenmord in Bełżec mit Details informiert waren. Selbst in Otwock 
(in der Nähe von Warschau) erfuhren im April 1942 die Juden von dem Mord in 
Lublin, allerdings ohne Einzelheiten, obwohl sich die Juden nicht frei bewegen 
durften und für sie eine Informationssperre bestand.483 

Tatsächlich waren die Deutschen im GG mindestens genauso gut informiert 
wie Polen und Juden. Hier seien als Beispiel Auszüge aus dem Tagebuch eines 
deutschen Wehrmachtsoffiziers, Wilm Hosenfeld, der während des Krieges in 
Warschau eingesetzt war, zitiert. Er verwaltete die von der Wehrmacht be­
schlagnahmten Sportanlagen in der Stadt Warschau und hatte dienstlich keine 
Berührung mit dem Massenmord an Juden. 

„Warschau, 23. Juli 1942: [...] Gegenwärtig läuft eine Vernichtungsakion der Juden, die 
zwar seit der Besetzung der Ostgebiete Ziel der deutschen zivilen Verwaltung unter Zuhilfe­
nahme von Polizei und der G. Sta.Po war, aber jetzt scheinbar großzügig und radikal gelöst 
werden soll. 

Es wird glaubhaft von verschiedensten Leuten berichtet, daß man das Ghetto in Lublin 
ausgefegt hat, die Juden daraus vertrieben, sie massenweise ermordet, in die Wälder getrie­
ben und zu einem kleinen Teil in einem Lager eingesperrt hat. Von Lietzmannstadt [Lodz], 
von Kutno wird erzählt, daß man die Juden, Männer, Frauen und Kinder, in fahrbaren Gas­
wagen vergiftet, den Toten die Kleider auszieht, sie in Massengräber wirft und die Kleider 
zur weiteren Verwendung den Textilfabriken zuführt. Entsetzliche Szenen sollen sich ab­
spielen. Jetzt ist man dabei, das Warschauer Ghetto, das etwa 400.000 Menschen zählt, auf 
ähnliche Weise zu leeren. 

25. Juli 1942: [...] In dieser Woche sollen schon 30.000 Juden aus dem Ghetto herausge­
führt sein, irgendwohin nach Osten. Was man mit ihnen macht, ist trotz aller Heimlichkeit 
auch schon bekannt. Irgendwo, nicht weit von Lublin, hat man Gebäude aufgeführt, die 

482 Vern. Herbert F., 9.10.1962: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 3069. 
483 Klukowski, Dziennik, S.254; Garfinkel, Monografia, S. 35; Perechodnik, Czy ja jestem 

morderca, S. 52-53. 
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elektrisch heizbare Räume haben, die durch Starkstrom ähnlich wie ein Krematorium ge­
heizt werden. In diese Heizkammern werden die unglücklichen Menschen hineingetrieben 
und dann hei lebendigem Leibe verbrannt. An einem Tag kann man so Tausende umbrin­
gen. 

6. September 1942: [...] es gelingt immer mehreren, zu entfliehen, und durch sie kom­
men die Wahnsinnstaten an die Öffentlichkeit. Der Ort heißt Treblinka, im Osten des Gene­
ralgouvernements. Dort werden die Wagen ausgeladen, viele sind schon tot, das ganze Ge­
lände ist mit Mauern abgesperrt, die Wagen fahren hinein und werden entladen. [...] Die 
nach Tausend zählenden Frauen und Kinder müssen sich entkleiden, werden in eine fahr­
bare Baracke getrieben und werden da vergast. [.. .1 So geht das nun schon lang. Aus allen 
Teilen Polens holt man die unglücklichen Menschen zusammen, einen Teil tötet man gleich 
an Ort und Stelle, weil nicht genügend Laderaum zur Verfügung steht. Wenn sie zuviel sind, 
transportiert man sie ab. Ein furchtbarer Leichengeruch liegt über der ganzen Gegend."484 

Der Massenmord an Juden wurde zu einem allgemeinen Gesprächsthema im 
GG. In den offiziellen Regierungssitzungen sprach man offen von dem Juden­
mord, obwohl man nie den Begriff „Mord" verwendete. Anfangs sprach man 
von „Aussiedlung nach dem Osten". „Aber schon nach kurzer Zeit wurde die­
ser Satz nicht mehr gebracht, weil es jedem, der Augen im Kopf hatte, klar war, 
was mit den Juden geschah, nämlich ihre Tötung", so ein ehemaliger Beam­
ter.485 Andere sprachen dagegen von „Aufarbeitung" der Juden.486 Oft verwen­
dete man solche Begriffe wie „Evakuierung", „Entfernung", „Säuberung", 
„Umsiedlung", „Aussiedlung" oder „Judenaktionen". In den deutschen Krei­
sen im GG war dagegen das Wort „Mord", um damit die Tötung von Juden 
oder Polen zu umschreiben, in der Regel ein Tabu. Die Verdrängung dieses Mas­
senmordes begann bereits 1942 und nicht erst nach 1945. 

Interessanterweise hielten die meisten Deutschen dieses Tabu sogar nach 
1945 ein. Bei meinen Aktenstudien fiel mir auf, daß fast kein Deutscher, der 
nach 1945 von der Staatsanwaltschaft vernommen wurde, sei es als Beschuldig­
ter, sei es als Zeuge, den Begriff „Mord" oder „Morden" verwendet hat, um 
damit die „Aktionen" gegen die Juden zu schildern. Man beschrieb diese mit an­
deren Verben oder Substantiven, wie umlegen, töten oder Tötung, vernichten -
Vernichtung, erschießen - Erschießung, umbringen, liquidieren - Liquidierung, 
Aktionen. 

Im krassen Gegensatz dazu stehen die Aussagen derselben Zeugen, wenn sie 
darüber sprachen, daß ein Deutscher im GG von polnischen Partisanen getötet 

484 Auszüge aus dem Tagebuch von Hauptmann Wilm Hosenfeld, in: Władysław Szpilman, 
Das wunderbare Überleben. Warschauer Erinnerungen 1939-1945, Düsseldorf u.a., 
1998, S. 193f., 197f. 

485 Vern. Jost Walbaum, 20.11.1962: ZStL 8 AR 1434, BI.531. 
486 Vern. Herbert F., 9.10.1962: ZStL 208 AR-Z 74/60, B1.3067. 
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wurde, was nicht selten geschehen war. Hier zögerte man fast nie, den Begriff 
„Mord" zu verwenden! Als Beispiel hierfür sei eine Aussage von Wilhelm 
Mayer aus dem Jahre 1963 angeführt, der im Kreis Hrubieszów als Angestellter 
eingesetzt war: „Ich erinnere mich nur noch an den SD-Mann Ebner, der von 
Partisanen ermordet worden ist. Als sein Tod bekannt wurde, freute ich mich, 
denn er war ein übler Mann. Er hatte sich mir gegenüber einmal damit gerühmt, 
über 1.000 Menschen persönlich umgelegt zu haben. [Herv. B.M.]"487Der „er­
mordete" SD-Angehörige Ebner war bewaffnet und konnte Widerstand leisten, 
seine Opfer, die er „umlegte", waren dagegen wehrlose Kinder, Frauen, Alte 
und Männer! 

Nicht nur dienstlich sprach man über die laufenden „Judenaktionen", son­
dern auch privat. Man unterhielt sich darüber beim gemütlichen Beisammen­
sein, im Kasino oder in privaten Gesprächen. Ein ehemaliger hoher Beamter aus 
Krakau sagte 1962 aus: „Ich kann mich noch gut daran erinnern, daß im Casino 
beim Zusammensein in Gesprächen über die Tötung von Juden, vor allem 
durch Vergasung gesprochen worden ist."488 Ein anderer erklärte im Jahre 
1962, „daß im Kasino über die Judenvernichtung getuschelt wurde, wenn nicht 
sogar offen gesprochen, sofern der Kreis ,zuverlässig' war".489 Aber nicht nur 
Männer unterhielten sich darüber, sondern auch Frauen, die als Angestellte im 
GG arbeiteten: Sie wußten ebenfalls von der „gewaltsamen Tötung in den La­
gern".490 Eine ehemalige Angestellte erinnert sich: „Ganz allgemein wurde da­
von gesprochen, daß die Juden vergast würden. Ich nehme sicher an, daß auch 
meine Kollegen und Kolleginnen [...] davon gehört haben".491 Allerdings wa­
ren manche deutschen Kreise in Krakau auf Gerüchte über die Art der Tötung 
angewiesen.492 Dies bezieht sich aber nicht auf Beamte, die mit dem Judenmord 
direkt oder indirekt zu tun hatten. 

In Lublin dagegen kam kein Deutscher umhin, mindestens Augenzeuge des 
laufenden Mordes an Juden zu werden: Hier war keiner auf Gerüchte angewie­
sen. Der damalige Stadthauptmann in Lublin sagte 1963 aus, „daß jedem, der 
sich in der damaligen Zeit in Lublin aufhielt, irgendwie bekannt geworden ist, 
daß man gegen die Juden vorgeht. Man wußte auch, daß diese Maßnahmen [...] 
außerhalb unserer rechtlichen Begriffe lagen. Es hat wohl niemanden gegeben, 

487 Vern. Wilhelm M., 2.1.1963: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1102. 
488 Vern. Otto B., 5.10.1962: ZStL 8 AR 1434, B1.309. 
489 Vern. Jost Walbaum, 20.11.1962: Ebenda, Bl. 533. 
490 Vern. Erna Seh., 8.10.1962: Ebenda, Bl.315. 
491 Vern. Herta W, 14.11.1960: ZStL 206 AR-Z 363/59. 
492 Z. B. Steding: IfZ Ms 446, S. 126-128. 
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der dies nicht ahnte, davon gehört hatte oder es hätte wissen müssen."493 Das 
Lager Majdanek befand sich ja in einem Vorort von Lublin, und „man konnte 
bei entsprechenden Windverhältnissen den Verbrennungsgeruch wahrneh­
men".494 Selbst deutsche Kinder, die in Lublin bei ihren Eltern lebten, waren 
Zeugen von Judenmorden und unterhielten sich darüber mit Altersgenossen. 
Ein Deutscher, der im Jahre 1943 zwölf Jahre alt und selbst Augenzeuge war, er­
innerte sich: „Diese Bekannten, Altersgenossen, die in der Nähe des Flugplatzes 
wohnten, erzählten von grauenhaften Szenen, die sich bei der Räumung des La-

a.49S 

gers ereigneten. 
Ähnlich war es in den einzelnen Kreisen des Distrikts Lublin, wo man den 

Mord an Juden hautnah erlebte, ja man beteiligte sich daran. Man unterhielt 
sich über die Vernichtungslager und über die vor Ort stattfindenden Massaker 
an Juden.496 Die Morde fanden in aller Öffentlichkeit statt, und jeder im GG 
eingesetzte Deutsche wußte darüber Bescheid, sei es aus Gesprächen, sei es als 
Augenzeuge, sei es als Täter. Nicht selten kannte man Einzelheiten, wie z. B. die 
Mord- „Kapazitäten" eines Lagers oder den genauen Ablauf der Vergasung.497 

Am wenigsten über den Judenmord „scheinen" die direkten Täter selbst ge­
wußt zu haben. Die ehemaligen Kreishauptleute oder Mitarbeiter der Abteilung 
BuF, die von den Staatsanwälten in den sechziger Jahren vernommen wurden, 
sagten einstimmig aus, sie hätten zu dieser Zeit (1942) keine Ahnung gehabt, 
daß die Juden ermordet werden sollten: Sie hätten davon nach der „Aktion" 
oder überhaupt erst nach dem Kriege erfahren, wenn überhaupt! 

8.2 Reaktionen 

Es ist wegen der Quellenlage methodisch und technisch äußerst schwierig zu un­
tersuchen, wie die Deutschen als Privatpersonen, sei es als Täter, sei es als Au-

493 Vern. Curt Englaender, 14.1.1963: ZStL 208 AR-Z 268/59, B1.3039. 
494 Vern. Hilmar Moser, 20.7.1961: ZStL 208 AR-Z 268/59, BI.2441. 
495 Vern. Peter H., 15.6.1960: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 148-150; hierbei handelte es sich um 

die sogenannte „Aktion Erntefest" im Herbst 1943. Vgl. Pohl, Judenpolitik, S. 170-173. 
496 Es sind hier nur einige wenige von sehr vielen Aussagen aufgeführt, die darauf hinweisen, 

wie z. B. Vern. Jean W., 9.9.1960: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 1208; Vern. Anastasia R., 
21.12.1962: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1060; Vern. Wilhelm Meyer, 2.1.1963. Ebenda, 
BL 1102; Vern. Felix S. 3.12.1963. Ebenda, Bl. 1614-1618; Vern. Friedrich Ö., 14.7.1965: 
Ebenda, Bl. 2210; Vern. Elise B., 27.7.1965: Ebenda, Bl. 2221-2222. Diese Liste mit Aus­
sagen, die diese Feststellung bestätigen, läßt sich beliebig fortsetzen. 

497 Vern. Jean W., 9.9.1960: ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 1208; Vern. Emil S., 15.11.1962: 
ZStL II 208 AR-Z 38/62, Bl. 183-184; Vern. Erna K.: ZStL 212 AR 1428/66, Bl. 164,170. 
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genzeugen, auf die Ermordung der Juden reagierten. Nichtsdestoweniger läßt 
sich hier eine relativ breite Palette von Verhaltensweisen feststellen, Verhaltens­
weisen, die teils viel Gemeinsames hatten, teils gegensätzlich waren. Dazu gehör­
ten: das Verfallen in Blut- und Machtrausch, Neugier, Zustimmung, Gewöh­
nungseffekt und Gleichgültigkeit, Erschütterung und sogar Bereitschaft, den 
Opfern zu helfen. Gemeinsam war beispielsweise die Tatsache, daß man für die 
Vernichtung der Juden im GG fast nie den Begriff „Mord", auch nach 1945 nicht, 
verwendete. Im folgenden werden diese Verhaltensweisen kurz erörtert. 

Blut- und Machtrausch: 
Es ist vielfach bezeugt, daß sich zahlreiche Angehörige der Zivilverwaltung 

im Distrikt Lublin wie im GG an Exzessen beteiligten. Zu solchen Exzeßtätern 
gehörte mit Sicherheit der Landkommissar von Opole, Horst Goede. In der 
einstweiligen Verfügung des Parteigerichts in Lublin vom 21.1.1943 hieß es 
u.a.: „Sie sind öfters in angetrunkenem Zustand in das Ghetto in Opole gegan­
gen und haben dort wahllos umhergeschossen und die Juden ausgepeitscht. In 
zahllosen Einzelaktionen haben Sie selbst grundlos Juden erschossen oder sind 
für ihre Erschießung durch die Ihnen zugeteilten Sonderdienstmänner verant­
wortlich." Goede prügelte auch zwei polnische Frauen in viehischer Weise 
tot.498 Darüber hinaus schlug er sowohl Polen wie Juden „mit einer meterlan­
gen, extra gefertigten Peitsche und mit dem Pistolenkolben oder [trat] sie mit 
Stiefeln".499 Das Parteigericht in Lublin bewertete seine Verhaltensweise „als 
Ausfluß eines ans Sadistische grenzenden Macht- und Blutrausches".500 

Ähnlich wie Goede verhielt sich der Landkommissar in Tomaszów Lubelski, 
Walter Panzer. Er mißhandelte sowohl Juden als auch Polen, plünderte Juden 
aus und tötete sie eigenhändig. Panzer ließ seinem Mordinstinkt freien Lauf. 
Nach der Liquidierung des Ghettos in Tomaszów ließ er eine Straße mit Grab-
mälern und Gedenktafeln vom jüdischen Friedhof pflastern.501 

In Ryki, Kreis Puławy, erschoß der Angestellte der Kreisverwaltung, Oster-

498 Einstweilige Verfügung des Parteigerichtes, Distriktstandort Lublin, vom 21.1.1943: BA 
BDC (Goede). 

499 Beschluß des Parteigerichtes, Distriktstandort Lublin, vom 12.3.1943: Ebenda. Das Son­
dergericht in Lublin verurteilte Goede zu einer Gefängnisstrafe von 1 Jahr und 3 Mona­
ten wegen „fortgesetzter gefährlicher Körperverletzung im Amt". Von Morden an Juden 
wurde er freigesprochen, denn dies geschah, wie sich Goede rechtfertigte, bei den „Eva­
kuierungen", als die Juden flüchten wollten: Ebenda. 

500 Einstweilige Verfügung des Parteigerichtes, Distriktstandort Lublin, vom 21.1.1943: 
Ebenda. 

501 Vern. Maria K.: ZStL 208 AR-Z 31/62, Bl. 162-163; Abschlußbericht vom 17.4.1963: 
Ebenda, Bl.412-439; Vern. Josef W., 5.2.1967: Ebenda, Bl. 730-732; mehrere Verneh­
mungen in: OKL Ds 36/67. 
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nack, bei einer „Aussiedlung" vier Juden.502 In der Ortschaft Turobin, Kreis 
Krasnystaw, erschienen im Jahre 1942 eines Tages drei Gestapobeamte aus Izbica 
mit dem Referenten der Kreishauptmannschaft, Braun. Nach einem Zechgelage 
richteten sie ein Blutband unter der jüdischen Bevölkerung an, wobei sich Braun 
aktiv beteiligte: Er erschoß mit einer Pistole eigenhändig zahlreiche Juden.503 

Der stellvertretende Kreishauptmann in Hrubieszów, Fieback, ließ bei einer 
„Aussiedlung" „einige Juden, es könnten 5-10 gewesen sein, erschießen." Er er­
mordete auch eigenhändig zahlreiche Juden. Beim Verladen in die Güterwagen 
spielte sich Fieback „wie ein Nero [auf]. Er zeigte den Uniformierten, wenn sie 
ihn ansahen, den Daumen zur Erde gewandt und das bedeutete für sie, sie soll­
ten den Juden oder die betreffende Jüdin erschießen."504 Der Referent in der 
Kreishauptmannschaft Zamość, Karl Voss aus Osnabrück, tötete bei einer 
„Umsiedlung" eigenhändig mehrere Juden.505 Der Schachtmeister einer deut­
schen Firma in Kraśnik, Bernhard Otto Schulze, ermordete im Jahre 1942 acht 
Juden, und zwar ein zwanzigjähriges Mädchen und sieben Kinder zwischen 
zwölf und fünfzehn Jahren.506 

Ähnliche Exzeßtaten der Angehörigen der Zivilverwaltung werden vielfach 
aus anderen Distrikten bezeugt. Das Beispiel von Dr. Friedrich Schmidt, der ein 
Massaker in Miechów organisierte und dabei nach Augenzeugenberichten auch 
eigenhändig mordete, habe ich bereits geschildert. Von Jordan erinnert sich, daß 
manche Deutsche zum „Vergnügen" in Ghettos gingen, um dort Juden zu er­
schießen, wie z. B. ein Angestellter der Kreishauptmannschaft in Zlotschow, Di­
strikt Galizien.507 Eine deutsche Zeugin schildert einen Vorfall in Reichshof 
(Rzeszów) vom Frühjahr 1943. Dort veranstaltete der Kreisleiter ein sogenann­
tes „Scheibenschießen". Er ließ aus dem Ghetto etwa 10 Juden holen, die im 
Kreis um den Kreisleiter herumgehen mußten. Der betrunkene Kreisleiter zielte 
und schoß auf die Juden und tötete sie alle.508 

Wie ausgeführt, beteiligten sich zahlreiche Angehörige der Zivilverwaltung 
an Ausschreitungen gegen die jüdische Bevölkerung, aber auch gegen die polni­
sche. Es handelte sich dabei um ausgesprochene Exzeßtäter wie Goede, Panzer, 
Schmidt oder viele andere, die im GG Mordinstinkte und sadistische Neigungen 

502 Vern. Regina F.K., 6.6.1946: AGK OKL 257, Bl. 80. 
503 Vern. Janusz Brandt, 23.8.1946: AGK OKL 252, Bl.5-8. 
504 Vern. Max K., 8.8.1966: HStA Nds. 721 Hild., Acc 39/91, Nr.28/74, Bl. 179 sowie 

ebenda 28/193, Bl. 158. 
505 Garfinkel, Monografia, S. 12-13. 
506 Schlußbericht vom 7.9.1964: ZStL 208 AR 1444/66, B1.31. 
507 Interviewvom 18.6.1997. 
508 Vern. Anna G., 27.3.1964: ZStL 212 AR 1434/66, BL 149. 



330 Dritter Teil: Die Zivilverwaltung im Generalgouvernement 

straflos ausleben konnten. Einige wurden dafür sogar belohnt, wie das Beispiel 
Schmidt zeigt. Sie konnten morden, denn „die Juden waren Freiwild und wer 
sich an ihnen verging, wurde nicht bestraft".509 Diese Exzeßtäter verfielen in re­
gelrechten Macht- und Blutrausch. Sie mordeten, weil es ihnen Spaß machte 
und vergnügten sich dabei. Sie erlebten Tötung als Erlebnis der absoluten 
Macht: „Killing as ultimate power" - hierfür exemplarisch Fiebacks Fall. Die 
meisten von ihnen vergingen sich auch an Polen, allerdings waren hier die Gren­
zen enger gezogen, wie das Beispiel Goede zeigt, der zu 1 Jahr und 2 Monaten 
Gefängnis bestraft wurde, weil er zwei Polinnen in viehischer Weise tot­
schlug.510 

Viele von diesen Exzeßtätern mordeten aus Überzeugung, sie waren „Über­
zeugungsmörder", wie Dr. Friedrich Schmidt. Sein Haß auf Juden war so ab­
grundtief, daß er es offensichtlich als seine Pflicht ansah, Juden zu ermorden. 
Dieser extreme Judenhaß wurde durch die jahrelange Propaganda geschürt. Ju­
denhaß als Motiv zum Morden war sehr wichtig, allerdings nicht bei allen ent­
scheidend, wie die Fälle Goede oder Panzer zeigen: Ihnen und anderen machte 
es auch „Spaß", Polen zu mißhandeln oder zu töten. 
Neugier: 
Viele Deutsche, die mit dem Mord an Juden, nichts oder „nur" indirekt zu tun 
hatten, waren sehr neugierig auf die Mordtechnik. Wie erwähnt, man unterhielt 
sich über den Mord an Juden und wußte, daß sie in Vernichtungslagern oder vor 
Ort ermordet wurden. Es war anscheinend für viele aufregend zu erfahren, wie 
nun der Mord in den Vernichtungslagern ablaufe. Einige versuchten sogar, sich 
vor Ort über die Mordtechnik zu informieren. Der Leiter der Abteilung Ge­
sundheit versuchte im Jahre 1942, sich in das Lager Majdanek einzuschmuggeln 
unter dem Vorwand, er sei Gesundheitsführer und wolle die dortigen Anlagen 
inspizieren: Das Lager unterstand der SS. Aus dem Vorgespräch mit der Lager­
leitung sei ihm klar gewesen, daß man die Juden dort vernichtete. Auf telefoni­
sche Anweisung Globocniks sei ihm jedoch die Besichtigung verwehrt wor­
den.511 

Ein anderer „Krakauer", der Leiter der Landwirtschaftlichen Zentralstelle, 
hatte so viele „wildeste Gerüchte" über die Morde an Juden gehört, daß er im 
Jahre 1944 unter dem Vorwand einer Dienstfahrt nach Auschwitz fuhr, um sich 
vor Ort umzuschauen. Er habe aber nichts „Außergewöhnliches" feststellen 
können und habe sein und seiner Kollegen Gewissen „beruhigen" können. Erst 

509 Vern. Ferdinand K„ 18.2.1966: ZStL 208 AR-Z 38/62, hl 595. 
510 Beschluß des Parteigerichtes, Distriktstandort Lublin, vom 12.3.1943: BA BDC (Goede). 
511 Vern. Jost Walbaum, 20.11.1962: ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 531-532. 
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nach 1945 will er über das ganze Ausmaß der Morde in Auschwitz und im GG 
erfahren haben. Diese seien aber angesichts der Verbrechen der Alliierten an 
Deutschen nicht so schlimm gewesen, so der Berichterstatter.512 Ein Beamter 
der Arbeitsverwaltung ließ sich von seinem Kollegen von der Arbeitsamts­
nebenstelle in Tomaszów Lubelski namens Jäkel mit dessen Pferdegespann an 
das Vernichtungslager Bełżec herankutschieren. Jäkel erstattete ihm einen ge­
nauen und realistischen Bericht über den Verlauf der Massenvernichtung, die 
dort stattfand.513 

Nicht minder neugierig waren Kreishauptleute wie Ansei und Weihenmaier. 
Ansei besuchte das Vernichtungslager in Sobibór angeblich noch vor der „Inbe­
triebnahme". Weihenmaier behauptet dagegen, er habe das Vernichtungslager 
Bełżec erst besucht, nachdem der „Betrieb" eingestellt worden sei. Auch die 
Neugier der Verwaltungsangestellten in Zamość war offensichtlich groß, denn 
Weihenmaier habe sogar solche „Ausflüge" nach Bełżec verboten!514 Ein Son­
derdienstmann, der einen „Judentransport" nach Bełżec als Bewacher beglei­
tete, schmuggelte sich in das Lager hinein und war Augenzeuge, wie die Juden in 
ein Gebäude getrieben wurden. Er habe angenommen, die Juden würden dort 
mit Elektrizität getötet werden. Seine „Eindrücke" erzählte er seinen Bekannten 
weiter.515 

Allerdings nicht nur die Mordtechnik in den Vernichtungslagern machte die 
im GG eingesetzten Deutschen neugierig, sondern auch der Verlauf der zahl­
losen Massenerschießungen. In Lublin und den Kreisen des Distrikts Lublin wa­
ren eigentlich alle Deutschen Augenzeugen von „normalen" Erschießungen 
gewesen, welche die „Aussiedlungsaktionen" begleiteten: Die Erschießungen 
gehörten zum Alltag. Massenexekutionen waren jedoch für einige ein besonde­
res „Erlebnis". Einige Angehörige der Kreishauptmannschaft in Biłgoraj betei­
ligten sich, angeblich nur als Zuschauer, an einer Massenerschießung und dis­
kutierten später ihre „Eindrücke" ausführlich, als „alle abends im Kasino 
zusammensaßen".516 Eine Zeugin erinnert sich, „daß ein Angehöriger des 
Deutschen Postamtes in Krasnystaw damit geprahlt [Herv. B.M] hat, selbst bei 

512 IfZ Ms 446, S. 128-131. 
513 Vern. Emil Steinhardt, 14.1.1964: ZStL 208 AR-Z 31/62, Bl. 565-566; Vern. derselbe, 

15.11.1962: ZStL 208 AR-Z 38/62, Bl. 182-184. In dieser Aussage gibt er den Bericht Jä­
kels wieder, der sehr realistisch ist. 

514 StA Stuttgart an die ZStL, 10.5.1968: ZStL AR 1269/64, Bl.49-52; Vern. Helmut Wei­
henmaier, 27.11.1962: ZStL 208 AR 1434/61, B1.681. 

515 Vern. Erna K.: ZStL 212 AR 1428/66, Bl. 170. 
516 Vern. Erich M., 29.3.1966: ZStL 208 AR-Z 38/62, Bl. 619. 
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einer Judenexekution anwesend gewesen zu sein".517 Eine andere Zeugin ent­
sann sich, „es muß im Januar oder Februar 1943 gewesen sein, als uns auf der 
Straße in Hrubieszów ein Uniformierter fragte, ob mein Mann bei einer Juden­
exekution dabei sein wolle".518 Ihr Ehemann war Eisenbahnbeamter und soll 
das Angebot abgelehnt haben. 

In den Kreisen des Distrikts Lublin scheint die Ermordung von Juden für viele 
dort eingesetzte Deutsche zu einer Art „Volkssport" geworden zu sein, an dem 
sich jeder, sei es als Zuschauer, sei es aktiv, beteiligen konnte. Die aktive oder 
passive Beteiligung lieferte für manche ein einmaliges „Erlebnis", einen Nerven­
kitzel in ihrem sonst so ereignisarmen Berufsleben in Büros. 
Zustimmung, Gleichgültigkeit und Gewöhnungseffekt: 
Von allen Verhaltensweisen sind Gleichgültigkeit und Gewöhnungseffekt am 
schwierigsten quellenmäßig zu erfassen, denn für die betreffenden Zeugen war 
die Vernichtung der Juden Normalität. Man unterhielt sich darüber, man 
schaute zu, besondere Gefühle oder Emotionen hatte man dabei aber nicht: Das 
„normale" Leben lief weiter. Gleiches gilt für die Zustimmung, denn man hütete 
sich davor, nach 1945 in diesem Sinne auszusagen. Nichtsdestotrotz finden sich 
in vielen Zeugenaussagen Hinweise, die auf solche Haltungen hindeuten. 

Die Ehefrau eines in Hrubieszów eingesetzten Beamten ließ jüdische Mäd­
chen Strickarbeiten machen. Allerdings wurden diese Mädchen „ausgesiedelt", 
bevor sie die Strickarbeiten fertiggestellt hatten. Die Frau bekam weder die 
Strickarbeiten noch die Wolle zurück. Darauf schaltete sie ihren Ehemann ein, 
der von den übriggebliebenen Juden die „ihr gehörende" Wolle zurückverlangte 
und auch zurückerhielt.519 Ein Zollbeamter im Kreis Hrubieszów gab einem jü­
dischen Schuhmacher Leder, damit er ihm Stiefel anfertigte. Als er von der „Ak­
tion" erfuhr, holte er sich sein Leder zurück.520 Diese Deutschen scheinen in 
dem Moment, als die Juden, die sie zum Teil persönlich kannten, ermordet wer­
den sollten, vor allem an ihre Wolle oder ihr Leder gedacht zu haben. Diese Sa­
chen durften mit den Juden nicht verloren gehen, sie gehörten ja ihnen. 

Eines Tages erzählte eine deutsche Angestellte in Reichshof auf ihrer Dienst­
stelle erschüttert, daß sie Zeugin des sogenannten „Scheibenschießens" gewe­
sen sei, wobei ein Kreisleiter mehrere Juden ermordete (siehe S. 329). Reaktion 
der Mitarbeiter: „Mir [der Augenzeugin] wurde [...] nahe gelegt, mich nicht 
hierüber aufzuregen, da dies der Kreisleiter im betrunkenen Zustand schon öf-

517 Vern. Anastasia R., 21.12.1962: ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1060. 
518 Vern. Frieda Ö., 14.7.1965: Ebenda, B1.2211. 
519 Vern. Max W., 18.7.1962: Ebenda, B1.456. 
520 Vern. Karl K., 12.12.1962: Ebenda, Bl. 1039. 
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ters getan hätte."521 Selbst deutsche Kinder gingen darüber zur Tagesordnung 
über. Die Kinder des stellvertretenden Kreishauptmannes in Zlotschow sahen 
auf der Straße eine tote jüdische Frau, die bei einer „Aktion" erschossen worden 
war. Die Reaktion der Kinder faßte der Vater in Versen zusammen: „Sie erklären 
kindlich und scharf, was der Tag an Neuigkeiten brachte; denn sie wissen von 
dem ganzen Morden. Und die Kinder sind nun so geworden, daß es ihnen wenig 
Eindruck machte, weil sie lernten, daß man töten darf."522 

Eine deutsche Angestellte in Brzeżany, Distrikt Galizien, führte ein Tagebuch 
während der Besatzung. Am 11.6.1943 trug sie darin ein: „Allein ins Kino 
marschiert, [...] Film GPU523, ich bin erschossen, die Welt ist grauenhaft u. 
am grauenhaftesten sind die Menschen untereinander." Eintragung vom 
12.6.1943: 

„9 Uhr auf, Ditha [Freundin, B.M.] erzählt im Bad von Häuptlings [Kreishauptmanns, 
B. M.] Frau. 10 Uhr Frühstück, dann runter zum Segeln, in der Stadt ist Judenaktion, ich 
schnell beim Fotografen [wahrscheinlich ein Jude, B. M.], mein Bild ist furchtbar süßlich, 
Fritz segelt uns raus durch den ganzen See im Zickzack zurück. Vz 1 kurz im Büro, nach Tisch 
kommt Sigrid zu uns und wir gehen gemeinsam unter Fritzens Schutz in die Stadt einkaufen, 
dauernd Schießerei, Blutlachen. [...] Heim, gewaschen und nach dem Abendessen gebügelt. 
Ditha war mit Fritz am Judenfriedhof."524 

Am nächsten Tag, Sonntag, den 13.6.1943, unternahmen die Tagebuchautorin 
und ihre Freunde einen Ausflug und saßen beim großen Abendessen bei einem 
gewissen Wieczorek. Sie vermerkte: „Wieczorek renommiert von der Judenak­
tion." Der nächste Tag war Pfingstmontag, es wurde ähnlich gefeiert wie am 
Tag zuvor, Ausflug und großes Essen. Am 15.6.1943 war sie wieder bei der Ar­
beit. „Abends Vi 10 Uhr kommen Tichys und Häuptlings, gedämpfter Abend 
mit Torte und Eierlikör, keiner hat Hunger, Hempels und Wieczoreks [Mitar­
beiter der Kreisverwaltung, B.M.] Judenerzählungen sind Aufschnitt und man 
soll keinem Menschen glauben." Hempel prahlte damit, er habe 50 Juden „auf-

521 Vern. Anna G., 27.3.1964: ZStL 212 AR 1434/66, Bl. 149. 
522 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 127, 138. 
523 Ein Propagandafilm über die Morde der GPU (eigentlich NKWD), der vermutlich auf 

Tatsachen beruhte, Ende Juni/Anfang Juli 1941 massakrierten NKWD-Mörder in ehe­
maligen polnischen Ostgebieten Tausende von politischen Gefangenen, die sie nicht mehr 
evakuieren konnten. Die Nazis „flankierten" offensichtlich die „Judenaktionen" mit sol­
chen Filmen. Vgl. Zbrodnicza ewakuacja więzień i aresztów NKWD na Kresach 
Wschodnich II Rzeczpospolitej w czerwcu - lipcu 1941 roku, hrsg. von GKBZpNP, 
Warszawa, 1997. 

524 Auszüge von den Tagebuchnotizen mit nachträglichen Kommentar der Verfasserin Irm­
gard Seh. vom 10.11.1966: ZStL 2 AR-Z 76/61, BI. 989-991. 
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gescheucht", d.h. entweder aus den Verstecken herausgeholt oder erschossen 

oder beides. 

Bei der Verfasserin dieser Tagebuchnotizen fällt ihre doppelte Moral , die mit 

gespaltener Wahrnehmungsfähigkeit gekoppelt war, auf. Einerseits war sie über 

die Morde der GPU (eigentlich NKWD), die sie im Kino gesehen hatte, schok-

kiert, andererseits machte auf sie der Mord an Juden, der sich vor ihren Augen 

abspielte, offensichtlich keinen größeren Eindruck. Erzählungen der Mörder 

von ihren „Taten" tut sie als Prahlerei ab, als ob sie sich instinktiv weigerte 

wahrzunehmen, daß ihre Bekannten und Mitarbeiter genauso Mörder wie die 

sowjetischen NKWD-Verbrecher waren, diese hatten „wenigstens" meistens 

Erwachsene massakriert. 

Für viele Deutsche im GG war der Mord an Juden so normal, daß sie darüber 

zum Alltag übergingen, ähnlich wie viele Polen: Sie stumpften ab. Der polnische 

Arzt Dr. Klukowski schilderte in seinem Tagebuch, wie ein Gestapobeamter in 

Szczebrzeszyn auf der Straße und in aller Öffentlichkeit eine Jüdin erschoß: „Er 

zielte ziemlich lange, schoß einmal, aber er tötete nicht, schoß noch einmal. [...] 

Die Menschen sahen sich das an, als ob das eine ganz normale tägliche Erschei­

nung wäre. Ich weiß nicht warum, aber auch auf mich machte dies keinen so 

großen Eindruck wie früher." An anderer Stelle notierte Klukowski: „Es vergeht 

selten ein Tag, ohne daß einige Juden nicht erschossen worden sind. Die Men­

schen haben sich daran so gewöhnt, daß sie sich nicht mehr so aufregen wie frü­

her."5 2 5 

Mit Sicherheit wirkten vielfältige Faktoren auf diese gleichgültige Einstellung 

vieler Deutscher, so zum Beispiel Gefühlskälte, oder Unfähigkeit, Mitleid zu 

empfinden. Für viele Menschen waren das Leiden und Sterben ihnen fremder 

Menschen gleichgültig. Manche nahmen das hin, denn dies war des Führers Be­

fehl: „Man sah deshalb die Erschießungen der Juden nicht als Unrecht an . " 5 2 6 

Manche schauten in ihrer Angst vor Gestapo oder anderen „Gefahren" einfach 

weg. Mit Sicherheit beeinflußte die ständige antisemitische Hetze, denen alle 

Deutschen seit Jahren ausgesetzt waren, diese Haltung: Man prägte den Deut­

schen ein, viele waren davon ohnehin überzeugt, die Juden seien Untermen­

schen, ja Ungeziefer, das man ausrotten mußte. Es entstand eine Psychose, daß 

das Leben eines Juden nichts Wert sei. 

Mancher kam unter dem Eindruck der laufenden Massaker zur Überzeu­

gung, es gebe so etwas wie „die östliche Einstellung zum Leben. Tod ist nicht so 

525 Eintragungen vom 20. August und 28. Oktober 1942. Klukowski, Dziennik, S. 279, 293. 
526 Vern. Oskar W., 29.8.1966: ZStL 202 AR 76/61, Bl. 1909. 
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schlimm; schlimmer ist die Qual davor."527 Für die Juden und für andere „Ost­
völker" war das Leben anscheinend nicht so wichtig wie für die Deutschen! 
Hinzu kam auch die moralische Abstumpfung (Gewöhnungseffekt): Es wurden 
ja schon die Geisteskranken ermordet und die polnische Intelligenz massakriert. 
Daß man sowjetische Kriegsgefangene verhungern ließ, dürfte dem normalen 
Beobachter im GG kaum entgangen sein. Mit einem Wort: Im GG herrschte das 
Klima des Massenmordes, an das sich viele Deutsche gewöhnt hatten. 
Erschütterung und Ablehnung: 
Allerdings verhielten sich so nicht alle Deutsche im GG, wie ich oben geschildert 
habe. Ein Teil von ihnen war von diesem Mord erschüttert, stand ihm ableh­
nend gegenüber oder verabscheute sogar dieses Verbrechen. Diese Einstellung 
führte aber nicht zwangsläufig zum Widerstand, wie z.B. durch Hilfe für die 
Opfer. Auch der Grad der Ablehnung war unterschiedlich: Die einen lehnten die 
schlechte Behandlung von Juden von Anfang an ab, für die anderen, die bis da­
hin eher gleichgültig oder sogar antisemitisch eingestellt gewesen waren, war 
der Mord an Juden die Grenze, die sie nicht überschreiten konnten. Andere da­
gegen lehnten nur die Methoden des Mordes ab. Nur die wenigsten von ihnen 
hatten den Mut, diese ablehnende Haltung öffentlich zu artikulieren, ge­
schweige denn zu opponieren. 

Der Führer des Sonderdienstkommandos, der im Juni 1942 an „Judenaus­
siedlungen" in Hrubieszów teilgenommen hatte, beging am 23.6.1942 Selbst­
mord, weil er die Erschießungen von Frauen und Kindern nicht länger ertragen 
konnte.528 Am 11. Mai 1942 richteten drei Gestapoangehörige in Józefów, 
Kreis Biłgoraj, ein Blutbad an, sie ermordeten über 100 Juden. Klukowski schil­
dert in seinem Tagebuch: „Selbst der deutsche Treuhänder Becker, der immer 
über die Juden schimpfte und sagte, man solle sie alle ausrotten, erzählte später 
im Büro, daß dies etwas Schreckliches gewesen sei, etwas, was man nicht be­
schreiben könne und konnte sich schwerlich von dem Schock erholen."529 Der 
bereits zitierte Wehrmachtsoffizier, Wilm Hosenfeld, hielt in seinem Tagebuch 
am 6. September 1942 fest: 

„Ein Sonderführer, der an dem Fechtturnier [in Warschau, B.M.] teilnahm, berichtete mir 
von den Greueltaten des Sonderkommandos in der Kreisstadt Sielce (korrekt Siedice, 

527 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 140. Gleichzeitig aber widerspricht er sich, indem er 
schreibt: „Und dann wieder kämpfen sie mit allen Mitteln um die Verlängerung des 
elendsten [sic!| Lebens." 

528 Anklageschrift der StA Hildesheim, November 1967: ZStL 208 AR-Z 91/61, B1.2532. 
529 Klukowski, Dziennik, S.261, Eintragung vom 13.5.1942. 



336 Dritter Teil: Die Zivilverwaltung im Generalgouvernement 

B. M.]. Er war so empört und aufgebracht, daß er ganz vergaß, daß wir in einer größeren 
Gesellschaft waren, worunter sich auch ein leitender G. Sta.Po-Beamter befand."530 

Der Leiter der HA Innere Verwaltung, Westerkamp, lehnte den Mord an Juden 
ab, kündigte seinen Posten in Krakau und meldete sich zur Wehrmacht. Er 
scheute sich nicht, dem HSSPF Krüger zu sagen, daß er „gewisse Methoden und 
Auswüchse bei der Behandlung des Judenproblems" mißbillige.531 Ähnlich 
dachte offensichtlich der Leiter der HA Finanzen, Spindler.532 Eine deutsche 
Angestellte ließ sich von Grodek, Distrikt Galizien, nach Miechów, Distrikt 
Krakau, versetzen, „weil ich vom Fenster meiner Wohnung laufend Judener­
schießungen habe ansehen müssen. Das konnte ich nicht mehr ertragen, ich 
fand nachts keinen Schlaf mehr."533 Eine andere deutsche Angestellte, die in 
Reichshof eine „Aussiedlung" beobachtete, war schockiert: „Es war für mich 
und alle Zuschauer ein grauenhaftes Bild".534 

Selbst in dem Diensttagebuch findet man Spuren für die kritische Haltung. 
Als Frank am 16.12.1941 offiziell den Mord an Juden ankündigte, forderte er 
seine Zuhörer auf, „sich gegen alle Mitleidserwägungen zu wappnen". Noch 
deutlicher sprach Frank am 4.3.1944: „Entsinnen Sie sich, welch grauenhaft 
schwerer Aufgabe man sich unterziehen mußte, um das Judenproblem im Gene­
ralgouvernement zu lösen. Wenn heute da und dort ein Wehleidiger mit Tränen 
in den Augen den Juden nachtrauert und sagt, ist das nicht grauenhaft, was mit 
den Juden gemacht worden ist, dann muß man den Betreffenden fragen, ob er 
heute noch derselben Meinung ist."535 

Wie paradox das auch klingen mag, es bedeutete, daß der Mord an Juden Er­
schütterung hervorrief, jedoch nicht grundsätzlich Ablehnung. Vielen Deut­
schen im GG wäre es zweifellos lieber gewesen, daß der Massenmord in einer 
Weise geschehen wäre, die es ihnen erspart hätte, ihn überhaupt zur Kenntnis zu 
nehmen. Diese Haltung bezogen die Täter in ihr Kalkül ein, als sie auf die Idee 
kamen, Gaskammern zu bauen, um dort die Juden „mit einem Verfahren, das 
nicht allzu auffällig wirkt"536 zu ermorden. Diese Haltung kommt geradezu ex-

530 Auszüge aus dem Tagebuch von Hauptmann Wilm Hosenfeld, in: Szpilman, Das wun­
derbare Überleben, S. 197. 

531 Vern. Eberhard Westerkamp, 10.10.1962: ZStL 208 AR 1434/61, B1.329; Westerkamp 
an Stuckart, 14.4.1942: BA D-H, ZA/VI, 304/A. 2. 

532 Westerkamp, Schach dem König, S. 127. 
533 Vern. Frieda E., 20.4.1967: ZStL 206 AR-Z 40/62, Bl. 1125. 
534 Vern. Anna G„ 27.3.1964: ZStL 212 AR 1434/66, BL 150. 
535 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.457, 810. 
536 Eintragung vom 27.3.1942, Goebbels Tagebücher, Bd. 3, S.561. 
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emplarisch zum Ausdruck in einem Bericht der Abteilung Propaganda in Kra-
kau vom Oktober 1942: 

„Lemberg, 16.10.1942: (...] Die Umsiedlung der Juden, die zum Teil Formen annimmt, die 
eines Kulturvolkes nicht würdig sind, fordert direkt dazu heraus, die Methoden der Ge­
stapo mit denen der GPU zu vergleichen. [...] Trotzdem die reichsdeutsche und auch die 
fremdvölkische Bevölkerung von der Notwendigkeit der Liquidierung aller Juden über­
zeugt ist, wäre es doch angebrachter, diese auf eine weniger Aufsehen und Anstoß erregende 
Art durchzuführen."537 

Hilfsbereitschaft: 
Wie erwähnt, führte die Erschütterung über die laufende Vernichtung der Juden 
oder ihre grundsätzliche Ablehnung nicht zwangsläufig zu Hilfe für die Opfer. 
Im Gegenteil, selten waren Deutsche zur Hilfe bereit, nichtsdestoweniger taten 
einige dies. Diese Hilfe nahm verschiedene Formen an, von der Warnung vor der 
kommenden „Aktion" bis zur aktiven Hilfe, wie dem Verstecken der Opfer. 

Eine dieser Formen war der Versuch, die Juden vor den „Aussiedlungen" zu 
bewahren, indem man sie bei kriegswichtigen Arbeiten einsetzte, wie oben be­
reits zum Teil erörtert worden ist. Eine solche Rettungsaktion verewigte Steven 
Spielberg in seinem Film „Schindlers Liste". Thomas Sandkühler untersuchte in 
seiner Studie über die Endlösung in Galizien u.a. auch die Rettungsinitiativen 
von Berthold Beitz. Einige Deutsche beschränkten sich dagegen darauf, die Ju­
den vor den bevorstehenden „Maßnahmen" zu warnen. In der Tat, sehr oft wa­
ren Juden von den kommenden „Aktionen" unterrichtet.538 Es kam ebenfalls 
vor, daß ein „Hausjude" oder eine „Hausjüdin" während der „Aktion" im 
Haus des deutschen „Arbeitgebers" übernachten konnte. 

Andere waren dagegen bereit, mehr zu riskieren. In Lublin besorgten der Zi­
vilverwaltungsdirektor Rohlfs und eine „arische" Schauspielerin namens Hinza 
einer deutschen Jüdin, die nach Lublin deportiert worden war, falsche Papiere. 
Mit diesen falschen Papieren und Fahrgeld, das sie von den beiden bekam, 
flüchtete sie nach Berlin, wo sie untertauchte.539 Der deutsche Wehrmachtsoffi­
zier Wilm Hasenfeld versorgte in der zerstörten Stadt Warschau einen sich ver­
steckt haltenden Juden mit Nahrungsmitteln und half ihm zu überleben.540 In 
Lemberg half Isa Block, eine Berlinerin, vielen Juden.541 Der Kreislandwirt in 
Zlotschow, Distrikt Galizien, Josef Mayer, versteckte 30 Juden etwa ein Jahr 
lang in der Kanalisation, die nicht mehr in Betrieb war. Mayer versorgte die Ju-

537 ZStL Verschiedenes 280/7, S. 1968-1969. 
538 Vgl. Weichen, Teil II, passim. 
539 Vern. Ester B., 9.11.1964: ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl.5867-5872. 
540 Szpilman, Das wunderbare Überleben, S.T72-184. 
541 Augenzeugenbericht von Erna Klinger (o.D.): ZIH 301/1096. 
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den auch mit Lebensmitteln. Frau Hassenstein, die Ehefrau eines deutschen 
Forstbeamten, versteckte ihre jüdische Schneiderin wochenlang auf ihrem 
Dachboden. Sie wurde verhaftet und zum Tode verurteilt. Allerdings wurde das 
Urteil nicht vollstreckt, weil der Staatssekretär Bühler sie begnadigte.542 

Der Volksdeutsche Stanislaw Kessler aus Warschau und der Reichsdeutsche 
Adam Huber in Krakau hatten weniger Glück. Das Sondergericht in Warschau 
verhängte gegen Kessler am 10.9.1943 die Todestrafe „wegen Unterschlupfge­
währung an eine Jüdin".543 Das Sondergericht in Krakau verurteilte am 
24.7.1944 Huber „zum Tode und zum dauernden Ehrverlust" wegen „Juden-
unterschlupfgewährung". Er erklärte sich bereit, gegen 1.000 Zloty pro Kopf 
10 Juden zur Flucht zu verhelfen. Er sollte sie aus Krakau, wo sie teils unterge­
taucht waren, teils in einem Zwangsarbeitslager eingesperrt waren, mit seinem 
LKW heimlich zu einem sicheren Versteck bringen. Bei diesem Versuch wurden 
er und die Juden von der Polizei verhaftet.544 In beiden Fällen entschloß sich der 
Staatssekretär Josef Bühler, „von dem Begnadigungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen, sondern der Gerechtigkeit freien Lauf zu lassen."545 

Wie bereits gesagt, lebten die Deutschen im GG im Klima des Massenmordes. 
An diesem Genozid waren sie entweder passiv oder aktiv beteiligt. Ein Großteil 
schaute nur zu, die meisten profitierten von dem Mord, der gleichzeitig Raub­
mord war, direkt oder indirekt, z. B. durch Verkauf von Uhren, Edelsteinen oder 
Pelzen. Eine Minderheit, die nicht zu beziffern ist, empfand Abscheu vor diesem 
Verbrechen und nur in Ausnahmefällen half man den Opfern. Das Klima des 
Massenmordes im GG begünstigte, ja förderte geradezu die niedrigsten In­
stinkte wie Mord- und Raubgier, Grausamkeit und Bestialität sowie allgemeine 
Gewaltbereitschaft. Diese Verhältnisse waren ein idealer Nährboden für alle 
Exzeßtäter, hier konnten sie ihr Bedürfnis nach Bluttat und Gewalt straflos aus­
leben. Vielmehr rechneten sie mit Anerkennung für ihre „Taten" und prahlten 
damit herum. Andere beteiligten sich dagegen an dem Mord, weil sie glaubten, 
gehorchen zu müssen und taten dies ohne größere „Begeisterung". 

Die Mehrheit dagegen, wie ich vermute, hatte mit dem Judenmord direkt we­
der „dienstlich" noch „privat" zu tun. Sie übernahmen die Rolle der Gaffer und 
Schaulustigen. Sie verfolgten diesen Massenmord mit einer Mischung aus Neu-

542 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 139-140; Vern. Josef Bühler, 1946: AGK NTN 512, 
B1.88f. 

543 Urteil des Sondergerichtes in Warschau vom 20.9.1943: AGK NTN 312, B1.3. 
544 Urteil des Sondergerichts in Krakau vom 24.7.1944: Ebenda, Bl. 133-135. 
545 Entscheidungen des Staatssekretärs Bühler vom 12. Oktober 1944 in den Strafsachen 

Adam Kessler und Alois Huber: Ebenda, Bl. 129, 138. 
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gier und Zustimmung, Gleichgültigkeit und Abstumpfung: Die Grenzen waren 
fließend. 

Nicht wenige, wie es scheint, waren von diesem Verbrechen erschüttert, wo­
bei einige nur die Form des Verbrechens ablehnten, andere dagegen den Mord 
schlechthin als unvereinbar mit ihrer Moral hielten. Die wenigsten entschlossen 
sich, den Opfern zu helfen. Hierfür waren die Verhältnisse sehr ungünstig. Man 
riskierte sein eigenes Leben. Das hielt viele davon ab zu helfen, wozu sie unter 
weniger gefährlichen Umständen vermutlich durchaus bereit gewesen wären. 
Dagegen aber förderten diese Verhältnisse die schlummernden Mordinstinkte, 
die unter normalen Umständen selten zum Vorschein gekommen wären. Kein 
Wunder, daß es im GG so viele deutsche Exzeßtäter, „Überzeugungsmörder", 
„durchschnittliche" Mörder oder Mittäter, aber so wenige deutsche Helfer 
gab. 

Ein sehr wichtiges, kaum zu unterschätzendes Element, das die Reaktion der 
Deutschen im GG auf das Genozid an den Juden nachhaltig beeinflußte, war der 
Antisemitismus. Er erleichterte oder ermöglichte erst, die Hemmschwelle zum 
Massenmord zu überschreiten, wenn es sie überhaupt gab. Die Intensität des 
Antisemitismus führte nicht selten dazu, daß manche sich sogar freiwillig an 
dem Massenmord beteiligten. Der Antisemitismus bewirkte sicherlich auch, 
daß viele Deutsche dieses Verbrechen akzeptierten und es als gerechtfertigt an­
sahen. Andere verleitete er wiederum dazu, einfach wegzuschauen und den 
Morden an Juden gegenüber emotional gleichgültig zu bleiben. Gleichzeitig er­
höhte der Antisemitismus die psychologische Schwelle, geschockt und bestürzt 
auf den Massenmord zu reagieren, ihn abzulehnen oder sich sogar bereit zu fin­
den, den Verfolgten zu helfen. 





SCHLUSS 

1 Bilanz der Jahre 1939-1944: Die Zivilverwaltung und die antijüdische 
Politik im Distrikt Lublin 

Das Endergebnis der antijüdischen Politik im GG war die Ermordung der mei­
sten dort lebenden Juden, wofür es im Herbst 1939 noch keine Anzeichen gab. 
Im Frühjahr 1942 lebten z.B. im Distrikt Lublin schätzungsweise 320.000 Ju­
den; im Januar 1946 hielten sich in der Wojewodschaft Lublin, die in etwa dem 
Gebiet des früheren Distrikts entsprach, nur noch 4.553 von ihnen auf.1 Die 
antijüdische Politik im GG läßt sich grob in zwei Phasen unterteilen, nach denen 
die vorliegende Untersuchung zum Teil konzipiert ist: Die erste dauerte vom 
Herbst 1939 bis Ende 1941, und die zweite ist ab Frühjahr 1942 zu datieren. 
Beide Phasen unterschieden sich durch Zielsetzung und Kompetenzträger. 

Die erste Phase: 

In der ersten Phase war für die antijüdische Politik die Zivilverwaltung zustän­
dig im Gegensatz zum Reich, wo der SS- und Polizeiapparat dieses Ressort be­
stimmte. Die Sonderentwicklung im GG hing eng mit zwei Faktoren zusammen. 
Erstens sicherte Hitler dem Generalgouverneur eine Autonomie gegenüber den 
Reichsbehörden zu. Eine Gestaltung der antijüdischen Politik im GG durch 
Reichsbehörden hätte diese Autonomie illusorisch gemacht, weil davon 14-
15 % der Gesamtbevölkerung betroffen waren. Zweitens verlor, als im Früh­
jahr 1940 die Idee des „Judenreservats" um Lublin fallengelassen wurde, das 
GG seine zentrale Bedeutung für die anvisierte territoriale „Endlösung der Ju­
denfrage". Damit schwand auch das Interesse der Reichsbehörden für die dor­
tige antijüdische Politik. Unter diesen Umständen konnte sich bis Sommer 1940 
Frank mit seinem Apparat durchsetzen und alle Kompetenzen für die Judenan­
gelegenheiten sichern - außer dem sicherheitspolizeilichen Aspekt. Dieser hatte 
im GG aber eine untergeordnete Bedeutung, denn von der jüdischen Bevölke-

1 Tomaszewski, Najnowsze dzieje Żydów w Polsce, S. 389. 
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rung ging keine direkte Gefahr für die Besatzer, d.h. kein bewaffneter Wider­
stand aus. 

So bestimmte die Zivilverwaltung in der ersten Phase weitgehend selbständig, 
allerdings waren die Inhalte durch das Vorbild des Reiches bestimmt. Ihre er­
klärten kurzfristigen Ziele waren, die jüdische Bevölkerung zu isolieren, sie aus 
der Wirtschaft auszuschalten und gleichzeitig zur Zwangsarbeit heranzuziehen. 
Als Endziel galt mittelfristig, die Juden aus dem GG wie aus dem gesamten 
Machtbereich des Reiches im Rahmen der „territorialen Lösung" endgültig und 
restlos zu „entfernen". 

Nahezu alle Verwaltungszweige im GG waren direkt oder indirekt an der 
antijüdischen Politik beteiligt. Von besonderer Bedeutung hierfür waren aber 
die Innere Verwaltung mit der Abteilung BuF auf der vertikalen und die Kreis­
hauptleute auf der horizontalen Organisationsebene. Vereinfacht läßt sich sa­
gen, daß die Regierung in Krakau den Rahmen für die antijüdische Politik fest­
legte, indem sie antijüdische Verordnungen, Anordnungen und Richtlinien 
erließ. Für die Umsetzung vor Ort sorgten die Kreishauptleute. 

Der Rahmen dieser Politik war aber bewußt so konzipiert, daß er den Kreis­
hauptleuten große Spielräume bot. Der Kreishauptmann entschied vor Ort selb­
ständig über die Fragen der Ghettoisierung und der Lebensmittelversorgung, 
und er bestimmte auch, wie schnell und wie weit die Juden aus der Wirtschaft 
auszuschalten seien. Mit einem Wort, der Kreishauptmann bestimmte in den 
Landkreisen alle Bereiche der Judenpolitik außer dem Arbeitseinsatz der Juden, 
für den das Arbeitsamt zuständig war. Da jedoch das Arbeitsamt der Kreis­
hauptmannschaft angegliedert war, beeinflußte der Kreishauptmann auch 
diesen Bereich. Selbst die Gerichtsbarkeit maßte er sich an. Unter diesen Um­
ständen hing es von der persönlichen Einstellung des Kreishauptmanns ab, wie 
radikal die antijüdische Politik im jeweiligen Kreis war. 

Eine besondere Situation bestand in der Stadt Lublin, der Hauptstadt des Di­
strikts, wo die Distriktsverwaltung die antijüdische Politik direkt beeinflußte, 
so daß dem Stadthauptmann enge Grenzen gesetzt wurden. Hinzu kam der anti­
semitische Aktivismus Globocniks, der sich in der Stadt Lublin besonders aus­
wirkte. Die große Mehrheit der Juden im Distrikt lebte aber außerhalb der Stadt 
Lublin. 

Wie erwähnt, dienten als Vorbild für die im GG praktizierte Politik gegenüber 
den Juden die antijüdischen Maßnahmen im Reich, allerdings wirkten sich die 
gleichen Maßnahmen im GG unvergleichbar dramatischer auf die dortigen so­
zialen und wirtschaftlichen Verhältnisse aus. Im Reich handelte es sich im Jahre 
1933 um eine relativ geringe Minderheit von ca. 0,75% der Gesamtbevölke­
rung, die von den antijüdischen Maßnahmen betroffen waren; ein Großteil von 
ihnen konnte auch bis 1939 auswandern. Im Alt-GG handelte es sich dagegen 
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schätzungsweise um 1,9 Millionen Menschen, die 14-15 % der Gesamtbevölke­
rung ausmachten, für die es keine Auswanderungsmöglichkeiten gab. Allein im 
Distrikt Lublin mit einer Fläche von 21.000 km2 und ca. 2,4 Millionen Einwoh­
nern lebten über 320.000 Juden; im „Altreich" zählte man Ende 1939 nur noch 
ca. 190.000 Juden bei einer Gesamtbevölkerung von 68 Millionen Bewoh­
nern. 

Insbesondere die Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft, die durch ge­
zielte „Entjudung", aber auch durch den allgemeinen Niedergang der Wirt­
schaft im GG erreicht wurde, wirkte sich katastrophal auf die Lage der jüdi­
schen Bevölkerung aus. Die meisten Juden verloren ihre Existenzgrundlage, 
gleichzeitig wurden sie aber faktisch aus dem Versorgungssystem mit Lebens­
mitteln ausgeschlossen. Hinzu kamen die zahlreichen Vertreibungen und Um­
siedlungen, die zur Überfüllung von Ghettos und jüdischen Wohnbezirken 
führten, die mangelnde medizinische Versorgung und die katastrophalen hy­
gienischen Verhältnisse. Die Folgen waren Verelendung, Hunger, Krankheiten 
und Seuchen. Um zu überleben, waren die Juden auf den Schwarzmarkt ange­
wiesen, der im GG überall entstand. Andererseits waren immer mehr Juden, 
die sich auf dem Schwarzmarkt nicht behaupten konnten, auf Fürsorge ange­
wiesen. 

Die „Judenfrage", die im Herbst 1939 für die deutschen Besatzer ein rassen­
ideologisches Problem war, wurde im Laufe der Besetzung zu einem tatsächli­
chen wirtschaftlichen und sozialen Problem, das dringend gelöst werden mußte. 
Die zivilen Behörden reagierten darauf mit Radikalisierung der antijüdischen 
Maßnahmen, die zwangsläufig die Lage der Juden verschlechterte und die ver­
fahrene Situation noch verschärfte. Es entstand ein Teufelskreis: je kritischer die 
materielle Lage der Juden wurde, desto mehr jüdische „Vergehen" gegen die 
deutschen Anordnungen gab es und desto großer wurde die Zahl der hilfsbe­
dürftigen Juden. Aus deutscher Sicht entstand im GG ein Heer von „nutzlosen 
Essern", die das Regieren nachhaltig erschwerten. 

Der Entschluß zur Ermordung der Juden 

Der Überfall auf die UdSSR ließ die Verantwortlichen im GG hoffen, man werde 
die „Judenfrage" durch die „Abschiebung nach dem Osten" rasch lösen können. 
Diese Hoffnung erwies sich bald als illusorisch. Anfang Oktober 1941 fiel nun die 
Entscheidung, die „Judenfrage" im GG durch massenhafte Ermordung zu lösen. 
Wie es scheint, ging der Anstoß dazu von Globocnik aus, der im Distrikt Lublin 
deutsche Siedlungsgebiete schaffen wollte. Hitler persönlich genehmigte diesen 
Plan. Es handelte sich dabei höchstwahrscheinlich um ein Sonderprogramm, 
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weil die Entscheidung zur Ermordung aller Juden in Europa später gefallen zu 
sein scheint, wie kürzlich Christian Gerlach überzeugend dargelegt hat.2 

Frank und seine engsten Mitarbeiter griffen bereitwillig diesen Plan auf und 
erklärten sich bereit, sich daran zu beteiligen. Als Ende 1941 die Ermordung der 
Juden im GG zum Bestandteil der „Gesamtlösung der Judenfrage" wurde, re­
gelte man endgültig auf der Wannsee-Konferenz die Zuständigkeit dafür, und 
die Zivilverwaltung akzeptierte die Federführung von SS und Polizei. 

Die Bereitschaft der Zivilverwaltung im GG, sich als Institution an der Ver­
nichtung der Juden zu beteiligen, war sowohl durch den Antisemitismus als 
auch durch die sogenannten utilitaristischen Motive („Sachzwänge" oder „un­
haltbare Zustände") bedingt. So hoffte man, die Ernährungslage entspannen, 
Kontingente leichter eintreiben, den Schwarzmarkt eindämmen, die akute 
Wohnungsnot lindern und die Ausbreitung von Seuchen verhindern zu kön­
nen. Die beiden Motivationsstränge, der Antisemitismus und die utilitaristi­
schen Überlegungen, verstärkten sich gegenseitig und führten in den Köpfen 
der Verantwortlichen zu einer Konstellation, welche die Ermordung von Juden 
als eine akzeptable Lösung erscheinen ließ. Hinzu kam die tiefe und weitver­
breitete Überzeugung, daß sich Deutschland in einem „Schicksalskampf" be­
fände, so daß man sich moralische Skrupel, „Weichheitsanwandlungen", nicht 
erlauben zu dürfen glaubte. Freilich wurde diese Auffassung nicht von jedem 
geteilt. 

Hierbei muß auch hervorgehoben werden, daß nur zum Teil die sogenannten 
„Sachzwänge" die spezifisch antisemitischen Maßnahmen im GG herbeiführ­
ten. Sie waren auch durch andere Faktoren mitverursacht. So stand die ange­
spannte Ernährungslage im GG in keinem Zusammenhang mit spezifisch anti­
semitischen Maßnahmen. Die Ursachen der Nahrungsmittelknappheit lagen 
darin, daß schon vor 1939 das Gebiet des späteren GGs ein Zuschußgebiet ge­
wesen war; hinzu kamen die schlechten Ernten und vor allem immer höhere Lie­
ferungen von Lebensmitteln an das Reich. Die Tatsache, daß die meisten Juden 
ihre Existenzgrundlage verloren, hing teilweise eng mit dem allgemeinen Nie­
dergang der polnischen Wirtschaft nach der Niederlage im September 1939 zu­
sammen. Die tatsächliche Überbesetzung der Arbeitsplätze im Handwerk und 
vor allem im Handel verschärfte die Situation zusätzlich. In diesen beiden Berei­
chen waren aber ca. 80 % aller polnischen Juden beschäftigt. Auch ohne gezielte 
„Entjudung" hätte ein Großteil der Händler und Handwerker unter den kriegs­
wirtschaftlichen Bedingungen seine Beschäftigung verloren. 

Die allgemeine Wohnungsnot im GG war bedingt durch folgende Faktoren: 

2 Vgl. Gerlach, Die Wannsee-Konferenz. 
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Kriegszerstörungen, Einströmen von Tausenden von Deutschen, die im Besat­
zungsapparat tätig waren, Vertreibungen aus den eingegliederten Ostgebieten 
(die meisten Vertriebenen waren Polen) und Belegung von Unterkünften durch 
die Wehrmacht. Insofern kann man im GG nur teilweise von „Sachzwängen" 
und „unhaltbaren Zuständen" sprechen, die erst durch spezifisch antisemi­
tische Maßnahmen herbeigeführt wurden.3 Diese waren nämlich auch Folge 
der allgemeinen Besatzungspolitik und der Kriegsverhältnisse. Der Antisemitis­
mus führte aber zu der Auffassung, daß man mit der Entfernung von Juden aus 
dem GG diese „unhaltbaren Zustände" entschärfen oder beseitigen könne. Die­
ser Gedanke lag aus deutscher Sicht nahe, denn man plante ohnedies, alle Juden 
aus dem GG zu entfernen. Damit bedingten sich die utilitaristischen und die 
antisemitischen Motive gegenseitig. 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, daß für die Regierung in Krakau die utili­
taristischen Gründe eine wichtige Rolle spielten, als sie sich zum Genozid an den 
Juden bereit erklärte. Diese Annahme beweist auch indirekt die Tatsache, daß 
diese Institution sich gegen die Ermordung von „kriegswichtigen" Juden 
wandte, wobei man sich auf die gleichen Motive berief! Der Fall Frank ist exem­
plarisch hierfür (siehe S.297f.), es sei denn, man möchte glauben, daß später bei 
den Vertretern der Regierung in Krakau moralische Bedenken aufgekommen 
seien, was im Einzelfall durchaus möglich ist.4 

Der Gedanke, Menschen aus utilitaristischen Gründen zu vernichten, lag in 
dieser Zeit in der Luft. Hierbei seien erwähnt die Euthanasie, das Verhungern­
lassen von sowjetischen Kriegsgefangenen oder die Anregung des Gauleiters 
und Statthalters im Warthegau, Arthur Greisers vom 1.5.1942, der nämlich 
Himmler vorschlug, die ca. 35.000 tuberkulösen Polen seines Gaues der „Son­
derbehandlung" zu unterziehen, um Volksdeutsche in diesen Gebieten vor der 
Ansteckung zu schützen. Dies wurde aber abgelehnt; die Gründe hierfür sind 
nicht bekannt.5 Erinnert sei auch an den Vorschlag des Leiters der Hauptabtei­
lung Bauwesen, Bauder, vom 13.7.1942, „arbeitsunwillige" Polen in den Gas­
kammern zu töten, um die „Arbeitsmoral" der Polen zu steigern.6 

3 So z. B. Sandkühler, Endlösung, S.43. 
4 Unmittelbar nach Fertigstellung dieser Arbeit ist die Publikation von Christian Gerlach, 

Krieg, Ernährung und Völkermord, Hamburg 1998, erschienen, in der die These vertreten 
wird, daß die arbeitsfähigen Juden im GG 1942 ermordet wurden, „um die Ernährung für 
die nichtjüdischen Polen zu verbessern" (S. 190). Eine so eindeutige Kausalbestimmung des 
Mords an den Juden im GG wird in dem Aufsatz von Gerlach aber nicht belegt, wie der 
Autor auf S. 179 selbst eingestehen muß. 

5 Hilberg, Vernichtung, S. 546. Man befürchtete höchstwahrscheinlich, daß dieser Massen­
mord den polnischen Widerstand verstärken könnte. 

6 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 532 f.; siehe S. 271 f. 
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Diese utilitaristische Haltung setzten zwei Auffassungen voraus: Erstens, daß 
die Interessen des deutschen Volkes absolut vorrangig gegenüber denen der an­
deren Völker seien und unter Einsatz aller Mittel zu verfolgen sind. Zweitens, 
Geringschätzung, Verachtung und Haß gegenüber den nichtgermanischen Völ­
kern oder Menschengruppen. Man kam nie auf die Idee, Dänen, Niederländer 
oder Norweger ähnlich wie Juden, Zigeuner oder Polen zu behandeln. Diese 
Haltung war also ideologisch bedingt. Es handelte sich dabei um eine Mischung 
aus sogenanntem Sozialdarwinismus, der vom Überleben der fähigsten und 
stärksten Völker ausging, und plattem Rassismus. 

Von den utilitaristischen Gründen der Zivilverwaltung im GG sind die Mo­
tive Globocniks und anderer zu unterscheiden. Für sie spielten diese Gründe 
eine eher untergeordnete, obwohl nicht zu unterschätzende Rolle. Entscheidend 
waren aber, wie es scheint, die volkstumspolitischen Überlegungen, d.h. der 
Wunsch, die Besiedlung des Distrikts Lublin mit Deutschen so schnell wie mög­
lich in Angriff zu nehmen. Zunächst mußten aber Juden und Polen entfernt wer­
den. Die Entfernung der Juden sollte den benötigten Raum schaffen, um dann 
die Polen entfernen zu können. Die arbeitsfähigen Polen sollten ins Reich und 
die nichtarbeitsfähigen in die entleerten Ghettos gebracht werden. 

Die unterschiedliche Behandlung der Polen ist teils auf Ideologie, teils auf die 
veränderte Kriegslage zurückzuführen. So waren Polen als „Arbeitssklaven" im 
Reich dringend gebraucht, diese Rolle wurde den Polen in der NS-Ideologie zu­
gewiesen. Es gab allerdings auch Pläne, die „unnützen" (nichtarbeitsfähigen) 
Polen aus den Gebieten, die mit Deutschen besiedelt werden sollten, zu ermor­
den. Diese Pläne veranlaßten Dr. Hagen, einen deutschen Arzt in Warschau, sich 
direkt an Hitler zu wenden. Im Schreiben Hagens vom 7.12.1942 hieß es: 

„Bei einer Regierungsbesprechung über die Tuberkulosebekämpfung wurde uns von dem 
Leiter der Abteilung Bevölkerungswesen und Fürsorge, Oberverwaltungsrat We i r auch , 
als geheime Reichssache mitgeteilt, es sei beabsichtigt oder werde erwogen, bei der Umsied­
lung von 200.000 Polen im Osten des Generalgouvernements zwecks Ansiedlung von 
Wehrbauern, mit einem Drittel der Polen - 70.000 alten Leuten und Kindern unter 10 Jah­
ren so zu verfahren, wie mit den Juden, daß heißt, sie zu töten. [...) Der Gedanke eines sol­
chen Vorgebens gegen die Polen ist wohl dadurch entstanden, daß im Augenblick für die 
auszusiedelnden Polen kein Raum vorhanden scheint (Herv. B. M.|, soweit sie nicht direkt 
in Rüstungsarbeit eingesetzt werden können."7 

Es ist nicht ersichtlich, warum im Oktober 1941 dieser Gedanke bei der geplan­
ten Ermordung von Juden im Distrikt Lublin nicht eine ähnliche Rolle gespielt 
haben soll. Für die Juden aus Lublin oder Zamość gab es im Herbst 1941 noch 

7 Hagen an Hitler, 7.12.1942 (Abschrift): AGK NTN 412, B1.3. 
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weniger Raum als für Polen: Ende 1942 waren schon viele Ghettos leer. Aller­
dings mußte der Plan, die „unnützen" Polen zu töten, aus zwei Gründen fallen­
gelassen werden. Erstens verschlechterte sich Ende 1942 die Lage an der Ost­
front dramatisch (Einkesselung von Stalingrad); zweitens befürchtete man 
einen allgemeinen Aufstand der Polen, wofür es die ersten Anzeichen in den 
Umsiedlungsgebieten gab. Immerhin hatten Polen den Ruf gehabt, besonders 
rebellisch zu sein und zu Aufständen zu neigen. Über das besetzte Polen lief aber 
der Gesamtnachschub für die Ostfront. 

Wie bereits ausgeführt, deutet eine Reihe von Indizien darauf hin, daß der Ge­
danke, die Juden im Distrikt Lublin zu ermorden, einer lokalen Initiative ent­
sprungen ist. Sie wurde wahrscheinlich von Globocnik in Form eines Vorschla­
ges über Himmler dem Führer vorgelegt, der ihn persönlich genehmigte (Frank: 
„der besondere Auftrag des Führers"). Diese Entscheidung scheint Bestandteil 
einer volkstumspolitischen Machtpolitik gewesen zu sein, bei der man die Ver­
nichtung oder die Vertreibung von bestimmten Bevölkerungselementen, die 
man als „minderwertig" und „unnütz" ansah, einkalkulierte. Hinzu kam der 
Judenhaß, der die Existenz von Juden in deutsch besiedelten Gebieten a priori 
ausschloß. 

Ein wichtiges Element dürfte dabei die Radikalisierung der nationalsoziali­
stischen Herrschaft (Ermordung der Geisteskranken und der polnischen Intelli­
genz, das Verhungernlassen der sowjetischen Kriegsgefangenen) gewesen zu 
sein. Hierzu könnten m.E. auch die NKWD-Massaker in den ersten Wochen 
des Überfalls auf die UdSSR in Ostpolen beigetragen haben.8 

Bei den Motiven, neben Antisemitismus, volkstumspolitische Überlegungen 
und utilitaristischen Gründe, darf man aber nicht den Stellenwert des Befehls 
Hitlers unterschätzen. Nachdem Hitler den Antrag genehmigt hatte, galt dieser 
als Befehl. Für jeden einzelnen Verantwortlichen spielten die einzelnen Elemente 
eine unterschiedlich wichtige Rolle, so daß eine pauschale Aussage, dies oder je­
nes Motiv sei für den Entschluß ausschlaggebend gewesen, schwerlich zu treffen 
sein wird. Bei einigen konnte der Judenhaß, bei anderen der Judenhaß und utili­
taristische Gründe, bei diesen der Befehl des Führers, bei jenen wiederum der Ju­
denhaß und der Siedlungsgedanke bestimmend gewesen sein. Die Summe aller 
dieser Gründe und Motive führte dazu, daß sich die deutsche Zivilverwaltung 
im GG als Institution bereitwillig an dem Massenmord an Juden beteiligte. 

8 Diese Massaker waren oft der unmittelbare Anlaß zu den zahlreichen antijüdischen Pogro­
men in den von der Wehrmacht besetzten sowjetischen Gebieten. Juden wurde nämlich vor­
geworfen, sie hätten durch ihre aktive Zusammenarbeit mit den sowjetischen Besatzern 
diese Massaker mit verursacht. Eine Studie hierzu wird von mir zur Zeit vorbereitet. 
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Die Zweite Phase: Die „Aktion Reinhardt" 

Die zweite Phase der antijüdischen Politik im GG leitete die Wannsee-Konferenz 
ein. Nachdem die Entscheidung gefallen war, Juden aus ganz Europa im Osten 
zu ermorden, wurde die „Judenfrage" im GG zum Bestandteil der „Gesamtlö­
sung der Judenfrage" in Europa; eine zentrale Planung und Steuerung dieses 
Verbrechens war unerläßlich. Nun mußte sich auch die Zivilverwaltung im GG 
fügen. SS und Polizei übernahmen die Aufgabe, diesen Massenmord zu organi­
sieren und zu vollstrecken; die Zivilverwaltung erhielt dagegen den Auftrag, 
dieses Verbrechen organisatorisch zu unterstützen. 

Innerhalb des Verwaltungsapparates kam dabei zwei Institutionen eine be­
sondere Bedeutung zu, und zwar der Abteilung BuF mit ihren Dienststellen bis 
zur Kreisebene und den Kreishauptleuten. Die Unterabteilung BuF in Lublin ko­
ordinierte zwischen dem Stab der „Aktion Reinhardt" und den Kreishauptleu­
ten die Transporte aus dem Distrikt Lublin in die Vernichtungslager; es ging 
hierbei vor allem um die Deportationstermine und die Zahl der Deportierten. 
Den Kreishauptleuten im Distrikt Lublin fiel dagegen die Aufgabe zu, Juden in 
ihren Kreisen zu erfassen, zu selektieren, Transporte in die Vernichtungslager 
zusammenzustellen und in Waggons zu verladen. Den Transport in die Vernich­
tungslager und die Vergasung führten die Kräfte der SS und Polizei durch. Diese 
Aufgabenteilung im Distrikt Lublin dauerte vom April bis Sommer 1942. 

In der zweiten Phase der „Aktion Reinhardt", ab Sommer 1942, als es im Di­
strikt Lublin darum ging, alle bestehenden Ghettos und jüdischen Wohnbezirke 
mit einigen Ausnahmen aufzulösen, änderten sich die Aufgaben der Zivilver­
waltung. Die BuF in Lublin verlor ihre bisherige Koordinationsfunktion, denn 
SS und Polizei stellten nun selbständig die Transporte zusammen und verluden 
die Opfer. Die Deportationstermine und die Zahl der Deportierten wurden in­
tern geregelt. Die Kreishauptleute bereiteten diese Deportationen aber weiter­
hin organisatorisch vor: Sie konzentrierten Juden in Orten mit Eisenbahn­
anschluß, von wo diese von SS und Polizei abtransportiert wurden. Darüber 
hinaus organisierten die Kreishauptleute die Jagd auf entflohene Juden und 
kümmerten sich um das Vermögen der Ermordeten. 

Abschließend läßt sich sagen, daß der Massenmord an Juden im Distrikt Lu­
blin wie im gesamten GG ohne aktive Beteiligung der Zivilverwaltung in dieser 
Dimension und in so kurzer Zeit undurchführbar gewesen wäre. Das betraf vor 
allem die Landkreise. In den Großstädten, wo die Juden in größeren Ghettos 
eingeschlossen waren, war die Mitarbeit der Zivilverwaltung nur bedingt erfor­
derlich; die Vorarbeit, d. h. die Konzentrierung war ja bereits geleistet. Dort lie­
ßen sich konzentrierte Kräfte der SS und Polizei effektiv einsetzen, wie z. B. in 
der Stadt Lublin. 
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In den Landkreisen dagegen waren SS und Polizei auf die Mitarbeit der regio­
nalen Behörden angewiesen. Die verstreut lebenden Juden mußten zunächst in 
„Kleinarbeit" erfaßt werden. Oft hatten die Ortschaften, wo Juden lebten, kei­
nen Eisenbahnanschluß; deshalb mußte auch der Transport bis zur nächsten 
Bahnstation organisiert werden. Damit wären aber die SS und Polizei überfordert 
gewesen, weil ihre Kräfte, besonders in den Kreisen, zahlenmäßig gering waren. 

Die allgemein verbreitete Auffassung ist, daß das Genozid an Juden ein büro­
kratisch perfekt durchorganisierter Massenmord war. Zu Recht hat kürzlich 
Dieter Pohl daraufhingewiesen, daß dies nur bedingt zutrifft: „Vergegenwärtigt 
man sich dann den tatsächlichen Ablauf der Morde, kann man nur von Men­
schenjagden, einer Mischung von Organisation und Chaos sprechen. Selbst das 
Vernichtungslager Belzec war improvisiert gebaut worden und ständig vom 
technischen Zusammenbruch bedroht."9 Die vorliegende Untersuchung bestä­
tigt dieses Urteil. Im Distrikt Lublin waren die „Aktionen" organisatorisch 
schlecht vorbereitet, es wurde meistens improvisiert. Die Zivilverwaltung be­
mühte sich zwar, „Ordnung" in den laufenden Massenmord zu bringen, hatte 
allerdings keinen größeren „Erfolg". 

Bilanz des Massenmordes an Juden im GG aus deutscher Sicht 

Wie zynisch das auch klingen mag, aus deutscher Sicht entschärfte die Ermor­
dung von Juden im GG tatsächlich die „unhaltbaren Zustände". So verbesserte 
sich die Ernährungslage insofern, als mehr Lebensmittel an das Reich geliefert 
werden konnten, wie die folgende Tabelle aufschlüsselt. 

Tabelle 9: Ausfuhr von ausgewählten Lebensmitteln aus dem GG ins Reich in 
den Jahren 1940-1944 (in Tonnen)10 

Getreide 

Kartoffeln 

Zucker 

Vieh 

Fett 

1940/41 

55.000 

122 000 

5.000 

9.000 

800 

1941/42 

51.000 

139.000 

4.500 

22.000 

900 

1942/43 

633.500 

434.400 

28.700 

54.300 

7.200 

1943/44 

571.700 

387.700 

27.500 

53.800 

i .400 

9 Pohl judenverfolgung, S. 405-409. 
10 Łuczak, Polityka, S. 402. 
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Somit wuchsen die Lieferungen in das Reich im Jahre 1942/43 im Vergleich zum 
Vorjahr um folgende Prozentzahlen: Getreide 1.242 %, Kartoffeln 312 %, Zuk-
ker 637 %, Vieh 247 % und Fett 800 %. Dieser enorme Zuwachs lief parallel zu 
der Steigerung der Erfassungsraten von auferlegten Kontingenten, wie die fol­
gende Aufstellung zeigt. 

Tabelle 10: Erfaßte Getreidekontingente in Tonnen und Zuwachsraten in % im 
Alt-Generalgouvernement11 

Alt-GG 

Distr. Krakau 

Distr, Lublin 

Distr. Radom 

Distr. Warschau 

1940/41 

452.026(100%) 

66.076(100%) 

217.078(100%) 

96.707(100%) 

72.165(100%) 

1941/42 

572.900(126,7%) 

92.000(139,2%) 

239.400(110,0%) 

116.300(120,2%) 

125.200(173,6%) 

1942/43 

903.000(199,8%) 

160.100(242,3%) 

379.600(174,8%) 

190.400(196,9%) 

173.300(284,3%) 

1943/44 

992.706(219,6%) 

210.739(318,8%) 

359.018 (165,3%) 

215.632(222,9%) 

207.317(321,9%) 

Wenn wir annehmen, daß pro Kopf und Jahr etwa 250 kg Brotgetreide absolut 
notwendig sind,12 dann ließen sich durch Ermordung von 1.000.000 Menschen 
250.000 Tonnen „sparen". Der enorme Zuwachs von erfaßten Kontingenten 
im Alt-GG ist allerdings nicht nur auf die Ermordung der Juden zurückzufüh­
ren. Denn der Terror gegen einzelne Landwirte und ganze Gemeinden trug 
hierzu wesentlich bei, worauf u.a. die Vergleichszahlen für die Jahre 1940/41 
und 1941/42 hinweisen, als die Juden noch lebten. Auffallend ist die hohe Zu­
wachsrate für den Distrikt Warschau um 170 % im Jahre 1941/42, was u. a. auf 
die Einschließung des Warschauer Ghettos zurückzuführen ist. Dagegen wurde 
der relativ geringere Zuwachs im Distrikt Lublin in den Jahren 1942/43 und 
1943/44 durch die Ansiedlung von Volksdeutschen im Gebiet von Zamość ver­
ursacht, was dort eine regelrechte Aufstandsbewegung auslöste. 

Auch in anderen Bereichen entspannte sich die Lage, so ging der Umsatz auf 
dem Schwarzmarkt sicherlich zurück. Die Preise für Brot und Kartoffeln, die ab 
Herbst 1939 kontinuierlich anstiegen, stabilisierten sich im Jahre 1942 in der 
Stadt Warschau, um dann ab der zweiten Hälfte 1943 sogar zu fallen.13 Es wäre 
aber illusorisch zu glauben, daß der Schwarzmarkt gänzlich mit der Ermordung 
der Juden verschwand. Immerhin waren die Polen genauso auf ihn angewiesen, 

11 Rajca, Walka o chleb, S. 57, 60, 64, 67. 
12 Ebenda, S. 36. 
13 Ceny detaliczne i koszty żywności w b . GG, S.20f. 
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um zu überleben, wie die Juden: Polen erhielten ca. 600-700 Kalorien pro Tag, 
wenn überhaupt. 

Die Seuchengefahr, die im Winter 1941/42 erschreckend zunahm, entspannte 
sich danach merklich. Ein Mitarbeiter der Regierung stellte im Januar 1943 fol­
gendes fest: „Dieser Erfolg war vor allem den Bemühungen zu verdanken, die 
für unsere deutschen Begriffe unglaubliche Verlausung der einheimischen Be­
völkerung, in erster Linie der Juden, als eine maßgebliche Gefahrenquelle aus­
zuschalten."14 Danach nahmen die Erkrankungen an Fleckfieber nie solche be­
drohlichen Ausmaße an wie im Winter 1941/1942. 

Die Wohnungslage entspannte sich dagegen aus deutscher Sicht kaum, denn 
Häuser und Wohnungen, in denen Juden lebten, befanden sich in so schlechtem 
Zustand, daß sie kaum bewohnbar waren. Aus den besseren Wohnungen und 
Häusern wurden die Juden bereits vor 1942 vertrieben. 

Im Endeffekt läßt sich sagen, obwohl dies zynisch klingt, daß die Rechnung 
derjenigen aufging, die dem Massenmord an Juden unter anderen aus utilitari­
stischen Gründen zugestimmt hatten, trotz wirtschaftlicher Schwierigkeiten, die 
durch die Beseitigung von „Arbeitsjuden" entstanden. Auch konnte Globocnik 
Ende 1942, als die meisten Juden im Distrikt Lublin bereits ermordet waren, 
dazu übergehen, seine „Vision" zu verwirklichen, die Besiedlung des Gebiets 
von Zamość. Die veränderte Kriegslage, der polnische Aufstand und der Wider­
stand der Zivilverwaltung führten jedoch dazu, daß im Frühjahr 1943 sein Vor­
haben gestoppt wurde. 

2 Nachtrag: Mitarbeiter der deutschen Zivilverwaltung aus 
dem Generalgouvernement und ihr Schicksal nach 1945 

Man sieht, daß die deutsche Zivilverwaltung im GG für die Ausplünderung Po­
lens und für den Terror gegen die „fremdvölkische" Bevölkerung verantwort­
lich zeichnete und sich an dem Massenmord an Juden beteiligte. Es stellt sich 
nun die Frage, was mit den Angehörigen dieses Apparates nach Kriegsende ge­
schah, und ob sie sich für ihre Verbrechen verantworten mußten. 

14 Die hygienische „Urbarmachung" des Ostens, H. Wittrin, 15.1.1943: AGK NTN 294, 
B1.2. 
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2.1 Juristische Konsequenzen bis 1950 

Hans Frank, der Generalgouverneur, wurde im Mai 1945 von den Amerikanern 
verhaftet, in Nürnberg im Hauptkriegsverbrecherprozeß zum Tode verurteilt 
und am 16.10.1946 hingerichtet. Arthur Seyß-Inquart, der erste Stellvertreter 
des Generalgouverneurs, wurde am 1.10.1946 ebenfalls in Nürnberg zum Tode 
verurteilt und hingerichtet. Josef Bühler, Nachfolger von Seyß-Inquart und 
Chef der Regierung, lieferten die amerikanischen Besatzungsbehörden am 
25.5.1946 nach Polen aus. Nach zweijährigem Ermittlungsverfahren verurteilte 
ihn das Oberste Nationaltribunal (NTN) am 10.7.1948 zum Tode, das Urteil 
wurde am 21.8.1948 vollstreckt. Den zweiten Stellvertreter des Generalgouver­
neurs neben Bühler, den Staatssekretär Dr. Ernst Boepple, lieferten die amerika­
nischen Besatzungsbehörden am 14.10.1947 an Polen aus. Er wurde am 
14.12.1949 vom Appellationsgericht in Krakau zum Tode verurteilt und am 
15.12.1950 hingerichtet.15 

Die Gouverneure16 

Die nächsten in der Hierarchie des Verwaltungsapparates im GG waren die 
Gouverneure, von denen in der fünfjährigen Geschichte des GGs insgesamt 
neun amtierten, darunter vier im Distrikt Lublin. Der erste Gouverneur im Di­
strikt Lublin, Friedrich Schmidt, geriet 1944 in amerikanische Gefangenschaft; 
vor ein Gericht wurde er nicht gestellt. Sein Nachfolger, Ernst Zörner, ist seit 
1945 verschollen und wurde erst 1959 für tot erklärt. Es ist aber nicht ausge­
schlossen, daß er mit falschem Namen untertauchte, wofür es einige Indizien 
gibt. 

Der letzte Gouverneur im Distrikt Lublin, Richard Wendler, legte sich 1945 
eine neue Identität zu, um auf diese Weise der Auslieferung nach Polen zu entge­
hen. Wendler lebte unter falschem Namen bis 1948, als seine Identität bekannt 
wurde. Im Dezember 1948 wurde er von der Zentralspruchkammer in Nord-
Württemberg zu 4 Jahren Arbeitslager verurteilt. Die Berufungskammer än­
derte im April 1949 das Urteil ab und verurteilte ihn zu 3 Jahren Arbeitslager. 
Wendler wurde lediglich wegen der allgemeinen politischen Betätigung wäh-

15 Prag/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 946-953; Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S.43, 51. 
16 Vgl. Biographischer Anhang. 
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rend der NS-Zeit als Hauptschuldiger bestraft. Hierbei blieb die Tatsache unbe­
rücksichtigt, daß er sich als Gouverneur des Distrikts Krakau maßgeblich am 
Massenmord an Juden beteiligt hatte, weil der Kammer keine Beweise hierfür 
vorlagen. In den fünfziger Jahren eröffnete Wendler eine Anwaltspraxis in 
München und lebte dort bis zu seinem Tod unbehelligt. 

Der Gouverneur des Distrikts Warschau, Ludwig Fischer, der vom März bis 
Mai 1943 auch kommissarischer Gouverneur des Distrikts Lublin war, wurde 
am 30.3.1946 aus der amerikanischen Besatzungszone nach Polen ausgeliefert. 
Er wurde am 3.3.1947 von dem NTN zum Tode verurteilt und am 8.3.1947 hin­
gerichtet. Karl Lasch, der erste Gouverneur in Radom und dann in Lemberg, 
wurde noch während des Krieges, am 3.6.1942, wegen Korruption im Gefäng­
nis erschossen oder zum Selbstmord gezwungen. Laschs Nachfolger in Radom, 
Ernst Kundt, wurde in die Tschechoslowakei ausgeliefert, dort zum Tode verur­
teilt und hingerichtet. 

Otto Wächter, der Gouverneur in Krakau und dann in Lemberg, tauchte 
1945 in Rom unter, wo er 1949 starb. Ludwig Losacker, vom Juli bis September 
1943 kommissarischer Gouverneur im Distrikt Krakau, wurde in Dachau inter­
niert. Polnische Behörden waren an seiner Auslieferung nicht interessiert wegen 
Losackers Haltung in der Polenfrage im Jahre 1943. Zu diesem Zeitpunkt lagen 
den polnischen Behörden noch keine Informationen über Losackers antipolni­
sche und vor allem antijüdische Tätigkeit vor. 1948 wurde Losacker Hauptge­
schäftsführer der Arbeitgeberverbände der Deutschen Chemischen Industrie. 
Den letzten Gouverneur in Krakau, Kurt von Burgsdorff, lieferten amerikani­
sche Besatzungsbehörden am 25.5.1946 an Polen aus. Das Bezirksgericht Kra­
kau verurteilt ihn zu 3 Jahren Gefängnis, am 19.7.1949 wurde er nach West­
deutschland rückgeführt. 

Hauptabteilungsleiter und Vizegouverneure (Chefs der Ämter 
in den Distrikten) 

Von den Hauptabteilungsleitern wurden nur drei an Polen ausgeliefert. Fried­
rich Siebert, der die HA Innere Verwaltung leitete, wurde 1948 vom Bezirksge­
richt in Krakau zu 12 Jahren Gefängnis verurteilt. Im Jahre 1956 kehrte er nach 
einer Amnestie in die BRD zurück. Alfred Spindler, der Leiter der HA Finanzen, 
starb 1948 in polnischer Untersuchungshaft. Alexander Retz, den stellvertreten­
den Leiter und zeitweiligen Leiter der HA Arbeit, verurteilte das Bezirksgericht 
Krakau am 24.2.1949 zu 6 Jahren Haft; er starb am 6.11.1949 im Gefängnis. 
Die übrigen Hauptabteilungsleiter hatten mehr Glück. So wurde Gerhard Em­
merich, der Leiter der HA Wirtschaft, zwei Jahre lang in Neuengamme inter-
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niert. Ein Auslieferungsgesuch Polens wurde von der britischen Militärregie­
rung abgelehnt.17 

Von den Amtschefs der Distrikte wurden lediglich zwei nach Polen ausgelie­
fert. Der Vizegouverneur in Radom, Friedrich Egon, wurde am 28.9.1949 vom 
Bezirksgericht Radom zu 12 Jahren Haft verurteilt. Das Bezirksgericht Krakau 
verurteilte am 3.12.1948 Georg Eisenlohr, den Amtschef im Distrikt Krakau, zu 
5 Jahren Haft. Er starb am 27.3.1951 in der Haft.18 Der Vizegouverneur in War­
schau, Dr. Herbert Hummel, wurde während des Warschauer Aufstandes er­
schossen.19 Die übrigen Amtschefs blieben dagegen unbehelligt. 

Kreishauptleute und die übrigen Angehörigen der Verwaltung 

Keiner der Kreishauptleute wurde nach 1945 im besetzten Deutschland wegen 
seiner Tätigkeit im GG abgeurteilt, und nur sieben wurden an Polen ausgelie­
fert. Die Vizegouverneure, Eisenlohr und Egon, waren auch als Kreishauptleute 
im GG tätig und wurden in Polen bestraft. Von den übrigen Stadt- und Kreis­
hauptleuten wurden folgende ausgeliefert: Dr. Helmuth Otto, der erste Stadt­
präsident in Warschau; das Verfahren gegen ihn wurde eingestellt und er kehrte 
im Januar 1948 nach Deutschland zurück. Otto Dengel, der Stadthauptmann in 
Warschau vom 4.10.1939 bis 15.3.1940, wurde am 30.3.1951 von dem Woje­
wodschaftsgericht der Stadt Warschau zu 15 Jahren Haft verurteilt und 1956 
nach einer Amnestie freigelassen.20 

Dengeis Nachfolger, der Stadthauptmann Ludwig Leist, wurde am 
17.12.1948 vom NTN zu einer 8jährigen Gefängnisstrafe verurteilt und am 
17.1.1954 nach Westdeutschland zurückgeschickt. Rupprecht Hermann, der 
Kreishauptmann in Warschau-Land, wurde am 1.3.1950 vom Berufungsgericht 
Warschau zu einer lebenslänglichen Haftstrafe verurteilt; 1956 wurde er auf Be­
währung entlassen. Friedrich Seemann, der Kreishauptmann in Siedice, Distrikt 
Warschau, beging in Untersuchungshaft Selbstmord.21 

Insgesamt wurden lediglich sieben von den schätzungsweise 120 amtierenden 
Stadt- und Kreishauptleuten nach Polen ausgeliefert; darunter befand sich kei­
ner aus dem Distrikt Lublin. Auffallend ist, daß alle drei Stadthauptleute, die in 
Warschau amtierten, und der Kreishauptmann in Warschau-Land ausgeliefert 

17 Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S. 190, 213, 216; Aly/Heim, Vordenker, S.225. 
18 Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S. 64-66. 
19 Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 949. 
20 Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S. 57, 176; Szarota, Warschau, S.232, 
21 Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S.148, 196, 211. 
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wurden. Dies ist darauf zurückzuführen, daß in Warschau die polnische Wider­
standsbewegung gut funktionierte und offensichtlich relativ genaue Informatio­
nen über ihre Peiniger gesammelt hatte, so daß diese gleich nach der Befreiung 
gezielt gesucht werden konnten. 

Darüber hinaus wurden noch 20 Mitarbeiter der Regierung des GGs und an­
derer ziviler Dienststellen nach Polen ausgeliefert. In vier Fällen wurde das Ver­
fahren eingestellt oder es erfolgten Freisprüche. Zwei flüchteten auf dem Trans­
port nach Polen, einer starb in Untersuchungshaft. Fünf wurden zu 1,5 bis 5, 
einer zu 8, einer zu 14 Jahren und einer zu lebenslanger Haft verurteilt. Die bei­
den letzten wurden 1956 und 1957 nach einer Amnestie freigelassen. In vier Fäl­
len wurde die Todesstrafe verhängt und vollstreckt.22 Von den ehemaligen deut­
schen Beamten und Angestellten aus dem Distrikt Lublin wurde lediglich einer 
ausgeliefert. Es handelte sich dabei um Philipp Kühn, den Kreislandwirt im 
Kreis Radzyń. Er wurde zu 5 Jahren Haft verurteilt und 1952 entlassen.23 

2.1.1 Die Problematik der Auslieferung an Polen 

Vor nichts hatten nach 1945 die Angehörigen des Besatzungsapparates im GG 
größere Angst, als nach Polen ausgeliefert zu werden. Besonders akut war diese 
Gefahr in den Jahren 1946 bis 1948; danach liefen im Zeichen des Kalten Krie­
ges die Auslieferungen aus den vier Besatzungszonen aus, um nach Gründung 
der BRD gestoppt zu werden.24 Vor allem hatte man Angst, sich für begangene 
Verbrechen verantworten zu müssen. Hinzu kam die feste Überzeugung, daß 
polnische Behörden sie genauso behandeln würden, wie sie zuvor Polen und Ju­
den behandelt hatten. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, daß man alles daran­
setzte, nicht nach Polen ausgeliefert zu werden. Dies war allerdings in den 
Nachkriegswirren nicht so schwierig. Die besonders Belasteten und Vorsichti­
gen legten sich rechtzeitig falsche Namen zu, wie z. B. Richard Wendler oder 
Claus Volkmann, der in Süddeutschland unter dem Namen Peter Grubbe unter­
tauchte.25 Die Angst der NS-Verbrecher, in Polen kein faires Verfahren zu be-

22 Ebenda, passim. 
23 Ebenda, S. 141. 
24 Ausführlich über die Auslieferungsproblematik Bogdan Musiał, Das Verfahren der Auslie­

ferung von Kriegsverbrechern nach Polen und ihre gerichtliche Aburteilung 1945-1950 -
Zwei Fallstudien, Magisterarbeit (Manuskript), Universität Hannover 1995; ders., NS-
Kriegsverbrecher vor polnischen Gerichten, in: VfZ 47 (1999), S. 25-58. 

25 Die Tageszeitung vom 2.10.1995, Nr. 4737, S.4. 
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kommen, sondern nach den von ihnen früher angewandten „Normen" behan­
delt zu werden, war aber unbegründet. Denn die polnische Justiz verfuhr gegen 
die Ausgelieferten in der Regel nach den im Westen geltenden rechtsstaatlichen 
Prinzipien.26 

Wie erwähnt, wurden von den ehemaligen Mitarbeitern der zivilen Behörden 
im GG lediglich 34 ausgeliefert. Diese Zahl stand im krassen Mißverhältnis zu 
der Gesamtzahl von 1.817 der nach Polen ausgelieferten NS-Täter. Diese nied­
rige Zahl erklärt sich folgendermaßen: Die Verbrechen der Mitarbeiter der zivi­
len Behörden waren in der Regel nicht so „spektakulär" wie die der Angehöri­
gen der Mannschaften von Lagern, Gefängnissen und Ghettos; diese Gruppe 
machte 66 % aller nach Polen Ausgelieferten aus. Die polnischen Behörden hat­
ten nicht genügend Zeit, um alle in Polen begangenen NS-Verbrechen zu unter­
suchen und die Verantwortlichen zu ermitteln. Dies lag an der sehr schlechten 
personellen und technischen Ausstattung der Untersuchungsbehörden und vor 
allem an den Dimensionen der NS-Verbrechen in Polen.27 

Die polnischen Gerichte erkannten früh, welche wichtige Rolle die Zivilver­
waltung bei den im GG begangenen NS-Verbrechen gespielt hatte. Im Jahre 
1947 traf das NTN im Prozeß gegen den Gouverneur des Distrikts Warschau, 
Ludwig Fischer, eine Grundsatzentscheidung, in der die Führung der deutschen 
Zivilverwaltung im GG zur verbrecherischen Organisation erklärt wurde. 
Hierzu gehörten alle Kreis- und Stadthauptleute, Leiter der Abteilungen und 
Ämter in den Distrikten und in der Regierung, Gouverneure und ihre Vertreter 
bis zum Generalgouverneur. Die NTN-Richter kamen auf der Grundlage des 
gesammelten Beweismaterials zu der Überzeugung, daß sich alle deutschen Be­
amten und Angestellten im GG bewußt gewesen waren, daß die NS-Besatzungs-
politik im GG verbrecherische Ziele verfolgt hat. Es handelte sich dabei um: 
- Festigung der deutschen Herrschaft auf dem Gebiet des ehemaligen polni­

schen Staates. 
- Die biologische Ausrottung der jüdischen und teilweise der polnischen Bevöl­

kerung. 
- Rücksichtslose Ausbeutung der Bevölkerung dieser Gebiete und ihrer Vorräte 

für die Ziele der deutschen Wirtschaft. 
- Vernichtung der kulturellen Güter und Bruch mit der historischen Tradition 

der polnischen Nation.28 

Die innere Logik dieser Argumentation ist nicht von der Hand zu weisen. Die 

26 Ausführlich Musiał, Auslieferung, S. 116-124. 
27 Ebenda, S. 110-116; Musiał, NS-Kriegsverbrecher. 
28 Vgl. dazu Stanisław Rybczyński, Kierownictwo administracji jako organizacja prze­

stępcza w Generalnym Gubernatorstwie, in: Przegląd Prawniczy 4 (1947), S. 33-37. 
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polnischen Gerichte berücksichtigten jedoch mildernde Umstände, so daß nicht 
jeder, der ausgeliefert worden war, automatisch verurteilt wurde, wie aus der 
folgenden Aufschlüsselung ersichtlich ist. 

Tabelle 11: Die ausgelieferten Angehörigen der Zivilverwaltung vor polnischen 
Gerichten29 

Strafmaß 

- Flucht auf dem Transport 
- Freigesprochen, Verfahren eingestellt 
- Verstorben/Selbstmord vor dem Prozeß 
- Freiheitsstrafe von 1 bis 5 Jahren 
- Freiheitsstrafe von 5 bis 10 Jahren 
- Freiheitsstrafe von 10 bis 15 Jahren 
- Lebenslänglich 
- Todesstrafe 

Gesamt 

Zahl 

2 
5 
3 
7 
3 
4 
3 
7 

34 

2.1.2 Die Bilanz bis Anfang 1950 

Insgesamt läßt sich sagen, daß für die engsten Mitarbeiter des Generalgouver­
neurs die Tätigkeit im GG nicht ohne Folgen blieb - wenn sie nicht bestraft wur­
den, mußten sie untertauchen. Eine Ausnahme war Ludwig Losacker, dessen 
gesamter „Beitrag" zu der Terror- und Vernichtungspolitik im GG den polni­
schen Behörden zunächst verborgen blieb. Der Generalgouverneur und sein er­
ster Stellvertreter, Arthur Seyß-Inquart, wurden vom IMG zum Tode verurteilt. 
Zwei Gouverneure mußten sich vor polnischen Gerichten und einer vor einem 
tschechischen verantworten, weil er sich auch um die „Zerschlagung" der 
Tschechoslowakei „verdient" gemacht hatte. Nur einer, Wendler, wurde von ei­
nem deutschen Gericht abgeurteilt. 

Das heißt, daß relativ viele Mitglieder der Führungsspitze im GG bestraft 
wurden. Dagegen wurden Beamte und Angestellte aus der sogenannten zweiten 
Reihe, wie die leitenden Mitarbeiter der Regierung, der Distriktsverwaltungen 
und vor allem die Kreis- und Stadthauptleute, nur in Ausnahmefällen bestraft. 
Die alliierten Gerichte waren nicht imstande, dies zu tun, weil sie u.a. keine Be-

29 Grundlage für diese Übersicht bietet die Arbeit von Kobierska, Ekstradycja, T. IL 
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weise für deren Verbrechen hatten. Die wenigen, die nach Polen ausgeliefert 
wurden, konnten dagegen mit Bestrafung rechnen, wenn Beweise gegen sie vor­
lagen. 

Das Experiment der Entnazifizierung in Westdeutschland bedeutete für diese 
Personengruppe keine größere Gefahr, denn sie waren vor allem im Osten tätig, 
wo sie ihre Verbrechen begingen. Ihre Opfer waren tot oder blieben in Polen, 
Beweismaterial wurde von ihnen vorsorglich vernichtet. Sie selber hatten auch 
kein Interesse, sich selbst oder sich gegenseitig zu belasten. Im Gegenteil: So 
stellte beispielsweise von Jordan, u.a. der stellvertretende Kreishauptmann in 
Zlotschow, „Persilscheine" für Ludwig Losacker, Claus Volkmann und von 
Craushaar aus, wofür sich diese auch mit „Persilscheinen" revanchierten.30 Im 
schlimmsten Falle blieb es bei einer Internierungshaft, aus der man spätestens 
1947 entlassen wurde.31 

Hinzu kam, daß bereits 1948 im Zuge des sich verändernden politischen Kli­
mas, des aufkommenden Kalten Krieges, die Entnazifizierung in Westdeutsch­
land abgebrochen wurde. In Ostdeutschland blieben dagegen relativ wenige 
schwer belastete, weil sie es vorzogen, sich nach dem Westen abzusetzen. Als 
Ende der vierziger Jahre auch die Auslieferungen gestoppt wurden, konnten die 
ehemaligen Angehörigen der Zivilverwaltung im GG erleichtert aufatmen. 

2.2 Zweite Chance - Berufskarrieren 

Die Gründung der BRD bedeutete eine Zäsur im Leben der ehemaligen Beamten 
und Angestellten im GG und der übrigen NS-Täter. Es verschwand die Angst, 
für „Taten" im GG bestraft zu werden. Gleichzeitig erhielten sie die Chance, die 
unterbrochenen Berufskarrieren fortzusetzen oder neue anzufangen. Die mei­
sten von ihnen nutzten sie. Das politische Klima und die öffentliche Meinung, 
das Wirtschaftswunder und der damit verbundene Bedarf nach Fachkräften be­
günstigten diese Entwicklung. 

30 Eidesstattliche Erklärung, von Jordan, 10.7.1946: AGK BD 13, Bl. 140-142; Interview mit 
von Jordan, 18.6.1997; die Tageszeitung vom 29.9.1995, Nr. 4735. 

31 Ausführlich dazu Heiner Wemher, Umerziehung im Lager. Internierung und Bestrafung 
von Nationalsozialisten in der britischen Besatzungszone Deutschlands, Essen 1991. 
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2.2.1 Politisches Klima und öffentliche Meinung 

Der aufkommende Kalte Krieg veranlaßte die amerikanischen und britischen 
Besatzungsbehörden, ihre Haltung gegenüber den Deutschen zu revidieren. Sie 
sahen die Deutschen nicht mehr als Gegner an, sondern versuchten, sie als po­
tentielle Verbündete zu gewinnen. Dies führte schließlich dazu, bis Ende der 
vierziger Jahre die in der westdeutschen öffentlichen Meinung mittlerweile sehr 
unpopuläre Entnazifizierung abzubrechen und die von allen Seiten heftig kriti­
sierten Auslieferungen zu stoppen. Ab Ende der vierziger Jahre wurde auch im­
mer stärker die Freilassung der deutschen Kriegsverbrecher aus den alliierten 
Gefängnissen gefordert.32 

Unter diesen Umständen dachte man in Westdeutschland immer weniger 
daran, die in den vierziger Jahren ungeschoren davongekommenen NS-Täter zu 
verfolgen und zu bestrafen. Im Gegenteil, zu Beginn der fünfziger Jahre bestand 
in Westdeutschland die feste und weit verbreitete Überzeugung, „es seien bereits 
weit mehr als die tatsächlich Schuldigen verurteilt worden".33 Es überwog 
Selbstmitleid. In diesem Klima hatten die ehemaligen Angestellten und Beamten 
aus dem GG nichts zu fürchten. Sie fühlten sich sicher in dieser Atmosphäre und 
begannen, Kontakte mit ehemaligen Kameraden aus dem GG zu erneuern oder 
auszubauen. 

Unter den ehemaligen Mitarbeitern der Zivilverwaltung entwickelte sich eine 
Art Zusammengehörigkeitsgefühl, das aus den gemeinsam erlebten „guten Zei­
ten" im GG herrührte. Zu diesen „guten Zeiten" gehörte das „herrliche" Ge­
fühl der nahezu absoluten Macht über die „Fremdvölkischen". Beispielsweise 
„herrschten" die Kreishauptleute und verwalteten nicht wie ihre Kollegen im 
Reich. Hierzu gehörte auch der berufliche, materielle und soziale Aufstieg, der 
nicht durch berufliche Fähigkeiten und persönliche Tüchtigkeit erreicht wurde, 
sondern das Ergebnis der Rassenideologie, des zunächst siegreichen Krieges und 
der territorialen Expansion des Reiches war. 

So gehörten zu dieser Zeit alle Deutschen zur „Herrenrasse", woran man 
allzu gerne glaubte. Gerade im GG konnte man auch entsprechend dem neuen 
Status leben. Schlemmerei, ausgiebige Feiern, Jagden, Liebesabenteuer, Macht, 
Geld und Dienstboten waren Attribute des neu erworbenen „Herren"-Status. 
Ludwig Losacker z.B., der vor 1939 ein höchst mittelmäßiger Syndikus bei ei­
nem mittelgroßen Unternehmen gewesen war, stieg innerhalb von 3 Jahren vom 

32 Ausführlich Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und 
die NS-Vergangenheit, München 1996, S. 133-306. 

33 Ulrich Herbert/ Olaf Groehler, Zweierlei Bewältigung. Vier Beiträge über den Umgang mit 
der NS-Vergangenheit in den beiden deutschen Staaten, Hamburg 1992, S. 11. 
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Kreishauptmann zum Leiter der HA Innere Verwaltung und Gouverneur des 
Distrikts Krakau auf.34 Er kostete ausgiebig das Gefühl der Macht und feierte 
gern. Von Jordan erinnert sich an seine Zeit in Krakau: „Es gab herrliche 
Abende in Losackers schöner Wohnung im Palais Potocki [Herv. B.M.]."35 

Losacker hielt sich sogar einen Butler.36 Die Zeit nach 1945 erschien aus dieser 
Perspektive als eine Katastrophe, man war wieder ein normaler Mensch im be­
siegten Väterland. Es ist also nicht verwunderlich, daß man an die GG-Zeit mit 
großer Sehnsucht zurückdachte und davon schwärmte. 

In dieser Atmosphäre entstand in den fünfziger Jahren um Losacker ein 
„Freundeskreis der ehemaligen GG-Beamten".37 Dieser „Freundeskreis" war 
eine freiwillige und lose Vereinigung ohne feste Organisationsstrukturen, der 
ehemalige leitende GG-Beamte angehörten, die in den fünfziger Jahren wieder 
Karriere machten. Man traf sich gelegentlich, um gemeinsam zu feiern und sich 
an gute alte GG-Zeiten zu erinnern.38 Schuldgefühle, Reue und Gewissensbisse 
empfand man dabei offensichtlich nicht. Im Gegenteil, man feierte sich gegen­
seitig als Gegner der SS. Eine führende Rolle dabei spielte ausgerechnet Losak-
ker, der übereifrige Antisemit, begeisterte SS-Angehörige und fleißige SD-Mit­
arbeiter. 

2.2.2 Wirtschaftliche Entwicklung 

Zu dem politischen Klima in der BRD, das für die ehemaligen NS-Täter ausge­
sprochen günstig war, kam Anfang der fünfziger Jahre der wirtschaftliche 
Boom. Mit der schnell wachsenden Wirtschaft ging die Expansion des öffentli­
chen Sektors (Justiz, Ministerien, Verwaltung, Parteien) einher. Folglich ent­
stand in diesen beiden Sektoren ein großer Bedarf an Fachkräften mit akademi­
scher Ausbildung, die die ehemaligen leitenden Beamten und Angestellten aus 
dem GG in der Regel vorweisen konnten. Hinzu kam der Umstand, daß die 
Kriegsverluste unter jungen oder im mittleren Alter stehenden Männern beson­
ders groß waren. Der Dienst im GG war dagegen viel sicherer und angenehmer 
als der Einsatz an der Ostfront. Darüber hinaus fiel in den Kriegsjahren die Zahl 

34 Siehe Biographischer Anhang. 
35 Von Jordan, Polnische Jahre, S. 152. 
36 Interview mit Frau Madeleine Bohn, 12.10.1997. 
37 Sandkühler, Endlösung, S. 450. 
38 Interviews mit Frau Madeleine Bohn (12.10.1997) und Dr. v. Jordan (18.6.1997). 
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der Studierenden an deutschen Hochschulen um mehr als 50 % im Vergleich zu 
der Zeit vor Hitlers Machtergreifung.39 

Diese drei Faktoren führten dazu, daß keine besonders starke Konkurrenz 
um leitende Posten in Wirtschaft, öffentlichem Dienst und Politik herrschte. 
Dieser Umstand war aber für die ehemaligen GG-Beamten sehr wichtig, da sie 
sich im allgemeinen nicht gerade durch hohe berufliche40 und menschliche 
Qualitäten auszeichneten. Die boomende Wirtschaft in Westdeutschland bot 
gute Chancen auch für Mittelmäßige, um Karriere zu machen und so das nach 
1945 angeschlagene Selbstbewußtsein der ehemaligen „Herrenmenschen" wie­
der aufzurichten. 

Wie paradox das klingen mag, es wiederholte sich also die Konstellation aus 
den Kriegsjahren, als das territorial expandierende Reich Kräfte brauchte, um 
die eroberten Gebiete zu beherrschen, gleichzeitig aber viele arbeitsfähige Män­
ner aus der Wirtschaft und dem öffentlichen Sektor zur Wehrmacht einberufen 
wurden. Die Mittelmäßigen und die Versager, die aber gescheit genug waren, 
nicht an der Front für die NS-Ideen ihr Leben zu riskieren, erhielten eine 
Chance, beruflich schnell aufzusteigen, die sie unter normalen Umständen nicht 
gehabt hätten. In den fünfziger Jahren dagegen expandierte die deutsche Wirt­
schaft und damit auch der öffentliche Sektor. Die gleichen Männer erhielten ihre 
zweite Chance. 

2.2.3 Beruflicher Wiedereinstieg und Karrieren 

In diesem Klima ist es nicht verwunderlich, daß in den fünfziger und sechziger 
Jahren viele ehemalige leitende GG-Beamte in hohe Positionen in Westdeutsch­
land aufstiegen. Im folgenden werde ich diesen Aspekt kurz erörtern; eine aus­
führliche Untersuchung ist aber im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. 

Wenn man das Ausmaß der NS-Verbrechen im GG berücksichtigt, erscheint 
es paradox, daß ausgerechnet die ehemaligen GG-Beamten im Justizbereich teil­
weise die höchsten Ränge erreichen konnten. So wurden mindestens drei von ih­
nen Bundesrichter: Dr. Walter Zinser, der KH in Miechów, Rawa-Ruska, Sam­
bor und Dębica und Kommunalreferent in der HA Innere Verwaltung, wurde 
1953 zum Richter am Bundesverwaltungsgericht berufen.41 Hans Wilden, der 

39 Vgl. Michael Grüttner, Studenten im Dritten Reich, Paderborn 1995, S.487f. 
40 Ich unterscheide hier zwischen beruflicher Ausbildung und beruflicher Qualität, die sich 

aus beruflicher Ausbildung und anderen Elementen, wie Führungsqualität, Fleiß u.a., zu­
sammensetzt. 

41 Pohl, Judenverfolgung, S. 423. 
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Leiter der Unterabteilung Kirchenwesen in der Regierung des GGs, war Bundes­
richter in Karlsruhe und Karl Klein, der persönliche Referent von Josef Bühler, 
war Richter am Bundesverwaltungsgericht in Berlin.42 Klein war Schulkamerad 
von Bühler und stieg im GG vom Amtsgerichtsrat zum Ministerialrat auf. 1947 
wurde er nach Polen ausgeliefert, das Verfahren gegen ihn wurde eingestellt, 
und 1948 wurde er zurückgeschickt.43 

Der Stadthauptmann in Lublin, Dr. Gurt Englaender, wurde Präsident des 
Oberverwaltungsgerichtes Mainz. Hartmut Gerstenhauer, der KH in Krasny­
staw, wurde 1954 Direktor beim Sozialgericht in Schleswig; 1962 stieg er sogar 
zum Senatspräsidenten am schleswig-holsteinischen Sozialgericht auf. Dr. Wal­
ter Weber, ehemaliger Staatsanwalt am Sondergericht in Cholm, war in den 
sechziger Jahren Oberlandesgerichtsrat in Düsseldorf. Werner Becker, der ehe­
malige KH in Brzezany war als Verwaltungsgerichtsrat in Hamburg tätig.44 Der 
Leiter des Amtes für Preisüberwachung in Lublin, Dr. Peter Hamacher, brachte 
es bis zum Oberverwaltungsgerichtsrat beim Oberverwaltungsgericht für 
NRW.45 

Ähnlich erfolgreich waren die ehemaligen GG-Beamten in Landesministerien 
und -Verwaltungen. Aus dem Distrikt Lublin wurden zwei von ihnen sogar Lan­
desminister. So Hans-Adolf Asbach, der KH in Janów Lubelski und Brzeżany, 
der in den Jahren 1950-1957 Landesminister für Arbeit, Soziales, Wiederaufbau 
und Vertriebene in Schleswig-Holstein war. Dr. Josef Efferez, der stellvertre­
tende Abteilungsleiter der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft in Lublin, 
war in den fünfziger Jahren Landwirtschaftsminister in NRW.46 

Der Leiter der HA Innere Verwaltung, Eberhard Westerkamp, war in den 
fünfziger Jahren als Staatssekretär im niedersächsischen Innenministerium tä­
tig. Der ehemalige KH in Zlotschow und eifriger Nazi, Dr. Otto Wendt, war 
Staatssekretär im niedersächsischen Wirtschafts- und Verkehrsministerium. Dr. 
Justus Rubehn, der KH von Radom-Land, war Regierungsdirektor im Innenmi-

42 ZStL 202 AR 76/61, Bl. 1219. 
43 Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S. 125. Bezeichnenderweise gibt es im AGK keine Akte über 

seinen Fall. Es ist nicht ausgeschlossen, daß er mit den polnischen Staatsanwälten im 
Untersuchungsverfahren gegen seinen ehemaligen Vorgesetzten, Josef Bühler, kooperierte. 
Möglicherweise wurde er deswegen als Gegenleistung ohne Bestrafung zurückgeschickt. 
Diesen Verdacht schöpfte auch Friedrich Siebert, der ebenfalls ausgeliefert wurde. Siebert, 
Der VerwaltungsWirrwarr im Generalgouvernement: BA Ost-Dok. Nr. 129/58. 

44 Biographischer Anhang; ZStL 208 1434/61, Bl. 969; ZStL 202 AR-Z 76/61, Bl. 465. 
45 BA D-H, ZA VI/109, A. 3. 
46 ZStL 268/59, B1.2582; „Wer ist Wer?" von 1962 
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nisterium des Landes Schleswig-Holstein.47 Er verschickte im Sommer 1942 
nachweislich 69 Juden aus seinem Kreis nach Sobibór (siehe oben S.301). 

Hans Augustin, der KH von Biłgoraj, war als Oberregierungsrat im Nieder­
sächsischen Landesverwaltungsamt beschäftigt. Claus Harms, der KH in 
Cholm, arbeitete als Oberregierungs- und Kulturrat beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Weinbau und Forsten in Mainz. Otto Stössenreuther, der erste 
KH in Janów Lubelski, war als Ministerialrat im Bayrischen Kultusministerium 
tätig. Emil Ziegenmayer, der KH in Lublin-Land, betätigte sich in Duisburg als 
städtischer Oberrechtsrat. Heinz Albrecht, der KH im Distrikt Galizien, war 
Oberregierungsrat in Hildesheim. Der KH in Kamionka, Wilhelm Rebay von 
Ehrenwiesen, fungierte als Regierungsdirektor in Ansbach. Viktor Dewitz, der 
KH in Neumarkt und Stryj, brachte es bis zum Kreisdirektor in Wipperfürth.48 

Ehemalige GG-Beamte stiegen sogar bis in die Bundesbehörden und -ministe-
rien auf. Besonders stark vertreten waren sie im Bundesverteidigungsministe­
rium. So baute Dr. Eberhard Barth, der in der Kanzlei des Gouverneurs in Lu­
blin tätig gewesen war, dieses Ministerium sogar mit auf. Er war nämlich Leiter 
der Abteilung II im Amt Blanek im Rang eines Ministerialdirigenten. Dieses 
Amt war Vorläufer des Verteidigungsministeriums. Später wechselte Barth als 
Senatspräsident zum Bundesdisziplinarhof.49 Es ist wohl auch kein Zufall, daß 
1954 Dr. Josef Brandl im Amt Blanek als Zivilangestellter und dann als Ministe­
rialrat eingestellt wurde. Dr. Brandl war im Distrikt Krakau in der Abteilung 
Wirtschaft, ab 1942 im Distrikt Galizien als Leiter der Abteilung Wirtschaft 
und dann als Amtschef tätig. 1945 tauchte er aus Furcht vor der Auslieferung 
nach Polen mit falschem Namen unter und wurde 1950 amnestiert. Im Jahre 
1956 wechselte er zum Atomministerium; ab 1962 bekleidete er den Posten des 
Geschäftsführers der Gesellschaft für Kernforschung.50 

Genausowenig ist es wohl ein Zufall, daß im Jahre 1956 Lothar Weirauch im 
Verteidigungsministerium als Ministerialrat beschäftigt wurde. 1960 wurde er 
zum Ministerialdirigenten ernannt und wurde stellvertretender Leiter der 
Abteilung Unterkunft- und Liegenschaftswesen. Im Jahre 1967 wechselte Wei­
rauch zum Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen als Ministerialdirek­
tor. Weirauch holte seinen ehemaligen Mitarbeiter aus dem GG, Herbert Hein­
rich, als Sachbearbeiter ins Verteidigungsministerium. Dieser leitete in der 

47 Biographischer Anhang; Pohl, Judenverfolgung, S.422; v. Jordan, Polnische Jahre, 
S. 116 f.; ZStL 208 1434/61, Bl. 802. 

48 Biographischer Anhang; Pohl, Judenverfolgung, S. 411 f, 419. 
49 AGK GDL 180/8, Bl. 192; ebenda 180/7, BL 1; BA D-H, (Barth); BA BDC (Barth). 
50 ZStL 202 AR 76/61, Bl. 1689-1692. 
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Abteilung BuF das Referat „Freie Wohlfahrt und Judenfrage" und später die 
U-Abt. BuF im Distrikt Warschau.51 

Helmut Mainhold, der ehemalige geschäftsführende Leiter der Sektion Wirt­
schaft am Institut für Deutsche Ostarbeit in Krakau, machte nach 1945 auch 
eine beachtliche Karriere. Er war derjenige, der die „bevölkerungspolitischen" 
Argumente für die Eingliederung der Pripjet-Sümpfe ins GG ausgearbeitet 
hatte, um dort Juden und asoziale Polen zur Trockenlegung einzusetzen. Mein­
hold arbeitete 1947/48 im Zentralamt für Wirtschaft der britischen Besatzungs­
zone. In den Jahren 1949 bis 1952 leitete er das Referat Grundsatzfragen im 
Wirtschaftsministerium; 1952 wurde er ordentlicher Professor in Heidelberg. 
Von 1956 bis 1986 war Mainhold der wichtigste sozialpolitische Berater aller 
Bundesregierungen.52 

Am Rechnungshof der Bundesrepublik war als Ministerialrat Dr. Wilhelm 
Rackebrandt tätig, der in Krakau persönlicher Referent des Leiters der HA In­
nere Verwaltung gewesen war. Nach Aussage seines ehemaligen Vorgesetzten, 
Friedrich Siebert, war er 1942 u. a. für „Judenaussiedlung" zuständig.53 Dr. Ro­
land Seeberg-Elverfeld, Leiter des Archivamtes in Lublin, fand Beschäftigung 
bei der Presse- und Informationsstelle der Bundesregierung in Abt. I als Leiter 
des Referats 6 in Range eines Ministerialrats.54 

Auch in der Politik fanden einige ehemalige GG-Beamte ein neues Betäti­
gungsfeld, vielfach diente ihnen ihre Parteikarriere als Sprungbrett, um hohe 
Positionen zu erlangen. So kam Hans-Adolf Asbach, einer der Mitbegründer 
des BHE, im Jahre 1950 in den Landtag in Kiel und wurde Landesminister. Der 
BHE war auch die politische Heimat von Theodor Oberländer, dem „Ostfor­
scher", der sich in Krakau „freiberuflich" betätigte. Er wurde später Vertriebe-
nenminister in der Regierung Adenauer.55 Karl Naumann, der Leiter der HA Er­
nährung und Landwirtschaft, engagierte sich ebenfalls im BHE. 

Richard Türk brachte es zum Landesgeschäftsführer des BdV in Rheinland-
Pfalz; dort setzte er sich vermutlich mit gleichem Engagement für das „Heimat­
recht" der deutschen Vertriebenen wie zuvor im GG für die Vernichtung der 
Juden ein. Dr. Herbert Czaja, der von Januar bis April 1940 in der Treuhandver­
waltung der Universität Krakau (dabei handelte es sich offenkundig um die Li­
quidierung der Universität) und dann als Lehrer in Zakopane und Przemyśl, Di­
strikt Krakau, beschäftigt war, war von 1970 bis 1994 der Präsident des BdV. Er 

51 ZStL 208 1434/61, Bl.287; Hilberg, Vernichtung, S. 1183; Biographischer Anhang. 
52 Aly/Heim, Vordenker, S. 250 f, 294 f. 
53 Vern. Siebert, 23.10.1962: ZStL 1434/61, Bl.964; von Jordan, Polnische Jahre, S. 151. 
54 BA D-H (Seeherg). 
55 Vgl. dazu Burleigh, Germany turns Eastwards, passim. 
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engagierte sich auch als CDU-Abgeordneter im Bundestag für das „Heimat­
recht" und die „Völkerverständigung"; besonders stark setzte er sich für die Of­
fenhaltung des Problems der deutschen Ostgrenze ein.56 

Mit politischer Aktivität in der FDP begannen zwei andere ehemalige GG-Be-
amte ihre Nachkriegskarrieren, und zwar die bereits erwähnten Lothar Wei-
rauch und Josef Efferez. So übernahm im Juni 1948 Lothar Weirauch die Ge­
schäftsführung der FDP von Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf, um im April 
1950 zum Bundesgeschäftsführer der FDP in Bonn aufzusteigen. Er bekleidete 
diesen Posten bis Herbst 1954. Dr. Josef Efferez war in den fünfziger Jahren 
Landtagsabgeordneter der FDP in Düsseldorf und später sogar im Bundestag. 
1956 bis 1958 war er auch Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
in der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen.57 

Die politischen Karrieren von Weirauch und Efferez, die ihre Wurzeln im 
Landesverband der FDP in Nordrhein-Westfalen hatten, waren wohl kein Zu­
fall; denn dort gaben Ende der vierziger und Anfang der fünfziger Jahre die ehe­
maligen Nationalsozialisten den Ton an. Sie scharten sich um Werner Naumann 
und Ernst Achenbach; man sprach sogar vom sogenannten „Gauleiter-Flügel". 
Naumann war der ehemalige Staatssekretär im Reichspropaganda-Ministe­
rium, Achenbach war in der Besatzungsverwaltung in Paris an führender Stelle 
tätig gewesen. Diese Kreise unterhielten rege Kontakte zu den anderen ehemali­
gen Nazis, wie zum ehemaligen Gauleiter von Hamburg, Kaufmann, oder zu 
Werner Best, dem Stellvertreter von Heydrich.58 

Auch die Wirtschaft bot ehemaligen GG-Beamten günstige Bedingungen, um 
sozial und beruflich wieder aufzusteigen. Dr. Ludwig Losacker wurde 1948 
Hauptgeschäftsführer der Arbeitgeberverbände der Deutschen Chemischen In­
dustrie, und Anfang 1960 stieg er sogar zum Direktor des Deutschen Industrie-
Instituts in Köln auf. Auch Friedrich Sauermann, der Stadthauptmann in Lublin 
und Kreishauptmann in Biała Podlaska, war nach dem Kriege als Geschäftsfüh­
rer des Fach- und Arbeitgeberverbandes der Chemischen Industrie tätig. „Zu­
fällig" arbeitete auch in dem Industrie-Institut in Köln Dr. Fritz Arlt, der die 
Abteilung BuF in Krakau aufgebaut hatte. In den sechziger Jahren wurde Arlt 
sogar stellvertretendes Kuratoriumsmitglied des Deutsch-Französischen 
Jugendwerkes. Ein Rassenfanatiker und Judenhasser sorgte nun für die Jugend­
erziehung und Völkerverständigung.59 

56 BAD-H, ZA V 217, Bl. 548-550. 
57 ZStL 1434/61, B1.287; ebenda 74/59, Bl.2582; ebenda 268/59, Bl.2582, 2595; „Wer ist 

Wer?" von 1962. 
58 Ausführlich dazu Herbert, Best, S. 461-476. 
59 Biographischer Anhang; Die Tat vom 8.1.1966, Nr. 2, S.5. 
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Andere ehemalige GG-Beamte waren zwar nicht so erfolgreich wie Losacker, 
sie konnten aber auch sichere Positionen erreichen. Dr. Frauendorfer, der in 
Krakau die Hauptabteilung Arbeit leitete, fand Beschäftigung bei der Allianz-
Versicherung wie auch Dr. Gerhard von Jordan, der ehemalige stellvertretende 
Kreishauptmann in Kolomea und Zlotschow. Dr. Frauendorfer engagierte sich 
politisch in der CSU, brachte es dort zum zweiten Landesschatzmeister und 
rückte 1963 sogar in den Bundestag nach.60 

Claus Volkmann, den ehemaligen KH in Krasnystaw, Kolomea und Lowitsch 
(Łowicz), verschlug es 1948 nach London, wo er als Auslandskorrespondent 
der FAZ und dann der „Welt" arbeitete. Er begann sich auch literarisch zu betä­
tigen, wobei ihm die Probleme der Dritten Welt besonders am Herzen lagen. 
Ende der fünfziger Jahre kehrte er nach Deutschland zurück, arbeitete u. a. für 
den „Stern". In den siebziger Jahren wurde er sogar Mitglied im Beirat der „Ge­
sellschaft für Bedrohte Völker" (!), ohne sich zuvor für seine Beteiligung an der 
Juden- und Polenverfolgung im GG wenigstens entschuldigt zu haben, ge­
schweige denn, daß er dafür bestraft worden wäre. Dies erscheint wie ein maka­
brer Scherz. 

Dr. Josef Schöningh, der stellvertretende KH in Tarnopol (April 1942 -
1944), war der erste Herausgeber der „Süddeutschen Zeitung".61 Der ehema­
lige Kamerad von Volkmann und Schöningh Joachim Nehring, der KH in Ka­
mionka, hatte ebenfalls literarische und journalistische Ambitionen. Er betä­
tigte sich nach 1945 für obskure national eingestellte Blätter und Zeitschriften, 
allerdings mit viel weniger Erfolg. Hellmut Körner, der erste Leiter der Haupt­
abteilung Ernährung und Landwirtschaft, bestritt seinen Unterhalt ebenfalls als 
Journalist und Prokurist.62 

Viele ehemalige höhere Beamte und leitende Angestellte aus dem GG ließen 
sich als Rechtsanwälte und Notare nieder. So z.B. Adolf Schmidt, der KH aus 
Krasnystaw, oder Friedrich Schmidt, der offensichtlich das Massaker in Cho­
dów bei Miechów organisiert hatte. Dieser betätigte sich als Anwalt und Notar 
in Schleswig und brachte es dort zu Wohlstand und Ansehen.63 Der ehemalige 
KH in Biłgoraj und dann in Cholm, Werner Ansei, wurde bereits 1948 Landrat 
in Crailsheim; eine ähnliche Laufbahn machte der KH in Zamość, Helmuth 
Weihenmaier, der Landrat in Freudenstadt/Schwarzwald wurde. 

60 Die Tat vom 6.7.1963, Nr. 27, S.5; Interview mit v. Jordan, 18.6.1997. 
61 ZStL 202 AR-Z 76/61, Bl. 674; Volkmann an Verfasser, 12.9.1997. 
62 ZStL 10 Ks 9 Js 544/64 (Landgericht Städte), Urteil vom 23.10.1981; Auskunft ZStL. 
63 Biographischer Anhang; ZStL 206 AR-Z 40/62, Bl. 718-720. 
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2.3 Zäsur Anfang der sechziger Jahre: Bedrohung des beruflichen und sozialen 
Status. Der späte Versuch der bundesdeutschen Justiz, die NS-Verbrechen 
aufzuklären und zu ahnden 

Das ausgesprochen günstige Klima für die ehemaligen NS-Täter vom Anfang 
der fünfziger Jahre kühlte sich nach einigen Jahren merklich ab. Ab Ende der 
fünfziger Jahre wandelte sich allmählich die Einstellung von Teilen der west­
deutschen Bevölkerung gegenüber NS-Herrschaft und NS-JVJassenverbrechen. 
Immer mehr Menschen wurden sich der Dimension und Ungeheuerlichkeiten 
von NS-Verbrechen und auch der Tatsache, daß die meisten Verantwortlichen 
unbestraft blieben, bewußt. Im Jahre 1959 wurde die Ludwigsburger Zentrale 
zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen gegründet. Ihre Aufgabe war 
es, die NS-Verbrechen systematisch aufzuklären und die Täter zu verfolgen. Der 
Eichmann-Prozeß in Jerusalem und der Auschwitz-Prozeß sensibilisierten die 
öffentliche Meinung und führten die unbewältigte Vergangenheit kraß vor Au­
gen.64 

Bald begannen die ehemaligen NS-Täter, dieses veränderte Klima zu spüren. 
Die Staatsanwälte begannen gegen sie zu ermitteln, die ersten Verfahren wurden 
eingeleitet und auch schon Urteile gefällt. Bis zur Gründung der Ludwigsburger 
Zentrale wurden nur dann Ermittlungsverfahren eingeleitet, wenn ein konkre­
tes Verbrechen und auch der dafür Verantwortliche angezeigt wurde. Da die 
meisten Opfer tot waren, in der Heimat blieben oder in andere Länder auswan­
derten, fühlten sich die NS-Täter relativ sicher: Wo kein Kläger war, gab es kei­
nen Richter. Die Ludwigsburger Zentrale ermittelte dagegen systematisch. 

Unter den NS-Tätern, die mittlerweile in die westdeutsche Gesellschaft inte­
griert waren, begann sich Unruhe zu verbreiten, von der auch die ehemaligen 
GG-Beamten erfaßt wurden. Denn bald wurden Staatsanwälte, die zum Kom­
plex des Massenmordes an Juden im GG ermittelten, zwangsläufig auf die Zivil­
verwaltung aufmerksam. Bis dahin war in Westdeutschland die gängige Vor­
stellung, für das Genozid an Juden im GG seien ausschließlich SS und Polizei 
verantwortlich. Dazu haben die ehemaligen GG-Beamten wesentlich beigetra­
gen. Sie beteuerten in ihren Nachkriegsaussagen alle einstimmig, daß für die 
Judenangelegenheiten und das Genozid ausschließlich SS und Polizei zuständig 
gewesen wären. So log z. B. Dr. Losacker im Jahre 1947, daß er als KH in Jasło 
„keine Zuständigkeiten hatte [...] auf folgenden Gebieten: SS und Polizei, Ju­
denverfolgung, Konzentrationslager, Arbeiterverschleppung, Gerichtswesen, 

64 Mehr dazu Herbert, Best, S. 492-510. 
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Abschleppen von Anlagen, Wirtschaftsgütern oder Kunstschätzen".65 Solche 
Beispiele könnte man beliebig fortführen. 

Später, Ende der fünfziger Jahre, versuchte man, diese Behauptungen sogar 
mit „wissenschaftlichen" Methoden zu untermauern. So sammelte Dr. Hans 
Hopf, ein Mitarbeiter des Bundesarchivs in Koblenz, Berichte von ehemaligen 
GG-Beamten, die die Verhältnisse im GG schilderten. Dr. Hopf war während 
des Krieges in der Abteilung BuF als Referent in Krakau beschäftigt gewesen. In 
diesen „Tatsachen"-Berichten sucht man vergeblich nach Hinweisen darüber, 
daß die Zivilverwaltung etwas mit Judenangelegenheiten zu tun hatte außer mit 
der jüdischen Fürsorge. Man findet überhaupt keine Hinweise für die Mitver­
antwortung der Angehörigen der Zivilverwaltung an der Terror- und Vernicht­
ungspolitik im GG.66 

Diese Versuche, die ganze Schuld an der Vernichtungspolitik gegenüber Ju­
den auf SS und Polizei abzuwälzen, unterstützten indirekt und unfreiwillig die 
ersten Holocaust-Historiker. Gerald Reitlinger, der das erste Standardwerk 
über die Endlösung verfaßte, kam z. B. zu der Überzeugung, daß die Zivilver­
waltung nicht von dem laufenden Massenmord unterrichtet gewesen wäre und 
diesen auch nicht beeinflußt hätte.67 

2.3.1 Die Ermittlungen gegen die ehemaligen Mitarbeiter der BuF 

Eines der ersten Verfahren gegen die ehemaligen Mitarbeiter der Zivilverwal­
tung im GG, die in dem für sie rauheren Klima stattfanden, war das gegen die 
Angehörigen der Regierung des GGs. Im Jahre 1962 leitete die Zentrale Stelle 
für die Bearbeitung von nationalsozialistischen Massenverbrechen in Dort­
mund ein Ermittlungsverfahren gegen den Leiter der HA Innere Verwaltung, Dr. 
Siebert, den Leiter der Abteilung BuF, Lothar Weirauch,68 und seine Mitarbei­
ter, Dr. Walter Fohl, Herbert Heinrich, Richard Türk und Fritz Reuter wegen 
Verdachts auf Beihilfe zum Mord. Es wurde ihnen vorgeworfen, die Aussied­
lung der Juden aus Mielec in den Distrikt Lublin organisiert und durchgeführt 
zu haben, um sie in der Nähe des Vernichtungslagers Bełżec zu konzentrieren, 

65 Bericht Losackers über seine Tätigkeit in Polen, 14.6.1947: AGK BD 13, Bl.4-9. 
66 Vgl. Bestand Ost-Dokumentation über GG im Bundesausgleichsarchiv in Bayreuth. 
61 Reitlinger, Endlösung, S. 282-284, 286. 
68 Gegen Weirauch wurde bereits seit 1960 auf Grund der Anzeige des Schriftstellers Chri­

stoph Harlan ermittelt. 1962 wurde das Verfahren eingestellt: ZStL 1434/61, Bd. 1. 
Bl. 170. 
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wodurch ihre Ermordung erleichtert wurde. Hinzu kam die Beteiligung an De­
portationen von nichtpolnischen Juden in den Distrikt Lublin.69 

Bemerkenswert ist die Taktik, welche die Beschuldigten dabei anwandten. Da 
die Beweislage eindeutig war, leugneten sie nicht, die Deportationen durchge­
führt zu haben oder daran beteiligt gewesen zu sein. Allerdings behaupteten sie, 
sie hätten keine Kenntnis davon gehabt, was mit den in den Distrikt Lublin de­
portierten Juden anschließend geschehen würde. Die Beschuldigten beteuerten 
einstimmig, daß sie glaubten, es habe sich um dabei echte Aussiedlungen gehan­
delt. Von der Ermordung hätten sie erst im nachhinein erfahren, wenn über­
haupt. 

Diese Taktik erwies sich als sehr wirksam und sollte bald Schule machen. Der 
ermittelnde Staatsanwalt sah sich veranlaßt, die Ermittlungen trotz „fortbeste­
henden Verdachts" einzustellen. Denn die Einlassung der Beschuldigten, „im 
Frühjahr 1942 von der planmäßigen Vernichtung des Judentums keine Kenntnis 
gehabt zu haben, ist mangels geeigneter Beweismittel nicht zu widerlegen".70 

Damit waren diese Deportationen zwar objektiv Beihilfe zum Mord, subjektiv, 
vom Standpunkt der Beschuldigten, aber nicht. Den Fall Weirauch erläuterte 
z. B. der Staatsanwalt wie folgt: 

„Seine Mitwirkung an der Mielec-Aktion ist aus den Urkunden erwiesen. Da die Aussied­
lung der Juden aus Mielec in den Lubliner Raum der Auftakt und die Voraussetzung für die 
alsbald nachfolgende Tötung der Juden in den Vernichtungslagern war, stellt sich seine Tä­
tigkeit objektiv als Beihilfe zum Mord dar. Die subjektiven Voraussetzungen einer Strafbar­
keit seines Verhaltens lassen sich jedoch nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen."71 

Von diesem Verfahren wurden die Fälle von Richard Türk und Fritz Reuter ab­
getrennt und an die Staatsanwaltschaft Mainz abgegeben, weil sie zusätzlich 
von einem Zeugen belastet wurden, sie hätten sich persönlich an den „Aussied­
lungsaktionen" in Lublin beteiligt. Zwei Jahre später wurden auch diese Ermitt­
lungen eingestellt, weil die Staatsanwaltschaft in Mainz die belastenden Aus­
sagen als unglaubwürdig einstufte und im übrigen die Auffassung teilte, die 
Zivilverwaltung habe bis zum Sommer 1942 keine Kenntnis von dem laufenden 
Massenmord an Juden gehabt.72 Im Endeffekt hat sich kein ehemaliger Mitarbei­
ter der BuF je vor einem bundesdeutschen Gericht verantworten müssen. 

Darüber hinaus liefen noch Ermittlungsverfahren gegen zwei Mitglieder der 
Regierung in Krakau, Ludwig Losacker und Jost Walbaum, den Leiter der Ab-

69 Verfügung der StA Dortmund, 2.9.1964: Ebenda. 
70 Ebenda, Bl. 95-101. 
71 Ebenda, BL 96 f. 
72 Verfügung der StA Mainz, 16.5.1966: Ebenda, Bl. 1339-1401. 
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teilung Gesundheit. Beide Ermittlungsverfahren wurden jedoch 1963 mangels 
Beweisen eingestellt.73 

2.3.2 Die Ermittlungen gegen die Kreishauptleute 

Anfang der sechziger Jahre leitete man auch die ersten Ermittlungsverfahren ge­
gen Kreishauptleute ein. Diese Ermittlungen ergaben sich aus den Erkenntnis­
sen einzelner Staatsanwälte, als sie gegen die Angehörigen des SS- und Poli­
zeiapparates ermittelten. So schrieb der Staatsanwalt I. aus Hildesheim, der zum 
Komplex der NS-Massenverbrechen im Distrikt Lublin ermittelte, an seinen 
Kollegen in Stuttgart: 

„Auf Grund der von mir gesammelten Erfahrungen bin ich davon überzeugt, daß im Di­
strikt Lublin die Kreishauptleute ausnahmslos in die Vernichtungsaktionen des Jahres 1942 
eingeschaltet gewesen sind. f. .."| Als der ehemalige Polizeiobermeister a.D. Josef Schmidt 
mir gegenüber im Jahre 1961 erstmals angab, er habe im Mai 1942 von der Kreishaupt­
mannschaft Cholm die telefonische Weisung erhalten, vom Judenrat in Włodawa 400 Juden 
entgegenzunehmen und diese einem SS-Kommando zum Abtransport zu übergeben, war 
mir noch nicht bewußt, was mir erst in späteren Verfahren klar geworden ist, daß nämlich 
an dieser Aktion tatsächlich die Kreishauptmannschaft Cholm mitgewirkt haben muß." 7 4 

Die ermittelnden Staatsanwälte erkannten früh, wie wichtig es war, die Ermitt­
lungen gegen die Kreishauptleute zu koordinieren. Diese Aufgabe übernahm die 
Zentrale Stelle in Ludwigsburg, welche die zuständigen Staatsanwaltschaften 
(entscheidend war der Wohnort des Beschuldigten) mit Ermittlungen beauf­
tragte. Darüber hinaus leistete die Zentrale Stelle dokumentarische Hilfe, d.h., 
ihre Mitarbeiter suchten in verschiedenen Archiven nach Dokumenten, die als 
Beweise verwendet werden konnten. Denn um die Beteiligung der Kreishaupt­
leute an der Vernichtung der Juden im GG zu beweisen, mußte zunächst doku­
mentarisches Material erforscht und zusammengestellt werden, das verstreut in 
verschiedenen Archiven aufbewahrt wurde. 

In den sechziger Jahren wurde in mindestens 38 Fällen gegen Kreishauptleute 
ermittelt. In seltenen Fällen kam es zur Anklageerhebung und in keinem zur Ver­
urteilung. Das betraf folgende Kreishauptleute aus dem Distrikt Lublin: Hel-
muth Weihenmaier, Werner Ansei, Hans Augustin und Otto Busse. Hinzu 
kamen noch Ermittlungsverfahren gegen Hans-Adolf Asbach und Claus Volk-

73 Siehe Biographischer Anhang; Hilberg, Vernichtung, S. 1183. 
74 Staatsanwalt I. an StA Stuttgart, 30.1.1967: HStA Nds. 721 Hild., Acc 39/91 Nr. 28/193, 

Bl.l56f. 
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mann; hierbei handelte es sich allerdings um Verbrechen, die im Distrikt Gali-
zien begangen worden waren. Zu einer Anklageerhebung reichte es aber in nur 
zwei Fällen und zwar bei Hans Augustin und Otto Busse. Otto Busse beging 
kurz vor der Eröffnung des Verfahrens Selbstmord, weil ihm offensichtlich die 
Beweislast für seine Beteiligung an den Deportationen von Juden in die Vernich­
tungslager zu erdrückend erschien, was er bis dahin aber konsequent geleugnet 
hatte. Hans Augustin wurde dagegen 1975 außer Verfolgung gesetzt.75 Hierbei 
sei erwähnt, daß Otto Busse kein Jurist war und anscheinend keine Kontakte zu 
seinen ehemaligen Kollegen unterhielt. 

2.3.3 Bilanz der Ermittlungen der bundesdeutschen Justiz 

Vom juristischen Standpunkt aus waren die Ermittlungen gegen ehemalige Mit­
arbeiter der Zivilverwaltung in den sechziger und siebziger Jahren ein Mißer­
folg, denn keiner von ihnen wurde, soweit ich ermitteln konnte, rechtskräftig 
verurteilt. Die Ursachen für dieses Versagen der bundesdeutschen Justiz sind 
vielfältig und nicht nur auf Unvermögen oder Unwillen der deutschen Justiz zu­
rückzuführen. Im folgenden werde ich einige von ihnen kurz erörtern. 

Es vergingen in der Regel über 20 Jahre, bevor man Ermittlungen einleitete. 
Die meisten Augenzeugen, die Opfer, wurden während des Krieges getötet. Die 
Überlebenden wanderten meistens in andere Länder aus. Die zeitliche Distanz 
führte dazu, daß sich die Überlebenden oft nicht mehr an alle Einzelheiten erin­
nern konnten, sofern sie etwas wußten. Für einen Anwalt war es leichtes Spiel, 
solche Zeugen in Widersprüche zu verwickeln und so ihre Glaubwürdigkeit in 
Frage zu stellen. Polnische oder sowjetische Bürger als mögliche Augenzeugen 
zu gewinnen, war aus technischen wie politischen Gründen schwierig. Die Be­
schuldigten unterstützten sich dagegen gegenseitig mit entlastenden Aussagen. 

Die GG-Beamten wandten bei den gegen sie eingeleiteten Ermittlungen eine 
sehr wirksame Taktik an. Solange die Beweise dürftig waren, stritten sie jegliche 
Beteiligung an dem Genozid an den Juden ab. Wenn sich Beweise verdichteten, 
ging man dazu über, sich nicht mehr an die Geschehnisse erinnern zu können. 
Falls es jedoch dem Staatsanwalt gelang, trotzdem eine Deportation zu rekon­
struieren und die Beteiligung der Betroffenen nachzuweisen, behauptete man, 
zum Zeitpunkt der Deportation keine Kenntnis davon gehabt zu haben, daß die 
deportierten Juden ermordet werden sollten. Somit handelten die Betroffenen 
vom juristischen Standpunkt aus nicht vorsätzlich. Folglich konnte diese Tat 

75 Siehe Biographischer Anhang 
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nicht als Beihilfe zum Mord qualifiziert werden, sondern höchstens als Beihilfe 
zum Totschlag. Beihilfe zum Totschlag verjährte aber nach deutschem Straf­
recht nach 15 Jahren, d.h., im Jahre 1960 waren diese Taten bereits verjährt. 
Somit bestand seit 1960 in der Praxis keine Chance, einen Mitarbeiter der Zivil­
verwaltung im GG wegen Deportationen in die Vernichtungslager zu verurtei­
len, sofern der Betroffene konsequent blieb und die Kenntnis von bevorstehen­
den Tötungen der Deportierten leugnete. 

Es blieben noch Fälle, in denen sich GG-Beamte persönlich an Morden betei­
ligt hatten. Auch hier blieb man ohne Erfolge, denn es war äußerst schwierig, 
dies nach über 20 Jahren zu beweisen. Wenn dies gelang wie im Fall von Dr. 
Friedrich Schmidt, der den Massenmord in Chodów bei Miechów organisierte, 
wandten die Richter das Prinzip in dubio pro reo sehr „großzügig" an und lie­
ßen den Angeklagten trotz „des fortbestehenden erheblichen Verdachts" frei. 
Man gewinnt zuweilen den Eindruck, daß sich einige Richter und auch Staats­
anwälte schwer taten, ihre Berufskollegen als NS-Täter zu verfolgen, denn fast 
alle Beschuldigten waren Juristen. Möglicherweise wirkte hierbei eine Art von 
Korpsgeist mit. 

Die Tatsache, daß die meisten Beschuldigten Juristen waren, führte dazu, daß 
sie den ermittelnden Staatsanwälten im Fachwissen ebenbürtig waren, wenn 
nicht überlegen. Sie wußten ganz genau, was sie sagen durften und was nicht, 
um sich selbst nicht zu belasten. Man kann sich die Schwierigkeiten eines Staats­
anwalts vorstellen, der gegen einen Bundesrichter zu ermitteln hatte wie im Fall 
von Dr. Zinser, dem ehemaligen Kreishauptmann in den Distrikten Galizien 
und Krakau.76 

Hinzu kam, daß die ehemaligen GG-Beamten seit Jahren untereinander ge­
sellschaftliche und berufliche Kontakte unterhielten. Als sie sich nun seit An­
fang der sechziger Jahre mit einer Welle von Ermittlungsverfahren konfrontiert 
sahen, nutzten sie diese Kontakte aus, um sich abzusprechen, Protokolle auszu­
tauschen77 und sich gegenseitig mit Zeugenaussagen zu unterstützen. So trat Dr. 
Ludwig Losacker, der sich nach 1945 den Nimbus eines „Widerständlers" ver­
schaffte, fast in jedem Verfahren gegen GG-Beamte als Entlastungszeuge auf.78 

Man fürchtete offensichtlich den Präzedenzfall, der einen sogenannten Do­
mino-Effekt auslösen könnte, d. h., nachdem der erste ehemalige GG-Beamte 
rechtskräftig verurteilt worden wäre, hätten es die ermittelnden Staatsanwälte 
einfacher gehabt, auch die übrigen zu überführen. 

76 Sandkühler, Endlösung, S. 456. 
77 Über solche Praktiken berichtete beispielsweise Dr. Hammerle, der ehemalige Inspekteur 

des Sonderdienstes im GG. Vern. vom 8.3.1967: ZStL 208 AR-Z 76/61, B1.2412. 
78 Sandkühler, Endlösung, S. 450. 
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Wie bereits erwähnt, waren die Ermittlungen gegen die GG-Beamten juri­
stisch gesehen ein Fehlschlag, ähnlich wie gegen die übrigen NS-Täter. Nichts­
destoweniger war die mühsame Arbeit der Staatsanwälte nicht ganz umsonst. 
Ulrich Herbert stellte fest: 

„Die Zehntausende von Untersuchungen, Befragungen und Verhören führten bei den da­
von Betroffenen seit den frühen sechziger Jahren doch zu ganz nachhaltiger Aufregung, weil 
das schon für sicher gehaltene Leben ohne Vergangenheit nun gefährdet war. Die meisten 
ehemals führenden NS-Funktionäre, soweit sie an Verbrechen beteiligt oder dafür verant­
wortlich gewesen waren, blieben bis zu ihrem Lebensende zwar in Freiheit und lebten nicht 
selten auch in beträchtlichem Wohlstand, aber doch in Furcht und Bangen vor der Entdek-
kung ihrer Vergangenheit, vor neuen Verfahren und vor ihrer Enttarnung in ihrem bürgerli­
chen Umfeld."79 

Die ehemaligen GG-Beamten hatten aber besonders viel zu verlieren, denn sie 
waren inzwischen voll in die westdeutsche Gesellschaft integriert, erzielten wie­
der berufliche Erfolge und genossen großes Ansehen. Ein erfolgreiches Verfah­
ren hätte eine Katastrophe bedeutet, von der sich der Betroffene wahrscheinlich 
nie mehr erholt hätte wie nach 1945, weil es sich um ältere Männer handelte. So 
schrieb im Juli 1966 Ludwig Losacker tröstend und bemitleidend an seinen Ka­
meraden Hans-Adolf Asbach, gegen den ein Ermittlungsverfahren von 1961 bis 
1976 lief: 

„Zunächst bekümmert es mich sehr, daß es Ihnen gesundheitlich so schlecht geht. Ihr Zu­
stand ist allerdings erklärlich, wenn man berücksichtigt, was Sie durchzumachen haben. Ich 
wünsche Ihnen von Herzen, daß man endlich die untauglichen Versuche der Vergangen­
heitsbewältigung einstellt,"80 

Auch die veränderte Einstellung großer Teile der westdeutschen Bevölkerung 
gegenüber den NS-Verbrechen und den Tätern brachte erhebliche Gefahren und 
Unannehmlichkeiten für die Betroffenen mit sich. Das Klima für die NS-Täter 
wurde immer rauher. Dies sei am Beispiel von Claus Volkmann erläutert. Volk­
mann, der Ende der fünfziger Jahre aus England nach Deutschland zurück­
kehrte, veröffentlichte nicht unter seinem echten Namen, sondern unter dem 
Pseudonym Peter Grubbe. Seinen Arbeitskollegen im „Stern" oder in der „Zeit" 
verheimlichte er seine NS-Vergangenheit, und behauptete, er sei lediglich einfa­
cher Soldat gewesen. Das Ermittlungsverfahren gegen ihn, das die StA Dort­
mund in den sechziger Jahren einleitete, wurde bald eingestellt. Danach hoffte 
Volkmann, ohne seine NS-Vergangenheit ungestört leben zu können. Erst 1995 

79 Ulrich Herbert, Als Nazis wieder gesellschaftsfähig wurden, in: Die Zeit vom 10.1.1997. 
80 Losacker an Asbach, 13.7.1966: ZStL 208 AR-Z 76/61, Bl. 1727. 
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holte ihn seine Vergangenheit ein, als die Taz und dann andere Zeitschriften ver­
öffentlichten, daß Peter Grubbe alias Claus Volkmann, der angesehene Journa­
list und Sachbuchautor, im GG Kreishauptmann gewesen war und sich aktiv an 
antijüdischen Maßnahmen und dem Genozid an Juden beteiligt hatte. Sein Ruf 
war mit einem Schlag ruiniert.81 

Ein anderes nicht zu vernachlässigendes Ergebnis dieser Ermittlungen ist der 
enorme Gewinn für die Geschichtsforschung. Das von der Zentralen Stelle in 
Ludwigsburg zusammengetragene Material, die unzähligen Vernehmungen, Be­
fragungen und Gutachten haben einen sehr hohen historischen Wert. Sie erlau­
ben, viele Geschehnisse und Vorgänge aufzuklären, die anhand der überliefer­
ten Dokumente nicht zu rekonstruieren wären, und erweitern die Kenntnisse 
über dieses dunkle Kapitel der Menschheitsgeschichte. Die Bestände der Lud­
wigsburger Zentralen Stelle und die Akten der abgeschlossenen Verfahren, die 
sich meist in den jeweiligen Landesarchiven befinden, sind von unschätzbarem 
Wert für jeden Historiker, der über die NS-Zeit forscht. 

81 Die Tageszeitung vom 29.9., 2., 9., 10., 13., 21., 25.10.1995, 22.5., 10.7.1996. 



STRESZCZENIE 

Niemiecka adminstracja cywilna a prześladowanie Żydów w Generalnym Gu­
bernatorstwie, Gase study o dystrykcie lubelskim 1939-1944. 

Historia prześladowania ludności żydowskiej i jej zagłady oraz historia struk­
tur i funkcjonowania niemieckiego aparatu okupacyjnego podczas II wojny 
światowej jest tematem kluczowym historii współczesnej. Odpowiednio ob­
szerna jest też literatura tematu. W literaturze jak i w stanie badań o holocauście 
zauważalna jest jednak osobliwa dychotomia. Ukazały i ukazują się nadal bo­
wiem liczne opracowania na temat losu społeczności żydowskiej w Niemczech i 
Europie Zachodniej w tym okresie. Zadziwijajaco mało jest jednak opracowań 
na temat losu Żydów w okupowanej Polsce, gdzie znajdowało się przed wojną 
największe skupisko ludności żydowskiej w Europie. Wystarczy wspomnieć, że 
w roku 1939 w samej tylko Warszawie mieszkało więcej Żydów niż na obszarze 
całych Niemiec. Podobnie ma się rzecz z naukowymi opracowaniami na temat 
niemieckiego aparatu okupacyjnego w okupowanej Polsce. 

Przedłożona praca łączy w sobie obydwa te wątki historyczne na przykładzie 
dystryktu lubelskiego, na którego terenie powstały pierwsze obozy zagłady ze 
stacjonarnymi komorami gazowymi. Z Lublina, stolicy dystryktu, kierowana 
była też „Akcja Reinhardt", kryptonim planu, mającego na celu zagładę lud­
ności żydowskiej w Generalym Gubernatorstwie (dalej GG). 

Opracowanie opiera się na niezwykle szerokiej bazie źródłowej. Przede 
wszystkim wykorzystane zostały bogate zasoby archiwalne Głównej Komisji 
Badania Zbrodni Hitlerowskich w Warszawie (obecnie Instytut Pamięci Naro­
dowej) oraz Archiwum Państwowego w Lublinie. Bardzo ważnymi okazały się 
akta śledcze niemieckich prokurator i sądów z powojennych procesów prze­
ciwko przestępcom nazistowskim. Ponadto wykorzystana została literatura pa­
miętnikarska, uzupełniona wypowiedziami świadków tych wydarzeń. 

Niniejsza praca składa się z trzech zasadniczych części. Pierwsza część trak­
tuje o budowie, strukturze, funkcjonowaniu oraz składzie personalnym 
niemieckiego aparatu administracji cywilnej w GG. Omawiane są szczeble: cen­
tralny, czyli tak zwany rząd GG oraz dystryktu i powiatowy na przykładzie dy­
stryktu lubelskiego. Stosunkowo dużo uwagi poświęcono powiatom i staro­
stom powiatowym, ponieważ rola tych ostatnich w kształtowaniu okupacyjnej 
rzeczywistości była bardzo doniosła a równocześnie w dotychczasowej litera­
turze przedmiotu niedoceniana. 
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W dwóch następnych rozdziałach omawiane są prześladowania i zagłada 
ludności żydowskiej w GG. Pytanie, jaką rolę odgrywała administracja cywilna 
w prześladowaniu ludności żydowskiej, a szczególnie w procesie jej fizycznej 
zagłady, jak na razie nie znalazło odpowiedzi w literaturze o holocauście. W 
dwóch następnych rozdziałach (drugim i trzecim) opracowane jest to właśnie 
zagadnienie. Drugi rozdział dotyczy polityki antyżydowskiej w okresie od po­
czątku okupacji do zimy 1941/42. W trzecim rozdziale omawiane są początki i 
przebieg „Akcji Reinhardt" z perspektywy niemieckiego aparatu administra­
cyjnego. 

Podział ten był konieczny ze względów metodologicznych. Drugi rozdział do­
tyczy bowiem antyżydowskiej polityki niemieckich okupantów, której celem 
była „aryzacja" gospodarki, praca przymusowa i całkowita izolacja społe­
czeństwa żydowskiego od nieżydowskiego oraz ostateczna deportacja ludności 
żydowskiej z GG. Plan ten został porzucony, zdaniem autora na jesieni 1941, na 
rzecz koncepcji wymordowania Żydów, znanej pod nazwą „Akcja Reinhardt". 
Rozdział trzeci traktuje o udziale niemieckiej administracji cywilnej w „Akcji 
Reinhardt". 

Część druga zajmuje się warunkami wyjściowymi dla przyszłej polityki anty­
żydowskiej, tj. liczbą ludności żydowskiej, jej strukturą zawodową i socjalną 
oraz stosunkami panującymi między ludnością żydowską a nieżydowską. Na­
stępnym krokiem jest przedstawienie pierwszych posunięć antyżydowskich nie­
mieckich okupantów oraz spór o kompetencje w tym względzie pomiędzy ad­
ministracją cywilną a aparatem SS i policji. Do lata 1940 udało się aparatowi 
administracyjnemu zdobyć większość tych kompetencji, a mianowicie w spra­
wach gospodarczych (aryzacja), aprowizacyjnych, pobytu (osadzanie w get­
tach), izolacji przestrzennej, oznakowania, zarządzania radami żydowskimi. 
Wszystkie te aspekty zostały opracowane z wyszczególnieniem tych oddziałów 
aparatu adminstracyjnego, które były odpowiedzialne za poszczególne aspekty 
polityki antyżydowskiej. Rozdział ten kończy się omówieniem skutków, jakie 
polityka ta wywarła na społeczeństwie żydowskim oraz opisaniem postaw nie­
mieckiej ludności zatrudnionej w aparacie okupacyjnym wobec ludności ży­
dowskiej. 

Trzecia część zaczyna się analizą początków „Akcji Reinhardt" i roli jaką w 
tym procesie odegrała administracja cywilna z Hansem Frankiem na czele. 
Dużo uwagi poświęcono motywacji, która doprowadziła do tej decyzji. W dal­
szej części opisane są przygotowania aparatu administracyjnego do akcji za­
głady ludności żydowskiej w GG. 

Szczegółowo opracowany jest udział administracji cywilnej dystryktu lubels­
kiego, w szczególności starostów powiatowych oraz wydziału ludnościowego i 
opieki na szczeblu dystryktu. To właśnie starostowie powiatowi organizowali 
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często pierwsze deportacje do obozów zagłady. Wydział ludności i opieki koor­
dynował te deportacje między starostami a sztabem „Akcji Reinhardt". 
Stan ten trwał do lata 1942 roku, gdy rozpoczęła się druga faza zagłady lud­

ności żydowskiej w GG. Od tego momentu sztab „Akcji Reinhardt" koordy­
nował i organizował deportacje do obozów zagłady, administracja zaś odgry­
wała w procesie tym znaczna aczkolwiek pomocniczą rolę. 

Zagłada większości ludności żydowskiej i formalne przejęcie wszystkich 
kompetencji wobec spraw żydowskich przez aparat SS i policji nie oznaczały 
jednak, że od tego momentu administracja cywilna nie miała żadnej styczności 
ze sprawami żydowskim. Przedmiotem sporu między rządem Franka a apara­
tem SS i policji stał się między innymi problem pozostawionego majątku żydow­
skiego. 

Bardzo ważnym aspektem pracy jest próba analizy postaw członków admini­
stracji oraz ogólnie ludności niemieckiej w GG w obliczu zagłady ludności ży­
dowskiej. 

W zakończeniu podsumowana została polityka prześladowania i zagłady 
ludności żydowskiej w GG. Omówiony został również powojenny los człon­
ków administracji cywilnej w GG; tylko część z nich została ukarana, większość 
uniknęła odpowiedzialności za swoje czyny. W okresie gospodarczej prosperity 
Republiki Federalnej Niemiec większość z nich znalazła pracę w aparacie spra­
wiedliwości, jako sędziowie i adwokaci, w administracji oraz w wolnej gospo­
darce. Wielu z nich mogło poszczycić się znaczącymi karierami jak np. sędzio­
wie sądu najwyższego, ministrowie i sekretarze stanu na szczeblu rządów krajo­
wych. 

Uzupełnieniem są krótkie biografie wybranych członków administracji, na 
których działalność zwrócono szczególną uwagę w niniejszym opracowaniu. 
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Adam, Karl, Dr. jur., geb. 17.2.1899. Pg. offiziell seit 30.6.1926 (Nr. 9.115), für 
die Partei jedoch seit 1923 „ununterbrochen" tätig; Verdienste um die NS-Be-
wegung: Drucker der „Völkischen Nachrichten", Parteirichter. Von Beruf Kir­
chenamtmann in Dresden. Im Jahre 1942 Leitung des Personalamtes im Distrikt 
Lublin. 2.12.1942 Kreishauptmann von Biłgoraj. Am 26.7.1943 wurden Adam, 
sein Kreislandwirt, Geier, und sein polnischer Chauffeur in einem Hinterhalt 
von polnischen Partisanen erschossen. Klukowski kommentierte seinen Tod wie 
folgt: „Kreishauptmann Adam genoß in der polnischen Bevölkerung relativ gu­
ten Ruf und habe angeblich energisch gegen Aussiedlungen sowie Mißhandlun­
gen an der wehrlosen Bevölkerung seines Kreises protestiert."2 

Ansei, Werner, Dr. jur., geb. 24.7.1909 in Eßlingen a.N. Ausbildung: 1918-
1927 Realgymnasium, 1927 Reifeprüfung, Studium der Rechtswissenschaften 
an den Universitäten Tübingen, Berlin und München. 1931 erste jur. Staatsprü­
fung, 11.2.1935 große Staatsprüfung, Dr. jur., danach in Heilbronn als Regie­
rungsrat tätig. Pg seit 1.5.1937 (Nr. 5.252.363) und seit 1.11.1933 in der SA. Im 
Herbst 1939 ins GG abgeordnet, angeblich wegen Differenzen mit Kreisleiter. 
Vom Oktober 1939 bis Ende März 1942 Kreishauptmann von Biłgoraj. Von 
April 1942 bis Dezember 1942 Kreishauptmann in Cholm, anschließend Einbe­
rufung zur Wehrmacht. Nach schwerer Verwundung wieder, ab 1.7.1944, als 
Kreishauptmann in Cholm tätig. Er beantragte im Juli 1940 die Erschießung 
von 7 Personen als Vergeltung für einen Überfall und den Tod eines Gendarme­
riewachtmeisters. Besuchte das Vernichtungslager Sobibór am 18.5.1942 an­
geblich kurz vor der „Inbetriebnahme", organisierte Deportationen in die Ver­
nichtungslager. Ab 1948 als Landrat in Crailsheim tätig. Im Jahre 1968 wurde 
das Verfahren wegen Beihilfe zum Mord gegen ihn eingestellt.3 

1 Es sind in der Regel Kurzbiographien. In einigen Fällen werden sie jedoch ausführlicher, 
wenn diesen Personen größere Bedeutung für diese Untersuchung zukommt und wenn es 
die Quellenlage zuläßt. 

2 BA BDC (Adam); APL GDL 104, B1.4; Klukowski, S.361; v. Jordan, Polnische Jahre, 
S. 160-163 schildert sein Begräbnis. 

3 BA D-H, ZJ 85, A. 10; APL GDL 680, Bl. 87; AGK NTN 273, BL 79-82; ZStL 208 AR-Z 38/ 
62, Bl.447-450; ebenda 208 AR 1269/64 (Dr. Ansei, Werner). 
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Arlt, Fritz, Dr., geb. 12.4.1912 in Niedercunersdorf. Vor der Machtübernahme 
in der Hitlerjugend aktiv, seit 1.11.1932 in der NSDAP (1.376.685). Nach 1933 
Kreisamtsleiter und Kreisbeauftragter für Rassenpolitik; 1936 Amtsleiter für 
Rassenpolitik beim Gau Schlesien in Breslau. Er baute im Herbst 1939 die Ab­
teilung BuF in Krakau auf, September 1940 Beauftragter des RKF in Oberschle­
sien. Einer seiner Krakauer Mitarbeiter sagte in den sechziger Jahren aus: „Je­
denfalls könnte man ihn damals als einen 150igen bezeichnen, der sogar mehr 
wollte als die Angehörigen der Dienststelle Krüger." Nach dem Krieg war Dr. 
Arlt u. a. im Deutschen Industrie-Institut in Köln tätig, sein Vorgesetzter war Dr. 
Losacker; er betätigte sich auch als Berater bei den Gewerkschaften; in den sech­
ziger Jahren war Arlt stellvertretendes Kuratoriumsmitglied des Deutsch-Fran­
zösischen Jugendwerkes.4 

Augustin, Hans, geb. 11.9.1909 in Rastatt. Realgymnasium, 1928 Reifeprü­
fung, Rechtsstudium in Berlin. 1. jur. Staatsprüfung, Referendar, 1936 große 
jur. Staatsprüfung. Danach als Regierungsassessor und dann Regierungsrat bei 
der Gestapo tätig. Pg. seit 1.5.1933, gottgläubig. Sommer 1940 Bewerbung um 
Verwendung im Kolonialdienst (sie!). Mit dem 4.2.1941 zur Dienstleistung in 
der Zivilverwaltung in Lublin abgeordnet. Am 30.3.1941 Leitung des Persona­
lamtes in Lublin. Im September 1941 Kreishauptmann in Cholm, im April 1942 
als Kreishauptmann nach Biłgoraj versetzt. In Biłgoraj führte er Deportationen 
von Juden durch. Zum 1.12. 1942 wurde er zur Wehrmacht einberufen. Am 
2.5.1945 geriet Augustin in amerikanische Kriegsgefangenschaft, interniert bis 
1948. 1952 bis 1955 als Anwalt in Langenhagen bei Hannover. Ab 1955 im Nie­
dersächsischen Landesverwaltungsamt als Oberregierungsrat. In den sechziger 
Jahren wurde gegen ihn ermittelt. Am 1.7.1975 setzte ihn das Landgericht Han­
nover „außer Verfolgung". Augustin starb Anfang der neunziger Jahre.5 

Asbach, Hans-Adolf, geb. 18.9.1904 in Demmin/Mecklenburg. Pg. seit 
30.5.1932 (Nr.2.251.967). Abgeschlossenes Jurastudium. 1934-1939 bei der 
DAF, zunächst als Rechtsberater in Neu-Stettin, danach als Leiter des Sozialam­
tes in Stettin. Ende 1939 meldete er sich freiwillig zum Einsatz im GG. Vom 
1.1.1940 an in der Regierung des GGs bei der Abt. Innere Verwaltung als Grup­
penleiter. Am 15.10.1940 nach Janów Lubelski als Kreishauptmann, bis Ende 

4 BA D-H, ZA 3339, Obj. 13; ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 347; Die Tat, Nr.2, vom 8.1.1966; 
Einzelheiten zur Biographie Arlts finden sich bei Götz, Aly /Karl, Heinz Roth, Die restlose 
Erfassung. Volkszählen, Identifizieren, Aussondern im Nationalsozialismus, Berlin 1984. 
S. 71-74. 

5 BA D-H, ZR 510, A.17; BA BDC (Augustin); APL GDL 103, B1.21; ZStL 208 AR-Z 38/62, 
BL 691-698, 1856-1866. 
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Juli 1941. Ab August 1941 bis Anfang 1943 Kreishauptmann in Brzezany, Di­
strikt Galizien. Im Februar 1943 zur Wehrmacht einberufen. Im April 1945 ge­
riet Asbach in amerikanische Gefangenschaft, im Juni 1945 Entlassung. Danach 
als Landarbeiter und Maurer tätig. 1950 ist Asbach einer der Mitbegründer des 
BHE und Landtagsabgeordneter in Schleswig-Holstein. 1950-1957 Landesmi­
nister für Arbeit, Soziales, Wiederaufbau und Vertriebene. Landesvorsitzender 
des BHE. 1959-1964 Geschäftsführer der Wohnungsbaugesellschaft Nord­
mark. Schließlich als Seminarleiter bei der B. V. Aral in Schledeshausen bei Os­
nabrück. Ermittlungsverfahren der StA Kiel eingestellt. Starb am 31.3.1976 in 
Eutin.6 

Behrend, (Vorname nicht ermittelt), Dr., Landrat, kam im Oktober 1939 nach 
Hrubieszów als Kreishauptmann, dort bis Juni 1940, als er von dem Reichsin­
nenministerium abberufen wurde. Zu Beginn des Überfalls auf die UdSSR soll 
er gefallen sein. Er vertrieb Juden aus Hrubieszów über den Bug und wurde von 
Ukrainern als angeblich „polonophil" denunziert.7 

Boepple, Ernst, Dr. phil, geb. 30.11.1887 in Betzingen/Reutlingen. Gymnasium, 
1905 Abitur. 1905-1910 Studium Geschichte und moderne Sprachen in Tübin­
gen, Paris, Oxford und London, Promotion. 1914-1917 Kriegsdienst als Infan­
terie-Offizier. 1918 Mitglied des Alldeutschen Verbands, gründete am 1.4.1919 
den antisemitischen Deutschen Volksverlag und zusammen mit Alfred Rosen­
berg die Zeitschrift „Der Weltkampf". 1919 Gründungsmitglied der Deutschen 
Arbeiterpartei (Nr. 15.), 1925 Eintritt in die NSDAP (Nr. 3.600). Beamter im 
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultur, 1934 als Staatsrat 
Vertreter des Ministers, 1937 Staatssekretär. Am 25.10.1939 beurlaubt wegen 
Differenzen mit Gauleiter und Innenminister in der bayerischen Landesregie­
rung, Wagner. 1934 Eintritt in die SS, 1939 SS-Oberführer. 1940 Teilnahme am 
Frankreichfeldzug. 1.9.1941 der zweite Staatssekretär in der Regierung des 
GGs, vertritt den Staatssekretär Josef Bühler. Januar 1942 bis Juli 1944 stellver­
tretender Präsident des Instituts für Deutsche Ostarbeit. 1945 zurück in die 
bayerische Ministerialverwaltung. 14.10.1947 Auslieferung aus der amerikani­
schen Besatzungszone nach Polen. 14.12.1949 in Krakau zum Tode verurteilt, 
am 15.12.1950 hingerichtet.8 

6 ZStL 202 AR 76/61, Bl.68-70, 417-428, 3503-3548; Sandkühler, Endlösung, S.453; IZ. 
Dok. 151/17, Bl.29f.; Nachfrage bei der ZSdL. 

7 APL GDL 58, B1.77; AGK GDL 180/1, Bl. 13, 17; ZStL 208 AR-Z 91/61, B1.475 f., 2280. 
8 BA BDC (Boepple); AGK SAKr 1, BL 82-104, 152 f.; Kobierska, Ekstradycja, T. II, S.44f. 
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Brandt, Alfred, geb. 18.5.1895 in Walsee, Kreis Gnesen. Humanistisches Gym­
nasium bis Oberstufe, Ausbildung in der Landwirtschaft. 1914 freiwilliger 
Frontkämpfer, Leutnant, Eisernes Kreuz I. Klasse. Nach Kriegsende Teilnahme 
an Freikorpskämpfen. Ab 1920 Landwirt. 1920-1929 führende Stellung im 
Grenzschutz Ost und in der deutschvölkischen Freiheitsbewegung. Pg. seit 
1.10.1930 (Nr. 314.432) und SA-Angehöriger, gottgläubig. Kreisleiter und 
Kreisbauernführer im Grenzkreis Rummelsburg (Hinterpommern). Am 
1.4.1933 Landrat des Kreises Rummelsburg, nach einem Jahr, am 1.8.1934, 
beim Gauleiterwechsel wegen wirtschaftlicher Unregelmäßigkeiten seiner Äm­
ter enthoben. Bis Ende 1939 Abschnittsfachberater für 5 Kreise im agrarpoliti-
schen Apparat der NSDAP. 13.1.1940 Kreishauptmann in Puławy. Einer der 
schärfsten Kreishauptleute im Distrikt Lublin, Juden- und Polenhasser. Führte 
Deportationen in die Vernichtungslager durch. Bereits im Februar 1941 schlug 
er vor, deutsche Jungbauern im Distrikt Lublin anzusiedeln, polnische Bauern 
zu enteignen, sie zu vertreiben und einen Teil von ihnen als Landarbeiter zu be­
lassen. Im Jahre 1945 soll Brandt in Stolp von den Russen erschossen worden 

* 9 
sein/ 
Bühler, Josef, Dr. jur., geb. 16.2.1904 in Waldsee, Württemberg. Internat in 
Neuburg an der Donau, 1922 Abitur. Studium der Rechtswissenschaften in 
München, Kiel, Berlin und Erlangen, Promotion. 1930-1932 Anwaltsassessor 
und Rechtsanwalt in der Kanzlei von Hans Frank. 1932 Assessor im Staats­
dienst, Frühjahr 1933 Hilfsarbeiter im bayrischen Justizministerium. Pg seit 
1.4.1933. Oktober 1934 ordnete ihn Hans Frank in das Reichsjustizministe­
rium ab. Von 1935 leitender Beamter des Ministerialbüros des Reichsministers 
ohne Geschäftsbereich Hans Frank. 1939 Ministerialrat, 1.12.1939 Ministeri­
aldirektor. 8.12.1939 Chef des Amtes des Generalgouverneurs, 8.3.1940 Staats­
sekretär, seit Mai 1940 Stellvertreter des Generalgouverneurs. Am 25.5.1946 
liefern ihn amerikanische Besatzungsbehörden nach Polen aus; am 10.7.1947 
durch NTN zum Tode verurteilt und am 21.8.1948 hingerichtet.10 

von Burgsdorff, Curt Ludwig Ehrenreich, Dr. jur., geb. 16.12.1886 in Chemnitz. 
Humanistisches Gymnasium, Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in 
Dresden, Freiburg und Leipzig, Promotion. 1910 Verwaltungsbeamter in Sach­
sen. Teilnahme am I. Weltkrieg als Offizier. Nach 1918 als Regierungsamtmann 
in Sachsen. 1928-1933 Amtshauptmann11 in Löbau/Sachsen. Gründungsmit-

9 BA D-H, ZA V 217, Bl. 391-393; BA BDC (Brandt); APL GDL 22, Bl. 5; AGK NTN 280, 
Bl. 159-163; ZStL 208 AR 1434/61, Bd. I, Verfügung vom 2.9.1964, S.41; ebenda, Bl. 481. 

10 BA BDC (Bühler); AGK NTN 512, BL 1-14; Kobierska, Ekstradycja, IL, S.51. 
11 Amtshauptmannschaft, ehemals die 28 untersten staatlichen Verwaltungsbehörden in 



Biographischer Anhang 383 

glied der DNVP. Pg. seit 1.5.1933, SA-Gruppenführer. März 1933 als Nachfol­
ger seines Vaters Kreishauptmann ^Regierungspräsident) in Leipzig. 1.10.1933 
Ministerialdirektor im sächsischen Innenministerium. 1937 wegen Differenzen 
mit Gauleiter Mutschmann als Kreishauptmann nach Leipzig zurückversetzt. 
1938 als Vertreter des Innenministeriums zum Reichsstatthalter Wien abgeord­
net. März 1939 Stabschef des Chefs der Zivilverwaltung in Mähren, Ministeri­
aldirektor beim Reichsprotektor Böhmen und Mähren. April 1939 Unterstaats­
sekretär. 1.4.1942 wegen Differenzen mit Heydrich zur Wehrmacht einberufen. 
November 1943 bis zur Räumung Gouverneur des Distrikts Krakau. Am 
15.6.1945 vom CIC (Counter Intelligence Corps) verhaftet und interniert. 
Zeuge in Nürnberg. 25.6.1946 Auslieferung nach Polen. 6.12.1948 in Krakau 
zu drei Jahren Gefängnis verurteilt, 19.7.1949 Rückführung nach Westdeutsch­
land. Starb in Starnberg am 26.2.1962.12 

Busse, Otto, geb. 20.10.1896. Bis 1915 Realgymnasium in Bernburg. Front­
kämpfer, Eisernes Kreuz II. Klasse, bei Kriegsende Leutnant. Ausbildung in der 
Landwirtschaft, einige Semester Landwirtschaft an den Universitäten Halle und 
Berlin. Als Landwirt in Deutschland, Paraguay und Argentinien tätigt. 1924 er­
warb Busse ein Landgut in Pommern. Pg. seit 1.9.1930 (Nr. 347.179), Ortsgrup­
penleiter, gottgläubig. 1933 Landrat des Kreises Beigard in Pommern. Ein Jahr 
später wurde er dieses Postens durch den neuen Gauleiter, Schwede-Coburg, 
enthoben. Im Herbst 1939 wurde Busse zur Wehrmacht einberufen, nahm am 
Frankreichfeldzug teil; anschließend in Polen stationiert. Im März 1941 als 
Hauptmann der Reserve entlassen und am 12.3.1941 zum Kreishauptmann in 
Hrubieszów ernannt. Busse führte Deportationen in die Vernichtungslager 
durch und organisierte Treibjagden auf entflohene Juden. Brutales Vorgehen ge­
gen die Juden. Blieb Kreishauptmann in Hrubieszów bis zur Räumung. In den 
letzten Kriegsmonaten war er beim Volkssturm eingesetzt. Nach Kriegsende in 
Eckenförde, Schleswig-Holstein entnazifiziert und als Mitläufer eingestuft. In 
den fünfziger Jahren als Kaufmann tätig. Anfang der sechziger Jahre wurde ein 
Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet. Untersuchungshaft. 1968, kurz vor 
Eröffnung des Gerichtsverfahrens, beging er Selbstmord.13 

Sachsen, aus dem Amtshauptmann und den Bezirksassessoren bestehend, der Kreishaupt­
mannschaft (Kreishauptmann) untergeordnet. 

12 BA BDC (v. Burgsdorff); ausführlich über seine Tätigkeit in Krakau und Gerichtsverfahren 
vor polnischem Gericht Musiał, Auslieferung, S. 76-107; Ilse von Massów, Curt von 
Burgsdorff. 16. Dezember 1886 - 26. Februar 1962. Verwaltungsbeamter im Wandel der 
Systeme. (Manuskript) Starnberg 1991. 

13 AGK Reg. GG 1/1348; APL GDL 22, B1.4; ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1783-1789, 2609; 
ebenda, Urteil vom 3.5.1968, S. 9; MA RH 53-23/40, Bl. 189. 
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Cuhorst, (Vorname nicht ermittelt), Dr., wurde am 20.11.1939 zum Stadt­

hauptmann von Lublin berufen. Im Juni 1940 habe er „aus Gesundheits­

gründen die Enthebung von seinem Posten beantragt" .1 4 

Englaender, Curt, Dr. jur., geb. 4.7.1902 in Eschweiler/Aachen. 1921 Abitur, 

Jurastudium, 1926 Gerichtsreferendar, 1928 Dr. jur., 1930 Assessor. 1926-1928 

Assistent bei der juristischen Fakultät Köln. 1930 Dezernent bei der StA Köln. 

1931-1936 Rechtsanwalt, 1936-1942 Bürgermeister zunächst in Kesternich, 

dann ab 1939 in Menden/Siegkreis. 1928 Mitglied der Deutschen Volkspartei. 

1.5.1933 Eintritt in die NSDAP (Nr. 2.097.799). 1937-1939 Ortsgruppenleiter, 

ab 1939 Kreisamtsleiter. 1933-1935 SA, NS-Rechtswahrerbund seit 1933. Gott­

gläubig. 21.4.1942 Stadthauptmann in Lublin, bis zum 30.1.1944; schied an­

geblich wegen gesundheitlicher Probleme aus. In den sechziger Jahren war Eng­

laender Präsident des Oberverwaltungsgerichts Mainz. 1 5 

Fischer, Ludwig, Dr. jur., geb. 16.4.1905 in Kaiserslautern. Volks- und Oberre­

alschule. Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in Heidelberg, Mün­

chen, Würzburg und Erlangen, 1929 Promotion. Beteiligte sich 1922-1923 am 

„Separatistenabwehrkampf" im Rheinland. Pg. seit 20.5.1926 (Nr. 36.499), 

1931 stellvertretender Leiter der Rechtsabteilung in der Reichsleitung der 

NSDAP, Mitglied der Akademie für Deutsches Recht. Ab 1929 Angehöriger der 

SA, 1939 SA-Brigadeführer. 1933 Regierungsrat. 20.11.1937 Mitglied des 

Reichstages. 24.10.1939 bis zur Räumung Gouverneur des Distrikts Warschau, 

10. April bis Ende Mai 1943 gleichzeitig kommissarischer Gouverneur des Di­

strikts Lublin. 30.3.1946 lieferten ihn amerikanische Besatzungsbehörden an 

Polen aus. 3.3.1947 von N T N zum Tode verurteilt und am 8.3.1947 hingerich­

tet.16 

Fohl, Walter, Dr. phil., geb. 1.5.1908 in Krefeld. Studierte Geschichte, Kunstge­

schichte, Germanistik, Anglistik und Philosophie an den Universitäten Frei­

burg, Wien und Bonn, 1931 Dr. phil. in Wien. In den zwanziger Jahren gehörte 

er verschiedenen völkischen Bünden an (z. B. Wehrwolf, Orden der Nordungen, 

Arier-Bund in Danzig); beteiligte sich „mehrfach an Judenunruhen" an der Uni­

versität in Wien. 1933 SA-Mitglied, SS-Angehöriger mit der Nr. 276.385. Vor 

Herbst 1939 Referent im Amt für Sippenforschung. Im Dezember 1939 kam er 

nach Krakau und wurde stellvertretender Abteilungsleiter der BuE Juni 1941 

14 APL GDL 58, B1.77; Kasperek, Kronika, S.35. 
15 BA D-H, ZR 893, A.l, BI. 17-66; BA BDC (Englaender); AGK GDL 180/5; ZStL 208 AR 

1434/61, BI. 647. 
16 BA BDC (Fischer); NTN 376, BI. 38-90; Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S. 71. 
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bis Ende 1941 Wehrmacht. Anfang 1942 bis Januar 1943 wieder stellvertreten­
der Abteilungsleiter der BuF, am 15.1.1943 zur Wehrmacht. Ein Judenhasser 
und entschiedener Befürworter der Ermordung von Geisteskranken. Nach dem 
Kriege Kreisarchivar in Kempen. Ermittlungsverfahren eingestellt.17 

Franke, Karl-Heinrich, geb. 15.8.1902 in Braunschweig. 1922 Abitur, Studium 
der Rechts- und Staatswissenschaften in Göttingen und Berlin. 1927 Referen­
darprüfung; als Anwalt tätig. 1920 Mitglied im Deutschvölkischen Schutz- und 
Trutzbund, 1924 Deutschvölkische Freiheitspartei. Mitglied der NSDAP seit 
1.10.1930 (Nr. 334.129) und der SA, SA-Sturmführer. Mitarbeiter des Rassen­
politischen Amtes des Gaues Kurmark. Vor 1933 vertrat Franke als Anwalt die 
Partei und Parteigenossen, einmal Adolf Hitler, in zahlreichen Gerichtsverfah­
ren. 1936 zur Beschäftigung in der preußischen Verwaltung berufen. 1936 Re­
gierungsassessor im Landratsamt des Kreises Teltow. 1938 als Landrat nach Al-
lenstein berufen, im Mai 1939 wegen „auftretender Differenzen" abberufen. Im 
Sommer 1939 trotz Unfähigkeit wegen seiner Verdienste um NS-Bewegung als 
stellvertretender Landrat in Quedlinburg eingesetzt. Erneute Konflikte, wurde 
als „ein leicht aufbrausender Hitzkopf" geschildert. Im Mai 1940 vom Reichs­
innenministerium ins GG abgeordnet. 20.6.1940 Kreishauptmann in Hrubie­
szów. Ordnete willkürlich die Erhebung einer Aufbausteuer im Kreis Hrubie­
szów an, gab das Geld aus u.a. für Jagdwaffen, Pferde, Kutschen und Ausbau 
seiner Dienstwohnung, in der angeblich für jedes seiner 6 Kinder ein Abort vor­
gesehen war. Darüber hinaus warf man ihm Unfähigkeit und Großmannssucht 
vor. Am 25.1.1941 beantragte Westerkamp seine sofortige Abberufung aus dem 
GG, die am 15.2.1941 erfolgte. Im November 1941 wurde er aus dem Staats­
dienst entlassen. Nach dem Krieg betätigte sich Franke als Rechtsanwalt in 
Hannover.18 

Gerstenhauer, Hartmut, geb. 1.8.1903 in Meiningen. Humanistisches Gymna­
sium, 1922 Abitur, anschließend Studium: Jura und Volkswirtschaftslehre in 
Heidelberg, Würzburg und Jena. 1925 erste, 1929 zweite juristische Prüfung. 
Assessor und seit 1932 Regierungsrat in der allgemeinen Verwaltung in Thürin­
gen. Pg. seit 1.5.1933 (Nr. 2.913.916). Im Herbst 1939 zur Militärverwaltung in 
Polen abgeordnet. Ab Oktober 1939 Kreishauptmann in Krasnystaw. Im De­
zember 1939 ließ er zwei Polen durch ein Standgericht zum Tode verurteilen 

17 BA BDC (Fohl); BA D-Z, ZB 6763, A.3; AGK Reg. GG 1/2308; Westerkamps Aufzeich­
nungen, S. 83-88; Weichert, Tagebuch, Bd. I, S. 98,128; ZStL 208 AR 1434/61, BL 92,275. 

18 BA D-H, ZA V/168, Bl. 84-86; ebenda ZA VI/403, A.l; AGK Reg. GG IV/669; APL GDL 
58, BL 77; ZStL 208 AR-Z 91/61, Bl. 1529-1532; BA Ost-Dok. Nr. 129/58, Bl. 699 (Siebert: 
„Verwaltungswirrwarr"). 
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und erschießen, weil sie „gegen deutsches Militär gehetzt" hätten. Empfand 
tiefe Verachtung und Abscheu gegenüber Polen und Juden. Im Sommer 1940 
vertrieb er Juden aus Krasnystaw in die umliegenden Ortschaften. Drängte auf 
Zurückberufung in die Heimat. Wurde am 18.9.1940 als Kreishauptmann ab­
berufen und als Personalreferent im Amt des Gouverneurs in Lublin tätig. Am 
14.12.1940 zurück nach Thüringen, wo er bis zum Kriegsende in verschiedenen 
Landratsämtern tätig war. Im Herbst 1945 setzte er sich nach Lübeck ab. Ab 
1950 wieder als Jurist beschäftigt. 1954 Direktor beim Sozialgericht in Schles­
wig. Ab 1962 Senatspräsident am schleswig-holsteinischen Sozialgericht.19 

Hager, Gerhard, geb. 1896. Bürgermeister in Glindow/Potsdam. Oktober 1939 
Stadtkommissar in Chełm/Cholm, Mai 1940 Kreishauptmann in Chełm/ 
Cholm, August 1941 bis April 1942 Kreishauptmann in Tarnopol, dann in 
Rawa Ruska. Nach dem Krieg in Hamburg, starb 1961.20 

Harms, Claus, geb. 30.7.1903 in Flensburg. Pg. seit 1.2.1931 (Nr. 432.510), 
Kreisamtsleiter für Kommunalpolitik im Kreis Wetzlar, bis 1937 Richter am 
Gaugericht. Jurist, Regierungsrat in Wetzlar, dann beim Oberpräsidenten der 
Rheinprovinz. Im Januar 1942 in den Distrikt Lublin abgeordnet; stellvertre­
tender Kreishauptmann in Puławy, 4.12.1942 Kreishauptmann in Cholm bis 
Mai 1944, Mai bis Juli 1944 Kreishauptmann in Krasnystaw. Im Jahre 1963 
Oberregierungs- und Kulturrat beim Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau 
und Forsten in Mainz.21 

Hartig, Georg, geb 7.10.1900 in Kohlwesa. 1921 Reifeprüfung, Banklehrling. 
In den zwanziger Jahren Kaufmann und Handelsstudium, 1929 Diplomkauf­
mann an der Handelshochschule in Leipzig. Pg. seit 17.12.1929 (Nr. 206.070), 
Kreispressewart, Propagandaleiter, Kreisamtsleiter. 1936 Kreisverbandsleiter 
des Bundes Deutscher Osten, 1934 Bürgermeister in Schmölln/ Oberlausitz, 
1935 Stadtverwaltungsdirektor in Bautzen. 16. April 1942 Leiter der Unterab­
teilung BuF in Lublin, löste Richard Türk ab. Schied im Februar 1943 als Leiter 
der Unterabteilung BuF aus. Koordinierte Deportationen von Juden in die Ver­
nichtungslager. Nach dem Krieg in Bautzen entnazifiziert, wobei seine Tätigkeit 
in Lublin unbekannt blieb; weiteres Schicksal unbekannt, blieb höchstwahr­
scheinlich in der DDR.22 

19 BA D-H, ZA VI/286, A. 9; APL Archivamt 19, Bl. 15; ebenda Polizei Bataillon Zamosc 17, 
Bl. 23-25; IZ Dok. 1-151/4, Bl.4-13; ZStL 208 AR-Z 268/59, BL2845-2849. 

20 Pohl, Judenverfolgung, S. 414. 
21 BA BDC (Harms); APL GDL 22, Bl. 9; ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 760-767. 
22 APL GDL 34, BL 249 f., 257, 375, 395; BA D-H, ZA 4648/55, Obj.12. 
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Heinecke, Fritz, Dr. phil., geb. 23.9.1907 in Dresden. Gymnasium, Universität, 
Dr. phil. 1933 bis 1939 beim Mitteleuropa-Institut in Dresden (staatliches Insti­
tut zur Erforschung Osteuropas). 1.4.1940-30.6.1941 Referent in der Unterab­
teilung BuF in Lublin, ständiger Vertreter des Unterabteilungsleiters. 1.7.1941 
Versetzung als U-Abteilungsleiter zum Gouverneur Krakau. Aufbau der Unter­
abteilung BuF. Unter anderem Mitarbeit bei Errichtung der SS-Division Gali-
zien, 1.2.1943 Versetzung in die Regierung, Abteilung BuF, unter Beibehaltung 
der Leitung der U-Abteilung BuF beim Gouverneur Krakau. 1.2.1944 Ge­
schäftsführer des Flüchtlings- und Räumungsstabs des Gouverneurs Krakau. 
1945 in Dornburg verhaftet und in Buchenwald interniert, weiteres Schicksal 
unbekannt.23 

Heinrich, Herbert, geb. 25.7.1915 in Breslau. Diplom-Volkswirt. 30.1.1940 
nach Krakau abgeordnet. Vom 30.1.1940 bis April 1942 Referent für „Freie 
Wohlfahrt und Judenfragen" (Referat X) in der Abteilung BuF in der Regierung 
des GGs. April 1942 Wehrmacht; Ende 1942 Unterabteilungsleiter BuF im Di­
strikt Warschau, Ende 1943 entlassen. In den fünfziger und sechziger Jahren 
Sachbearbeiter im Bundesverteidigungsministerium. Ermittlungen gegen ihn 
eingestellt.24 

Hopf, Johannes, Dr. phil., geb. 8.7.1909 in Wilna. Pg. seit 1.5.1936 
(Nr. 3.711.220), in der SA ab 1933. In den dreißiger Jahren war er nach eigenen 
Angaben „Berufssippenforscher", bis 1939 beim Sippenamt, Zentralstelle Leip­
zig, beim rassenpolitischen Amt in Leipzig sowie Assistent am Deutschen Aus­
lands-Institut in Stuttgart. Im Herbst 1939 zur Wehrmacht, als „Sonderführer" 
im GG eingesetzt, ab Oktober 1940 bis Oktober 1944 in der Abteilung BuF, Lei­
tung des Referats I „Deutsche Volksgruppe". Nach dem Krieg Mitarbeiter des 
Bundesarchivs in Koblenz, bearbeitete u.a. die Ost-Dokumentation.25 

Kalmus, Werner, geb. 19.2.1892 in Liebstadt, Kreis Mohrungen/Ostpreußen. 
1912 Beginn des Jurastudiums, 1914 freiwilliger Frontkämpfer, Leutnant. 1920 
Regierungsreferendar, 1922 Examen als höherer Verwaltungsbeamter. Regie­
rungsassessor, 1928 Regierungsrat, 1936 stellvertretender Landrat und dann 
Landrat in Husum/Schleswig. 1918-1931 Deutsche Volkspartei, Pg. seit 
1.8.1932 (Nr. 1.409.821), NSKK Obertruppenführer im Stabe der M.-Stan-

23 AGK Reg. GG 1/2308; ZStL 208 AR 1434/62, Verfügung, 2.9.1964, S.5; BA D-H {Hei­
necke). 

24 ZStL 208 AR 1434/62, Verfügung, 2.9.1964, S.5; Ebenda, Bl. 340-361. 
25 BA D-H, ZA VI/4080, A. 5; ZStL 208 AR 1434/63, Bl. 331-339; ebenda 208 AR-Z 74/60, 

B1.2093. 
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darte 27, Potsdam. Ende Oktober 1939 als Kreishauptmann nach Chełm, später 
Cholm, wo er bis Februar 1940 blieb. Ab 1.3.1940 Landrat in Prenzlau. August 
1945 bis März 1947 Internierungshaft, danach Versicherungsvertreter.26 

Kühl, Hubert, geb. 27.3.1903 in Zettin/Pommern. Pg. seit 1.2.1930 
(Nr. 244.932), SA seit 1931, Sturmführer, 1933 Sturmbannführer. Ausbildung: 
Gymnasium und Abitur, studierte in München Jura, Studium abgebrochen. 
Während des Studiums Vorsitzender des Hochschulrings Deutscher Art.27 In 
den zwanziger Jahren schlägt er sich u. a. als Geschäftsführer des Bühnenvolks­
bundes und der Ostpreußischen Bühne durch. Von 1929 bis Mai 1933 arbeits­
los. Mai 1933 bis Januar 1934 Redakteur der Lichtbühne. Ab April 1934 Refe­
rent im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda mit der 
Dienstbezeichnung Regierungsrat. Ab 29.11.1939 Kreishauptmann in Biała 
Podlaska. 20.12.1942 mit seiner Frau von Partisanen erschossen.28 

Kundt, Ernst, geb. 15.4.1897 in Böhmisch-Leipa. Humanistisches Gymnasium 
in Böhmisch-Leipa. Studium der Rechtswissenschaft an der Deutschen Univer­
sität in Prag. 1915 freiwillig eingerückt, österreichische Offiziersschule, 1916 
russische Kriegsgefangenschaft. 1920 in die Tschechoslowakei heimgekehrt. 
1921-1938 Leiter des Deutschpolitischen Arbeitsamts. Mitbegründer der Sude­
tendeutschen Partei. 1935 Abgeordneter im Parlament in Prag. Seit 1938 Vize­
präsident der Europäischen Nationalitätenkongresse, April 1939 Reichstagsab­
geordneter. Pg. seit 1.4.1939. Im September 1939 zur Militärverwaltung im GG. 
17.9.-31.12.1939 Stadtkommissar in Tarnów, 1.1.-30.8.1940 Kreishauptmann 
in Tarnów, 1.9.1940-7.8.1941 Unterstaatssekretär in der Regierung des GGs, 
7.8.1941 bis zur Räumung Gouverneur des Distrikts Radom. Nach dem Krieg 
in die Tschechoslowakei ausgeliefert, zum Tode verurteilt und hingerichtet.29 

Lasch, Karl, Dr. rer. pol., geb. 29.12.1904 in Kassel. Gymnasium, Bankfach­
lehre, Reifeprüfung. Volkswirtschaft-Studium, Promotion. Wirtschaftstreuhän­
der in Kassel, mehrere Verfahren wegen finanzieller Unregelmäßigkeiten. Pg. 
seit 1.6.1931. 1933 Geschäftsführer und 1934 Direktor der Akademie für Deut­
sches Recht. 28.10.1939 Gouverneur des Distrikts Radom, August 1941 Gou­
verneur des Distrikts Galizien. 24.1.1942 Verhaftung wegen Korruption, Devi-

26 BA D-H, ZA V/167, S. 379-381; ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl. 3962-3967. 
27 Der Hochschulring war die erfolgreichste und einflußreichste hochschulpolitische Bewe­

gung der Nachkriegsjahre mit generell antiaufklärerischer und nationalistischer Haltung, 
vgl. dazu Herbert, Best, S. 52. 

28 BA BDC (Kühl); AGK Reg. GG 1/3157. 
29 BA BDC (Kundt); Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 949; Auskunft ZStL. 
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senvergehen, Schiebergeschäften. Am 3.6.1942 ohne Verfahren erschossen oder 
zum Selbstmord gezwungen.30 

Lenk, Kurt, geb. 3.2.1904. Ausbildung: Volkschule und „Selbststudium". Pg. 
1923, im Jahre 1926 Wiedereintritt (Nr. 38.722), Blutordensträger. In den 
zwanziger Jahren in der Kommunalpolitik als Kreisamtsleiter in Sachsen. Nach 
1933 in zwei Kleinstädten in Sachsen nacheinander Bürgermeister wegen seiner 
Verdienste als Altparteigenosse. Jedesmal scheiterte er, denn „die Kunst der 
Menschenführung beherrscht er nicht in der erforderlichen Weise", wie es in sei­
ner Beurteilung hieß. Am 26. September 1939 meldete er sich freiwillig zur 
„Aufbauarbeit im deutschen Osten", weil er jung sei und in Sachsen „nicht ver­
sauern" wolle. Zunächst im Distrikt Radom Landkommissar, ab Januar 1941 
Landkommissar in Irena, Kreis Puławy. Im August 1941 Kreishauptmann in Ja­
nów Lubelski/Kraśnik. Einer seiner Mitarbeiter schilderte ihn als „üble Erschei­
nung". Er schlug Polen und Juden, verschickte diese in Straflager und in das KZ 
Majdanek. Unter Polen und Juden war er wegen seiner Brutalität gefürchtet. Im 
Juli 1944 auf der Flucht von Partisanen erschossen.31 

Losacker, Ludwig, Dr. jur., geb. 29.6.1906 in Mannheim. Realgymnasium, 
1924 Übernahme der väterlichen Fabrik, 1927 Liquidierung der Fabrik (Pleite), 
nachgeholtes Abitur. Bis 1931 Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in 
Heidelberg. Mitglied der NSDAP-Studentengruppe, beteiligte sich aktiv am 
„Kampf" »gegen einen jüdischen Universitätsprofessor. 1931 erste Staatsprü­
fung, 1933 Promotion zum Dr. jur. Mitglied der NSDAP seit 1.12.1931 
(Nr. 918.802) und der SS seit 1.6.1933. 1934 zweite Staatsprüfung, 1934-1936 
Regierungsassessor bei der Polizeidirektion in Baden-Baden. 1935 SS-Scharfüh­
rer, Mai 1936 ehrenamtlich im SD, 8.11.1936 Aufnahme in den SD. Januar 
1936 bis Juli 1937 im Reichsinnenministerium, 1937 Betriebspraktikum bei I. G. 
Farben. Ab Dezember 1938 Syndikus bei Wanderer-Werken und Rechtsanwalt 
in Chemnitz.32 Beurteilung des Vorstandes der Wanderer-Werke vom 
12.7.1939: 

„Der Vorstand hat im Laufe der Monate [...] keinen überragenden Eindruck von der Tätig­
keit des Herrn Dr. Losacker erhalten und zwar weder was die Arbeitsintensität anlangt noch 
was besonders hervorragende Leistungen anbetrifft. [...] Der gesamte Eindruck seiner Tä­
tigkeit war [...] in einzelnen Fällen sehr stark zu beanstanden, in der Gesamtheit aber nicht 

30 BA BDC (Lasch); Sandkühler, Endlösung, S.447f. 
31 BA BDC (Lenk); AGK NTN 280, Bl. 181; APL GDL 23, B1.4; ZStL 208 AR-Z 74/60, 

B1.4376;OKLDs 34/67. 
32 BA BDC (Losacker); Sandkühler, Endlösung, S.449. 
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hemmend. [...] Vor allem sei ihm Bescheidenheit, Weitblick und Sicherheit im Urteil und 
Gründlichkeit noch einmal angeraten worden."3 3 

Im Herbst 1939 freiwillig zur Militärverwaltung in Polen. Oktober 1939 bis Ja­
nuar 1941 Kreishauptmann in Jasło, antisemitische Exzesse in Jasło. 20.4.1940 
SS-Obersturmführer und Führer im SD-Hauptamt, 9.11.1940 SS-Sturmbann­
führer. 15.1.1941 Amtschef in Lublin, 1.8.1941 Amtschef im Distrikt Galizien. 
Er vertrat den Standpunkt, „daß man sich bei Durchsetzung von Verwaltungs­
zielen im Distrikt Galizien nicht zu sehr von den sowjetischen Härtegraden ent­
fernen dürfe". In einer Regierungssitzung am 18.6.1942, als der Massenmord 
an den Juden auf Hochtouren lief, forderte Losacker: „Vor allem müsse dafür 
gesorgt werden, daß die Juden entfernt würden."34 1.1.1943 Präsident der HA 
Innere Verwaltung; offensichtlich unter dem Eindruck der Niederlagen an der 
Ostfront plädiert er für Kursänderung in der Polenpolitik; geriet deswegen in 
Konflikt mit der SS. 26.5.1943 kommissarischer Gouverneur des Distrikts Kra-
kau unter Beibehaltung der Leitung der HA Innere Verwaltung. Wegen seiner 
Haltung beim Todesurteil gegen einen polnischen Arzt auf Weisung Himmlers 
von allen Posten im GG enthoben und zur Waffen-SS eingezogen. Dabei erdich­
tete er nach 1945 die Legende, Himmler habe ihn ursprünglich erschießen las­
sen wollen. Auf diese Weise verschaffte sich Losacker den Nimbus eines „Wi­
derständlers". Nach dem Krieg in Dachau interniert. Polnische Behörden waren 
wegen seiner Haltung in der Polenfrage im Jahre 1943 an seiner Auslieferung 
nicht interessiert. Zu diesem Zeitpunkt lagen den polnischen Behörden noch 
keine Informationen über Losackers antipolnische und vor allem antijüdische 
Tätigkeit vor.35 1948 Hauptgeschäftsführer des Arbeitgeberverbandes der 
Deutschen Chemischen Industrie, 1948 Hilfsverteidiger für Stuckart in Nürn­
berg im Fall XL Unterhielt in den fünfziger Jahren einen „Freundeskreis der ehe­
maligen GG-Beamten". Anfang 1960 Direktor des Deutschen Industrie-Insti­
tuts. Ermittlungsverfahren 1963 eingestellt. Trat in Verfahren gegen ehemalige 
Beamte aus dem GG als Entlastungszeuge auf. Starb 1994 in Heidelberg.36 

Lövner, (Vorname nicht ermittelt), Steueramtmann. Nachfolger von Adam als 
Kreishauptmann in Biłgoraj, der im Juli 1943 von Partisanen erschossen wor­
den war. Lövner stammte aus Reppin/Pommern und war SA-Standartenführer. 
Er blieb Kreishauptmann in Biłgoraj bis zur Räumung. Im Jahre 1944, nach der 

33 B A D - H , Z R 5 8 1 , A . 1 3 . 
34 Ebenda; zitiert nach Mayer, Fremd völkische, S.479, Anm. 113; Präg/Jacobmeyer, Dienst­

tagebuch, S.509. 
35 BA BDC (Losacker); AGK BD 13; AGK NTN 421 , Bl. 89. 
36 BA D-H, ZR 581, A.13; Sandkühler, Endlösung, S.449f. 
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Räumung des Kreises Biłgoraj, soll er in der Nähe von Krakau von Partisanen 
erschossen worden sein.37 

Ragger, Johannes, geb. 19.11.1888 in Klagenfurt. Major a .D. der österreichi­
schen Armee. Ab Frühjahr 1940 in der Abteilung BuF, Referent für „Umsied­
lung, Evakuiertenfürsorge und Kriegsgefangene" - Referat V. Nach dem Krieg 
führte er das „Logierhaus Ragger" in Velden/Österreich, starb am 17.8.1962.3 8 

Reuter, Fritz, geb. 2.6.1896 in Breslau. In den dreißiger Jahren Prokurist bei 
einer Elektrofirma in Breslau. 24.7.1941 Referent in der U-Abteilung BuF in 
Lublin. Tätigkeit in Lublin nach eigener Darstellung u. a.: „Durchführung sämt­
licher Judenumsiedlungen und Aussiedlungen in Zusammenarbeit mit dem 
Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD". Herbst 1942 wurde er in die 
Abteilung Arbeit in Lublin versetzt, daraufhin kündigte er. Richard Türk holte 
ihn nach Krakau zur Abteilung BuF, wo Reuter bis Januar 1945 das Referat V 
leitete. Nach 1945 Vertreter für Polstermöbel, Stoffe usw. in Coburg. Ermitt­
lungsverfahren gegen ihn eingestellt.39 

Sauermann, Friedrich August, geb. 18.3.1893 in Mainz. Teilnehmer am I. Welt­
krieg, katholisch. Nach dem I. Weltkrieg Studium der Volkswirtschaft und 
Kunstwissenschaft, abgebrochen. Ab 1924 Journalist in Mainz. Ende der zwan­
ziger Jahre Bekanntschaft und Zusammenarbeit mit Werner Best. Pg. seit 
1.8.1932; nach der Machtübernahme Zweiter Bürgermeister in Mainz. 1934 
Parteigerichtsverfahren, Ausschluß aus der Partei wegen „Separatismus" in den 
zwanziger Jahren und „Judenfreundschaft". 1936 von Hitler begnadigt und 
Parteiausschluß rückgängig gemacht. 1937 erster Beigeordneter in Völklingen. 
Im Herbst 1939 nach Polen abgeordnet, seit dem 24.10.1939 in Lublin. Am 
20.6.1940 Berufung zum Stadthautmann von Lublin. Konflikte mit Zörner und 
enge Beziehung zu Globocnik. Ein jüdischer Überlebender schildert ihn als „den 
Juden gewogen". Andererseits verlangte er Entlassung des polnischen Bürger­
meisters von Lublin, weil dieser die „polnischen Interessen" verträte. Im Fe­
bruar 1942 wegen einer Korruptionsaffäre seines Postens enthoben. Blieb 
wegen des gegen ihn laufenden Verfahrens in Lublin. 18.4.1943 bis Juli 1944 
Kreishauptmann in Biała Podlaska. Nach 1945 als Geschäftsführer des Fach-

37 AGK Reg. GG 1/5746, Bl. 80; ZStL 208 AR-Z 38/62, B1.592. 
38 ZStL 208 AR 1434/62, B1.268, 368, Verfügung vom 2.9.1964, S.7. 
39 AGK Reg. GG 1/4278; AGK NTN 254, Bl. 111; ZStL 208 AR 1434/61, Bl. 262-268, Verfü-

gung vom 2.9.1964, S.4 f. 
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und Arbeitgeberverbandes der Chemischen Industrie tätig. Kein Ermittlungs­
verfahren.40 

Schmidt, Adolf, geb. 11.6.1898 in Ilberstädt/Anhalt. Gymnasium, 1916 Abitur. 
1916 Fahnenjunker, 1917 an die Front, Leutnant, Eisernes Kreuz IL Klasse., 
Ritterkreuz IL Klasse. Nach Kriegsende bis Oktober 1919 beim Grenzschutz, 
1921 Teilnahme an Kämpfen in Oberschlesien. 1919 bis 1922 Studium der 
Rechtswissenschaft in Jena und Leipzig, 1926 große Staatsprüfung. Rechtsan­
walt in Dresden. Mitglied der NSDAP von 1923 bis zur Auflösung. 1.5.1929 er­
neuter Beitritt zur NSDAP (Nr. 127.129). Seit 1931 in der SA, Rechtsberater der 
SA-Gruppe Sachsen. November 1933 SA-Obersturmbannführer und bis zum 
30.6.1934 Adjutant des Führers der SA-Gruppe 4, v. Killinger. Vom 1.7. -
26.7.1934 inhaftiert (Röhm-Putsch). Wurde 1936 wegen Untreue zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt, 1937 Revision und Freispruch. Bis zum Herbst 1939 An­
walts- und Notarpraxis in Dresden. August 1939 zur Wehrmacht, Feldzug ge­
gen Polen und Frankreich. Im Februar 1941 von Zörner, den er aus Dresden 
kannte, nach Lublin geholt und dort als sein persönlicher Referent tätig. 
28.6.1941 Kreishauptmann in Krasnystaw. Führte Deportationen von Juden in 
die Vernichtungslager durch. Freundschaft mit Losacker. In Krasnystaw bis Fe­
bruar 1944, danach Wehrmacht. 4wöchige Gefangenschaft, tauchte bei seiner 
Schwester in der Nähe von Dachau unter. Seit 1951 als Rechtsanwalt in Düssel­
dorf tätig. Kein Ermittlungsverfahren.41 

Schmidt, Friedrich, geb. 13.8.1902 in Wiesenbach/Württemberg. Volkschulleh­
rer. Trat 1922 dem Bund „Adler und Falken" bei; leitete 1924-1927 die „Art-
mann"-Bewegung. Pg. seit 15.5.1925 (Nr. 4.864). 14.5.1934 Beitritt zur SS, 
1939 SS-Brigadeführer. 1928 Ortsgruppenleiter, 1929 Bezirksleiter, 1931 Gau­
geschäftsführer in Württemberg-Hohenzollern. 1931 Ratsherr in Stuttgart, 
1934 Reichsbauernrat, 1933-1937 stellvertretender Gauleiter in Württemberg-
Hohenzollern, Mitglied des Reichstags, Mai 1937 Leiter des Hauptschulungs­
amtes der NSDAP. 26.10.1939 Distriktschef in Lublin, Ende Januar 1940 beur­
laubt und im Februar endgültig abberufen, zurück ins Reich. Geriet am 
10.8.1944 an der Westfront in Kriegsgefangenschaft. Starb am 6.11.1973 in 
Burghausen.42 

40 BA BDC (Sauermann); APL GDL 58, Bl 77; Kasperek, Kronika, S. 140; APL GDL 681, 
Bl. 57; ebenda, 79; ZStL 208 AR-Z 268/59, BL 386-391; ebenda, Bl. 3108; ebenda 212 AR 
1439/66 (Biała Podlaska). 

41 BA BDC ( Adolf Schmidt); APL GDL 679, BL 217; ZStL 208 AR-Z 268/59, BL 2591-2596. 
42 BA BDC (Friedrich Schmidt); Krakauer Zeitung, 22.2.1940; Information von Herrn Peter 

Witte. 
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Schmiege, Fritz, Dr., geb. 17.7.1880 in Hagenau/Elsaß. Pg. seit 1.4.1933 
(Nr. 1.690.397). Landrat in Hirschberg (Niederschlesien). Im Januar 1940 nach 
Lublin versetzt, dort Leiter der Abteilung Innere Verwaltung. 15.2.1940 zum 
Amtschef ernannt. Juni 1940 Kreishauptmann in Radzyń. 31.10.1941 abberu­
fen, Landrat in Braunau/Sudetenland. Nach dem Krieg als Rechtsrat in Wiesba­
den tätig, starb dort am 10.01.1974.43 

Seyß-Inquart, Arthur, Dr. jur., geb. 22.7.1892 in Stammern bei Iglau. Gymna­
sium. Studium der Rechtswissenschaften in Iglau und Wien. 1914-1918 nahm er 
am I. Weltkrieg, zuletzt als Oberleutnant der Reserve teil. 1917 während eines 
Fronturlaubs Promotion. 1921 Rechtsanwalt in Wien, 1936 österreichischer 
Staatsrat, 1937 Befriedungskommissar. Februar 1938 Innen- und Sicherheitsmi­
nister in der Regierung Schuschnigg; 11.3.1938 Bundeskanzler, Reichsstatthal­
ter in Österreich. Pg. seit 1.5.1938, in der SS seit 12.3.1938,1941 SS-Obergrup­
penführer. 5.10.1939 Höherer SS- und Polizeiführer im Militärbezirk Krakau, 
30.10.1939 Stellvertreter des Generalgouverneurs. 24.5.1940 Reichskommissar 
in den Niederlanden. 1.10.1946 in Nürnberg zum Tode verurteilt und hinge­
richtet.44 

Siebert, Friedrich Wilhelm, Dr. jur., geb. 22.8.1903 in Neustadt an der Haardt. 
Gymnasium, Studium der Rechtswissenschaften in Erlangen und München, 
Promotion. Pg. seit 1.2.1931 (Nr. 434.120), seit Mai 1935 in der SS, 1943 SS-
Oberführer. 1933 Rechtsanwalt und Bürgermeister in Lindau. 1939 Landrat in 
Bad Kissingen. Oktober 1939 Leiter der Abteilung Innere Verwaltung im Amt 
des Generalgouverneurs. 1.4.1940 Ministerialrat und Versetzung als Abteilun­
gsleiter ins bayrische Finanzministerium. 1.2.1942-1.1.1943 wieder Leiter der 
HA Innere Verwaltung in Krakau. 1.1.1943 ins bayrische Finanzministerium 
rückversetzt. 25.1.1943 Ministerialdirektor; 16.11.1944 stellvertretender Lei­
ter der Ministerien für Finanzen und Wirtschaft in Bayern. 22.11.1946 von 
amerikanischen Besatzungsbehörden an Polen ausgeliefert. Am 19.7.1948 in 
Krakau zu 12 Jahren Gefängnis verurteilt, 5,5A956 Amnestie. Ermittlungsver­
fahren in den sechziger Jahren in der BRD eingestellt, 1966 verstorben.45 

43 BA BDC (Schmiege); Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S.952; APL GDL 678, Bl.26; 
ZStL 208 AR-Z 74/60, Bl. 7495-7498; ebenda, 268/59, Bl. 387; Verfügung der StA Hanno­
ver vom 21.12.1995 in der Sache 11 Js 8/81, S.71. 

44 BA BDC (Seyß-Inquart). 
45 BA BDC (Siebert); Kobierska, Ekstradycja, T. IL, S.213; Auskunft ZStL. 
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Stitzinger, Ludwig, geb. 18.7.1892 in München, katholisch. 1912-1916 Stu­
dium an den Universitäten München und Greifswald, 1916 erste und 1920 
große juristische Staatsprüfung. 1921 Regierungsassessor, 1922 Regierungsrat, 
Landratsamt Straubing. Pg. seit 1.5.1933 (Nr. 3.444.174), sonst keine Parteien 
zuvor. Beurteilung: „Durchschnittsbeamter ohne hervorstechende Eigenschaf­
ten". Abgeordnet zur Militärverwaltung in Polen, 26.9.1939 Landrat in 
Krosno, 15.1.-15.10.1940 stellvertretender Kreishauptmann Krakau-Land, 
15.10.-31.12.1941 Kreishauptmann in Tarnów. Ab 26.1.1942 bis zur Räumung 
Kreishauptmann in Radzyń. Januar 1941 beantragte Stitzinger als Kreishaupt­
mann von Tarnów die Durchführung von „schärfsten Sühnemaßnahmen" (Er­
schießung von 50 Geiseln) wegen Tötung eines Volksdeutschen. Führte „Säube­
rung" des Kreises Radzyń von Juden durch. Stitzinger starb am 31.3.1951.46 

Stössenreuther, Otto, Berufsbeamter, Regierungsrat. Kam im Oktober 1939 
nach Kraśnik als Landrat und blieb dort bis September 1940. Er ordnete im Ja­
nuar 1940 eine Strafexpedition als „Sühnemaßnahme" an, dabei wurden ein 
Bauer erschossen und 6 Geiseln genommen. Nach dem Krieg als Ministerialrat 
im Bayrischen Kultusministerium tätig.47 

Trampedach, (Vorname nicht ermittelt), Regierungsassessor, wurde am 
7.10.1939 zum kommissarischen Landrat in Puławy bestellt. Führte im Dezem­
ber 1939 eine Judenaussiedlung aus Puławy durch. Im Januar 1940 von Brandt 
abgelöst.48 

Türk, Richard, geb. 28.3.1903 in Breslau. Evangelisch, dann gottgläubig. 
Oberrealschule, Landwirt, Gutsbeamter. Ab 1921 an leitender Stelle völkischer 
Bünde (Deutschvölkischer Schutz- und Trutzbund), 1923 und dann 1925 Bei­
tritt zur NSDAP (Nr. 2.266), 1929 stellv. Bezirksleiter der Oberlausitz, 1930 bis 
1.8.1931 Bezirksleiter Riesengebirge, bis 31.8.1932 Untergauleiter Niederschle­
sien. 1926-936 Gau- und Schulungsredner, ab 1936 Reichsredner der Reichs­
propagandaleitung, ab 1933 Mitglied des Reichstages. April 1934 bis Januar 
1936 Bürgermeister und Kurdirektor in Schreiberhau/Riesengebirge, wegen 
Streitigkeiten abgesetzt. Ab Januar 1940 in Lublin, baute dort die Unterabtei­
lung BuF auf, deren Leiter er bis zum 16. April 1942 war. Von April 1942 bis 
Januar 1945 in der Abteilung BuF in Krakau als Referent für fremdvölkische 
Fürsorge und Judenfragen (Referat X) tätig, ab Januar 1943 stellv. Leiter der 

46 BA D-H, ZA V/217, BL 65-67; BA BDC (Stitzinger); AGK NTN 276, Bl. 137; ZStL (Aus­
kunft). 

47 APL Archivamt 19, Bl. 35; APL Polizei Bataillon 17, Bl. 151-153; ZStL 208 AR 1444/66. 
48 AGK NTN 270, Bl. 84; 208 AR-Z 74/60, Bl. 6120. 
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Abteilung BuF. Im März und April 1942 koordinierte Türk in Lublin die Depor­
tationen in das Vernichtungslager Bełżec. Fanatischer Nationalsozialist, Juden-, 
Zigeuner- und Polenhasser, dessen Haß auf alles Nichtdeutsche selbst unter den 
antisemitischen Mitarbeitern der BuF auffiel. Nach 1945 Arbeit in einer Baum­
schule in Schleswig-Holstein, ab 1947 auf einem Weingut in Hessen. 1951-1957 
in Saarburg eigenes Geschäft, ein Reformhaus; ab 1958 Verlagsangestellter im 
„Wegseiser-Verlag Frankfurt", dann Landesgeschäftsführer des BdV in Rhein­
land-Pfalz. Unterhielt Kontakte zu Weirauch und Reuter, Ermittlungsverfahren 
gegen ihn eingestellt.49 

Vielweib Karl, geb. 6.1.1896 in München. Realschule, danach Kaufmann. 
1914-1918 Soldat, Kriegsverdienstkreuz IL Klasse. Pg. seit 4.4.1932 
(Nr.26.906), in der SA seit 18.1.1923, 1933 Sturmführer, 1935 Sturmbannfüh­
rer, 1938 Standartenführer, 1942 Oberführer; gottgläubig. Gauredner, später 
Reichsredner, Kreisamtsleiter für Kommunalpolitik. Beurteilung von 1935: 
„Vielweib ist der Typ des alten eingefleischten Kämpfers, dessen Wesen nur SA-
Geist atmet." Nach 1933 Oberbürgermeister in Landshut. Im Jahre 1943 holte 
ihn Gouverneur Wendler, sein Freund, nach Lublin. Stadthauptmann in Lublin 
vom 15.11.1943 bis zur Räumung. Am 22.7.1944 kamen er und seine Kamera­
den auf der Flucht in der Nähe der Stadt Lublin unter Beschuß der russischen 
Panzer, seitdem vermißt.50 

Volkmann, Claus, geb. 11.12.1913 in Alienstein. Humanistisches Gymnasium 
in Potsdam und Stendal. Jurastudium in Tübingen, Göttingen, München und 
Berlin. Gleichzeitig studierte er Geopolitik und „Zeitungswissenschaft". 1935 
erste und am 29.11.1939 große juristische Prüfung. Sehr früh politisch aktiv: 
seit 1.12.1930 Mitglied der Hitlerjugend, Pg. seit 1.5.1933 (Nr. 2.280.558), An­
gehöriger der SS seit 1.11.1933. Darüber hinaus seit 1.6.1933 sehr aktiv im 
Bund Deutscher Osten. Folgte im November 1939 Dr. Schepers, den er während 
seines Studiums in Göttingen kennengelernt hatte, nach Krakau. Schepers lei­
tete dort das Amt für Raumordnung. Volkmann wurde persönlicher Referent 
des Chefs des Amtes des Generalgouverneurs, Josef Bühler. Nach eigenen Bemü­
hungen wurde er mit dem 1.11.1940 als stellvertretender Kreishauptmann nach 
Radzyń versetzt. April 1941 bis Ende Juli 1941 leitete er kommissarisch als stell­
vertretender Kreishauptmann den Kreis Krasnystaw. Im Mai 1941 vertrieb 
Volkmann etwa 1.200 Juden aus Krasnystaw, im Juni und Juli 1941 richtete er 

49 BA D-H, ZA V/145, Bl. 92; ebenda ZB 11/6145, A. 29; APL GDL 106, Bl. 513; ebenda 210, 
B1.329; ebenda 140, BL 9-11, 21-27; Weichert, Tagebuch, Bd. II, S.207f.; ZStL 208 AR 
1434/61, BL303, 1339-1401; ebenda 208 AR-Z 268/59, Bl. 4065-4072. 

50 BA BDC (Vielweib); AGK Reg. GG 1/5255; ZStL 208 AR-Z 268/59, BI.3039. 
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zwei Straflager ein. Von August 1941 bis Sommer 1942 Kreishauptmann in Ko-
lomea. Dort bereitete er die Deportation von Juden aus seinem Kreis nach Beł­
żec vor. Im Sommer 1942 wahrscheinlich wegen wirtschaftlicher Verfehlungen, 
wie es in einem SD-Bericht heißt, abgesetzt und zur Wehrmacht eingezogen. Im 
Frühjahr 1943 holte ihn sein Freund Ludwig Losacker, der zu dieser Zeit Leiter 
der HA Innere Verwaltung war, wieder ins GG. Volkmann wurde Kreishaupt­
mann in Lowitsch. Dort organisierte er u. a. Razzien auf polnische Bevölkerung 
und Strafexpeditionen auf polnische Dörfer, verschickte Hunderte von Polen in 
Straflager. Für seine „Leistungen" und „Verdienste" in Lowitsch (Łowicz) er­
hielt er das Kriegsverdienstkreuz I. Klasse vom Hans Frank, wurde aber auch 
von polnischer Widerstandsbewegung zum Tode verurteilt. Nach Kriegsende 
schlug er sich als Journalist unter dem Pseudonym Peter Grubbe durch. 1947 
Korrespondent der FAZ und später der „Welt" in London. 1963 Redakteur 
beim „Stern", publizierte zahlreiche Bücher - meistens über die Dritte Welt, im­
mer unter dem Namen Peter Grubbe. In den sechziger Jahren Ermittlungsver­
fahren wegen Mangels an Beweisen eingestellt. Enge Beziehungen zu Losacker 
auch nach dem Krieg. Mitglied der „Gesellschaft für bedrohte Völker". 1995 
wurde seine Besatzungsvergangenheit der breiten Öffentlichkeit bekannt. Be­
hauptet bis heute, er und sein Freund Losacker, ein Judenhasser par excellence, 
hätten den Juden geholfen! Die Überlebenden und zahlreiche Dokumente bele­
gen das Gegenteil. Selbst seine engsten Freunde aus dieser Zeit wissen von dieser 
Hilfe für Juden nichts.51 

Wächter, Otto, Dr. jur., geb. 8.7.1901 in Wien. Abitur. Studium Rechtswissen­
schaft, 1924 Promotion in Wien. Rechtsanwalt. 1919-1922 Mitglied im Frei­
korps „Deutsche Wehr"; seit 1923 Angehöriger der SA in Wien. Mitglied der 
NSDAP seit 24.10.1930 (Nr.301.093); am 10.3.1935 tritt er der SS bei 
(Nr. 235.338). Teilnahme am Putsch von 1934; nach „Anschluß" Chef der Inne­
ren Verwaltung, Vertrauter von Seyß-Inquart. 7.11.1939 Gouverneur des Di­
strikts Krakau; 22.1.1942 Gouverneur des Distrikts Galizien. SS-Gruppenfüh­
rer. 1944 Militärverwaltungschef beim Bevollmächtigten General in Italien. 
1945 in Rom untergetaucht und dort 1949 gestorben.52 

51 BA D-H, ZA VI/3546, BL 89; ebenda ZA VI/155, A.7; AGK NTN 334, Bl. 125-127; TAZ 
vom 29.9.1995, S. 12, vom 10.7.1996, S. 1,16-17; der Spiegel vom 9.10.1995; von Jordan, 
Polnische Jahre, S. 93; Józef Marszałek, Obozy pracy w generalnym gubernatorstwie w la­
tach 19394945, Lublin 1998, S.26. 

52 BA BDC (Wächter); Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, S. 954; Pohl, Judenverfolgung, 
S.422. 
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Weihenmaier, Helmuth, geb. 28.11.1905 in Neresheim, Kreis Aalen. 1924 Rei­
feprüfung, 1924 bis 1929 Studium der Rechtswissenschaften in Tübingen und 
Berlin, 1926 erste, 1933 große Staatsprüfung. 1934 Regierungsassessor, 1937 
Regierungsrat, 1934-1937 Tätigkeit beim Landratsamt Urach, 1937 stellvertre­
tender Landrat in Reutlingen. Seine Leistungen wurden durchaus positiv beur­
teilt. Pg. seit 30.4.1933 (Nr. 3.254.047), SA-Scharführer. Am 10.10.1939 ab­
geordnet als Landkommissar östlich der Weichsel. Ab Ende Oktober 1939 bis 
Juli 1944 Kreishauptmann in Zamość. Führte Deportationen von Juden in die 
Vernichtungslager durch. Nach dem Krieg Landrat in Freudenstadt/Schwarz­
wald. 1969 Ermittlungsverfahren eingestellt.53 

Weirauch, Lothar, geb. 25.11.1908 in Siemianowitz/Oberschlesien. Gottgläu­
big. Oberrealschule, Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in Breslau, 
stark ausgeprägtes Interesse für Osteuropafragen. Gerichtsreferendar, 1937 As­
sessorexamen, 1937 in der Landesversicherungsanstalt Schlesien tätig. Politi­
sche Betätigung: 1924-1926 Jugenddeutscher Orden, 1926 bis 1929 Organisa­
tion Wiking (Brigade Ehrhardt), ab 1.5.1930 in der SA, Pg. ab 1.5.1932 
(1.198.294), 1.5.1930 - 30.1.1933 stellv. Kampfgruppenführer der NSDStB, 
1933-1934 Kreisgruppenführer für Jungjuristen, 1934-1940 Leiter der Gau­
hauptabteilung Berufsbetreuung im NSRB, 1937-1940 Beisitzer des Gauehren-
gerichts NSRB Gau Schlesien. Am 3.9.1940 auf eigenen Wunsch ins GG ab­
geordnet; zunächst stellv. Leiter der Abteilung BuF, ab 28.5.1941 Leiter der 
Abteilung BuF bis zur Räumung. Teilnahme an der sogenannten dritten „Endlö-
sungskonferenz" am 27.10.1942. Leitete die Juden aus Mielec in das Einzugsge­
biet der Vernichtungslager Bełżec und Sobibór, koordinierte Deportationen von 
Juden in die Vernichtungslager. In einer Beurteilung des Rechstwahrer-Bundes 
vom 27.8.1942 hieß es: Weirauch „hat durch seine dienstliche wie außerdienst­
liche Haltung stets gezeigt, daß er mit dem Nationalsozialismus und seinen Ge­
dankengängen fest verwurzelt ist." Hatte „sehr guten Draht" zur SS, sein wenig 
„arisches" Aussehen hinderte ihn wahrscheinlich daran, der SS beizutreten, er 
war leicht bucklig. Nach 1945 keine Internierung, 1948 Geschäftsleitung der 
FDP in Nordrhein-Westfalen, 1.4.1950 bis Spätherbst 1954 Bundesgeschäfts­
führer der FDP in Bonn. 1.1.1956 Referent im Bundes Verteidigungsministe­
rium, 1956 Ministerialrat, 1960 Ministerialdirigent, 1964 Ministerialdirektor 

53 BA D-H, ZA VI/175, A. 16; AGK Reg GG 1/5390; ZStL 208 AR-Z 31/62, Bl.633-635; 
ebenda 208 AR-Z 268/59, Bl. 6818-6828. 
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im Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen. Ermittlungsverfahren einge­
stellt. Starb am 8.1.1983.54 

Wendler, Richard, Dr. jur, geb. 22.1.1898 in Oberdorf. Humanistisches Gym­
nasium in München. 1916-1919 Kriegsdienst, April-Mai 1919 Freikorps Lands­
berg, 1920 mit Zeitfreiwilligenkorps v. Kraus im Ruhrkampf. Studium der 
Rechts- und Staatswissenschaften in München, 1924 Syndikus in Stuttgart, 
1925 große juristische Staatsprüfung, 1926 Rechtsanwalt in Deggendorf, grün­
dete dort 1927 die Ortsgruppe der NSDAP, Pg. seit 1.7.1928 (Nr. 93.116), 
Beitritt zur SA 1928, am 1.4.1933 zur SS, 1943 SS-Gruppenführer und General­
leutnant der Polizei. 6.10.1933 Oberbürgermeister in Hof. Im Sommer 1939 
freiwillig zur Militärverwaltung in Polen, zunächst Stadtkommissar in Kielce, 
1.11.1939 Stadthauptmann in Tschenstochau. 15.2.1942 Gouverneur des Di­
strikts Krakau, 26.5.1943 Gouverneur des Distrikts Lublin bis zur Räumung. 
Vertrauter und auch Verwandter von Himmler - seine Schwester war mit dem 
Bruder von Himmler verheiratet. Im Mai 1945 von Amerikanern unter fal­
schem Namen verhaftet und im September 1945 entlassen. Lebte unter dem Na­
men „Kummermehr", um nicht nach Polen ausgeliefert zu werden. Arbeitete in 
einer Baufirma bis 1948, als seine Identität bekannt wurde. Am 20.12.1948 von 
der Zentralen Spruchkammer Nord-Württemberg, Ludwigsburg, zu vier Jah­
ren Arbeitslager verurteilt; am 28.4.1949 wurde das Urteil auf drei Jahre 
Arbeitslager abgeändert. 1950 freigelassen. 1955 als Rechtsanwalt wieder zuge­
lassen, eigene Anwaltspraxis in München. Starb am 24.8.1972 in Prien am 
Chiemsee.55 

Westerkamp, Eberhard, geb. 30.9.1903 in Osnabrück. 1913-1922 humanisti­
sches Gymnasium, 1922-1925 juristisches Hochschulstudium. 1926 erste, 1929 
große juristische Staatsprüfung. Regierungsassessor, 1.3.1933 Regierungsrat. 
Mitgliedschaft in: Völkischer Schutz- und Trutzbund, Heimatbund „Widu-
kind", Freikorps Tischschlag, Division Lenz (Epp), Jungnationaler Bund, Groß­
deutscher Jungbund und Volkskonservative-Vereinigung (Kurg). Gottgläubig, 
früher evangelisch; Pg. seit 1.5.1937, SA-Scharführer. 1.9.1933 Landrat in Os­
nabrück, Differenzen mit der NSDAP. 1.5.1939 Oberlandrat in Brunn. Novem­
ber 1940 bis Dezember 1941 Leiter der HA Innere Verwaltung in der Regierung 
des GGs. Januar 1942 auf eigenen Wunsch zum Militärdienst eingerückt. 1945-
1948 Landwirt, 1949-1956 Verwaltungsrechtsrat, ab 1953 Prokurist. 1956 bis 

54 BA D-H, ZA VI/120, A. 1; Hiiberg, S.443; ZStL 208 AR 1434/61, Verfügung vom 
2.9.1964; ebenda Bl. 284-302. 

55 BA BDC (Wendler); ZStL 208 AR-Z 268/59, Bl.2395 ff; AGK BD Nr. 306, Bl. 168-193; 
Verfügung der StA Hannover vom 21.12.1995 in der Sache 11 Js 8/81, S. 71. 
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1959 Staatssekretär im niedersächsischen Innenministerium unter Hinrich Wil­
helm Kopf, seit 1960 Anwaltspraxis, starb am 27.6.1980.56 

von Winterfeld, Hennig, Landrat, 7.10.1939 zum kommissarischen Landrat in 
Lubartów später Radzyń, bestellt, blieb dort bis Juli 1940. Ab August 1940 
Kreishauptmann in Janów Lubelski, ab September 1940 in Krasnystaw, Januar 
1941 beurlaubt, dann zur Wehrmacht einberufen. Scharfmacher gegenüber Po­
len und Juden, „verurteilte" mehrere Polen zum Tode und ließ sie erschießen, ei­
nen Juden ließ er erhängen. Bekam Schwierigkeiten mit Globocnik, weil seine 
Ehefrau, „jüdischen Bluteinschlag" hatte. Altparteigenosse, wie auch seine Ehe­
frau. Weiteres Schicksal unbekannt.57 

Ziegenmeyer, Emil, geb. 4.8.1906 in Duisburg. Regierungsrat. NSDAP seit 
4.1.1931 (Nr.458.423), Ausbilder bei SA und NSKK. Vor 1939 beim Regie­
rungspräsidenten in Breslau tätig, von dort nach Polen abgeordnet. Am 
4.10.1939 traf er in Lublin ein, Kreishauptmann Lublin-Land bis zur Räumung. 
Führte Deportationen von Juden in die Vernichtungslager durch, organisierte 
Strafexpeditionen gegen polnische Dörfer, dabei viele Tote, brutales Vorgehen 
gegen Polen und Juden. Nach dem Krieg städtischer Oberrechtsrat in Duisburg. 
Starb am 22.2.1991.58 

Zörner, Ernst Otto, geb. 27.6.1895 in Nordhausen. Realgymnasium, kaufmän­
nische Lehre in Hannover. Kriegsfreiwilliger, 1915 zum Leutnant der Reserve 
befördert und in der Nähe von Bełżec verletzt. 1918 Mitglied im Grenzschutz 
Ost (Danzig). 1919 wieder als Kaufmann. 1922 Mitbegründer der NSDAP in 
Braunschweig, als Ortsgruppenleiter tätig. Erneuter Beitritt zur Partei am 
4.5.1925 (Nr.3.218). Februar 1928 erster Stadtverordneter der NSDAP in 
Braunschweig, 30.9.1930 Präsident des Landtages in Braunschweig. Ermög­
lichte 1932 Einbürgerung Hitlers. 21.3.1933 Vizepräsident des Reichstags. 
Nach der Machtübernahme Differenzen mit örtlicher Parteiführung, prote­
stierte u.a. gegen Mißhandlung von Schutzhäftlingen. August 1933 bis Juli 
1939 Oberbürgermeister in Dresden, danach Stellvertreter des Generalbauin­
spektors (Speer) für die Reichshauptstadt. November 1939 bis Januar 1940 
Stadthauptmann von Krakau, 21.2.1940 Gouverneur des Distrikts Lublin. Glo-

56 BA BDC (Westerkamp); BA D-H, ZA VI/304, A.2; Präg/Jacobmeyer, Diensttagebuch, 
S. 955; Auskunft ZSdL. 

57 BA BDC (v. Winterfeld); AGK NTN 270, Bl. 84; ebenda 314, B1.5; ebenda 316, Bl.2-4; 
APL Archivamt 19, BL 15; APL GDL 865, BL 159-167; APL Polizeibataillon Zamosc 104, 
BL 26-29. 

58 APL GDL 22, B1.5; APL Archivamt 19, B1.31; StA Wiesbaden 45 Js 14/62, BL729-742; 
AGK OKL 257, BL 158-160, 164-166; ZStL (Auskunft). 
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bocnik zählte in seinem Bericht über das Verhalten Zörners im Distrikt Lublin 
alle möglichen Vorwürfe auf, nicht aber, daß Zörner den Massenmord an Juden 
behindert hätte. 10.4.1943 aus dem Dienst im GG entlassen wegen der Proteste 
gegen Aussiedlung von Polen aus dem Gebiet von Zamość. An der Ostfront als 
Wirtschaftsberater eingesetzt. Im Frühjahr 1945 im Protektorat, dort soll er 
nach „Gerüchten" Selbstmord begangen haben. Erst Ende 1959 beantragte 
seine Tochter die Todeserklärung. Am 25.3.1960 mit dem 21.12.1945 als tot er­
klärt .5 9 Im Antrag auf Todeserklärung wurde seine zweite Ehefrau, die eigent­
lich den Antrag hätte stellen müssen, überhaupt nicht erwähnt. Die erste Ehe­
frau starb Anfang der dreißiger Jahre. Daher ist es nicht ausgeschlossen, daß 
Zörner und seine zweite Ehefrau nach 1945 unter anderen Namen lebten. 

59 BA BDC (Zörner); BA D-H, Dok/P 2279; ebenda, ZA 1/7998, A.l; Krakauer Zeitung, 
2.7.1940; IfZ Fb 106/59, T. I, S. 19-27; Degners Wer ist's? Berlin 1935; Niedersächsisches 
Staatsarchiv Wolfenbüttel 60 A. Nds. Nr. 3424. Zugangs-Nr. 35/1989. 
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Hauptkommission zur Untersuchung der Verbrechen am polni­
schen Volk) 
Anordnung 
Armee-Oberkommando 
Archiwum Państowe (Staatsarchiv) 
Archiwum Państwowe w Lublinie (Staatsarchiv, Lublin) 
Band 
Berlin Document Center 
Bund Deutscher Mädel 
Befehlshaber der Ordnungspolizei 
Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes 
Bund der Vertriebenen 
Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
Biuletyn Głównej Komisji Badania Zbrodni przeciwko Naro­
dowi Polskiemu 
Biuletyn Głównej Komisji Badania Zbrodni Hitlerowskich w 
Polsce 
Blatt 
Bevölkerungswesen und Fürsorge 
Biuletyn Żydowskiego Instytutu Historycznego 
Chef der Zivilverwaltung 
Chef der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes 
Deutsche Arbeitsfront 
Dahlwitz-Hoppegarten 
Deutschnationale Volkspartei 
Ernährung und Landwirtschaft 
frame 
Gouverneur des Distrikts Lublin 
Geheime Staatspolizei 
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GG Generalgouvernement 
GKBZHwP Główna Komisja Badania Zbrodni Hitlerowskich w Polsce 
GPU Gosudarstvennoje politićeskoje upravlenie (bis 1934 Staatssi­

cherheitsdienst der UdSSR) 
HA Hauptabteilung 
Herv. Hervorhebung 
HSSPF Höherer SS- und Polizeiführer 
HStA Niedersächsisches Hauptstaatsarchiv in Hannover 
HTO Haupttreuhandstelle Ost 
IfZ Institut für Zeitgeschichte 
IMG Internationaler Militärgerichtshof 
IMT Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Interna­

tionalen Militärgerichtshof, Nürnberg, 14. November bis 1. Ok­
tober 1949. 42 Bde., Nürnberg 1947-1949 

IZ Instytut Zachodni (Westinstitut in Posen) 
JSS Jüdische Soziale Selbsthilfe 
JUS Jüdische Unterstützungsstelle 
KdG Kommandeur der Gendarmerie 
KdO Kommandeur der Ordnungspolizei 
KdS Kommandeur der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes 
KH Kreishauptmann 
KZ Konzentrationslager 
LG Landgericht 
LZ Landwirtschaftliche Zentrale 
MiG Militärbefehlshaber im Generalgouvernement 
NKWD Narodnij Kommissariat Wnutrennych Djel (Volkskommissariat 

für Inneres - seit 1934 sowjetische Sicherheitspolizei) 
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
NSDStB Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund 
NSKK Nationalsozialistisches Kraftfahrerkorps 
NSRB Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund 
NTN Najwyższy Trybunał Narodowy (Das Oberste Volkstribunal) 
OB Oberbefehlshaber 
OKH Oberkommando des Heeres 
OKL Okręgowa Komisja Badania Zbrodni przeciw Narodowi Pol­

skiemu w Lublinie (Bezirkskommission zur Untersuchung der 
Verbrechen am polnischen Volk in Lublin) 

OKW Oberkommando der Wehrmacht 
Orpo Ordnungspolizei 
Ost-Dok Ost-Dokumentation 
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Pg. 
Reg. 
RFSS 
RGBl 
RGO 
Ring. 
RKF 
RSHA 
SA 
SAKr 
SAL 
SD 
SH 
Sipo 
SOKr 
SS 
SSPF 
SH 
StA 
stellv. 
StS 
Tab. 
U-Abt. 
Uk. 
uwz 
V 

Vern. 
VfZ 
vo 
VOB1GG 
WiG 
ZIH 

ZI 
ZStL 

Parteigenosse 
Regierung 
Reichsführer-SS 
Reichsgesetzblatt 
Rada Główna Opiekuńcza (Haupthilfeausschuß) 
Ringelblum 
Reichskommissar zur Festigung deutschen Volkstums 
Reichssicherheitshauptamt 
Sturmabteilung 
Sąd Apelacyjny w Krakowie (Appellationsgericht Krakau) 
Sąd Apelacyjny w Lublinie (Appellationsgericht Lublin) 
Sicherheitsdienst 
Stadthauptmann 
Sicherheitspolizei 
Sąd Okręgowy w Krakowie (Bezirksgericht Krakau) 
Schutzstaffel 
SS- und Polizeiführer 
Stadthauptmann 
Staatsanwaltschaft 
stellvertretend 
Staatssekretär 
Tabelle 
Unterabteilung 
unabkömmlich (für Kriegsdienst) 
Umwanderer-Zentralstelle 
verte (wende) 
Vernehmung 
Viertelsjahreshefte für Zeitgeschichte 
Verordnung 
Verordnungsblatt für das Generalgouvernement 
Wehrkreisbefehlshaber im Generalgouvernement 
Żydowski Instytut Historyczny (Jüdisches Historisches Institut 
in Warschau) 
Złoty 
Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen in Ludwigsburg 
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Aalem, Kreis 397 
Ansbach 363 
Augustówka 54 

Baden-Baden 389 
Bautzen 386 
Bayreuth 9 
Bełżec (Bełżec) 52, 54, 128, 156, 166, 206, 

207-209,216 f., 226-235, 237, 239 f., 242, 
245, 256, 259, 261, 265, 268, 270, 287f., 
303, 307, 324, 331, 349, 368, 395, 396, 
399 

Bełżyce 131,132,143, 174,246 
Bełz (Beiz) 249,250,253 
Bernburg 383 
Biała 53 
Biała Podlaska 17, 41 , 44, 66, 93, 115, 116, 

137, 153, 168, 199, 244, 255, 280, 286, 
289, 297, 308, 316, 365, 388, 391 

Biłgoraj, Kreishauptmannschaft 102, 143, 
155,166, 279 f., 287, 289, 309, 335 

Biłgoraj 52, 53, 93,100,136,152, 218, 237, 
244, 256, 261, 309, 312, 316, 331, 379 f., 
3 90 f. 

Białystok 197 
Bonn 384 
Böhmen 383 
Böhmisch-Leipa 388 
Braunau /Sudetenland 393 
Braunschweig 36, 399 
Breslau 97, 99,380, 387, 391, 394, 397, 399 
Brzeżany 333,362,381 
Brunn 398 
Budzyń 286 
Bukowa 53 
Bychawa 131 f., 246 

Chełm/Cholm, Kreishauptmannschaft 54, 
77, 226, 237, 257, 280 f., 287 

Chełm/Cholm 18, 41 , 44, 54, 93, 99, 117, 
127, 131, 143, 169, 192, 216, 217, 258, 
298, 369, 363, 366, 370, 379, 386, 388 

Chełmno 216 
Chemnitz 382, 389 
Chodel 131,174,246 
Chodów 372 
Cholm s. Chełm 
Cieszanów 226 
Coburg 321,391 
Crailsheim 366, 379 
Cyców 255 

Dahlwitz-Hoppegarten 9 
Danzig 399 
Dachau 390, 392 
Dąbrowa Tarn. 107 
Dębica 224, 304, 361 
Dęblin 234 f., 252 
Dęblin-Irena 244 
Deggendorf 398 
Demmin/Meklenburg 380 
Dornburg 387 
Dortmund 225,227,233,283,288 
Dresden 78, 96, 258, 379, 382, 387, 392, 

399 
Drohobycz 302 
Dubienka 192, 249, 250, 253 
Duisburg 363, 399 
Düsseldorf 362, 365, 392 

Erlangen 384,393 
Eschweiler/Aachen 384 

Flensburg 304, 386 
Frankenberg 78 
Freiburg 9, 382, 384 

Galizien, Distrikt 7, 10, 43, 52, 67, 71, 74, 
78, 87, 91 , 94, 100, 104, 166, 190, 197, 
207, 227, 229, 230, 270, 272, 302, 306, 
329, 333,336 f., 363,371 f., 381,388, 390, 
396 

Galizien 47, 96, 229, 337 
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Garwolin 311 
Glindow 386 
Goraj 136,256 
Göttingen 385, 395 
Grabowiec 249, 252, 253 
Greifswald 394 
Grodek 336 
Grójec 311 

Hagenau 3, 393 
Halle 383 
Heidelberg 384 f., 390 
Heilborn 7 f., 379 
Hildesheim 248, 249, 250, 252, 253, 254, 

274,335,370 
Hannover 256,257, 275,280,385, 398, 399 
Hirschberg 393 
Hof/Saale 7 8 , 8 1 , 139 
Hrubieszów, Kreishauptmannschaft 102, 

192, 226, 244, 247, 248 f., 251, 253-255, 
280 ,287 ,297 ,326 ,332 ,385 

Hrubieszów 18,47,53,77,84 f., 93,100,127, 
129, 143, 161 f., 226, 229, 241 , 246, 248, 
250 f., 253, 259, 261, 263, 274, 280, 290, 
297, 302, 309 f, 317, 329, 332, 381,383 

Izbica 176, 230-233, 237, 239, 278, 280 f., 
286 f., 300 

Janów-Lubelski, Kreishauptmannschaft 
102, 172,238,244 

Janów-Lubelski 41 , 44, 49, 54, 92, 93, 135, 
150, 152, 168, 239, 243, 247, 261, 267, 
362f . ,380 ,389 ,399 

Jasło, Kreis 50 
Jasło (Jasio) 15,43, 61 f., 131,134, 367,390, 
Jena 385 
Jerusalem 367 
Józefów 335 

Kamionka 363, 366 
Kassel 388 
Kazimierz 54, 130, 136, 176, 238-240, 245, 

270 
Kempen 385 
Kiel 306 
Kielce 13 f., 104 
Kutno 324 

Koblenz 9, 18,368,386 
Kolomea 92 178, 186, 306 f., 366, 369, 391, 

396 
Końska wola 244, 281 , 286 f., 299 
Komarów 261 
Kosin 135 
Kosowo 307 
Köln 365, 380, 384 
Krakau, Distrikt 7, 10, 43, 47, 50, 74, 78, 

81, 86 f., 104, 130, 166, 185, 196, 202, 
224, 225, 297, 299f., 310, 315, 321, 336, 
350, 353 f., 360, 363, 372, 383, 309, 398 

Krakau 9 f., 13, 23, 36, 44, 50, 63, 69, 71, 
73, 76, 84f., 96f., 99f., 107f., 113, 117f., 
121, 126, 129, 134, 135, 136, 141, 143, 
152, 158, 172-175, 178, 180, 191, 198 f., 
213 f., 218-225, 228, 234, 239-241, 245, 
247f., 268-270, 274, 279, 283-285, 303, 
305, 313, 315, 317, 326, 336-338, 342, 
345, 352 f., 360, 364-366, 368,380 f., 3H3, 
387, 393, 398 

Kraśnik 16, 18, 59, 77, 93, 135, 238-240, 
242, 244, 261 , 267, 287, 329, 389, 394 

Krasnobród 136 
Krasnystaw, Kreishauptmannschaft 230-

233, 237, 244, 258 f., 267, 281, 287, 329, 
395 

Krasnystaw 18, 44, 49, 54, 56, 62, 77, 92 f., 
100, 131, 136, 143, 162, 188, 190, 236, 
246, 259, 267, 282, 300, 317, 331, 366, 
385 f., 392, 395, 399 

Krefeld 384 
Krychów 54 
Krynica 130, 141 
Krzeszowice 129 

Łaszczów 261 
Leczna 131 
Leipzig 382 f., 387 
Lemberg 13 ,78 ,272 ,319 ,337 ,353 
Liebstadt 387 
Löbau/Sachsen 382 
Łódź (Lodz) 13 ff., 17, 19, 23, 79, 144, 172, 

186, 193,324 
London 396 
Łowicz (Łowicz) 46, 62, 311, 366, 396 
Lubartów, 16, 49, 63, 143, 145, 246, 288, 

399 
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Lublin, Distrikt 2 f., 6 f., 9-11, 16-18, 21 f., 
26, 28, 31-42, 44, 46, 49, 51-63, 66, 74-
78, 84f., 87, 90-95, 99-103, 110f., 113, 
115 f., 218-123, 126-134, 137, 138, 141-
144,149, 151-155,158,161-168,170,172-
174,181,184 f., 187,190,192,195,198 f., 
202, 204-208, 215-218, 223, 227-230, 
232,234,238-246,254 f., 257,259,262 f., 
265-267, 269-271, 279, 281, 285-290, 
294-296, 298, 300f., 307 f., 310, 314-317, 
323, 327-332, 341, 343, 346-355, 362, 
368-370, 379, 382, 386, 398-400 

Lublin 8-11, 13 f., 16 ff., 22, 26, 31, 35-38, 
41 , 43 f., 49 f., 50, 54-56, 59, 61 , 76-78, 
82, 84f., 90-93, 96, 99f., 103f., 2 22, 116, 
121 f., 125, 129, 131 f., 133, 135, 136 f., 
138, 142-145, 149 f., 153, 159, 164 f., 
168 f., 176, 178, 184, 186, 190, 196-198, 
200-206, 209, 212, 216-218, 223-235, 
239-249, 258, 260-262, 264-267, 269 f., 
273 f., 277-284, 286, 288, 292, 296f., 
300, 319, 324, 326-328, 337, 341 f., 348, 
362-364, 375, 380, 384-387, 390-393, 
395 f., 399 

Ludwigsburg 9, 78, 82, 370, 374, 397f. 
Łuków (Luków) 41 , 53, 59, 261,280f., 286, 

297,310 

Madagaskar 126, 127 
Mainz 225, 236, 384, 386, 391 
Majdanek 9 f., 23, 203, 206, 230, 265, 

286 f., 330,389 
Majdan Tatarski 2 3 0 , 2 6 6 , 2 7 8 , 2 8 7 
Malszyce 62 
Mannheim 389 
Markuszów 319 
Menden/Siegkreis 384 
Mianczyn 252 
Mielec 224-229, 304, 368 f. 
Międzyrzec 226, 229, 281, 286 f., 289, 295 
Miechów 229, 303-306, 321, 329,336, 361, 

366,372 
Minsk 311 
München 9 f., 23, 379, 384, 393 f., 396, 398 
Muszyna 130 

Nałęczów 128, 130,238 
Neumarkt 363 

Neu-Sandez s. Nowy Sącz 
Neustadt 393 
Neu-Stettin 380 
Neuburg 382 
Niedercunersdorf 380 
Nordhausen 399 
Nowa Osada 136 
Nowy Targ 130 
Nowy Sącz (Neu-Sandez) 304 
Nordhausen 339 
Nürnberg 352, 390, 393 

Oberdorf 398 
Oberlausitz 394 
Opatów 130 
Opole 128, 169, 174, 175, 190, 230, 237-

2 3 9 , 2 4 4 , 2 6 0 , 2 9 0 , 3 2 8 
Oppeln 13,78 
Osnabrück 329,381 
Ostrów 143,146,228,322 
Otwock 324 
Oszczów 53 
Oxford 381 

Palikije 59 
Paris 381 
Parczew 128 
Piaski 59, 131, 137, 143, 153, 274, 230, 

234, 236-238, 239, 246, 278, 280 f., 286-
289 

Piwniczna 130 
Posen 8,314 
Potsdam 395 
Prenzlau 388 
Pressburg 268 
Prien/Chimsee 398 
Przemyśl 297, 303, 364 
Puławy, Kreishauptmannschaft 52, 77, 130, 

143, 175, 190, 230, 237-239, 241, 244, 
259 ,263 ,286 ,299 ,319 ,389 

Radom, Distrikt 1, 7, 10, 75, 77, 87, 130, 
164, 167, 170, 300 f., 310, 312, 350, 
388 f. 

Radom 13 f., 17, 57, 76 f., 128, 224, 264, 
270, 274, 284, 300, 352f., 362, 388 

Radomyśl 135 
Radzyń, Kreishauptmannschaft 102, 143, 

261 ,281 ,286 ,310 ,355 
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Radzyń 18, 43-46, 49, 51, 63, 92 f., 136, 
159, 226, 295, 394 f., 399 

Rastatt 380 
Rawa-Ruska 361,386 
Reinbeck 293 
Reichshof ( Rzeszów) 299, 303, 329 
Rejowiec 237 
Reppin/Pommern 390 
Reutlingen 381,397 
Rochlitz 41 
Rogoźnica 55 
Rom 353, 396 
Rosenberg 78 
Rummelsburg 382 
Ryczowót 301 
Ryki 128, 244, 260 
Rzeszów s. Reichshof 

Sambor 361 
Schledershausen 381 
Schliersee 78 
Schleswig-Holstein 301-306, 363, 383, 395 
Schmölln/Oberlausitz 386 
Schreiberhau/Riesengebirge 394 
Siedice 302,311,354 
Siemianowitz 397 
Siennica Różanna 259 
Sławatycze 255 
Sobibór 206, 208, 216 f., 226, 230 f., 234, 

242, 250-252, 255, 257, 268, 287 f., 301, 
331,379,397 

Sochaczew 311 
Sokołów 311 
Stalingrad 32, 347 
Starnberg 383 
Stendal 395 
Stuttgart 217,331,370 
Swoszowice 129 
Susiec 226 f. 
Szczebrzeszyn 125, 217, 256, 287, 289, 309, 

312,317,324 

Tarnobrzeg 109, 185 
Tarnopol 386 
Tarnów 51, 107, 147, 169, 185, 320, 388, 

394 
Tetlow, Kreis 386 
Theresienstadt 238 

Tomaszów Lubelski 190, 206, 261, 290, 
315,328,331 

Trawniki 234 f., 252, 286, 296 
Treblinka 208, 216, 286 f., 302, 325 
Trzydnik 135 
Tschenstochau 13, 214, 267, 284, 305, 398 
Turobin 329 
Tübingen 379, 381, 395 L 
Tylicz 130 
Ty sówce 261 

Uchanie 249, 252 
Urach 397 

Velden/Östereich 391 

Waldsee 382 
Warschau, Distrikt 7, 10, 75, 77f., 87, 144, 

148, 164, 201, 216, 270, 299, 302, 311 f., 
350, 353 f., 356, 364, 384 

Warschau 8 f., 13 f., 19 f., 23, 57, 74, 84, 89, 
104, 128, 136, 144, 167, 173 f., 191, 224, 
268, 270, 314, 324, 335, 337-339, 346, 
354 f., 375 

Wąwolnica 238-240, 245, 269 
Werbkowice 53 
Wetzlar 386 
Wien 26, 28, 176, 182, 266, 268, 284, 393, 

396 
Wiesenbach 392 
Wipperfürth 363 
Wisznice 137 
Włocławek 128 
Włodawa 226, 237, 257, 274, 281 , 286 f., 

316,370 
Würzburg 384 f. 

Zaklików 281, 286 f. 
Zakopane 130, 364 
Zamość, Kreishauptmannschaft 52, 77,143, 

175, 226, 237, 244, 260 f., 280 
Zamość 18, 31 , 38, 41 , 45 f., 49, 54, 84, 93, 

96, 99, 116f., 127, 128, 136, 144, 158, 
159, 168, 172, 174f., 202, 205, 217, 229, 
231, 236, 260f., 279, 296, 302, 316, 325, 
331,351,366, 397, 399f. 

Zarudzie 54 
Zemborzyce 131 
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Zettin/Pommern 388 Żmudź 237 
Zichenau 157 Żółkiewka 54 ,62 
Zlotschow (Złoczów) 329, 333, 337, 362, 

366 
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Achenbach, Ernst 365 
Ackermann, Johann 84 ,85 
Adam, Karl 93 f., 379 
Albrecht, Heinz 99, 363 
Alten, Dr. 158 
Aly, Götz 8, 9, 96, 138, 147, 151, 755, 181, 

189, 193-195, 201, 235, 314, 354, 380 
Ansei, Werner 18, 53, 92-94, 135, 217, 218, 

257 ,331 ,366 ,370 ,379 
Arad,Yitzhak 208,216 
Arlt, Fritz 97f., 100, 122, 365, 380 
Asbach, Hans-Adolf 54, 91 , 93 f., 135, 362, 

370, 373, 380 f. 
Augustin, Hans 52, 59, 93 f., 188, 256 f., 

309, 363, 370 f., 380 

Babiarz 289 
Black, Peter 37, 129, 166 
Blaschek, Dr. 72 
Blasse, Dr. 42 
Barth, Eberhard 363 
Bauder, Theodor 271 
Becker, Dr. 77 
Becker, Herbert (BdO) 284 
Behrend, Dr. (KH) 93, 127, 381 
Bekermann,Wolf 249 
Benthin (SS-Untersturmführer) 303 
Benz, Wolfgang 7, 182 
Berenstein, Tatjana 7, 102, 106, 122, 128, 

131, 135, 143, 153, 156, 158, 165, 167, 
177f., 237, 239, 244, 250, 253, 254, 255, 
257, 259, 286 f. 

Best, Werner 24, 365, 367, 391 
Birn, Bettina 27, 323 
Block, Isa 337 
Boepple, Ernst 79, 86, 189, 197, 200-202, 

218f . ,227f . ,266, 352, 381 
Bohn, Madeleine 360 
Bormann, Martin 31, 82, 99, 235, 282, 

292 f., 313 
Botz, Gerhard 26 

Brand, Janusz 329 
Brand, Josef 363 
Brandt, Alfred 39, 53 f., 56, 59, 93 f., 162, 

236, 239-241, 244, 260, 262, 267, 269, 
288, 298 f., 314, 382 

Braun 329 
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Broszat, Martin 6 
Browning, Christopher 126, 286 
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Egon, Friedrich 354 
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Eisenbach, Artur 7, 124 
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